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Ifr« 1. Bntseh. der Koulgl. Uogmrlwlieii Kurie. 

Vom 27. Februar 1890. 

[BBU. BseniMdmr. SotsclL 1890, Nr. W. 8. IS».] 

Falls in den veröffentlichten Tarifen nach der virtuellen Länge nnd nicht 
nach der wirklichen Entfernung berechnete Frachtsätze aofgenommen sind, 
ist der Versender nicht berechtigt, geltend an maohen, daes die kUometrisohe 
Entfernung zwiseben An^be- und Bestlmmm^isstatlon hliner als die 
Tirtnelle L&nge Ist, and ans diesem Titel Bftohvergatnng der Fracht* 

dUTerenz zn beansprachen. 

Die Biulapei^tor Borsteiivielmiastanstalt klaj^te die Üirection der uegar. 
Staatsbalnien vor dem Budapester Haudcls»- und Wechselgericht auf Rück- 
erstattung einer Frachtdiftereuz von 1119 fl. HO kr. sanirnt Nfbens^ebfihren. 
Die Klage stützte sich darauf, dass Klägerin im .lahro 1887 eine Wagen- 
ladung Dünger der Geklagten zur Beförderung von Station 11. nach Station 
F. aufgegeben habe, iiml (l:i>s für die^e Sendung die Fracht statt nacli 
der wirklichen Entfernung von 4 Kilometern unter Zugrundelegung einer 
Entfernung von \-2 Kilometer bemessen worden sei. 

Das Haudelft- und Wechsclgerielit Budapest wies das Klagebegehren ab. 

Gründe; 

Dil! Kiuweiiduug der Geklagten, dat.» das Klagerecht der Klägerin 
laut 390 und 410 des Handelsgesetzes b«^reits verjRlirt wäre, konnte 
nicht in Betracht gezogen werden, denn diese (jesetzesbesiiniuiungeu 
finden nur in dem FalU^ Auweudung, wenn die Waare theilweise oder 
gänzlich in Verlust gerath» u ist, weiters wenn dieselbe verspätet ausge- 
folgt oder beschildi^t wurdi-. 

Klägerin aber gründet ibre Klaue nicht iiuf solche Unistande, son- 
dern fordert die ihrerseits angeblich uugebübrlieh bezahlten Transport- 
spesen zurück. 

Indessen musste Klägerin abgewiesen werden, weil sie sich, als sie 
den in der Klageschrift erwähnten Dünger der Geklagten zur Verfrachtung 
fibergab, dnrch Absehlnss des Fraditvertrages den Babnfrachttarifen der 
Geklagten auch f&r den Fall unterwarf, wenn diesbezfiglich im Fraeht- 

E(«r, EiMiilNdiarecillÜJeh« £iiiididdiDag«a IX. 1 
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briefe keine ausdrückliche BestimmiiDg enthalten wflre. Dass Klägerin 
. Abechlnss des Frachtvertrages mit der Geklagten andere, als in den Tarifen 
enthaltene Frachtsätze stipnlirt hätte, behauptet sie nicht, und noch weniger 
beweist sie es. 

Klägerin erkennt ansdrücklieh an, dass in dem bei der Geklagten in 
Kraft bestehenden Kflometerzeiger die kilometriscbe EotfemnDg zwischen 
fl. nnd F. mit 12 Kilometer angegeben sei; sie erkennt anch an, dass in 
der erwähnten Relation die Fracht nach 12 Kilometer berechnet nnd be- 
zahlt worden ist. 

Da also Klägerin f&r die Yerfracbtnng der genannten Waare in der 
erwähnten Belation die nach der obigen Entfernung entfallende Fracht be- 
zahlte, kann jene Einwendung, dass die thatsäehliche Entfernung in der 
genannten Relation nicht 12, sondern nur 4 Kilometer beträgt, nicht in 
Betracht gezogen werden, und kann Klägerin die Rückzahlung der auf 
8 Kilometer entfallenden Differenz nicht gesetzlich fordern, weil die Trans- 
portanstalt ohne Zweifel berechtigt ist^ die H&he der Frachtspesen con- 
tractlldi zu stipuliren. Klägerin aber hat, als Aufgeberin, die Verbindlich- 
keit anf Bezahlung der Frachtspesen übernommen, nnd in Anbetracht 
dessen, dass in der in Fr;ii.M stehenden Relation tarifarir^ch ein höherer 
als der der tliatsächlichen Entfernnng entsprechende Frachtsat/ aiisbe- 
duiigen war, durch die Bezahlung dieses Frachtsatzes keine ungebührliche 
Zahlnng geleistet. 

Unbegründet ist weiter jene Einwendung der Klägerin, dass sie durch 
die Geklagte irregeführt worden wäre, denn es stand ihr frei, sich durch 
Einsicht in die Tarife der 6ei\lagten über die Art und Weise der Spesen^ 
bereehnung Gewissbeit zu verschaffen. 

Unbegründet ist weiter auch T'^tk' klägerische Behauptung, dass die 
Frachtsätze irrthümlich berechnet nmikIcii w iiren, denn die Entfemnng von 
12 Kilometer wurde aus dem Grande der Frachtberechnung zu Gmude 
gelegt, weil in der fraglichen Relation nicht die thatsäehliche, sondern 
die virtnellf" Entfernung wegen Vereiotachnng der Berechnung vorge- 
schriehpii war. 

Jener Umstand, dass der später, und zwar am 1. Jnli IS ^7 in Kraft 
getret<Mif> Kilometerzeiger dip tarifnrischc Entf«minim in der gcnamiten 
Relation auf die thatsäehliche Eiitt' rniinLj von 4 Künni- tern hcral'sctzte, 
und infolged*>sspn anch der Fracht.-?atz dieser EuttVinuT?«:: pnt>i »rechend 
reducirt wurtif. könnt»' ebenfalls nicht in Betracht cczogeu werden, weil 
die neuen Tarife kein-j rückwirkende Geltnnj? besit/.en. 

Die Bndapestor kniiiu!. Tafel hat das erstrii^htorlii lic rrtlM'!) :ius den 
darin anncfüliileii (u-iindt-n, ferner auch aus dem Grnndt' Itc-^tui igt, weil 
im Sinne des § 152 des Gesetzes vom Jahre 1868 nicht der Geklagten, 
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sondern der ElAgerin oblag, den Beweis za fUhreo, dass die Bateo der 
tarifarischen Eilometerzeiger gesetzt und reglementswidrig wftren. 

Die icOnigl. ungarische Knrie hat das Urtbeil der königl. Oeriehts- 
tafel best&tigt, und zwar ans den dort angefflfarten Orfindeo, sowie in der 
BrwSgimg, weil ElfigeriD in ihrer Appellation irrtbümlich behanptet, dass 
sie die Gesetzwidrigkeit der FracbtberecbniiDg bewiesen hfttte, und zwar 
durch das Geständniss der Geklagten. 

Denn din Geklagte bat wohl zugestanden, dass der Kilometerzeiger 
die £ntfeniiing zwischen U. nnd F. mit 12 Kilometer angiebt, w&hrend 
diese Entfernung in der Wirklichkeit nar 4 Kilometer betr&gt, aber sie 
bat auch zugleich hinzugesetzt, dass die 12 Kilometer für diese Strecke 
als virtue lle Eotfemang wegen leichterer Bemessung des auf diese Strocks 
eutfallenden höheren Frachtsatzes aagenommen wnrden. Hieigegen hätte 
Kiätii'tln entweder ZU beweisen, dass die 12 Kilometer aus Versehen in 
den Kilometerzeiger aufienommen worden oder dass die Geidagte nicht 
berechtigt war, den Frachtsatz nach der virtuellen Entfernung zu be- 
rechnen, was aber Elftgerin zn beweisen nicht einmal versucht hatte. 



Nr. 2. DntBelt der Konlgl. Ungarischen Kurte. 

Vom 5. März 1890. 

CR9U. ElMBlMbar. Eotscb. 1880. Kr.SS. 8. 137.] 

Klagerecht des Adressaten auf Schadenersatz wegen Beschädigung eines 
einzelnen Kollo Im Fälle Niehtbezuges der betreffenden Fraohtsendung. 
Abweisnng des Bntseh&dlgnngsäuspmdLda wegen der ane der natfirliehen 
Beschaffenlieit entspringenden OefÜir, wenn yon einer Anzahl von Kollii 

die mefeten nnbeschftdigt bliebeit 

J. K. klagte die Diroction der un^rir. Stnatsbahnen mit Khiirc dv \^^nm. 
7. November 1888 vnr dfia [»iitlafx'sttT VI. B.G. auf Zahlunü^ eines Be- 
trages von 12 fl. und stützte seiue Klage <larauf, dass von 20 Colli einer 
an ihn adressirten Sendang eines im Werthe von 12 fl. im beschädigten 
Zustande eingelangt und von ihm deshalb nicht bezogen, sondern zur 
Verfugung des Aufgebers gesteilt worden sei. 

Ihis B. G. Budapest wies die Klage wegen Maugel der Klagelegitima- 
tion ab. 

Gründe: 

Das Klagerecht konnte dem Klager nicht zui t kaiint werden, weil 
Klagt 1 selbst zugesteht, dass er von den 20 Colli, aus welchen die Sen- 
dung bestand, eines nicht übernommen hatte, demzufolge ihm dieses nicht 

ausgefolgt wurde und er über dasselbe im Sinne des § 409 desH.G. kein 

1* 
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Thatbestaodsprotokoll anfnebmen liess, sondern Waare zur Yerföguog 
des Aufgebers stellte. 

Unter solchen TJmsänden war Aufgeber allein berechtigt, das Klage- 
recht aasznOben. Elfiger aber ist, nachdem er die Waare nicht ausge- 
löst hat^ im Sinne des § 407 des H.G. nur berechtigt, die Ansibigang 
der Waare, nicht aber deren Werth vom Frachtführer zn fordern. 

Ueber Becnrs des Klagers hat die Bndapester königl. Tafd das Ur- 
tbeil des Budapester VI. B.€r. aufgehoben und zn Recht erkannt, dass die 
geklagten ungarischen Staatsbahnen schuldig seien, dem Kläger den Betrag 
7on 13 il. sammt Nebengebühren zn bezahlen. 

Gründe: 

Laut § 407 des H.G. kann, sobald das Frachtgut in der Bestim- 
mungsstation ankommt, der im Frachtbriefe benannte Uebernehmer aiie 
auf dem Frachtvertrage beruhenden Rechte ausüben. 

Hieraus folgt, dass der Adressat berechtigt ist, nicht nur wegen Ans- 
folgnng des Frachtbriefes und den Frachtgates klagbar zu werden, sondern 
auch, sofern er den Frachtführer für den theilweisen Verlust oder die Be- 
schüdigni^ der Waare verantworÜich hSlt, denselben anch hierfür im 
eigenen Namen zu belangen. 

Demzufolge künnen die gegen das Klagerecht des Klfigers erhobenen 
£inwenduD^:en nicht in Betracht gezogen werden. 

Nachdem femer die geklagte ßahuverwaltnog die Entstehung der in 
der Klageschritt amschriebeneii Schäden nicht in Zweifel gezogen hat, für 
jene Einwendung aber, dass die Beschädigung dnrch äusserlich nicht er- 
kennbare Mängel der Emballage entstand, das in Abwesenheit des Klägers 
durch die eigenen Angestellten der geklagten Bahn aufgenommene That- 
bestandsprotokoU nicht als Beweis angenommen werden konnte, hing^en 
der Umstand, dass von 20 Colli 19 Stuck in unverletztem Zustande ange- 
kommen sind, dafür spricht, das^ die Verpackung eine entsprechende war 
— so rausste dem Klagebegehren stattgegeben werden. 

Die königl. Kurie hat über Beschwerde der geklagten konigl. ungar. 
Staatsbahuen das Urtheil der königl. Tafel aufgehoben und jenes der 
ersten Instanz wiederhergesteiit. 

(t r ii 71 (1 e : 

Das zwcitncliterliche L'rtlieil wird alip:e;iiKlort und das erstrichterliche 
Urtheil nnhorührt gelassen, und wird (Irr Klii-i r mit seiner K!a.;i; lueri- 
torisch abgewiesen und zwar fins (l iii (iiiiiidr, wt-ü laut § ill des Be- 
triebsreglements die Eisfuijahu in Ansehung der (.lütrr. welriie vermöge 
ihrer ei«;. ijtlniin!ich<'n n;itürl!«^!i'Mi Beschaffenheit der besoudt-nMi Gefahr 
ausgesetzt ^i^ul, giiuzliclicu oiI.t lliciKveisen Verlust oder Be-i-hadinunif, 
namentlich Bruch, Kost, inneren Verderb u. s. w. zu erleiden, nicht für 
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den Schaden haftet, welrhpr aus dieser Gefahr entstanden ist, insbesondere 
alBO nicht für den Bruch: bei leicht zerbrechlichen Sachtn, als Glas u. s.w., 
ausgenommen den Fall, dass Kläger den Beweis dafür erbringt, dass der 
Schaden durch das Vergehen der Bahnorgane ▼erorsaeht worden ist 



Kr. 8. Sntseh. der KSnlgl. Ungariseheii Kurie. 

Vom 19. Älürz i890. 

[RflU. Eiscnbahnr. Entsiclu t890. Nr, 4a S. 132.] 

Haftnng der Balmanstalt fiu* die Beschädigung, welche aa einer Kohlen- 
sf liduug anlässlich der durch ein Wagengebrechen nöthig gewordenen 
ümladung durch Vermengung mit Schotter und Mist entsteht. Gerichtliche 
Feststellung der Beschädigung einer wegen verweigerten Bezuges von der 
Bahnanstalt verweigerten Sendung als Voraus&etzoug des Schadeuersatz- 

anspruches. 

Klai;or fordert von der geklagten Eisenbahn den ganzen Werth für 
die derseltuni zur Weiterbeförderung übergebenen 10370 Kilogramra Stein- 
kohlen, weil die erwähnte Waare in der Bnstimmitngsstation S. P. mit 
Schotter und Mist vermcTigt anlangte. Ej< niiterlirgt keinem Zweifel, dass 
Kläger berechtigt, ist — insofern^ die Waare während des Transportes 
bosrhrulii^t wurde — SchadeuersatzansprücJie zu stellen (Handelsgesetz 
§§ 399 und 422). 

Es kann jedoch hn Veranschlagung der Sumine des Schndenersatz- 
werthes im Sinne des bezogenen § 899 im obsehwebf»ndi'n Falle — da 
die Waare nicht in Verlust gerathon — nicht der uan/c Worth der \\ aaic, 
sondern nnr jene Differenz :ils (irnndlage angenomnuMi werden, welche, 
zwischen dem Verkaufspreis der bescliiidigten Waare nnd dem nnlcntiichen 
Handelswerthe derselben in unbeschädigtem Zustand am Auslolguugsorte 
und zur Ansfoli,ninGrszeit besteht. 

Da jedoch Kiügt r bei Anlangen der Waare am Bestiinmunirsorte nicht 
nur verabsäumte, den Znstand durch richterlichen Augenschein feststellen 
zu lassen, sondern die weu^n Becjleichung der Transportkosten nach vor- 
heriger Anmeldung erfolgte lu italionsweise Veräusserung der Waare still- 
schweigend duldete, konnte der vom Klager erlittene Schaden aus Maityel 
an gehörigen Anhaltspunkten nicht constatirt und geklagte Eisenbahn 
zum Schadenersatz nicht verlkiltcu werden. Es ist selbstverständlich, 
dass dadurch das Recht auf den nach Deckung der Transportkosten bei 
der Geklagten erliegenden Betrag von 24 Ü. 39 kr. nicht berührt wird. 
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Nr. 4. Enfach. der Konigl. Ungarischen Kurie. 

Vom 17. April 1890. 

CRÖll, £Is«Bbfth]iT. EQiMk tflSa Nr. 41. & la&J 

Decken, welcKe von dem Aufgeber eiser im oiTenen Wagen verladenen 
Sendung snm Schntse derselben beigegeben werden, sind nlcbt als Be- 
standtheil der Sendung, sondern als der Babnanstalt zur Benutzung über- 
geben anzuseilen, nnd kann die Babn im Falle des Verlustes derselben 
die BeschrSnknng der Haftung auf den Maiimalsatz von 30 fl. pro 50 Sllo- 

. gramm niobt geltend machen. 

Die Firma M. klagte die Direction der königl. angarischen Staats- 
bohaen vor dem Bndapester Vf. 6.G. als H.G. auf Herausgabe von zvei 
Stack 7 Meter laugen und 5 Meter breiten wasserdichten Placheo, reep. 
auf Bezahiung des Werthes von 81 fl. 96 kr. c. s. c. 

Das Bodapester VI. B.G. vemrtheilte die Geklagte, der klägeriaehen 
Firma 30 fl. an Kapital und 6 Prozent Zinsen vom 1. Juli 1887 an ge- 
rechnet — innerhalb acht Tagen bei sonstiger Execution unbedingt, ferner 
51 fl. 96 kr. an Kapital sammt 6 Prozent Zinsen vom 1. Juli 1887 an 
gerechnet und 30 fl. Prozesskosten binnen acht Tagen bei sonstiger Exe- 
kution m dem Falle der klllgerisehen Firma zu bezahlen, wenn die- 
selbe in der Person des M. den Scbätzungseid leistet, dass die durch die 
kiftgerische Firma der geklagten Direction geliehenen zwei Stück wasser^ 
dichten Piachen 81 fl. 96 kr. werth waren. 

Für den Fall der Nichtablegung des Eides wurde die Klägerin mit 
ihrer den Betrag von 30 fl. überschreitenden Fordemng unter Aufhebung 
der Prozesskosten abgewiesen und die Prozesskosten gegenseitig auf- 
gehoben. 

Gründe: 

Die geklagte Direction anerkannte, dass die ihr durch klflgerische 
Firma geliehenen zwei Stück Piachen in Verlust gerietheu, bestritt indess 
den aufgerechneten Werth derselben; da aber der Werth derselben in 
sonstiger W«?ise nicht eonstatirbar war, so musste diesbezöglich die 
klägerische Firma zirm Schätzung- i ! >'ni: 1 1 << ii mul der Aiiscraug des 
Prozesses von der Leistung oder ^'ichtieistung des Eides abhängig ge- 
mscht werd(>n. 

Vom Verhör der durch die angeklagte Direction angerufenen Zeugen 
wurde deshalb Abstand genommen, weil, wenn dieselben auch bewiesen, 
dass die fraglichen zwei Flachen den kliigerischerseits angegebenen Dimon- 
sionen nicht entspruclipn, dadurch noch nicht bewiesen wäre, dass die- 
selben dem aufgerechneten Wcrthe nicht entspriichen. Von der Einver- 
nehmung der Experten aber wurde Abstand gcuommeu; denn abgesehen 
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davon, dass die Flachen In Verlast geiiethen, ist deren Werth jetzt ohne- 
hin schon nicht mehr constatirbar und solebennaasBen ist besQglich Festp 
stelhmg des Werthes, mit Ansaahme des Sehätznngseides, kein sonstiger 
fieweis mOgUeh. Für den Fall etwaiger Nichtleistung des Scbätznngseides 
ist die angeklagte Direktion deshalb zur Bezahlnng yon 80 fl. yemrtheilt 
worden, weil sie die Flachen in diesem Werth selbst anerkannte, wfthrend 
im entgegengesetzten Falle die angeklagte Direktion zur Bezahlung der 
ganzen geforderten Summe verurtheilt werden mnsste, da die Flachen der- 
selbeu nicht als Fracht, sondern leibweiso gegeben wurden nnd in diesem 
Falle Kläger berechtigt ist, deren ganzen Werth zu fordern. 

Zur Herausgabe der Flachen in natura konnte die geklagte Direktion 
dt'^^halb nicht verpflichtet werden, weil dieselben in Verlust geriethen aod 
daher die geklagte Direktion nicbt in der Lage ist, dieselben in natura 
znräckzugeben. Für den Fall der Nichtleistung des Eides wurden die 
Prozesskosten deshalb gegenseitig aufgehoben, weil Kläger in diesem Falle 
theil weise prozessverlustig wird, während im entgegengesetzten Falle die 
£:eklagte Direktion als vollständig prozessveriustig auch zur Bezahlung der 
Frozessko>ten zu vorpflichten war. 

Die Butlci])ester kftuigl. Tafel hat jpiieii Thnil dos erstriclitoilichen 
Urtheilof!, weicher die Ant?ekla£ite zur Bezahlung von 30 tl. und fi Prozent 
Zitifsen vom 1. Juli 1887 vorprtichteto, bostiiti;;t, im Uebrii;on jedoch den 
Kläger mit seiner Fordernnu von 51 fl. 96 kr. an K:i[)ital und Ziuaeo 
unbedingt abgewiesen und die Frozesskostea gegenseitig aufgehoben. 

Gründe: 

Kläger hat nicht naehgowicson, dass er die trofordertfn Flachen der 
Eisenbahngesellschaft gcli^hon hat und kann, zumal Khiuoi- die Behaup- 
tung der geklagten Eisenbahn — (hiss die Bedeckuii^^ dor mit Eichenrinde 
beladuucii Ei.senbahnwagen nicht l'lliclit (h-r Eisenbahn, sondern Fllicht, 
resp. im Interesse der klägerischon Fiinia als Aafgel)erin war — nicht 
widerlegte, vom Leihen keine Rede sein; demzufolge werden die Flachen 
sammt der Eichenrinde, zu dereti Bodockang dieselben dienten, als zur 
"Weiterbeförderung ühorgebcne Waan-n bctraclitet und sind bei dem für 
dieselben festzusetzenden Schadenersatzauspruche dieselben Voi*schriften 
maassgebend, wie bei andereu, zur Beförderung übergebenen und in Ver- 
lust gerathenen Waaren. Da aber Kläger nicht leugnete, dass im Sinne 
des § 68 des Eisenbahnbetriebsreglements für in Verlust gerathene Waare 
höchstens 30 11. pro ZoUcentner zu bezahlen ist, welchem Reglement er 
sich, ans Mangel an entgegengesetztem Uebereinkommeu , unterwarf, ist 
diese Bestimmung gemäss § 420 des Handelsgesetzes bei Ausstellung des 
Frachtbriefes, resp. anf Grnnd der in ^«selben berufenen Betriebsregle- 
ments für den Aufgeber bindend. 
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Da Kläger nicht uacliwies, dass die geforderten Piachen einzeln 25> 
zuBammen also ein Maximalgewicht 50 Kilogramm überschritten, BO kann 
för dieselben eine grössere — als die durch Geklagte anjEebotene — 
EntBchfidignngssumrae von 30 fl. nicht beanspmeht werden und ist dero- 
zofolge die Gk?klagte nur zur Bezahlung dieser Snmme verpflichtet, mit 
der diese Summe überschreitenden Forderung: aber war Kläger al)/.iiwei8en. 
Die Geklagte zur Bezahlung von 45 ti. 50 kr. Entschädigung des) j 11) m 
vernrt Ii eilen, weil dieselbe früher der klägerischen Partei so viel angeboten 
hat, liegt kein Grund vor, da Kläger dirses Anerbieten uicht accejfitirte 
und letzteres deshalb für Geklagte nicht bindend war. Die Zinsen von 
dem zugesprochenen Kapital waren vom 1. Juli 1887 zu berechnen, weil 
geklagte Eisenbahn es iiieht bestritt, dass die Entschädigungspflicht schon 
damals begnniHMi hat, und die dem Kläger gebührenden 30 fl. nicht bei 
Gericht dppouirt wurden. 

T)ie Prozesskosten wurden desliuib gegeuscitiij; aufgehoben, weil Kliiiier 
nur tlieilweise im Frozess obgesiegt hat und Geklagte die zugesprorhene 
Snmme der Klägerin freiwillig anbot, somit zum Prozess keinen An- 
lass bot. 

Die königl. Kurie hat das ürtheil der königl. Tafel abgeSndert und 
das erstrichterliche Urtheil wiederhercrestellt, und zwar aus dessen Gründen, 
üowlv deshalb, weil kliiuerische Finua die Plachen nicht zur Verfrachtung, 
sonderij zur Benfit/un>; während det^ Transportes der geklagten Eisenbahn 
übergeben luit, infolgedessen der § 6ö des Betriebsreglemeuts uicht ange> 
wendet werden kann. 

Nr. 5. Entücli. des Dentsehen Reichsgerlehts. 

4. Givil-Senat. Vom 18. September 1890. 

[Bolze. Pr&x. Hd. tt. ?. Nr.5ti2d,] 

Stempel bei Kauf eines Erflndungspatents. 
Der Kauf eines Erändungspateuts ist als Kauf einer beweglichen 
Sache stempelpfliehtig. £s ist nicht der blosse Vertragsstempel zn ent- 
richten. 

Nr. 6. Entsch. des DentMcbeu Keichs^erlchts. 

4. Givil-Senat. Vom 22. September 1890. 
I^olxe, Pru. Bd. lt. 8. 389. Nr. 505.] 

Der Vertrag, doroh welehes sieh die Eisenhahn veipHlohtet, die Prodiikte 
des Eigenthfbnen unter Anlage eines Sehienengeleisos anf iliren Betriebs- 
mitteln naeh dem Hanptgeleise zu befördern, bedingt nioht den Stempel 

für Saobmiethe. 

Die Klägerin legte ein Sehienengeleise nach der Spree an; sie hat 
sich dem Grundeigenthfimer verpllichtet,. ein zweites Schienengeleise ab- 
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znzwcigen, auf welchem sie die l&nd> und forstwirthschaftlichen Erzeufrnisse 
des Gutes gegen eine Vei ^QtuDg von 2 Pf. für den Centner in das Baupt- 
geleise nnd von da uach der Spree zu befordern hat. Der Grundeigwi- 
thümer hat sich nicht die Benutzung d<'< /-v fiten Geleises ausbedungen, 
sondern die Klägerin hat mit ihrer Dampf- oder anderen Kraft zn be- 
fördern. Deshalb keine Sachmiethe. 



Kr. 7. £ntoeh. des Dentsehen Belehsgeriehts. 

6. GiTil- Senat Vom 9. Oktober 1890. 

Enteignimg. BeriLokaielitigiing Ton Wertherhöliiingen oder Vermindemngen 
in Folge eines st&dtlsehen Bebanungq^lues nnd projektirter Balmliofä- 

' anlagen. 

In voller Uebereinstimmuii^ mit der Begriiiidnng des Revisionsurtheils 
vom 6. Dezoiiiher 1888 ii^'lit das Berüfun??sgericht von dem Grundsätze 
aus, es sei der Werth zu berofhuen, welchen das Gruudbtuck des G. zur 
Zeit der durch den Fiskus erlVl^teri Enteignung — 27. Januar 1884 — 
gehabt hat, bei dieser Berei lmuui^ aber zu berücksichtigen, dass, da nach 
dem stu<ltis(hen Bebanunsrsplaiie vom 3. Olvtober 1882 das Grundstück 
seinem ganzen Umfange luieli in die Strasse üel, sein Werth sich fortan 
durch die Höhe der Entschädiunn^ bestimmte, welche die Stadt im Falle 
der zum Zwecke der Strasse!iai»laf;e vorgenommenen Enteignung narli <lein 
vollen Werthe des Grundstücks, aber ohne Rücksicht auf eine erst in Folge 
des Bebauungsplanes eintretende \VerLherhühung oder Werthvermiuderuug 
zn gewähren hatte. Das Berufungsgericht hat Sachverständige vernommen, 
und anf Gmnd deren Gutachtens die Entschädigungssumme erhöht, indem 
es annahm, „dass das enteignete Grundstück seine Wertherhühnng lediglich 
durch das Projekt der neuen Bahnhofsankge er&hien hat, nnd dass das 
städtische Aügnement vom B. Oktober 1882 hierauf gar keinen Einflnss 
gehabt hat". Nach dem Inhalt des Gntaehtens liess sidi schon bei Beginn 
der 1870er Jahre in Bücksicht anf die l&igst geplante AnsfOhrnng der 
Oentralbahnhofsaolagen eine früher nicht vorhandene Kanflnst für Grund- 
stücke ülmlicher Lage beobachten nnd wurde mit dem Fortschreiten der 
Vorarbeiten der Werth der in der Nähe der projektirten Anlagen belegenen 
Liegenschaften wesentlich erhöht, und zwar um so mehr, als der enorme 
Gomplex, welcher bis dahin, durch die vorhandenen Bisenbahngeleise resp. 
Dämme unzugänglich nnd jeden AlignementB entbehrend, von der Bau- 
speculaticn unberührt bleibe musste nnd nur als Ackerland verwendbar 
war, nunmehr BanterrainquaUtät erlangte. Die Grundstücke konnten als 
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Spekulatiousobjekte auch seboD vor Feststellung des städtischen Aligoe- 
ments verkauft werdeu. Dass von den im Jahre 1888 und 1889 gezahlten 
Preisen zuruckgerichlo:>sen ist auf den Werth, welchen die Liegensebaft im 
früheren Zeitpunkt hatte, ist nicht nnzal&ssig. 



Nr. 8. Entseh. der KönigL Vngsrischen Knrie, 
Tom 14. Oktober 1890. 

[B4U, EiseatebDr. EntselL 1690. Mr. 44 S. IIS.] 

Voranssetzangeu der Ersatzpflielit der Eisenbahn gegenäber der Ve^ 
BielLenmgsgesellBebaft besfigÜGli des an den Versiolierten geleisteten Er- 
satses des Wertbes eines angeblieb in Folge Funkenflnges der Lokomotiire 

in Brand gerathenen Gegenstandes, 

Die Erste angarisi-he ulliremcino Asspknran/gi'si'llscliaft klagte die 
königl. ungarischen StaatsbaliUi ii . liezichuiigsweisti die köuigl. Finanz- 
prokuratur auf Zahlung eines Scliiulcnersatzbetracres von 724 fl. 65 kr., 
indem sie geltend machte, dass ria^ (ielioidi' <it^s l^aul A., welcher 
Klligerin versichert war, durch den von einer l.oUomotive der ungarischen 
Stuatsbahnen verursachten Funkoiiiliig in liraud gesteckt wurde , und 
der Schadenersatz hierfür dem (.icnanutcn seitens der Klägerin geleistet 
wurde. 

(rniii d t»: 

Die von Seite der {^eklaijtcu küuigl. uugariöclien Staats! )aluuni er- 
hobene Einwendung, dass die königl. ungarische Finauzprukur zur Ver- 
tretung der königl. ungarischen Staatsbahnen nieht berufen wäre, konnte 
im Sinne des § 84 des Gesetzartikels LIV. vom Jahre ]868 nicht als 
etidihaltig angesehen werden, da es als erwiesen erseheint, dass die Bahn- 
linie, anf welcher die Lokomotive verkehrte^ deren angeblicher Fnnke das 
Getreide anzündete, das Eigenthnm des k&nigl. ungarischen Staates bildet, 
nnd ans dem Ansznge ans dem FirmenprotokoUe anch nicht ersichtüch 
ist, dass die Vertretung anders zu geschehen habe. 

In merito statzt die klagende Gesellschaft das Klagebegehren anf die 
Behauptung, dass ein Funken der Lokomotive des Bahnzuges jenes Feuer 
verursachte, welches das Getreide in Brand steekte, wofür die Elftgerin 
den Schadenersatz pro 724 fl. 65 kr. dem Versicherten ausgezahlt habe. 
Da dieses von Seite der Geklagten in Abrede gestellt wird, lag es der 
klagenden Firma ob, zn erweisen, dass ein Funkenausspruhen an be- 
wusster Stelle stattgefunden habe nnd dass der Brand durch dieses 
FunkenauBsprfihen Terursaclit worden sei. Dieser Umstand wurde aber 
durch die verhörten Zeugen nicht nachgewiesen, da von den verhörten 
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Zeugen k< iner diese Wahrnehmung gemacht hat, und eftmmtliche nur aaf 
Grand einer Folgernog ihre Äassagen gemacht haben. 

Ist non nicht Dacbgewiesen, das> dt ' Gokli^te die Urheberin des 

SchadeDs war, sn eotfüllt als gegeDstaiulsios die weitere Riinvondnnc? der 
Geklagt«']! b( tiniT des Nichtvoriiegens eines Verschuldens und bezüglich der 
Höhe der Ersatzsamme. 

Die königL Tafel zu Badapest gab der Appellation der klagenden 
Gesellschaft gegen das Urtheil dor ersten Instanz keine Folge und l)e- 
stätigte auch die köuigl. Kurie das Urtheil der ersten Instanz mit Rück- 
sicht aof die Begründang desselben. 



Nr. 9. Entsch. des Deutschen Reichsgericht». 
3. Civji-beiiat. Vom 17. Oktober 1Ö90. 

rnolzi . I'rax. Bd. II. S. 230. Nr. 5fi6.J 

Prolongstioii einer bestehenden Bürgschaft ist nicht stempelpfliohtig. 

Die Stemp<'1{ifli(litigkeit der Crknnde war za verncinrn, weil es sieh 
bei derselben lediglich mu die Prolongation einer bestehend l-h IKirgschaft 
handelte; für eine derartige Erklärung ist eine Stempelpilichtigkeit im 
Tarif nicht angeordnet. 

Nr. 10. Putsch, des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 22. Oktober 1890. 

Euwandmig des eigenen VersclialdeiiB des VeronglftckteiL naoh $ 2 des 
GesetBes vom 6. Hftrz 1869, B.G.BL Nr. 27; das Hbieüitreten in die Ge- 
leise Ewisohen die in Bewegung beündllolien Waggons begründet ein solches 
YersflliuldeE und befreit die Bahn von der Haftpllioht 

Wie aus den Aussagen der Zeugen Wenzel R. und Wenzel H. hervor- 
geht, ist Franz N. dadurch verunglückt, dass er bei der Verschiebung von 
Waggons zwischen dieselben trat, als sie bereits in Bewegung gesetzt 
waren. Dies war ihm dun^ die bezüglichen Dienstesvoisdiriften aus- 
drücklich untersagt, und es konnte ihm auch nach der Natur der Sache 
nicht unbekannt sein, dass dadurch sein Leben geführdet werde. Wenn 
er es dennoch tbat, so hat er den ihm zugegangenen Unglücksfall selbst 
verschuldet, und es liegen keine genügenden Gründe zur Annahme vor» 
dass er zu seiner unvorsichtigen Handlungsweise aus Verschulden der ge- 
klagten Gesellschaft, bezw. der Organe derselben, wie das k. k. O.L,G. 
ausgesprochen hat, genOthigt oder auch nur veranlasst worden wftre. 

Was insbesondere die Abgabe des Signales zur Bewirkung der Be- 
wegung des Zuges betrifft, so kann es mit Rucksicht auf die Aussagen 
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der Zcnp^en Fi;uiz Z. , Jakol> S.. Carl H. und Wenzel H. wohl keinem 
Zweifel unterliegen, dass Franz N. das diesfälH^e Zeichen mit dei- ihuitl- 
pfeife gegeben habe, nnd es hat der Zeuge Wenzei II. bestätigt, duss das 
Signal auch mit der Haudlaterno gegfihen wnrde, wobei bemerkt wird, 
dass 08 nach dem Ausspruche der baehverständigt^n belanglos ist, oh dieses 
Signal vom T.nkomotivtührer selbst wahrgeuommeu oder aber dieser davou 
durch den Heizer iu Keuutnii^s gtx-tzt wnrde. 

UcbriL'pns kommt die Sigualubgabe für deu gegebenen Fall nirhl 
weiter m lieiraelit , weil ja feststeht, dass N. sirh znr Zeit, als sit ii die 
WaggüUö iu Ik'wegiing set/ten, nicht zwischcu d« uselben befand, sondern 
erst spater zwischen dieselbtu hiueintrat. Aueh der Umstand, dass der 
Wechsel nicht von dem betreffenden Weichenwärter gestellt worden war, 
ist uüenLsehüidend, weil, wenn anch hierdurch N. genöthigt war, den 
Wechsel selbst zu stellen, er deshalb noch nicht in die Nothwendigkeit 
versetzt war, zwischen die bereits in Bewegung bctindlirhon Wagen zu 
treten. Er that dies, um die abzustossenden Wagen al»zukuppeln, und 
zwar, wie ans der Aus;»age des Jakob S. hervorgeht, wahrscheinlich aus 
dem Grunde, weil die Ketten der zu verschiebenden Waggons angespannt 
waren und N. durch die Veranlassung des Zurückfahrens des Zuges be- 
wirken wollte, dass die Ketten nachgeben, um dami mit weniger An- 
strengung das Aushängen der Wagen vornehmen za kOnnen. Er hfitte 
aber, wenn er sebon die Wagen nicht voilier abgekuppelt hat, vorerst das 
Anhalten des Znges veranlassen und dann erst zwischen die Wagen treten 
sollen. Der Umstand also« dass Franz N. den Wechsel selbst stellen 
mnsste, steht mit dem Ungiacksfalle nicht in orsäcblicfaem Zusammenhange. 
Gleiches gilt in der Riebtang, dass bei der Yerschiebang die Functionen 
der Leitung und der Ausffihrung in der Person des Franz N. vereinigt 
waren. Denn Letzterer h&tte unter allen Umstfindeu nicht zwischen die 
Wagen, wenn sie in Bewegung waren, eintreten sollen; das etwa vorschrifts- 
widrige Unterbleibeil der Theilong der Geschäfte des Aushftngens der 
Wagen und der Beaufslcbtigong des Verschiebens derselben bat aber den 
Unglücksfall nicht herbeigeführt, wonach auf die Frage, ob seitens der 
Organe der geklagten Gesellschaft diesfalls thatsfichlich instruktionswidrig 
oder überhaupt ungehörig vorgegangen wnrde, nicht weiter einzugehen 
kommt 

Es kann daher nicht gesagt werden, dass Franz N. genöthigt war, 
um seiner bezüglichen Dienstobliegenheit nachzukommen, zwischen die 
.bereits in Bewegung befindlichen Wagen hineinzutreten; es ergiebt sich 
vielmehr, dass er nnr durch seine eigene Unvorsichtigkeit vemngiäckt ist, 
nnd war denmach das auf Abweisung der Klage lautende erstrichterliche 
Urtheil zu bestätigen. 



Digitized by Google 



EoUcb- des DeutscbCD Reicbsgerichts vom 23. Oktober 1890. 



13 



Nr. 11. Entgeh, des Dentsehen Reichsgerichts. 

4. Civil-Senat. Vom l'3. Oktober 1890. 

I'rax. B<1. 11. S, Nr. Sfi"."! 

Stempeipiliolitlgkeit eines im Korrespoudenzwege gescMossenen Werk- 

verdingimgs vertrage 8. 

Zwischen Kläger nnd G. ist ein Werkverdingungsvertrag geschlossen; 
die vom Kläger unterzeichii'^t»' Urkunde ist vorgelegt, nicht aber die von 
6. unterzeichnete G^enurkuude. Der Berufongsriehter hat aber ange- 
nommen, dass diese inhaltlich mit jener übereinstimmte. Die aasgewech- 
selten Schreiben hatten auch, nach der weiteren Annahme des Berufunps- 
richters lediglich den Zweck , ein schon vorher mündlich vereinbarte 
Geschäft zu beurkunden nnd als Beweismittel für dieses zu dienen; woraus 
gefolgert ist, dass dieselben in ihrer Zusammensetzung eine stempelpflich- 
tige Vertragsurkuude bildeten. Die Stempelplliehtigkeit durfte deshalb 
augeDommeu werden, wenn schon die andere Urkunde nicht vorlag. 



Nr. 13. Entsch. det» Dentsehen Beicbsgeriehtii. 

3. Civil-Senat. Vom H. November 1890. 

Substantiirims; der Regresnklage der Eisenbahn gegen einen Beamten, 
welcher die Verletzung eines anderen beim Betriebe verschuldet liat. 

Allerdings hat der beklaiztr Ivkriinotivführer zugestanden, dass er den 
Znsammenstoss zweier Ei.senbahuzüge auf di r Station Neu-Offen baeh schuld- 
voll veranlas-t habe: daeroaeu stellt er in Abrede, dass hierdurch dem 
HciziT K. •■idr Körper\ rrlctzuTiir /ngotTic:! worden sei, in dcron Folge 
dieser einen Anspruch aiit Eiilseli;i<iiuiuig gegen ihn, d«>n Lokomotiv- 
führer, erlangt habe. Es muss daher, gleichvirl ans woIcIumh (iruiidr die 
Eisenbahndirekti»ni eine Schaden^ i*?:atzk!agc ^.'Ui'n den Beklaglcn erheben 
will, dem letzteren iniinpr ntu ligewicscn werden, dass den Heizer K. 
bei der fracriiclieii (iekgcnlicit in der Th*it ein znr Entschädigung ver- 
ptlicditeiider l iitall betroffen habe. Ausserdem iiat die Kliisrerin. falls sie 
sich nicht aut § 9h des Uiifall-Versichernngs-Oeset/e.s be/ieheii will oder 
kann, noch ihre Akti\ Ifiritimation zur Sarhe, also d-'U Uebergang des Ent- 
schädigungsanspruchs uut" »ic sedier iK.sunder.s darziithan. Die Begründung 
des jetzt geklagten Anspruchs, der der Klägerin ilurch das Verschulden 
des Beklagten entstandene Sthaden bestehe eben darin, dass die Eliigerin 
dem bei dem Zusaramenstoss angeblich verletzten K. schiedsrichterlich zur 
Zahlung einer Rente veruriheiit wurde, wurde niciit als ausreichend an- 
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erkaont. Die Thatsache allein, dass die Beklagte auf Klage des E. im 
Verwaltungsverfabren zur Schadloshaltung vernrtheilt worden ist oder dein 
angeblich Verletzten thatsächlich eine Entsohädigungsrente zahlt, reicht 
zur BegründuDg ihrer Klage gegeu Lokomotivführer H. nicht aas. 



Nr. 13. Eniseh. des Deutschen lieichsgericbts. 

5. Civil-^enat. Vom 12. November 1890. 

Auch für das Enteignnngsrecht gilt der Grundsatz, dass Sache und Kauf* 
preis nicht zagleioh genutzt werden dürfen. 

Der Satz, dass keine Partei wider den anderen Willen Sache nnd 
Preis zugleich nntzen darf — A. L. R. L, II, § 109 — , ist auch bei der 
Enteignung anzuwenden. Deshalb wurde auf Zinsen von der Enteignungs- 
Bumme erkannt. Der übereinstimmende Wille der Betheiligten war dahin 
gegangen, dass schon vor Abschluss des EnteigaungsverTahrens die Parzelle 
in den Besitz der Stadt Übergehen solle, und dieser gemdnsame Wille ist 
in dem heiderseitigen Verhalten zum Ausdruck und zur Ausführung gelangt. 
Durch Freilegung der enteigneten Fläche ist die Verbreiterung der Strasse 
eingetreten. Da nun auch, wie aus dem Verhalten der Stadtverwaltung 
entnommen ist, auf ihrer Seite der Bcsitzwille vorhanden war, so genfigt 
das, um festzustellen, dass die Parzelle durch die Stadt in Besitz ge- 
nommen ist. 

>'r. 14. Entsch. des Deutschen Keichsgerichts. 

4. Civil-Senat. Vom 20. November 1890. 

Verlust des Anspruchs auf statuteumässige Pension bei unfireiwllliger 
Entlassung wegen groben Dienstvergehens, Richterliche Prüfung, ob ein 

solches vorliegt 

Nach dem Statut der PensioDskasse der Beamten einer Eisenbahn- 
gesellsehaft findet ein Anspruch auf Pension nicht statt, wenn der unfrei- 
willigen Entlassung ein grobes Dienstvergehen zu Grunde liegt. Ein 
Schaffner war entlassen, nachdem er seinen Vorgesetzten, einen Stations- 
assistenten, von diesem gereizt, Heupferd und Ochse gescholten hat Das 
die PensioDskasse vemrtheilende Bernfungsurtheil aufgehoben, zurückver- 
wiesen. Es fehlt an einer eingehenden Auslegung, was das Statut unter 
grobem Dienstvei^ehen versteht. Es liegt nahe, dass hiemnter ein solches 
Dienstvergehen verstanden wird, welches die — mit dem Verluste des 
Gehalts- und gesetzlichen Pensionsanspruchs verbundene Dienstentlassung 
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im W^e des Disciplinarverfahrcns gerechtfertigt haben würde. Solchen- 
&Uft wfirde der Inhalt der hierüber sich verhaltenden p^esetzlichen Vor- 
schriften C§§ 2, 17 dee Preass. Gesetzes vom 21. Juli 1852) bei der 

Begritfsfeststellnng zn verwerthen gewesen sein. Es könnte aber auch 
beabsichtigt sein, unter Absehen von jeder Gesetzesanalogif die Fetitstellung, 
ob ein Dienstvergehen als ein grobes anzusehen sei, in jedem Falle ledig- 
lich der freien richterlichen Beartheiliing an der Hand der Aaffiissnng des 

gewöhulifheu Lebens zu überlassen. 

8ind bei der Feststellung des wahren Gewichts des zur Beortheilang 
stehenden Vergehens auch die frühere Dien.^tführung des entlassenen Be- 
amten und namentlich die von demselben erlittenen Vorstrafen in Betracht 
zu ziehen, so liest kein ersichtlicher Grund vor, diese Betrachtungen auf 
die ErfAf^rlmiij; des Motivs der letzten Vorfohlnng zu beschränken und 
nicht auch anl' dif^ ?air/c dicTistliche Haltung- des Bcaintf»n zu erstrecken, 
welche doch lür die ','iiuliHcirnng der F.iiizeliiandlutii; gb'ii htall« von un- 
verkennbarer Bedentuns: ist. Denn \vas etwa bei einem smist pllichltnMien 
und tüchtigen rx'ainten einer aniieiihlirklichen Erregung oder Uidtert-ilung 
zu Gute gehalten wi'rdcn kann, gewinnt einen anderen Charakter, wemi 
68 sich um einen IJcamtcn handelt, d<M' iM'rcifs wessen fShiiliciicr Vrri^eheii 
häufig bestraft und wiedtMlmll mit Dienstrnl las.^ung bedroht i>t. Ks wäre 
immerhin ein niclit unbedenkliches Krgebniss, wenn ein Beamter, der wcirea 
vielfacher, wenn auch einzeln nicht grober Dienstvergehen schliesslich im 
Amte nicht belassen wonien kann, hinsichtlich seines Peusionsanspnichs 
besser gestellt sein sollte als ein sonst tüchtiger Beamter, der wegen eines 
einzigen groben Verstosses gegen die Disziplin entlassen ist. Mindestens 
bedarf es einer eingehenden Frufutii:. ub das Statut in diesem .Simn' auf- 
zufassen ist, und es erhellt nicht, dass der Beruf ini^ Trichter solche vorge- 
nommen hat, da seine Gründe hierüber nichts ergeben. 



Nr. 15. Entsch. des Uenfschen Reich Si^erichts. 
1. Oivil-Senat. Vom 3. Dezember 1890. 

OoEventloiialstrafe für y«npätete Liefenmg daif nielit gefordert werden, 
wenn die letztere olme Vorhehalt angenommen worden Ist 

Der Klager bat an d^ Beklagten Kessel und liaschin^ mit ZnbeliOr 
zn liefern und zn monturen. Für jede Woche verspäteter Inbetriehsetznog 
nach dem 1. Oktober hatte Beklagter das Recht, eine Konventionalstrafe 
von 500 Hark von der letzten Zahlnngsrate ab in Abzug zn bringen. 
Die Liefenmg und Montage waren am 1. Oktober nicht vollendet Be- 
klagter will deshalb für die Wochen von da ab bis 28. November Kon- 
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ventioDalstrafe vom Kaufpreis' abrechnen. Damit wurde er nicht gehOit 
Denn der Beklagte hatte die Lieferang ohne Vorbehalt angenommen; dass 
die KonyeDtionalatrafe vom Eanfpreis abgezogen werden sollte, eeUieeet 
die Anwendung von A. L. R. I., 5, § 307 nicht ans. Eine vertragsmässige 
Abmachung der Kontrahenten, dass es eines Vorbehalts der Strafe nicht 
bedfirfen solle — B. 0. H. 6. £. 11, S. 440 — , kann darin nieht gefunden 
werden. 



Nr. 16, Entseh, des Deutsehen Belehagerlehts. 

5. Civil -Senat. Vom 3. Dezember 1890. 

Cnols«. Pm. Bd. lt. 8.380. Nr. S80i] 

58 FrensB. Enteign.Qe8. vom 11. Juni 1874. Beräckslclitii^g des drt- 
lielen und wlrthsohaftliolLeii Znsammenliangefl zweier stldtisdier Chnmd* 

stfieke bei der Werthhemessnng. 

Das (Irmidstück 15 stand mit (Icm /wriLeii dem i\lai;Hi* gehörigen 
(Grundstück Spandauerstrasso Nr. 69 in üillichem und wirthschaftlichem 
Zusammenhange: beide Hänser liatteii einen gemeinsclialtlichen (zn Nr. 69 
und dem mit diesem vpi l)niuieiioii Kanalterrain gehöripron) HolVaum, waren 
durch einen hölzerneu Zwihcin iil).in (Galerie) verljuuden nnd im ersten 
Stock an denselben Miether vuiiuiethet, im zweiten Stock von dem Kläger 
selbst bewohnt. Die ans dic'sem Zusammenhange für das Grundstück 
Papenstrasse 15 ervvai liscndi ii Vortheile waren nach § 8 des Enteignungs- 
gesetzes bei Feststellniit^ drr Kiitschädiining zu berücksichtigen. Dass die 
Anlage der (Jalerie der ikrliner Baup(tlizciördnung zuwiderlaufe, entscheidet 
nicht. Demi der wirthschaftliche Zusammenhang zwischen beiden Grund- 
stücken beruht nicht blos auf jeuer Galerie. Auch ist unerwogen geblieben, 
ob die Galerie in ihrem i^^'genwärtigeu Zustande nicht wie bisher, so auch 
femer geduldet worden wäre, und ob nicht der direkte Zvsammenhang der 
beiden Bftnser mit den daraus sieh ergebenden wirtbsehaftlicben Vortheilen 
entsprechenden Zwischenbanes hfitte gewahrt werden können. 



Nr. 17. Eat8cb. des Deutschen Relehsgerfehts. 

2. Civil-Senat Vom 16. Dezember 1890. 

Führung des Nachweises tber die Tertragsmässig versprochene Gewähr 
der für den Eisenbahnhan nothwendigen ürondstfloke. 

Für den Nachweis, dass dem Kia-;cr s;iiii!iitischc für den Eisenbahn- 
bau nothwendigen Grun'lstüekc an die Hand gegeln^u worden seien, was 
er den Beklagten garantirt hatte, hat Klüger Beweis dahin angetreten, 
dass bei Abschluss und Niederschrift des Vertrags ausdrücklich gesagt 
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worden sei, die TerkaofsYeraprecben der Gnmdeigeiithilmer braaGhten aieht 
sehrifüich zu sem, dass nach der erklärten AbBieht der Parteien der Kläger 
seiner Veipfliehtang bezüglich der Verkanfsversprecben und der Garantie 

genügte, wenn die Grundeigenthümer zur Abtretnng des zum BahnlMia 
erforderlicheD Terrai&8 ohne Expropriation gegen bestimmte oder durch 
Sachverständige zu bestimmende Preise bereit seien. Die Gründe, mit 
welchen dieses Beweiserbieten abgelehnt wird lassen sich im Wesentlichen 
dahin zasammeofassen, dass, wenn auch die Uebereinkunft so wie behaoptet 
bewiesen wflrde, dennoch ein anderer als blos mündlicher Nachweis der 
Verkaufsversprechen tu führen wfire. Abgesehen davon, dass aus dieser 
Ausfübning sich nicht entneiunen lässt , was für eine bestimmte Art von 
Nachweis gefordert wird, versagt sie dem Vertrage, wie Kläger ihn be- 
weisen will, seine Wirkung, verstösst also gegen Code 1134. 



Nr. 18. Entedi. des Dentsehen Betchsgeriehts. 

4. Civil- Senat Vom 18. Dezember 1890. 

[BoUa, Pnu. Bd. 11, Nr. 328 8. 11t] 

Bedentnng einer bedingungsloa dank Revers erklärten Teipiichtimg, sn 
einem Efsenbalinban einen Geldbeitrag m leisten. 

Ein Fabrikbesitzer S. hatte iirsprüni;lich einen Revers ansgcstellt, er 
wolio dem Kreise zu einem Ei8enl):ihHb;m lOOUO . /C unter der Bedin- 
gung zahlen , dass bei seiner Fabrik eine Haltestolle eingerichtet werde 
oder ein Strunz; nach seiner Fabrik geleimt würde. Als der Laudratk die 
Annahme des llevcrses mit dem bedingten Vcrsrirerhen ablehnte, zog S. 
in Berlin über das Projekt des Bahnbaues Krkuiulifjujigen ein, deren Er- 
gebniss ihn veranlassten, einen Revers mit einem unbedingten Versprechen 
abzugeben. Auf Zahlung: der 10 000 c//d verklagt, wendete er ein, dass 
der alleiniL^e, dem Kläger bekannt gewesene Zweck seines Versprechens 
die Erlangniifi; einer Haltestelle bei seiner Fabrik oder doch einer Schienen- 
verbindunir zwischen der letzteren und dem Geleis der zu erbauenden 
Eisenbahn gewesca sei, und dieser Zweck, wie schon jetzt feststehe, nicht 
erreicht werde, sodass die Bahnanlage ihm einen Vortheil überhaupt nicht 
mehr gewähre; der Klage stehe also der, anf A. L. E. I., 5, § 380 ge- 
grfindete Einwand der veränderten Umstände entgegen. Damit wnrde er 
nicht gehört, seine Revision snrQckge wiesen. Dahingestellt gelassen, ob 
nicht von veränderten Umständen i. S. A. L. R. L, 5, §§ 378 ff. nur dann 
die Bede sein kOnne, wenn in denjenigen thatsächlicben Verhältnissen, 
welche znr Zeit des Vertragsscblnsses bestanden haben nnd für den Ent» 
sdilnss zur Eingehung des Vertrages bestimmend gewesen sind, hinterher 
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ehia den VertragKiweck vereitelnde VerftnderuDg, sei es durch Wegftül 
eiaes als fortbeetehend Toraa^eeetzten, sei es darch Eintritt eines nicht 
erwarteten nenen Umetsnde.s. eiiii;«>treten sei, dass hingegen der bloeee 
Niebteintritt eines erwarteten UmBtandos als eine solche Verändernng der 
thatsächlichen Verhältnisse grnndsfltzlieh iii« lit anzusehen sei. Nachdem 
der Vertreter des Kreises durch Ablehnung der vom Beklagten gestellten 
Bedingong klar za erkennen gogeboi hatte, dass er die Verpflichtung des 
letzteren von dem Eintreffen de^ ennaiteten Ereignisses nicht abhängig 
machen lassen wolle, ist der Beklagte durch Aufgeben der fraglichen 
Bedingung auf diesen Willen eingegangen. Wenn er dies auch nur in der 
sicheren Erwartung gethan haben mag, dass seine Voraussetzung sich 
realistren werde, so bildet© diese Erwartung doch nunmehr nur ein Motiv 
für die unbeschränkte Uebernahme der Verpflichtung und nicht einen rechts- 
erheblichen Bestandtheil seiner vertraglichen Willenserkläniiig. Das Ver- 
halten des Beklagten lässt hiernach keine andere Deutunt!; zu, als dass er 
zwar pe^'en den Nachtheil getäuschter Erwartung gesichert /u sein ^lanbte. 
immerhin aber, um sich ander^^rseits die MOglichkrit < iiies « rstrebten 
Vortheils zu verschaffen, dem gt'gnerisclien Verlangen entsprechend, das 
Kisiko der Nichtrealtsirung des vorausgesü'tzten Krcigni>ses auf sich nahm. 
Mit dieser seiner eigenen Willenserklfirunu aber darf er sieh nicht dadurch 
in Widerspruch setzen, dass er jetzt den näniliclien Umstand, den er nicht 
zur Bedingung seiner Verpflichtung hat n)achen wollen, gleichwohl anter 
Berufung auf de:i lur soh he Fälle nicht gegebenen § 38U zur Kesolvirung 
des Vertrages benutzen will. 



Nr. 19. Entach. des Deutschen Beiehsgeridita. 

5. Civil-Senat Vom 20. Dezember 1890. 

[BoUb, Pnx. Bd. IL 8. SSL Nr. 5SL] 

§§ 8, 30 Prenas. Enteign.Ge8. Tom 11. Juni 1874. Begrflsdung des Saek- 

yerstftndigeii-Giitaobtens. 

Der vom Berufungsriehter vernommene Sachverstüudige hat das ent- 
eignete Grundstück noch niedriger geschätzt als der im Enteigniings- 
verfahren vernommene Sachverständige. Danach ist die Klage abgewiesen, 
Revision zurückgewiesen. Dass das Gutachten des gerichtlich Ternommenen 
Sachverstftndigen einer speziellen Ertragsbereehnung der enteigneten Par- 
zellen entbehrt, kann als ein wesentlieber Mangel im Sinne des § 259 
G.P. 0. nicht angesehen werden. Der Sachverstftndige klassifizirt das zu 
sdifttzende Land nach seiner Ertrsgsfiihigkeit und giebt dadurch genügend 
zu erkowen, dass er die letztere seiner Scbfttznng zu Gninde gelegt hat 
Das entspridit den anerkannten Grundsfitzen, nach denen der volle Wertk 
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eines enteigneten Grnndstficks zn bestimnien ist (§ 8 des Enteignnnge* 
geeetze«; vgl. Loebell, Note 3, S. 46). Die „ortBüUichen Preise'' zar 
Laadwirtbachaft dienender Grandstücke, von denen der SachverstäDdige 
anegeht, riehtea sich eben nach ihrer £rtragsfilhigkeit. 



Nr. 20. £ut8eii. des Deutschen Reichs£,'erichts. 
3. Civil-SenaL Vom 30. Dezember 1890. 

Stempel bei ümtansoli von SisenbahnobligatloiieiL 

Ein Stempel nach dem Reiehsgesetz vom S9. Hai 1885, Kr. 4 des 
Tarifs ist von einer HecjclenbnrgischeD Banic mit Recht erhoben, da die- 
selbe den Umtausch der 5proc. Priorit&ts^Obligationen der Easdhan-Oder- 
berger BiBenbahngesellschaft gegen 4proc. Prioritätsobligationen derselben 
Gesellschaft im VerhAltnisse von 100 : 110,50, femer den Umtausch 4pro6. 
Priorit&tsobligationen verstaatlichter Eisenbahnen gegen 3^/2proc. Prenssi-* 
sehe Eonsols vermittelt hat. Wäre anzunehmen gewesen, dass das An* 
schaffungsgesch&ft ausgeschlossen sei, wenn bei den ausgegebenen neuen 
Papieren nur eine Zinsreduiction vorliegt, so liegt hier nicht bloe eine 
Zinsreduktion vor. Bei den Easchau-Oderberger Obligationen vergröesert 
sich neben der ZinsermässiguDg die Schuld, und diese vergrOsserte Schuld 
unterliegt einem neuen Tilgungsplan; bei der Operation des Prenssischen 
Finanzministeriums treten an die Steile von Prioritätsobligationen zwar 
im Nennbeträge gleiche, aber der Ansloosung nicht unterliegende Scbuld- 
verscbreibungen mit herabgesetztem Zlnsfnsse. In beiden Fällen handelt 
ee sich im Verhältnisse zu den bisherigen Werihpapieren um neue und 
vom wirthschaftlichen Standpunkte aus wesentlich andere Wertbpapiere* 
Die Sache würde nicht anders liegen, wenn die neuen Papiere an Zahlung^ 
statt für die gekündigten alten gegeben wären. Dies Geschäft ist gewiss 
Anschaflfungsgeschäft. 



Kr. 21. Entach. des Deutschen Itolchsgerichts. 
4. Civii-Senat. Vom i 2. Januar 1891. 
Steoq^ bei SlmuItangrttBdvng eüier Aktiengesellflchaft 

Die Simultangründnng einer Aktiengesellschaft ist ffir den einzelnen 
Gränder Anschaffungsgeschäft. Der Grfindungsvertrag ist nidit unentgelt- 
lich, weil die Anschaffung der Aktien gegen ErfäUung der vertraglichen 
Gegenleistong erfolgen soll. Dass die Zahlung des Preises an den erl(>lgeB 
mäaste, welcher die Saehe zu verschaffen verpflichtet ist, ist nieht ^or- 
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derlieb. Freilich erfolgt die Zatheilmig der Aktien erst durch die Aktien- 
geseUschaft, nachdem dieselbe in das Handelsregister eingetragen worden 
ist. AUein f&r die Eintragung iat der Grfindervertrag maassgebend, da 
auf Grand desselben die Anmeldung und die sonst erforderliche Erklfimng 
zum Handelsregister abgegeben wurde, und f&r die Bedeutung des An- 
Bchaflungsgesehäfts kommt es darauf nicht an , ob durch das vertragiiehe 
Geschfift allein der in demselben zum Ausdruck gebrachte Wille, Aktien 
zu erwerben und zu gewähreo (anzuschaffen und zu verschaffen), auch 
seine Verwirklichung gefanden hat. 

Nr. 22. Snftsdi. des Deutsdieii ReichsgericlitB. 
5. Clvil-Senat Vom 14. Januar 1891. 

[Boln, Pnut. Bd. 11. 8. 388. Nr. 

§ 8 Preuss. £nteign.6es. vom 11. Juni 1874 Baaplatzqualitat. Zeitpunkt 

der Werthfeststellung. 

Für die Frage, ob das Grundstück als I^auplatz zu schätzen war, hat 
der Berufnngsricliter mit Reeht den Zoit|»niikt für maassgebend erachtet, 
wo mit Umleguug der Wegt^ der Kiim;ritr lu die Rorhts^phSre des Klägers 
sich vollzog, und von diepom riclitigeu Gesicht>imnktü das Vorbringen des 
Klägers, dass seine (Truii(l>tiieke in den Bebauungsplan von (lollnow anf- 
genommen seien, benrthcilt. Auch im Üebii2;en lässt die Begründung 
des Berufuügsurlbtiils einen Kecbtsirrtliuni ni( bt erkennen. Das gilt ins- 
besondere von der Annahme, dass das (iruiulstiiek uacb dem gewöhnlichen 
Laufe der Diuge nicht in nnher Zukunft sieb als Ranplatz hätte verwertin n 
lassen, und von der aus tliest r Festst^^dluns: für die Schätzung des dem 
Kläger erwachsenen Schadens gczogtuen Füli;eruug. Denn das physische 
Geeignetseiu des Grundstücks zur Bebauung und die blosse Möglichkeit 
einer späteren Verwerthnng als Bauplatz genügen nicht, nm dem Grund- 
stück für die Gegenwart den Werth einer Baustelle zu verleihen, wenn 
nicht eine bestimmte Aussiebt auf die künftige Verwerthbarkeit als solche 
vorhanden ist, die sich in einer verstärkten Nachfrage ausspricht und 
demgemäss den merkantilen Werth des Grundstücks beeinflusst. (Vgl. 
Löhe II, Enfeiguungsgesetz, S. 54.) 

Nr. 28. Bntseli. des Oesterr. Obersten Geriehtshofofi. 

Vom ib. Januar 1801. 

[RtMl, Eisenbahnr. En(.<i ti. V. .fülas. i:-.iL Nr. 2. S. 13.] 

Dem Eisenbalmbediensteteii gebührt der strafrechtliche Schutz gemäss 
§^68 und 312 Str.G. ohne Rücksicht darauf, ob er im Sinne der Eisen- 
balmbethebsordnimg beeidet ist oder nicht Der Bahnbedienstete, welcher 
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eine die Balmpolizeivorscliriften übertretende Person zur Feststellnng der 
Penenenidentität zum nächstgelegenen Gemeindeamt begleitet, ist während 
dieser Beg^itong als in Dienstansübnng begrüTen anzusehen und kommt 
ihm anch hierbei der Schntz des Strafgesetzes zu. 

Die Beschwerde bekämpft den in der Richtung der 81 und 312 
8t. 6. ergangenen Schuldspruch vermöge der Erwägung, dass das Urtheil 
an einer Unvollständisjkeit loide. Um einen hd einer Eisenbahn Ange- 
stellten den im § 68 8t. G. bezeichneten Personen hei/uhlcn zu können, 
bedürfe es des Nachweises, dass derselbe in Gemässiieit des § 102 der 
Eisenljiilinhetriebsordnnns,- vom 16. November 1851, Ii.G.Bl. Nr. 1 ex 1852, 
in Eid genommen wurde, und das?; lialmwächtcr T., wcb hen der Angeklagte 
beschimpfte und au welchen er gewaltsam llaud anlegte, beziehungsweise 
die Drohungen richtete, im Sinne der citii-t-Mi Vorschrift beeidet war, 
stellt«' das ürtheil nicht fest. Diese Auslühruugeu sind nicht geeignet, 
den ant;emfenen Nichtigkeitsgrund der Z. 5 § 281 St.P.O. zu begnlnden. 
Eine Ünvollständi'.;keit im Sinne des ^ 270, Z. 6 St.P.O. — \v(drhe allein 
unter die liestimmuug der Z. 6, 2>^1 St.P.O, fällt — liei;! nur dann 
vor, wenu bei der Hauptverhandluiii; conerete Thatsacheii vorkamen, welche 
bei den Feststellungen des ürtheiies nicht bfnieksichtigt wurden, wiewohl 
sie nach § 270, Z. 7 St.P.O., zu beachten waren. 

Im gegebenen Falle wurde die Frage, ob Bahnwiiehter T. nach Maass- 
gabe des 102 der Eiseubahnbetriebsordnung beeidet wurde oder nicht, 
bei der Hauptverhaudlung gar nicht erörtert. Es kann demnach von einer 
Üuvollständic;keit des Anspruches im Sinne des angerufenen Nichtigkeits- 
grundes der Z. 5. 28 1 St.P.O. nicht gesprochen werden. Was die Be- 
schwerde in der augegebonen Richtung anstülirt, fällt in Wahrheit unter 
den Gesichtspunkt der Z. 0 a) § 281 St.P.O., indem die Arguraeutation 
darauf hinaualüutt, dass die Beeidigung eines Bahnwächters nothweudig 
i.st, um denselben des Schutzes des § 68 St. G. theilhaftig werden zu lassen. 
Diese Anschauang ist aber irrthüralicb. . 

Der Schutz des § 68 St. 6. kommt nach dem Wortlaute des Gesetzes 
unter Andmrem denjenigen m Statten, die znr Aufsicht auf Staats- oder 
FrlvatbalmeD oder zur Besorgung des Verkehres auf denselben „bestellt'' 
sind. Der Begriff der „Bestellnng^ ist schon mit der Ertbeilnng und 
üebemabme eines Auftrages erschöpft. Die eidliche Verpflichtung, den 
Auftrag auszuffihren, ist kein .begrifiswesentliches Bequisit der Bestellung. 
Diesem Standpunkte hat das Strafgesetz im zweiten Absätze des § 101 
St<T. Reehnm^ getragen, welche Bestimmung far das ganze Geltangs- 
gebiet des Stra%esetzbu6hes maassgebend ist. Der § 68 St. 6., der der 
Eisenbahnbetriebsordnung nachfolgte, erwShnt in Ansehung der Eisenbahn* 
bediensteten des Requisites der Beeidigung nicht, und gerade darin, dass 
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er bezfigUch des Forstaofsichtspersonales dieses Requisit verlangt, liegt der 
Xarhweis, daas die Beeidigung den Eisenbahnbediensteten , um sie dem 
§ 68 St.G. zu unterstellen, nicht gefordert wird. — Ob also Bahnwächter 
T. booidft w.ir oder nicht, fällt für die Frage der Anwendang der §§ 81 
und 212 i>t.G. nicht in's Gewicht. 

MaaHSfjeltenrl erscheint nur, ob er sich während der ihm angethaueu 
Beschimpfung und Gewaltanthuun? in Ausfibnns? seines Diens^tes befand. 
— Auch die« ist nach [.acro der thatsächiielien I'Vststellnnefon zu bejahen. 
Belangend die Beschimpfuutc , stellt dies die Beschwerde selbst nicht in 
Abrede. Geschahen doch die.selhen in dem Aui>;enblicke, als der mit dem 
Dieuslkleide versehene iJahnwiichter T. den An2:< kla£»ten v<.ni Bahnkörper, 
auf welchem derselbe ging. weL^wies. Allein auch die gewaltsame Hand- 
anlegnn;; und di(^ i;<'lahrliclie Bedrohung landen während der Dienstesaus- 
übung statt. Wluu der 1. Alisatz des § 102 der Eisenbahnbetriebsorduung 
die Bahnbediensieten hererhtigL, Uebertreler der zur Sicherung des Ver- 
kehres und zur VerhiituiiL; der Gefährdung körperlicher Integrität bestehen- 
den Vorschriileu, in 1 allen, wo die Hilfe der Polizei- oder richterlicher 
Behörden nicht sofort zur Hand ist, anzuhalten und der nächsten politischen, 
staatsanwaltschaftlichen oder gerichtlichen Behörde zu übergeben, so ivann 
füglich nicht bezweifelt werden, dass diese Anhaltung einerseits so weit 
gehen kann, uui den üebertreter dingfest zu machen, andererseits, dass 
der Angehaltene sich der AVeisunjar des betreffenden Organcs zu fügen 
verpllichtet ist. Dass im gegebLueu Falle der Baimwächter sich der Per- 
son des Uebertreters nicht bemächtigte, sondern sich darauf beschränkte, 
ihn soweit zu begleiten, bis Beide an den Standort der nächsten Obrigkeit 
gelangten, lässt sich gewiss nicht dahin deuten, dass sich der Bahnw&chter 
T. hierbei nicht in Ausübang seines Dienstes befand, und dies nmsominder, 
als ja an den Angeklagten die Anifordemng, sidi 2iim nftcbsten Stations- 
vorstand, beziehnngsweise Gemeindevorstand, behufs Anskanftsertheilnng 
über Name, Stand, Wohnort n. s. w. zu geben, erging. Steht fest, daas 
die Begleitung des Angeklagten dnreh den Bahnw&chter zu diesem Zwecke 
erfolgte, dann be&nd sieh letzterer auch während dieser Begleitung in der 
AnsObnng seines Dienstes and unterliegt es keinem rechtlichen Bedenken, 
die in der Absicht, diese Dienstesverrichtnng zn vereiteln, unternommene 
Gewaltanthaong der Strafsanktion des § 81 St. 6. zu nnterstelles. 
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Nr. 84. Entseli. des Deutschen Relfhsgerlehts. 

4t. Civil-Seoat. Vom 19. Jaiuiar 1891. 

[Eutsch. iu CivlU. Hd. 27. S. 7? ! 

Uml'ang der Stpuerbefreiung. die nach der „Äuuierknng" zu Ziff. 4 des 
Tarifes zu (Imiu Gesetze, betreffend Abänderung des Gesetzes wegen Er- 
hebung von Keichsstempelabgabeu, vom 29. Mai 1885 stattfinden soll, 
wenn der Gegenstand des Anschaffungsgeschäftes von einem der Kon- 
trahenten hergestellt ist 

Die Klägerin hat im Jahre 1889 mit der MnnitioDi^fabriiv in Spandau 
iwei Verträge, den einen über Lieferung von 1 900 000 kg, den anderen 
fiber 1/icferung von 950 000 kg Hartbleies, eines aus der Verschmelzung 
von 94^2 Tlieilen Weidibleies und 5V2 Thcileii Antimons gewonueneu 
Mengeartikels abgesrhlossen. Sie hat die von der Ötempelhehördc gefor- 
derte Stempelabgabe von 2:366,50 , // and 1089.50 zusammen 3456 c/^, 
preussisehe Landesstempela^i^abo tur Lieferun^sverträ^c. mit Vorbehalt 
bezahlt nnd fordert diese Sninrne nebst 5 l'rozeut Zinsen seit dem Zalilungs- 
tatiG zurück. Das Landgericht hat den Beklagten zur L'iu k/ahlung ver- 
nrtlieilt. Das Kauimergerieht iiut die Khme nb^ewiesen. Die von der 
Klägerin gegen das Berofaugsurtheil eingelegte Revision war für begründet 
zu erachten. 

Die Klägerin nimmt die Steuerfreiheit der beiden Liet'erungsgeschafte 
auf Grund der „Anmerkung" zu Zitier 4 des Turites zum lieichs-Stempel- 
abgabeugebetze vom 29. Mai 18Ä5 in Ansprach. Danach sind Kauf- und 
sonstige Anscijaliangsgeschäfte über im Inlande von einem der Kontrahenten 
erzeugte oder hergestellte Mengen von Sachen oder Waaren stempelfrei. 
Die „Anmerkung" scheint sich zwar redaktionell auf die in den Tarif- 
püsitioutin 4 A und B speziell erwrihnt« !! Ansch>ttlLUigsges<*häfte zu beziehen 
und sich sonach als eine tiir kowl^-l Kategorien dieser Anschaffungs- 
gesehäfte ausnahmsweise bewilligte Steuerbefreiung darzustellen, ludessen 
iu diesem besehiäukten Sinne ist sie nicht zu verstehen. Sie enthält viel- 
mehr, wie in dem Urtheile des Reichsgerichtes vom 18. März 1889, 

vgl. £ntBch.de8 R.6.'8 in (Hvils. Bd. 23 S. 63 flg., 
ans der Eatstehongsgeschichte des Gesetzes aaehgewieseti ist, eine selbst- 
sOiidige aUgemeine Befireiong der darin beseidtneteo Gesehftfte vod jeder 
Reichs* und Landesstener. Die Vorderrichter haben daher mit Recht die 
Entseheidnsg des Rechtsstreites von der PrOfong der allein streitigen Frage 
abhSngig gemacht, ob das Hartblei, welches den Gegenstand des Lieferongs- 
geschiUtes zwischen der ElSgerin und der Munitionsfabrik zn Spandau 
bildet« von der KlSgerin hergestellt ist. 
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Zur Führung des ihr obliegenden Beweises hat die Kl&gerin behauptet, 
sie habe, wie seit Jahren, auch im Jahre 1889 die ganze Weichblei Pro- 
duktion dos Hüttenamtes Friedrichshütte O./S. im voraus angekauft, 
das daselbst hergestellte Weichblei aber zunächst dort lagern lassen, um 
postenweise darüber zu verfügen ; sie habe sodann Antimon angekauft und 
dem Hütteuamte Friedrichshütte mit dem Auftrage übersandt, das 
Antimon mit den zur Gewinnung von Hartblei erforderlichen Mengen des 
dort lagernden, ihr, der KUlgerin, gehörigen Weichbl« i( zu verschmelzen; 
sie habe dem Hüttenamte als Entgelt 17 ^/C pro 1000 kg der Mischung 
gezahlt und ihm ausserdem gewisse beim Einschmelzen entstandene Rück- 
stfinde übcrlas?;en: sie sei daher, da das Hartblei von dem Hüttenamte 
Fricdrii Iis h litt (' uns den von ihr gelieferten ürstoffeu aaf ihre ßechnung 
und Gefahr pmdnciit sei. die Herstelloriii dosselhcn. 

Demge|:eiiübor hat der Beklai^d' behauptet, die Klai^eriii halje das aus 
dem Auslände he/oL;ene Antimon dem Hiittenamte Fried richsh ütte mit 
dem Auftrage, es irogon ciji «gewisses Entgelt mit dem vnn dem Hiitten- 
amte zu heschaffenden ^Veichldei zu Hartblei zu verschmelzen, unentgeltlich 
geliefert, und dement sprecheiul habe das ilüttenamt der Klägerin das ganze 
verfraclitete Hartblei product als VVeichblei und ausserdem den Schmelzpreis 
in Kechnung gestellt. 

Das Berufungsgericht hat angenommen, nicht die Klägerin, sondern 
die Fri (>d r ie h shütte sei die Herstellerin des Harthleies. Denn sie habe 
zuiiüchöt d-ds Weichbloi aus ihr gehörigen Erzen hergesleUt. Zwar hai»e 
die Klägerin die ganze Produktion der Friedriehshütte au Weiehhlei 
sich gesichert; indessen einmal seien dabei bestimmte Ausnahmen j^n niai iit 
worden, . . . sodann aber fehle es au jeder Thätigkeit der Kiuueiiu als 
Selbstherstellerin. Vielmehr habe die Hütte zunäeljst das Weichblei her- 
gestellt: dieses Weichblei sei daher Eigenthum der Hütte geblieben, bis 
es durch einen äusseren Akt in das Eigenthum der Klägerin, welche bis 
dahin nur einen obligatorischen Anspruch gegen die Hütte gehabt habe, 
übergegangen sei. Durch das Verschmelzen des Weichbleies mit dem 
Antimon habe die Hütte zwar eine vertragsmässige Obliegenheit erfüllt, 
nicht aber das Weiohblei in das Eigenthnm der Klägerin übertragen; hierzu 
fehle es an dem zum Besitzübergange nach § 71 A. L.R. I. 7 bestehenden 
Erfordernisse. Hieraus folge, dass die Hütte auch Eigeuthümerin des 
durch Beimischung des von der Klägerin gelieferten Antimons kergestettten 
Hartbleies geworden sei; denn auch hier fehle bis zur Cebersendung des 
fertigen Hartbleies die erst in dieser Uebersendung liegende, die Belitz- 
Übergabe vermittehide WiUensäussemng. Dem entspreche es, dass — 
worüber die Parteien einig sind — in den der Klfigerin vom Hfittenamte 
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atiBgesteUten Bechniuigen immer nur das von der HGtte hergestellte Pro- 
dakt' (Hartblei) auigeftllirt sei 

In dieser Begrfiiidmig ist ohne Becbtsirrthiim angenommen, nicht die 
Klftgerio, sondern die FriedrichshQtte habe das Weiehblei hergestellt, das- 
selbe sei daher im Eigentfaome der F.riedrichshütte geblieben, .bis es 
dnrch einen ftnsseren Akt in das Eigenthum der Elai^'erin übergegangen 
sei ; nnr ein obligatorischer Ansprach habe bis dahin der Klägerin gegen 
die Hütte zugestanden. Zwar war die Friedrichshfltte aus dem mit 
der Klägerin geschlossenen Kaufverträge znr Uebergabe des Weiehbleies 
an die Klägerin nach den Bestimmungen dieses Vertrages verpflichtet; in* 
dessen diese Verpfliclitnnir iiiulerte nichts an der Thatsache, dass das 
Weichblei nicht von der Klägerin hergestellt ist. Wären also die beiden 
Verträge zwischen der Klägerin und der Munitionsfubrik zu Spandaa 
Ober Weichblei geschlossen, so könnte die Klägerin die Sten rfn üieit ans 
der „Anmerkung'^ nicht in Ansprach nehmen. Allein die l'rage ist, ob 
die Klägerin das Hartblei hergestellt hat Denn jene Vertrüge betreffen 
Hartblei, also eine andere Sache. 

Das Bernfungsffcricht hält die Kläp:crin ans dem Grunde nicht für die 
Herstellerin des Hartbleies, weil trotz der Ik'iinistdion? des vnn ihr ge- 
lieferten Antimons mit dt^m noeh nieht überj^eheiieii und also noch im 
Eigentliume der Friedriehshütte verbliebenen Weiehbleie das hergestellte 
neue Produkt, das Hartblei, erst mit der l'ebersendung und der in dieser 
liegenden ßesitzübergabe in das Kigeuthum der Klägerin übergegangen 
sei. Das Oerieht findet biernach darin, dnss nicht die Klägerin, sondern 
die Friedriehshütte das Weichblei hergestellt iial. und leruer darin, dass 
die Klägerin das Hartblei nicht selbst hergestellt hat, sondern es durch 
die Friedrielishiitle hat herstellen lassen, kein Bedenken, die Klägerin als 
Herstellerin des Hartbleies anzusehen. Dem ist beizutreten. Gegenstand 
der Riiekforderungsklaire ist der gezahlte Stempel für Anschaffungsgeschäfte 
über Hartblei, nicht W^eiehblei. Erzengt eder hergestellt aber hat eine 
Sache oder Waare im Sinne der ., Annierkung" zu Ziffer 4 des Tarifs zum 
ßeichs-Stempelabgubengcsctze aiuli derjenige, welcher diese Handlung nicht 
selbst vorgenommen bat. sondern sie für seine Recbuung und aui seine 
Gefahr durch einen audercu hat vornehmen lassen. Eine Herstellung 
durch einen Stellvertreter oder Gehilfen gilt juristisch und also auch im 
Sinne der „Anmerkung" als Herstellung durch den Prinzipal. Die „An- 
merkung" verlangt also nicht, dass der eine Kontrahent die Sache oder 
VTaare selbst hergestellt hat. Dies ergiebt auch die Entstehungsgeschichte 
der Anmerknng. Entsprechend dem Zwecke des Beichs-Stempelabgaben- 
gesetaes, die elgentlidien Speknlationsgesch&lte zu bestenem, dagegen die 
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Wa&reniuDsfttze der tandwirtbschaft, der Industrie und des Handwerkes 
nicht 2a treffen, enthielten bereits die von dem Abgeordneten v. Wedell- 
Malchow und T<m den Abgeordneten Dr. Arn sp erger nnd Genossen 

vorgelegten Gesetzentwürfe, 
Tgl. Drucks, des Beichstages, 6. Legislatarperiode I. Session 1884/85 

Nr. 25, 122, 

nnter der üoberschrift ^Befrt iiingen* Ausnahmen von der Stempelabgabe 
der Ziffer 4 des Gesetzes und darunter (Ziffer 3) diejenige Bestimmung, 
aus welcher die jetzige „Anmerknng'' hervorgegangen ist In beiden An- 
trägen lautete die „Befreinng* 

„für Geschäfte über solche znr Wcitpfvcransserung bestimmte Sachen 

oder Waaren, welche von einem der Kontrahenten selbst erzeugt oder 

handwerks- oder fabrikmässig hergestellt sind.*' 
Dagegen lautete die Anmerkung: 

„Kauf- und sonstige Anschaifungsgeschäfte über im Inlande von einem 

der Kontrahenten erzeugte oder hergestellte Mengen von Sachen oder 

Waaren sind steuerfrei." 
Es ist also in dfm Gt^räptze dns Wort .,^5clhi<t" der Antriii;»' gestrichou und 
damit jeder Thuilicstanil für ausrcu-beud erklärt, nach welchoni rechtlich 
der eine Kontraliciit als iMzeuiier oder Hersteller der Sachen oder Waaren 
anzusehen ist, auch wenn er nicht seihst sie erzeugt oder hergestellt hat. 
In den „Beschlu^=?pn" der ReichstagskoinniissioM , web-her die Antriiije 
v. Wedel l-Malchow tiiid Dr. Arnsperger und Geoosseu zur Vorbe- 
rathung überwiesen waren. 

vgl. Drucks. a.a.O. Nr. 286 Anlage 1, 
fehlen zwar die „ßeheiungeu-* gfinzlich, weil man schon durch die der 
Tariiüumuier 4 B gegebene Fassung die Steuerfreiheit der Proilu/enten 
för ausreichend gesichert hielt. Als jedoch bei der zweittu Berathung der 
Vorlage im Reichstage der Wunsch, die Befreinnij des Produzenten für 
seine Produkte im Gesetze klar auszusprt rheii und dadurch den Bedurf- 
nissen. Interessen nnd Wünschen der produktiven Stände, der Landwirth- 
schaU und der Industrie, vollständig Rechuung zu tragen, allseitig sich 
geltend machte und als berschtigl anerkannt wurde, ist diesem Wunsche 
durch Hinzufügung der „Anmerkung" entsprochen worden, um ausser 
Zweifel za stallen, dass die Veräusserungsgeschäfte der Produzenten stener» 
frei sein sollen. 

Vgl. StCDOgr. Berichte über die Verhandlungen des Reicbstagss VI. Le- 
gislaturperiode I. Session 1884/85 Bd. 4 S. 2521 6g. 
Hiernach ist . . . davon auszugehen, dass der Klägerin die „Anmerknag* 
mr Seite steht, wenngleich nicht sie, sondern die Friedrichshfttte das 
Weich bi ei hergestellt hat, nnd wenngleich die Klägerin das Hartblei 
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nicht selbst hergestellt hat, sondern es durch die Fried rielishtktte 
hat hersteilen lassen. Die AnnaluDe des Bernfnogsgerichtes aber, das von 
der FriedrichshGtte im Auftrage und för Redmnng der EUgerin her- 
gestellte Hartblei sei nach der HerstellnDg Bigenthnm der Friedrichs, 
hatte ^verblieben", weil das Weichblei bis dahin der Kl&gerin noch 
nicht übergeben und also im Eigenthume der Friedrichshütte ver> 
blieben sei, ist rechtsirrthümlich. Vielmehr hat sich mit der, wie feststeht, 
▼on der Friedrichshütte im Auftrage und für Rechnuni; der Klägerin vor- 
genommenen Vermischung des seitens der Klägerin von der Hütte gekauf- 
ten, wenngleich noch nicht übergebenen Weichbleies mit dem von der 
Klägerin der Hütte gesandten Antimon in sich schon der £igenthnmserwerb 
des Hartbleies ffir die Klägerin, für deren Rechnung nach dem geschlossenen 
Vertrage das Hartblei herzustellen war, vollzogen. Denn bei vereinbarter 
Mischung der Sachen verschiedener Eigenthümer und durch die Mischung 
vermittelter Herstellung einer neuen Sache bestimmt der Inhalt der Ver- 
einbarung den Eigenthumserwerb an der neu hergestellten Sache. 

Vgl. V. Wächter, Pandekten Bd. 2 S. 121, 122; Dem barg, Pandekten 

Bd. 1 S. 479. 

1)10 Kläfferin ist also die erste Eigenthümerin der durch die Ver- 
mischung neu hergestellten Sache. 

Ist hiernach der Entseheidungsgrund , aus welchem das Berufungs- 
gericht die Anwendbarkeit der ^Anmerkung" zu Ziffer 4 B des Reichs- 
Stempeiabgal)engef?etzes verneint hat. hiiiRilli?, so ist das Berufnngsurtheil 
anfznht'ben und die land^erichtlitdu', den Heklauten zur HüukzalUung der 
Sttjjüpeisteucr verurtheileude Entscheidung wiederherzustellen." , . . 



Kr. S5* Entgeh, des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 4. Febrnar 1891. 

[tm, BiHolwbv. EDtaeb. T. Jahrg. 1891. 6.4D. Nr. 5.] 

Dem Gericht steht es bei Erledigmig des Ansnohens der BahngeseUsohaft 
Tim gerichttlehe FeststeUnng der Entsohidignag fftr enteignete Qnmdstftohe 
nicht zu, die Reehtskraft des EnteignnngserkeimtiiiBses zu prfifeiL 

Ueber das Gesuch der K.F.N.-Bahn, als Koncessionärin der Lokal- 
bahn Zauchti-Bautsch, hat das E.G. Odrao znr gerichtlichen Feststellung 
der für mehrere enteignete Gnmdstücke zu leistenden Entschädigung eine 
Tagfahrt an Ort nnd Stelle angeordnet. 

Gegen diese Verf&gnng hat Dr. Seh., als VennOgensyerwalter der 
mindeijihrigen Blgenthfimer eines der enteigneten Gründe, den Beknra 
eingobracht und darin geltend gemacht, dass es Sache des Gerichtes ge- 
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Estflch. deB DoulMheii B«idMg«ridit8 T«ni 5. Febnuv 1891* 



wesen wftre, vorerst die Rechtskraft des EnteigmingBerlceiiutiusses za 

prüfen. 

Diesem Rekurse wurde vom 0. L.G.Brünn keine Folge gegeben, weil 
die Prüfung der "Rechtskraft des von der politischen Landesbehörde gefäll- 
ten Entei«mniii;st'rkeuntnibses dem Gericht« nieht zusteht mid vielmehr 
die Landesbeliorde gemns^ § -2 des Gesetzes vom 18. Februar 1878 ange- 
wiesen ist, nach dem Eintritt der Hcrhtskraft ihres Enteignnngserkenut- 
nisses selbst bei dem Grundbiu hsiierichte um die Anmerkung desselb^-n 
bei den betroffenen Grundbuehskörpern im Gmndbiiclie anzusucheu, uud 
weil, nachdem dieses Ansuchen heim B. G. Odrau in der That bereits erfolcrt 
war. dieses Geru ht keinen Anlass hatte, die liecht^ikralt des Enteignuug»- 
erkenntnissts in ZweilVl zn zieheu und von der ansuchenden K. F. N. -Bahn 
vorerst einen Nachweis über die Rechtskraft jenes Entcignaugsfrkeunt- 
iiisses al)zaverlangeu, voUeudü» auch mit Rücksicht darauf, als darin aus- 
(li üi kli< h tiemi rkt ist, dass gegen dasselbe eine Bernfong im vorliegenden 
Falle nicht znlässig ist. 

Der O.G.Ii, hat dem Revisionsreknrse des Dr. Seh. keine Folge 
gegeben, weil eine offenbare Gesetz- oder Aktenwidrigkeit der gleich- 
förmigen unterriehterlicheu Entscheidungen oder eine Nullität nicht vor- 
liegt, dalit r die Voraussetzungen zur Abänderung gleichturmiger uuter- 
richterlicher Entscheidungen nicht zutreffen. 



Nr. 26. Kiiiseh. des Deutschen Keichsgerichts. 

3. Civil-Öenat. Vom 5. Februar 189L 

[Zetts. d. Ter. deatsch. £i8etib.Ter«. 1892. Nr. .".) S. ^LV] 

SeliadenseTBatK ans verzögprtcr Auflassung von ParaeUen seitens des 

fiisenbaluifiskiis als Verkäufers. 

Eisenbahnfiskns war ans einem Vertrage verpflichtet, dem Beklagte 
gewisse ParzeDen, welche demselben verkanft waren, aufzulassen. Es war 
angenommen, dass Fiskns sich mit dieser Auflassung im Vorzuge befand; 
femer war angenommen, Beklagter habe die Parzellen zum Weiterverkauf 
als Baustellen gekauft; er hfttte dieselben, wenn ilmi die Parzellen zu der 
Zeit, als Fiskus durch die Aufforderung zur Auflassung in Verzug gesetzt 
wurde, aufgelassen worden w&ren, für 15 t.'fC für die Rutbe verwerthet. 
Demnach wurden dem Beklagten 5% Zinsen eines nach jenem Maassstabe 
berecbneten Preises seit der Zeit des Auflassungsverzuges als Schaden- 
ersatz zugesprochen. Bie Revision des Klägers wurde zurückgewiesen 
aus folgenden Gründen: , Allerdings hat zwischen dem Vertreter des 
Eisenbahnfiskus und dem Beklagten am 13. Juni 1879 eine Verhandlung 
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stattgefondeii, in welcher dieser die inzwiscben staUgehabte Schlaesver- 
meseiiDg der Parzellen ffir richtig erachtet und auerkaimt hat, dass er 
den danach zu berechnenden Preis an dep Sisenbahnfistnis zn zahlen habe. 
Allein in der ErklArang des Beklagten, dass er das Zng nm Zug zu 
zahlende Eanfgeld an den Fiskns zn zahlen verpflichtet eei> liegt nicht 
eine Bereiterklftrang zum weiteren Warten mit der Anflassnng, so dass 
der bereits frfiher eingetretene Verzng des El&gers damit nicht aufhörte. 
Ebensowenig kann aber in jener Erklfirong ein Verzicht anf die ans dem 
Yerznge bereits erwachsenen Ansprache gefanden werden. Anch kann 
sich KUger nicht darüber beschweren, dass die von dem Beklagten ans 
den Parzellen thatsSchlich gezogenen Natzungen bei der Berechnung des 
Schadensersatzansprachs nnberftcksichtigt geblieben sind. Denn der Kläger 
hat nfthere Angaben fiber den Werth solcher Nntzongen nicht gemacht 
nnd für den Beklagten bestand nach dieser Richtnng keine Darlehnspflicfaf 



Nr. S7. Bntaeh. des Beutsehen Reichsgerichts. 
5. Givil-Senat. Tom 7. Febrnar 1891. 

fBolM, Pnut. Bd. U. 8. SSL Kr. 983.] 

§ 8 Preuss. Enteign. Gesetz vom 11. Juni 1874. Berücksichtigung der Ab- 
nutznng von Gebäuden bei der Werthbemessung. 

Bei Foststflluiii; drs Werths eines enteigneten Grundstücks waren 
'73% ^^'-''^ Hanwerths unter dou Kosten lies anf dem entciL^neten Grund- 
Btuck als durch Umbau hergestellt gedachten (Jebaudcs augesetzt. Kevisiou 
des Enteigneten abgewiesen. Die Erwägung des Benifnimsriehters, dass 
anch Gebäude vergänglich seien und iKteh einem ge\M--en Zeiträume trotz 
Reparaturen und Unterhaltung wcrüiiüs würden, dass demgeinSss bei G>;- 
biiuden 5^*'rade su wie hH Fabriken unter der Position ^Attsehrtdbuug'", 
der Ansatz einer bestimmitü Ausgabe, durch welche die \Veriiisverminde- 
rung durch die Zeit, die Abnutzung, zum Ausdruck gebracht werde, noth- 
wendig und üblich sei, bewegt sich anf thatsächliclieni Gebiete. In der- 
selben ist insbesondere auch keine Verletzung des Kechtsgrinidsatzef. dass 
für die Feststellung der Entschädigung der Werth der eiituigucteu Grund- 
stücke im Zeitpunkte der Enteignung; inaassgebend sei, zu finden; denn 
es erscheint nicht ausi^eschlossen, dass Betrachtungen, wie sie in der 
wiedergegebenen Erwägung des Berufuugsrichters ausgedrückt sind, deu 
Gmndstückskäulcr bestimmen, schon in der Gegenwart einen geringereu 
Preis als den blos aus der Berechnung des augenblicklichen Ertrages sich 
ergebenden zu bewilligen. 
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Kr. 28. £at8cli. des Oesterr. Verwalt-Gerichtshofes. 
Vom 12. Februar 1891. 

[B6U. ElMUlMltDT.EBtwb. V. Jahrg. 1891. S.41. Nr. 6. OesU ElseDb. V«lw.Bi IV. Nr. IM. S. 181t. 

liudwiiiski. Simmlü. IM. i:.. f. 14S.) 

Bezüglich, der tür Eisenbalmzufakrtsstrassen freiwillig überlassenen Grund- 
fläclien kann uaohträglioh das EnteignimgsTerfalireii niolit durcligefulirt 

werdeiL 

Mit der Entecheidong des MiniBteriomB des Innern vom 18. Juni 1890, 
Z. 11198, wurde das Begebren des Bezirksstrassenansschasses in Teltseh 
um Enteignung von 16 in der Katastralgemeinde Ealiseht gelegenen Par* 
Zellen abgewiesen, weil uach der eigeneu Angabe des Strassenansscfansses 
die za enteignenden Panelleu bereits in den Besitz des Strassenansschassea 
gelangt und zur Herstellung der Eisen bahnzufahrtsstrasse verwendet wor^ 
den sind, und somit der Fall einer Einlösung der Grundstücke im Sinne 
der Expropriationsvorscbriften nicht vorliege. 

Diesen der augefo^litciicn Entscheidung zu Grunde geltet»» Thatbe- 
ßtand giebt die Beschwerde als richtig zu; sie meint aber gleichwohl, dass 
eine Expropriimng der fraglichen Grundstücke erfolgen kOnne und erfolge 
müsse, um' die bücherliche Abtrennung jener Gmnddftcben von den Stamm- 
realitäten ausführen zu kOnneu. 

Der V.G.H. wies die Beschwerde zurück. 

Gründe: 

Aus dorn Wesen der Enteignung als einer Zwangsverfügung folgt, 
dass, soweit in speziellen gesetzlichrn Verfügungen nicht etwas 'cUideres 
bestimmt wird, dieselhe gr'tronüber iSacheii oder Rechten, die im l'rivat- 
eigenthunie oder im IVivatbesit/e stehen, nur dann ])liitzi;reit'en kann. 
w'TU) deren Verwendung ans offeiitliclieii Kiicksieliten erforde liieli erseheint 
uud (iio Uel)erla.ssung dieser Eigenthumsobjekte sseitens der Eigeuüiüraer 
oder Besitzer versagt wird, ilire Zuwendung für den öftontlichen Zweck 
also anders als im We^je der hlxpropriation niehl ertnitjen kann. 

Da — wie die Beschwerde sellist znjj.'ötelit — im gegebenen Falle 
die zum Baue der Eisenbahnzufahi tsslrasse erforderlichen Grundflächen 
von ihren Eigenthnmern und Besitzern dem Bezirk^stras^enau^schusso frei- 
willig überlassen und von diesem auch für den gedachten Zweck verwen- 
det worden sind und heute einen integriremlen Bestandtheil dieser Eisen- 
bahozufalirtsstrdsse selbst bilden, so bedarf es keiner weiteren Ausführung, 
dass jedes Substrat für die Enteignung dieser Grundflächen zu dem ange^ 
gebenen Zwecke absuiut mangelt. 

Der l'mstaiRi. dass sich Scliwicrigktitcn wegen der bücherlichen 
Ordnungslieistelluug deshalb ergeben haben, weil die iSlanmirealitäten, von 
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welchen du einselneD 6roiidflädten abgettennt wurden, badierlich belaBtot 
sind, kann eine BachtrSgliche DnrchfQhraDg der £iit«igining nnd des fint- 
eiganngeverfalireiiB nieht rechtfertigen. 



Nr. 29. Entscb. des Deotseheii Refehsgvriclits. 

3. Civil-Senat Vom 13. Februar 1891. 

[Kolze. Bd. lt. Nr. 199. S. 95. M. Z«lt«. d. Vtr. devtwdi. Bli«ib.T«rw. IWL Nr. 98. 8. 889.] 

§ 120 Gewerbe-ürtliLuiig. Pflichten des Arbeitgebers zum Schatze seiner 

mit giftigen Stoffen arbeitenden Leute. 

Ein Lackirer hat den Eiseubahnfiskus ^^egen Bleivergiftung in 
Ansprach genominen. Das die Klage abweisende ürtbeil anfgehoben nnd 
znrfickverwiesen. Dass Beklagter nicht die schädliche Staubentwickelang, 
welche beim Einschütten de.s pulverisirteu Bleiweisses in die Farbenmühle 
entsteht, durch zuvnricco Anfeuchtung durch Wat^ser vermieden hat, gereicht 
ihm nicht zum Vorwurf, weil durch solilie Anfenchtunn: die Qualität der 
Farbe leiden würde. Auch kann deni Beklagten nicht augesonnen werden, 
bereits mit l^einöltirniss tremischtes Bleiwciss zu verwenden, da es ihm 
freistehen muss, unter Beobachtung der erforderlichen Vorsichtsmaassregeln 
die Farbe selbst herzTistellen. Endlich muss es dem Beklagten freistehen, 
die Verarheitunir »les in Stücken gelieferten Bleiweisses selbst vnrneJimon 
zu lassen, statt dasselbe in trockenem pulverisirteu Zustande zu beziehen 
nnd so die (^ffahr der Verlulschuiii; mit Schwerspath zu laufen. Aber 
es war zu eruriern, ob nicht das Zerreibenlassen durch Handbetrieb wegen 
der Tinvermeidliclien iStauhcniwickelung durch eine minder gefahrliche zu 
ersetzen war. worüber Kläger Beweis angetreten hatte. Nach dem Er- 
achten des Sachverständigen hat der Arbeitgeber den Arbeiter auf die 
Giftigkeit des Bleiweisses aufmerksam zu raachen und ihn zu ermalmen, 
vor dem Essen und Trinken die Hände zu reinit;cu, »odaun dafür zu 
sorgen, dass das IJleiweiss mit gehörig breiten Spateln von Holz oder 
Metall eingeführt wird, ikklagter hatte bei solcher Sachlage darzulegen, 
dass er seine Pflicht erfüllt habe. Ist eine Staubentwickelung beim Ein- 
schütten des pulverisirteu Bleiweisses in die Furbenmühle nicht zu ver- 
meiden und das Einathmen von Bleipartikelchen selbst dann möglich, 
wenn der Arbeiter die vom Sachverständigen in's Auge gefasste Stellung 
zur Mühle einnimmt, so besteht gewiss die Möglichkeit der Bleivergiftung 
durch Einathmen von Bleipartikelehen anch bei Beobaehtnng der von 
Saohverstftadigeo für geboten eraehteten sonstigen Yorsichtsmaassregeln. 
Andererseits kann aber auch schon die Kiehtbeobaehtnng dieser Maass- 
regebi, insbesondere das Essen mit nnsanberen Hftnden, in einer Ver- 
giftung ffihren, nnd es Hegt nicht vor, dass diese Ursache einer Vergiftung 
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in ihrer Wirkung dareh das Einathmeii von BleipartikekheD aoterbroehen 
wird. Hat das Bemfungsgenebt in seinen desfoUsigen ErwSgiuigeii an- 
nehmen wollen, daas die Vergiftang des KUgers allein auf diesas Bio- 
athmen zarückznfQlireii ist» so h&tte eine solche Annahme gegenüber der 
an sich ebenso nahe liegenden Möglichkeit der Znfuhrong von Gift durch 
nnsaabere Bfinde beim Essen jedenfalls einer näheren Begrfindnng bedurft. 



Nr. 30. Entsch. des Dentschen Beichsgerielits. 

. 6. Civil-Senat. Vom 23. Februar 1891. 

[Bolze. Priix. lld. 11. Nr. 197. S. '.0] 

§25 Kisenl» Ohs. vom 3. November 1838. Der Emwand des Verscliuldeüs 
des Beschädigten kann niokt anf das Versckulden seiner Leute gestützt 

werden. 

Ein vou Frankfurt a. M. nach Rödelheim fahrender Kisenbahn/ag er- 
fasste und tödtete zwei einem Oekonomen {gehörige Pferde. Der Schadens- 
ersatzanspruch wurde gemäss des Vr. Eiseubahngesetzes vom 3. November 
1838, § 25, für begründet erklärt, da ein Verschulden des Klägers, dessen 
im Gesetz allein gedacht ist, nicht vorlag, ein Verschulden der Knechte 
des Klägers aber, wenn solches vorgelegen hätte, den Kisenbahnfiskus nicht 
befreite. — Vgl. E. ßd, 5 S. 232. — Selbst wenn aus dem gemeinen 
Recht dor Grundsatz herzuleiten wäre, dass dem eigenen Verschulden des 
Beschadiicton das seiner F^<^<lifnsteton insofern gleichstehe, als es Schadens- 
ersatzansprüche gegen Dritio auf^sehliesst : so kann solcher (iiuiidsatz 
nicht ohne Weiteres auf die durch ein Spezialgesetz eint^ofahite und nur 
unter siie/idl Ix/'^irhneten Vorans^etzun^en fortfallende Entschädigung 
der Eisenbuhugesellschalten übertragen werden. 



Kr. 81. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 25. Febrnar 1S9L 

[R6U. EiMabdtmfeebt Eutacb. V. Jalicf. USL Mr. T. S. 43.} — Ocst £lseDl>. Tenr. BL IV. Nr. 123. S. t7ia.] 

Ein iwiseben einer BaJmgesellscliaft und einer CleseUsohaftsfiima Uber den 
Bau nnd Betrieb einer tm Zweck der Frachten-Anf- nnd Abgabe der 
Finna zu errichtenden Schleppbahn abgescbloflsener Betriebsvertrag geht 
bei Anflosnng der Oesellscbaftsflima nlcbt ohne W^teies anf den Singular 

recbtsnachfolger der letzteren ftber. 

Der Fabrikant R. begehrte mit der beim k. k. H. G. Wien einge- 
brachten Klage gegcu die B.W.-Buhu das Erkenntniss: 

a) Die Rechte aus iwm zw loschen dieser Bahn und der Handelsfirma 
B. L. Comp, über den Bau und Betrieb einer zu Zwecken der 
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FiBchteii-Aiif- und Abgabe der genaanteii Werke za eniehtenden 
GeleiseBiilage abgescUossenen Vertrage vom 24. August 1888 
seien nach AnfitooDg dieser Finna an den KIfiger übeigeganfen; 
b) die geklagte Bahn sei weiters verpflichtet, anzuerkennen, dass sie 
nicht bereohtigt sei, Aber Anfträg dritter Personen Frachtgüter 
auf das neue Geleise zu verladen. 
Das k. k. H. G. Wien wies die Klage ab. 

Grüude: 

Ad lit. a) des Elagebegeiurens handelt es sich wesentlich um die Frage, 
ob die geklagte Bahn ungeaehtet der am 23. März 1887 erfolgten Auf- 
lösung der unter der Firma »B. L. & Comp." errichteten offenen Gesell- 
Bohaft nnd ungeachtet der erfolgten Löschnng dieser Gesellschaftsfirma 
ans dem Handelsregister verpflichtet war, den Betnebsvertrag ddto. 
24. August 1883 mit dem Kläger, welcher sich als Rechtsnachfolger der 
genannten Firma bezeichnet, fortzusetzen. Da die aus dem Vertrage für 
die Firma B. L. & Comp, resultirendon Rechte einerseits specielle Begünsti- 
gnnireu für diese Firma in Betreff der Frachten-Auf- und Abp:abe enthalten, 
andererseits mit verschiedenen (tegenleistun?:en verbunden sind, bezüglich 
welcher die Person des Schuldners dem Gläubiger nicht gleichgiltiff sein 
kann, können diese Hechte v(in der Firma B. L. & Comp, oline Zustimmung 
des anderen Contrahenten, d. i. der B. W.-Bahn, an eine dritte Person, 
an ein \on der Firma B. L, & Comp, versehiedeues Eechtssabjekt, nicht 
übertragen werden. 

Dass keine ausdruekliche Zustimmung der geklagten Bahn zu dem 
klägerischerspits l)eliaii[)teten Rechtsüber^ange stattgefunden bat, ist unbe- 
stritten, t's kuDute sich daher nur noch darum handeln, ob etwa eijie 
ötüischweigende Zustimmung im Sinne (U's § 863 a. b. C B. dnrcb conclu- 
dente Handlungen der geklagten Bahn erfolgt sei. Diesfalls könnte höch- 
sten» der Umstand, das^^ die geklajjte Bahn auch nach Auflösung der 
Firma B. L. & (.'otnp. diu Erfüllung der vertragsmässigen Verbindlichkeiten 
vom Kläger, welcher auch Gesellschafter der Firma B. L. & Comp, war, 
verlangte, und Klüger diese Verbindlichkeiten erfüllt hat, als solche Hand- 
lung aulget'asst werden, welche die Vermuthuno" einer Fortset^np: des 
Betriebsvertrages zwisclim dem Kläger und der geklagten Bahn begründet: 
uliein diese Vermutliuug verliert an Kraft, wenn erwogen wird, dass durch 
die Einstellung des Geschäftsbetriebes der Firma B. L. & Comp, in dem 
Boreker Walzwerke und durch das Erlöschen dieser Gesellschaftsfirma die 
fernere Eneiohnng des Zweckes des Vertrages, nämlich der Betrieb der 
neuen Geleiseanlage „zn Zwecken der Fraehten-Anf- nnd Abgabe der 
Firma B. L. & Gemp." nnmOgUeh geworden ist, wenn weiter erwogen 
wird, dass Kläger am 23. März 1887 die ihm gehörige Hftlfte der Realitftt 

B|«r» BiMnMnmelitllclM BntselMtdiiiiiwi IX, 3 
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Borek, in welolier das Wabswerk liegt, an T. verlcanft liat, und 
eine Fortsetzung des Betriebes des Walzwerkes anf seiner Seite nicht 
vorliegt 

Da unter solchen Umständen der Beweis des Fortbestandes des Ver* 
träges nicht erbracht ist, mnsste auch das EhMsebegehren ad b), welches 
einen solchen Fortbestand zur Voraussetzung hat, abgewiesen werden. 

Ueber Appellation des Elfigers Änderte das O.L.G. Wien das erst- 
richterliche ürtheil im ersten Ponkte a) ab, bestätigte dasselbe aber im 
Punkte b). 

Gründe: 

Da nicht bestritten ist, dass der Gesellschafter L. bei der Auflösung 
der Handelsgesellschaft dem Kläger als anderen Gesellschafter alle seine 
Bechte übertragen nud anerkannt habe, dass üii^^ aus dem GeseUschafts> 
vertrage keine wie immer gearteten Ansprüche wider den Kläger zustehen, 
handelt es sich darum, ob durch diese üebertragung ohne Zustimmung 
der geklagten Bahn dem Kläger die der genannten Firma aus dem Ver- 
trage gegen sie zustehenden Rechte eingeräumt werden konnten. Das 
muss bejaht werden, denn ist in erster Linie zu berücksichtigen, dass 
es sich nicht um solche Re< lile handelt, welche an eine bestimmte Person 
gebunden wären (§ 1393 a. b. G. B.), oder deren Veräusserung gesetzlich 
oder vertragsmäSvsig untersagt wäre. Es ist aber auch weiter zu berück- 
gichtigen, dass es sich gar nicht um eine Üebertragung derselben an eine 
fremde dritte Person handelt, sondern dass eigentlich nnr ein Verzicht 
des einen Gesellschafters zu Gunsten des anderen, weleher obiii:'dies nn- 
widt rsprochen allein zur Vertretong und Zeichnung der l'irma berechtigt 
war, stattfand. 

Dii'scr Ver/i'ltt bedurfte keineswegs der Znstinunnng des anderen 
Kontrahenten, wenn nieht die Entlassung der Verziehtuudeu aus den ihnen 
gegenüber der geklagten Bahn obliegenden Vt-rhindlichkeiten verlangt wurde. 
Dies ist aber nieht der Fall gewesen. Die G^khigte i^irht auch überdies 
zu, dass der Kläger alle aus dem Vertrage sich erL'ebendpii Verbindlich- 
keiten erfüllt hat, und kann aus diesem Grunde die Anerkennung des 
Fortbestehens dieses Vertrages nicht verweigern, ja sie hat diesen Fort- 
bcstand indirekt am h dadurch anerkannt, dass sie die auf Grund des 
§ 13 des Vertrages am 31. Dezember i8ö8 erfolgte Kündigung durch den 
Kläger zur Kenntniss genommen und von ihm die Erfüllung der im § 13 
von der Firma übcruümuienen Verbindlichkeit. -n begehrt hat. Üb aber 
die Firma oder der Kläger Eigenthümer der genannten Eisen- und Stahl- 
^^■erkc oder nur Päciiter derselben waren, ist l'ür die ReehtÄtVage ebenso 
unentscheidend, als ob. rüeksichtlich in welchem Umfange, der Kläger die 
ihm übertragenen Kechte ausüben kann oder nicht. 
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BezÜ^ieh des Fanktos b) musste die AbveiBvog des Klagebegehrens 
bestätigt werden, denn das iraglicbe Geleise ist Eigenthnm der Bahn und 
ist eine BeedirftDknng des ireieo VerffigongsiecIiteB derselben nieiit erwiesen. 

Der O.6.H. hat das Drtheil der ersten Instanz wieder hergestellt in 
der Erwftgnng, dass der Vertrag von der belangten Bahn mit der Handels^ 
finna B. Eisen- nnd Stahlwerke L. & Comp, znm anadrficklieh bezeichneten 
Zweeke der ErmOgllchiing. der Auf- nnd Abgabe der Fraehtgäter dieser 
Handelsgesellschaft in diesem Werke selbst abgeschlossen wnrde, nnd dass 
dieser Zweck infolge Her Auflösung dieser Gesellschaftsfinna nnd der 
Löschung dieser Firma im Handelsregister, sowie des gäozlichen AnfhÖrens 
des Betriebes dieser Werke seitens dieser Gesellschaftsfirma nnd des 
Ueberganges der B. Werke in eines Dritten Eigenthum nicht mehr besteht, 
nnd dass daher der Kläger, znr Zeit Fabrikant in Prag, wenn er auch 
olfener Gesellschafter dieser Fabriksfinna war, uod der andere Gesell- 
schafter L. seinen Antheil an diesem Vertrage ihm abgetreten hat, gar 
nicht mehr in der Lage ist, Frachtgüter dieser Fabriksfirma loco B. znr 
Verfrachtung der belangten Bahn zn übergeben, oder solche zu beziehen; 
— in der weiteren Frwägung, dass daher auch nicht eine Verpflichtung 
der belangten Bahn zur Einhaltung dieses Betriebsvertrages gegenüber dem 
Kläger fortbesteht; — endlich in der Erwägung, dass in der seitens des 
Klägers fortfjesetzten ErfüUuiiq: der ans dem Vertrage resultirenden Ver- 
pfUchtuDtccTi noch Ivoiiie Anerkenmini; des Fortbestaiules des Vertrages mit 
dem KUiiier seitens der belaiiKtt-n Bahn erbliekt werden kann, und dass 
insbesondere die Annahiue der Kündigung und die Aufforderung zur Er- 
füllung der im § 13 (ies Vertrages festgesetzten Verpflichtungen der mehr- 
genannten Handelstirma sich als eine Folge des Erloschenscins der Ver- 
trages überhaupt darstellt. 



Nr. S2. Entsch. des Deutschen BeichsgerJebts. 

5. GiviUSenat Vom 25. Februar 1891. 

CBolM» Pm. nd.ll. S.m Vr.5M.] 

Prasa. £nteign.öes. vom Ii. Jud 1874 §§ 8^10. Begribidnng des Saeh- 

verstSndJgoi'QutaehtenB. 

Die Saeliverständigen haben den Werth der enleigneten Flüche pro 
Hektar dadurch geluiiden. dass sie den durehschiiittlicLen Jahresertra;; auf 
170,76 ermittelt und diese Zahl mit 20 multiplizirt haben. Ein Fall 
der Anwendung des § 10 Abs. 1 des Enteignungsgesetzes, den Werth 
eines Ersatzgrundstücks zu ermitteln, liegt niobt vor, weil die Sachver- 
ständigen mcht die wirkliche Benutzuogsart durch die bisherigen Besitzer 
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berfiekaicbtigt, sondern auf Grand ihrer dureh NaehinnibiiDgen, BesiGhtigang 
der Aekerkrnme und des Untergrundes erlangten Eenntnias von der Boden- 
beachaffenheit eine iliren Eifabriingen entoprecbende rationelle Bewirth- 
schaftmig unterstellt haben. 



Kr. 88. fintseh. dM Gestern Obersten Oeriditskofes. 

Vom 3. Mftrz 1S9I. 

[BAU, Bitcnbalmr. BntoclL 1891. Nr. 8. S. 4fi.] 

Zur Aufnahme des Beweises zum ewigen Gedächtnisse über den Gesmidheits* 
instand des bei einem Bahnonfalle Verletzten sind anoh die städt-deleg. 

Bezirksgerichte zuständig. 

Johann P. verlangte beim städt.-deieg. B.6. Lemberg wider die C.L.- 
Bahn die Aufnahme des Eunstverständigoubeweises zum ewigen Gedftcbt> 
nissc über seinen Gesnndheitiizastand. Hieräber hat das genannte ß.G. 
die Durchfübrang des angesnchteo Beweises znm ewigen Gedilchtnisse 
bewilligt und angeordnet. 

üeber Rekurs der G.L.-Babn hat das 0. L.G. Lembcrjr den Bescheid 
des städt-del. B. G. Lemberg behoben and den J. P. mit seinem diesf&iiigea 
Gesuche an das zuständige Gericht gewiesen. 

Der O.G.II. gab dem Revisionsruiiurse des J. P. Folge und stellte 
den erÄtrichterlicben Bescheid wieder her, und zwar in der Erwägnng, 
dass nach § 35 Jnr. Norm das Ansuchen um die Bowilligung zur Auf- 
nahme von Beweisen zum ewigen Gedächtnisse bei den Bezirksgerichten 
angebracht werden kann und unter denselben auch die städt.-deles:. Be- 
zirksgerichte verstanden werden müssen, weil an den Standorten dieser 
Letzteren eben keine anderen Bezirk sgerichte bestehen, gleichwohl tür 
diese Orte besondere gesetzliche Besstiraraungeu rücksiclitlich der Kompe- 
tenz der Gerichte zur Aufnahme von Beweisen zum ewigen Gedächtnisse 
nichr gctrofTen worden sind nnd auch aus dem § 12 Jur. ^'or^^ nicht zu 
entnehinen ist, dass die Aulnahinc dieser Beweise an Standorten der städt.- 
deieg. Uezirksgericlite nur von den daselbst bestehenden KoUegialgerichtea 
bewilligt werden könnte. 



Nr. 34. Entsch. des Oberlandesgerichts Jena. 
Vom 25. März 1891. 

[Pmas. V«nr.BL XllL Nr. Iw 8. SB.] 

In der OffentUohen Verhängong der Sperre Uber einen Arbeltgeber kann 
der Tliafbestand des groben ünftags (| 360 Nr. 11 R»Str.a.B.) nicht ge- 

ftmden werden. 

In einer Faehzeitung der Mühlenarbeitcr Deutschlands waren die 
Mühleuurbeiter gewarnt worden, in einer bestimmten Mühle in Arbeit zu 
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tretOD, da der Pftehter der MflUe Beinen Arbeitern nicht ein mensehen- 
wGrdiges Dasein gewfthre, und der Anfibiderang, die dort zu Tage ge- 
tretenen Uebeistande abzostellen, nicht nachgekommen sei. Barin hatte 
die Strafkammer die Verfibong von grobem Onfag im Sinne des § 860 
Nr. 11 St. G.B. gefonden. Das O.L.6. Jena hat freigesprochen. 

yBs kann die Frage dahingestellt bleiben, ob ftberhaupt darch ein 
Dmck- nnd insbesoudere Pressenengniss ein nach § 360 Nr. 11 St. G.B. 
strafbarer grober Unfug begangen werden kann. Denn, selbst wenn diese 
zweifellose Frage bejaht würde, so fehlt es doch in anderer Beziehung an 
wesentlichen Momenten, um die gedachte Straf bestimmang anf die vor- 
liegende, indem Fachhiatte der Mühlenarbeiter Deutschlands veröffentlichte 
Kundgebung des Angekl. anwenden zu können. Es kann mit dem Urtheii 
des Reichsgerichts vom 3. Juni 1886 Entsch. XIX. 294 angenommen 
werden, dass der § 360 Nr. 11 „solche den äusseren Bestand der Gifent- 
lichen Ordnung unmittelbar verletzende üngebührlichkeiten verpönt, 
durch welche das Publikum schlechthin, nicht also ein individuell begrenzter 
Personenkreis gefährdet oder belästigt und somit der öffentliche Friede 
im Allgemeinen beunruhigt wird." Dass die vom Aii^jokl. in der Ennd- 
gebunpr anspff^s^prophonc Sperre über äm Mühle aber als eine so qualifizirte 
UnixebiUirlichkeit /.u betrachten sei, kann nicht anerkannt werilen. Zwar 
mag zugegeben sein, dass in der öffentlichoii Verhängung der Sperre über 
einen Arbeitsgeber an sieh eine üngebührlichkeit zu finden i-t, sofern da- 
mit oin von einem Unbefugten ausgeliender willkürlicher EiugritV in die 
freie wiithsehaftliehe Bewegnni^ des Arl)eitsniarktes, welche wesentlich im 
Interesse der ^ !es;immtheit nnd nieht etwa nur im Interesse der Arbeit- 
geber liegt, nnleruunimeii wird, dagegen fehlt es dieser Uns^obOhrliehkeit 
sowohl an der Eigensehafl unmittelbar äusserer Ordnungsverlet/uni!;. als 
anch an der Richtung gegen das Publikum als solehes, und es entfällt 
damit auch die Bedeutung der Kundgebung als eine Heiinnihiguug des 
öffentlichen Friedens im Allgemeinen. Denn die vom Angekl. ausge- 
sprochene Verhängung der Sperre über die Mühle stellt sich inhaltlich 
zunächst nur dar als eine Aufforderung au die Mühlenarbeiter, in dieser 
Mühle keine Arbeit zu nehmen, und verfolgt den Zweck, durch den vollen 
oder theilweisen Krfolg dieser Aiitlürdernng den Möhleninhaber zur Ge- 
währung besserer Arbeitsbedingungen zu bestimmen. Es ist nicht abzu- 
sehen, wie durch eine solche Aufforderung der äussere Bestand der 
Öffentlichen Ordnaug unmittelbar verletzt sein soll, und die Möglichkeit, 
dass die Aufforderung in ihren weiteren Wirkungen zu solchen Ordnungs- 
verletznngen f&hren könnte, reicht nicht ans, sie selbst schon als solche 
zn betiaehten, da es an der Unmittdbark^t von Ursache nnd Wirkung 
gebricht Es feUt der Knndgebnng aber anch die Richtung gegen die 
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Allgemeinheit uls solche. Sie wendet sich an den iDdividneli bestimmtea 
KvQh der Mühleoarbeiter , und wenn es auch von der Vorinstanz festge- 
stellt ist, dass die Fachzeitung der Muhtonarbeiter für ganz Deutschland 
nnd in einer recht beträchtlichen Auflage erscheint, so hört sie doch da- 
mit nicht auf, als fachblatt sich vom^weise au einen bestimmten und 
beschränkten Interessentenkreis zu wenden, die blosse Möglichkeit aber, 
dass auch andere Arbeitgeber aus einer d^-rartigen Kundgebung Anlass 
zu ßesorguisf^en für ihre eigene geschäftliche Lage nehmen könnten, ist 
eine so fern liegende und von snbjektiven Stimmungen der betreflfenden 
Personell a!)hängige, dass man von einer Beunrubigang der Allgemeinheit 
■ nicht sprechen kann.*" 



Nr. 35. Entscb. des Oesterr. Obersten Qeriehtehofes. 

Vom 7. April 1891. 

^511. ElMBMhnr. Entscb. 1691. Nr. Sl. S Mk] 

Weim der SntacMdigangsbetrag Ifir eine bleibende Gmndeinlfisang zu 
EiBenbabDEweeken gerlabtlieb erlegt wurde, weil die Vertheilnng desflelben 
zwlfloben den Interessenten streitig Ist, bat die Realinstanz im Falle 
Nlebtsostandekommens ebies Ansglelebes naeb den Yorsebriften der §§ 5 
bis 11 des Hofdekretes vom 19. November 1839, Nr. 388, J.G.S., voizn- 
geben. Die Klage wegen Erfolglassong des erlegten Betrages gehört 
sonaob zur Znst&ndigkeit des Bealgerlebtes, und zwar ancb dann, wenn 
die Klage gegen eine Gemeinde als Erstgeklagte geriobtet ist Bezil{^eb 
der Znstftndigkelt des Realgeriebtea maebt es keinen Untersobled, ob der 
Entsobftdlgiingsbetrag nnmittelbar von der EisenbabnTmtemebmnng oder 
von dem Vertreter der Enteigneten zn Geriebtsbanden erlegt worden ist 

Die Lokaleiseobabnontemehmnng J. erlegte znfolge Entscheidong des 
B.6. Schwaz vom $. August 1889, Z. 2536, womit die Entschädigung 
für die Enteignung von Grund nnd Boden and für die dnreh die Bahn 
vemrsachten Ersohwemisse in der Ansfibnng der Weiderechte verschiedener 
Grundbesitzer der Gemeinde £. mit 8500 fl. bemessen wurde, diesen Be- 
trag zn Händen des Dr. S. als Vertreter der enteigneten Besitzer, 
beziehungsweise der Weideberechtigten. Dr. 8. behielt hiervon 300 fl. 
zur Deckung von deserviten Kosten etc. gegen Rechnungslegung deponirte, 
3200 fl- bei der Sparkasse in Sch. nnd erlegte als gerichtliches Depositum 
den betreffenden Einlagschein, weil nicht nur die fünfzehn darin genannten 
Eigenthflmer nnd Weideberechtigten, sondern auch die Gemeinde E. nnd 
sechzehn andere Weideberechtigte darauf Ansprach erhoben. 

Hierüber hat Jos. 8t. fftr sieb nnd die übrigen vierzehn Hofbesitzer 
um Erfolglassung von 3000 fl. als ausschliesslich ihnen gehörig gebeten; 
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infolge Nichtzustimmang der Gemeinde E. und dreizehn anderer Weido- 
berechtigter erfolgte die Verweisong auf den ordentlichen Rechtsweg. 

üeber die beim B.6. Schwaz eingebrachte Klage erhob die Gemeinde 
£. und die dreizehn übrigen Weideberechtigten die Einwendung der In- 
kompeteuz, weil die Gemeiode £. als Erataogekiagte beim Gehcbtahof zu 
belangen war 

Daä £.G. SSchwaz gab der Einwendang der Inkompetenz statt und 

zwar: 

in der Erwägung, (iass hei der Tiigsatzang zur Feststellung der Ent- 
schädigung: für die enteigneten Weideberechtigten von E. vom 2. Juli 1889 
Nr. 252f>, die dnrtiirt' Gemeindevorstehung als Vertreterin aller Weidebe- 
rechtiprten und hei der diesgerichtlichen Tagsatzung vom 24. Oktober 1890, 
Nr. 4009, dieseihe aU Yertreterin einestheilß der WeideberechtigteUf nicht 
aber in eigenen Namen aufgetreten ist; 

in Erwägung, das:? naeli dem klaren Wortlaute der Klage, sowithl im 
Rubrum als im Petile die Gemeinde E. splbft, anstatt dor jeweiligen Vor- 
8t<»hnng derselben, als Vertreteriu der eventuell noch nicht bekannten und 
nicht schon persönlich geklagten Weideberechtigten von E. nebst den an- 
deren Betheiligten als litis consortes geklagt erscliciut; 

in Erwägung, dass das Klagebegehren auf eine „Gestattung" lautet, 
daher kein besonderer Gerichtsstand angerufen werdeu kami ; 

in Erwägung endlieh, dass die Gemeinde E. als erste Geklagte erscheint 
und Klagen gegen Gemeinden vor dem Gerichtshöfe erster Instanz anzu- 
bringen sind. 

Bas O.L.G. lonsbnick hat in Abftndernng des orstrichterlichen Erkennt- 
nisses der von der Greklagten erhobenen Einwendung der Inkompetenz 
keine Folge gegeben, nad zwar: 

In Erwägung, dass ob sich im gegeDwftrtigeo Pirosease um die von 
der Lokaleisenbahnban-Untemehmung J.-A. zufolge Eotseheldnag des B.G. 
Schwaz vom 6. Angnst 18S9, Nr. 2536 Bl., D. im Gesammtbetrage von 
8500 il. für die Enteignung von Gmnd and ßoden, und f&r die durch die 
Bahn venirsachten Erschwernisse io Ansflbnng der Weiderechte verschie- 
deoer Grandbesitzer der Gemeinde £. erlegte Entschftdignng handelt; 

in Erwfigong, dass^ wenn die Elfiger mit Klage de prfis. 28. Novem- 
ber 1890, Nr. 4504, die Erfolglassnng der fibrigena nnr mit 8200 1 ad 
depositnm gelangten EntscbSdignngssnmme im Betrage von 3000 fl. ver- 
langen, es offenbar ist, dass es sich nnr nm die Realisimng ihrer dinglichen 
Rechte anf die im Bezirice Schwaz gelegenen Realien handelt, welche die 
Geklagten in Bezng auf die Entsehftdignngsansprfiche in dem von den 
Elfigem in Ansprach genommenen Umfimge nicht anerkennen, weshalb sie 
gegen die von den Klftgern verlangte Erfolglassong protestirten; 
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in Erwfigung, dass die Ministerial Verordnung vom 8. Dezember 1855 
R.G.Bl. Nr. 213, welche durch die MinisterialverordniiriG: vom 27. April 1859, 
Nr. 71, auch in Bezu;; auf Frivateisenbahnen Anwendung findet, im § 13 
ausdrücklich hestimmt, dass, wenn der Entscliädiuungsbetrag für eine 
bleibende Grundeinlösung gericlitlich erle^^t wurde, weil die Vertheiluug 
desselben zwischeu deu Interessenten streitig ist, der Realinstanz obliegt, 
im Falle des Nichtznstandekommens eines entliehen Aussleiches nach den 
Vorschriften der §§ 5 — 11 des Ilofdekretes vom 19. November 1839, Nr. 388 
J. 0. S.. vorzugehen, womit auch die liestimmung des § 34, Absatz 2, des 
t^l äleren Euteigüungsffesetze.s zum Zwecke der Herstellung und des Be- 
triebes von Eisenbahnen im volleu Einklänge steht; 

in Erwägung, dass demnach der besondere l^ealgerichtsstand des B.(t. 
Schwaz ausser Zweifel st^ht und der Umstand, dass die Gemeinde E. als 
Geklagte erscheint, für die Komi)t tenz ausser Frage kommt. 

Der O.G.H. hat die Entscheidung der zweiten Instanz bestätigt, uud 
zwar: 

unter Bezugnahme auf die Gründe der zweiten Instanz, ferner 
in der Frwäi,uijg, dass es sich im vorliegenden Fall um die Beur- 
theilung eines Eutschädiguugsbetrages handelt, welcher für die Enteignung 
von Grund uud Boden und für die durch den Balinbau verursachten Er- 
schwernisse in der Ausübung der Weiderechte hinterlegt wurde und dass 
die Realisiruug solcher dinglicher Rechte auf im Bezirke von Schwaz 
gelegenen Realitäten zur Kompetenz des Realgerichtes gehört, indem der 
Bestand und der Umfang der dingliehen Redite zur Yerhandloug und 
Sntscheidnng m kommen haben wird; 

in der Erwägung, dass es hierbei keinen Unterschied macht, ob der 
ermittelte Entsehfidignngsbetrag Yon der Eisenbahnnntemehmung selbst 
oder vom Bevollmächtigten der Enteigoeten, wegen der streitigen Ansprache 
an denselben unter sich, zu Gerichtshanden hinterlegt worden ist. 



Nr. 36. Rntscb. des Dentsehen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 1). Ai.ril 1891. 

[Entäch. d. K.G. in Civil«. Hd. 27. S.273.] 

Auch die Kontraktsklage des Bauherrn gegeo den Baumeister auf Ent 
BChädignng wegen grobfahrlässiger Fehler ,.au8 der Bauart- unterliegt 
der dre^ährigen Verjähnmg des § 968 L 11. Preuss. A.LIL 

Die Beklagten haben dnreh einen am 23. Januar 1875 mit der Klä- 
gerin, der Stadtgemeinde M., abgeschlossenen Vertrag die Herstellang der 
Maurerarbeiten zur Erbauung eines neuen Kesselhauses und Masdunen- 
hanses der dortigen Stadtwasserkunst flberiiommen und dnrrh ihre Arbeiter 
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ansfahren lfts86Q. Am 10. Dezember 1875 wurden die Arbeiten von der 
8ta(it übernommen. In den ersten Monaten des Jahres 1887 zeigten sich 
an den Fandamanten der südlichen Wasserhebenraschine erbebliche Risse 
im Mauerklotze, auf welchem das nördliche Lager der Schwungradwelle 
jener Maschine ruhte, so dass der Betrieb der Maechioen als gefahrdrohend 
eingestellt werden mnsste. Die alsbald vorgenommene Untersuchung jenee 
Manerklotzes ergab, dass derselbe äberhanpt als kein einheitliches Mauer- 
werk sich darstellte, dass vielmehr unter einer oberen Manersteinabdeckuugs- 
schicht an beiden Seiten nur Mauersteinwangen von einem bis anderthalb 
Stein Starke sich befanden, während das Innere (der Zwischenraum) durch 
hineingeschüttete Hrnchsteine, untermischt mit Manersteinstücken, unregel- 
mässig ohne jeden Verband und meist ohne Mörtel ausgefüllt war. und 
dass sich nur in Z wischen rrnimen von etwa je 75 cm Abgleichungsschichten 
von Ccmentmörtcl zeigten. Km gleicher Zustand, nur ohne Abgleichungs- 
schichten, stellte sich heraus in den Fundameuten der Geb&iideomliassailgs- 
mauer unter dem südlichen Lager der Schwnngradwelle. 

Bt'i li si m crefahrdrohenben Zustande des Werkes ergab sich die 
Nothwendigkeil einer Erneuerung der Fundamente. Zugleich stellte sich 
heraus, dass die Maschinen, welche auf jenem Mauerklotze ruhten, ein- 
seitig abgenutzt waren, daher demoutirt, reparirt und wiederum montirt 
werden mussten. 

Der Stadtmagistrat Hess diese sämmtlichen Reparaturen ungesäumt 
vornehmen; es ergab sich hierbei ein Kostenaufwand : a) für den Abbruch 
und die Erneuerung der Fundamente von 3580,18 JC-, b) für Deuioutirung, 
Reparatur und Wiedermontirung der Maschinen von 6116,60 

Diesen Gesammtbetrag von 9646,78 J( hat die Stadtgemeiude wider 
die beiden Beklagten im September 1887 zu M. eingeklagt. 

In dem Bauakkordvertrage vom 23. Januar 1875 hatten sich unter 
§ 2 die Unternehmer verpflichtet, die Arbeiten und Leistungcu n:u-h Vor- 
flehrift des Anschlages, der Zeichnung und der ungehefteten und vuu ihnen 
unterseluiebeneo Bedingungen gut und untadelhaft auszuführen, und § 8 
der aUgemehien Bedingungen lautete dahin: 

„Unteniehmer haftet nach geecheheoer Volleudung und Revision 
des fianea noch drei Jahre flir die Tfiditigkeit der von ihm auage- 
führten Arbeiten nnd zehn Jahre fftr die Dauer der verwendeten 
Materialien nnd deren anachlagBm&Bsige Beachaffinifaeit nnd verpflichtet 
sich, jeden Sehaden zu ersetzen, der als Folge einer schlechten 
AnsfOhmng oder der Verwendung schlechter oder gar anderer Jla* 
teriafien als der veransefalagten erweislich ^gemacht" wird, nnd der 
entweder bei der Abnahme nicht eingesehen werden konnte oder 
verheimlieht ist*^ 
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Und § 3 der spezieilen Bedingungen lautet: 

„Unternehmer ist für die Ausführung eines giiton Verbandes 
für das Manern mit vrillen Fugen und für die tüchtige Mischung des 
Mörtels nach deo Vorsciiriftea des banleitendeii Beamten verau^ 
wörtlich." 

im AnBf'hlagsextrakte pn'11i<Mi h'^isst es unter Pos. 4: 

-.?)00ü,5 cbm Fuiidamentmauerwerk, theils aus Bruchsteinen^ 
theiir- a ns Mauersteinen in Cementmijrtel aufzuführen, sortrfaltig zu 
verinauom und zum Preise von 24 Öilbergroschen pro Kubikmeter, 
= lMOO Thaler 12 Silbergroschen." 

Das Material hatte die Stadt gestellt. 

Tm Klap;e wird darauf gestützt, dass die Beklagten durch die Auf- 
führung so schleehter Fundamente eines grobeu Versehens sich schuldig 
gemacht hätten, und dass sie nicht nur nach den Bestimmungen des Ver- 
trages, sondern schon nach den gesetw^liciien Bestimmungen für jeden 
Schaden hafteten und der Klägerin volle Genuuthnung leisten müssten. 

Beklagte beriefen sich hauptsächlich daraut, dass beim Vorliegen 
eines Werkverdmgungsvertrages nach § 9B8 A.L.R. I. U der klägerische 
Anspruch verjährt sei. Der Bau sei vor länger als zrhn Jahren abi;e- 
flonimen, niul da die Mängel des Mauerwerkes die Bauart beträfen, so sei 
s(jgar die dreijäiirigc Verjährungsfrist hier anwendbar; aus den §§ 2 
und 8 der allgemeinen Vertragsbedingungen sei etwas Anderes nicht ab- 
zuleiten. 

Das Landgericht hat die Beklagten solidarisch nach der Kiagebitte 
vemrtheilt. 

Mit Zwischenartheil des Oberlandesgeriehtes wnrde die Einrede der 
Verj&hnuig verwoifen; zugleich wurde weiterer Beweis angeordnet und 
sehÜesdieh mit Endurtiheil vom 2. Dezember 1890 die BenifiiDg der Be- 
klagten znrflckgewiesen. 

Gegen dieses ürtheil haben Beklagte Revision eingelegt. Derselben 
ist stattgegeben und die Klage znrflckgewiesen worden. 

Aas den Gründen: 

, Zutreffend beurthetlt das Bemfungsgericht das der Klage zu Grande 
Hegende Rechtsgeschäft als euoen Werk- und speziell Bauverdingungs- 
vertrag. . . 

Die Feststellung eines groben Versehens der Beklagten ist rechtlich 
einwandsfrei; insbesondere kann in den Ausffihrungen des Zwischenurtheils, 
welche den Versuch der Beklagten, die Verantwortung f&r das Geschehene 
der Klägerin und bezw. deren Angestellten zur Last zn legen, als Terfehlt 
und jedenfalls als zur Entlastung der Beklagten nicht geeignet hinsteUen, 
ein Verstoss wider Rechtsnormen nicht gefunden werden. 
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Äls be^rtlodet dagegen erweist sich der Angriff der BeTision, welcher 

gegen die Verwerfung der Verjährongseinrede gferichtet ist. 

Der Beruftingsrichter erachtet diese Einrede für hinfölüg, iodera er 
ausführt: Nach den §§ 925, 869 A.L.R. I. 11 in Verbindung mit § 318 
I. 5 finde gmndsätzlich die Pflicht znr Gewiihrleistung anch auf die Werk- 
verdiogUBgsverträge Anwendung, wenn der Besteller das verdungene Werk 
übernommen habe. Diese Pflicht sei durch ein Verschulden des PHichtigen 
nicht bedingt, und die Klage verjähre innerhalb der Frist des § 343 
A.L.R. I. 5. Daneben aber bestehe bei vorhandenem Verschulden die 
Kontra ktsiclage auf Schadensersatz aus §§ 285 flg. I. 5, und diese unter- 
liege uur der bOjährigen Verjährung. Für den Bauverdingungsvertrag 
enthielten die §§ 968, 969 A.L.R. L 11 abweichende Vorsehriften über 
die Vcrjähmng. Diese Vorschriften ^rdten, wie ans § 970 hervorquelle, 
auch für den Fiill. dass dem Banmeister ein Versfhulden zur Last falle. 
§ 9f)!i finde vorliegenden Falles überhaupt nicht Anwendung; immerhin 
aber beziehe sich 968 ledis^lich auf sog. Kunstfehler und sei 
dann nicht anwendbar, wenn der Baumeister, wie hier, in . . . 
grob fahrlässiger Weise gegen die Vertragspflichten Verstössen 
habe und deshalb auf Schadensersatz belangt werde. 

Diese Ausfühning ist rerhtsii rthiimlich . . . Die Frage, ob die An- 
wendung des § 968 a. a. 0. dadureh ausgeschlossen sei, dass die Beklagten 
ihre Vertragspfliohten in grob fahrlässiger Weise verletzt haben, ist zu 
verneinen. Darüber, dass die Fristen des § 343 A.L.R. l. 5 bei ver- 
dungenen Bauten nicht zur Anwendung k'unnien, sind, wie der Berufungs- 
richter zutreffend hervorhebt, Wissenschaft und Keehtspruchung einig. Für 
den Bauverdingungsvertrag sind, was die Verjährungsfristen anlangt, in 
den §§ l)(^s, ;)(;*) besondere Vorschriften gegeben. Nach § 968 a. a. 0. 
kann, wenn der Bau von dem Biinherrn einmal übernommen worden, der 
Baumeister wegen solcher Fehler, die aus der Bauart, und weil dabei tlie 
Kegeln der Kaust angeblich nicht beachtet worden, entstanden sein sollen, 
nur innerhalb dreier Jahre nach der üebergabe in Anspruch genommen 
werden. Dagegen kann nach § 969 wegen solcher Fehler, die in der 
schlechten Beschaffenheit jler Materialien ihren Gnmd haben sollen, der 
Banmeister zu allen Zeiten, innerhalb der gewöhnlichen Veijftbrungsfristen, 
zur Verantwortung gezogen werden. Die Ansdrncksweise des § 968, 
dessen Verbindung mit den vorhergehenden §§ 966, 967, sowie das Ver- 
hfiltDiss, in welches derselbe mit dem § 969 gebracht ist, lassen es als 
zweifellos erscheinen, dass der § 968 auch die Verjährung des Schadens- 
ersatzanspraches nmfosst Femer kann es keinem Zweifel nnterliegen, 
dass, wie der Bemfnngsrichter selbst anerkennt« die Vorschrift des § 968 
auch für den Fall gilt, dass dem Baumeister ein Verschulden zur Last 
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fällt. Es fol§ft dies nicht nar aus § 970 a. a. 0., soudern auch ans der 
Erwfigong, dass, wie beim Werkvei(iiD<rttngsvertrage überhaupt, so auch 

besonders bei übernommenen Bauten der Gesetzgeber voraussetzt, dass 
der Werkmeister oder Baumeister ein Sach- oder Kunstverstiiiuliscer ist, 
und dass Fehler in der Bauart und Verstösse gegen die Regeln der Bau- 
kunst im Zweifel (vgl. iiierzu § Ö67 a. a. 0.) auf ein Versehen des Werk- 
oder Baumeistm zurückzuführen sind. Setzt hiemach der § 968 ein 
Versehen des Baumeisters regelmässig voraus, so handelt es sich offenbar 
nicht und jedenfalls nicht nur um sog. ädilitische Fehler: und von 'seni 
Standpunkte aus rechtfertiget sich der Schhiss. einerseits, dass für die 
Anwcndunc; des § 968 der Grad des Versehnldeus ohne Eintlnss ist, 
andererseits, dass auch schuldhattes Zuwiderhaudehi gegen die Bestininrnngen 
des Vertrages vom § 9fl8 umfasst wird, voransReset/.t. dass es sich hierbei 
um Felih'r in der Bauart oder um Verstösse gegen di'^ ITegcln der Kunst 
handelt. Es steht demnaeh ein innerer Gruud nicht im Wege, der kurzen 
Frist des § 9()8 auch die Kontraktsklage zu unterwerfen. Und dass dies 
vom (Tesetgeber gewollt ist,*) dafür spricht nicht nur die allgemeine Au>- 
drucksvveise des § 9Ü8, sondern auch der bewusste Gegensatz zwischen 
diesem und dem ^ 069, woselbst die Haftung für Fehler aus schlechtem 
Materiah' durchaus, also auch im Falle kontralvtw idrigen Verhaltens des 
Baumeisters, der gewöhnlichen 30jährigen Verjährung untei weifen wird. 
Nach den allgemeinen Regeln der Gesetzesauslegung muss augeuommeu 
werden, dass jene beiden Paragraphen bloss hinsichtlich der Art der 
Fehler und der Dauer der Fristen einen Gegensatz schaffen, im übrigen 
aber zwischen den Voraussetzungen der Verjährung in einem wie im 
anderen Falle nicht unterscheiden wollen. Umfasst der § 9(j9 auch die 
kontrakt massigen Ans])rüche, so ist die .\.uiiaiime ausgeschlossen, dass für 
den § 968 ein begrenzteres (iebiet der Anwendung gegeben sei. Es ist 
das umsoweniger anzunehmen, als gerade eine zweckentsprechende Bauart 
und die Einhaltung der Regeln der Baukunst, wofern sie im Vertrage 
nicht besonders vorgesehen sind, bei verdungenen Bauteu stillschweigend 
vorausgesetzt werden, daher einen selbstverständlichen Bestandiheil des 
Vertrages bilden. £in Fehler in der Banart, ein Verstoss wider die 
Regeln der Kunst wird dah^ regelmftesig aach eine Verfehlung wider die 
Normen des Vertrages enthalten. Hieraus folgt , dass einerseits die An- 
sieht des BeroAuigsricliters, es benehe sich der $ 9HS bloss anf sog. 
Ennstfehler, eine onzutreffende, andererseits die daraus gezogene 
Folgerung irrig ist, es finde § 968 nicht Anwendung, wenn der Bau- 



') Vgl. hierzu Roch oll, Rechtsfälle etc. Bd. 2 S. 55; dauu Entsch. des R.O.H.G.'s 
Bd. 6 S. 36; auch Eceius, ThMri« und Praxis § 188 Ann. 93. 



Digitized by Google 



Entseb. des Oesterr. Verwalt.-Gericbtsbofes Tom 17. April 1891. 



45 



meister in grob fahrlitesiger Weise gegen seine Vertragspfliehten ver- 
stoesen habe* 

Es kann sich daher nnr nodb danim fragen, ob die den Beklagten 
zur Last liegenden Vertragswidrigkeiten Fehler betreffen, welche ans der 
Bauart nnd der Nichtbeobachtong der Regeln der Ennst entstanden sind. 
Aber anch diese vom zweiten Richter jedenMls nicht verneinte Frage 
mnss bejaht werden. 

Dass es sich nicht nm schlechtes Material nnd ans soldiem entstan- 
dene Fehler im Sinne des $ 969 daselbst handelt, bedarf keiner näheren 
Ansftthmng. Die Art und Weise, wie das Manerwerk eines Steinbanes 
anfznfiUuen, betrifft die Bauart Ist das Mauerwerk, wie gegebenen Falles 
feststeht, schlecht anfgefahrt, entspricht es insbesondere nicht dem Zwedce 
des Gebftndes, so liegt ein Fehler vor, welcher znnAcfast ans der Banart 
hervorgeht, zugleich aber auch einen Verstoss gegen die Regeln der Baa- 
kunst enthält. Derselbe wird nicht dadurch zu einem anderm Fehler, 
dass die Bauart und die 'Regeln, nach welchen das Mauerwerk aufgeführt 
werden soll, nnd gegen welche gefehlt ist, im Vertrage besonders vorge- 
sehen sind. So kann auch nicht bezweifelt werden, dass es sich um eine 
schlechte Aosführung des Baue^^ im Sinne des § 8 der allgemeinen Bau- 
bedins^TiTifren handelt, für welche eine dre^fthrige Garantiefrist fest- 
gesetzt iät. 

E» bedarf aber Iveiues Eingehens aut die. Bedeutung dieser Garantie- 
frist. Denn nachdem Klägerin schon im Dezember den Bau über- 
nommen, aber erst im Jahre 1887 die Kliiiie angestellt hat und eine 
vertraitsmässige Garantiefrist von mehr als drei Jalirrn in Betracht 
kommt, 80 musste die Einrede der Verjührunti (ies KiaKansprurhtjs ans 
§ 968 A.L.R. I. 11 nls diirchsehlaoend erachtf^t. mithin unter Aufhebung 
der beiden ürtheile des Oberhmde.si^eriehtes auf die Berufung der Beklagten 
dae landgehchtliche Urtheil abgeändert und die Klage abgewiesen werden. 

Nr. 37. Entsch. des Oesterr. Verwalt.-Gericht8hofes, 

Vom 17. April 1891. 

[Ocst. Kis.Ycr.lJl. V. Nr.l3. S. 211. - liudwiu.ski. Hd. Ih ?. 

Die Entscheidung über die Verpflichtung zur AuHtühruug von Maassregtlii 
ziiui S( liutze gegen schädliche Einwirkimi^t n eines abllicssenden Gewässers 
liat zur Voraussetzung die Konslatining der Thatsache, ob das Gewässer 
im uatiuiiclieu Gerinne sich beilüde oder durch eine Anlage ein kiLnst- 

liches Bett erhalten habe. 
Im administrativen Verfahren war A. mit seinem Begehreu, es möge 
B. als Besitzer der Wegstreclce x — y, gcuannt „strada Ncvian-, zur Aus- 
fuhrung von Maassregehtt zum Schutze seines (des A.) Besitzes gegen die 
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schidUehen Wirknnf^eii des durch diesan Weg abfliessenden GebirgsgewSssers 
TerhalteD werden, toit der BegrüodiLog abgewiesen worden, dass beim Ab- 
gange besonderer reclitsgfltiger Yerpflichtangen Anderer die AnsfRhrang 
der Scbntzmaassregeln eine Angelegenheit desjenigen ist, welchem die 
bedrohte, resp. bescfafidigte Liegenschaft gehört 

Der Verwaltungs-Gerichtahof, bei welchem hierGber die Beschwerde 
eingebracht wnrde, hob die angefochteDe Entscheidung nach § 6 des Ge- 
setros vom 22. Oktober 1875, R.G.B1. Nr. 86 ex 1876, wegen mangel- 
haften Verfahreus auf, v n fol Brenden Erwägungen ausgehend: 

Die auf (i n § 44 des Wasserrech ts-Gesetses gestützte Eotscheidung 
geht von dem Thatbestande aus, dass die ^\':isser. welche die Beschädigung 
zunächst der längs der Wegstrecke befindlichen Mauer und sodann des 
Besitzes des Beschwerdefährers vernrsacht haben, in ihren natürlichen 
Gerinnen sich betinden. Dass diese tliutsSehliche Voraussetzung aber auch 
den Thatsachen entspreche, kann nicbt als erwiesen betrachtet werden. 

Aus den gepflogenen Erhebungen und insbesondere ans dem den Akten 
zultegendcii Piofilplan einlebt sich nämlich, dass die Strecke strada Nevian 
durchschnittlich 2,5 m über dem angrenzenden Terrain, welches den Be- 
sitzstand des Beschwerdeführers bildet, gelegen ist, und dass dieses Niveau 
der Wegstrecke durch die Auliührung einer Mauer hergestellt worden ist. 
Hiemach würde die Weganlage selbst als eine knnstliehe Anlage erscheinen, 
durch welche evcDtuell dem Gewässer, welches einem Hiessenden Baelie 
angehört, ein künstliches Gerinne gegelten worden wiire. in welchem Falle 
es im f^inne der §§ 42 uod 43 des Wasserrechts-Gesetzes zweifellos Sache 
der Besitzer der Anlage sein würde, das Gerinne in einer solchen Weise 
herzn>tellen und zu erlialtcn. dass dasselbe fremden Rechten, also auch 
den Keciiten des Besch wcnletiilircrs. nnnachtheilis: wäre. 

Die i ra'j;e. ob <lurch die Anlage der slrada Nevian in Anbei rucht der 
natürlichen (iel'äilsverhältnisse ein kiinstiiclicr Al)ilu»j> der Gcwiisser ge- 
schalleu und die natürlichen Abfln-svprliiiltäiisse geändert worden sind, 
erscheint aber auch für den Fall Y«m Btnicutung, dass es sich nicht um 
ein stetig Ilicsseudes Gewässer (Bach). >ondern um Meteorwa-;ser bandeln 
sollte, weh he nach den durch die Anlage geschalieueu Abtlussverhältnisseu 
eben durch die strada ihren Abfluss nehmen müssen. Denn in diesem 
Falle würde es sich um Anlagen handeln, welche einen iiitegrircudeu Theil 
des Weges und der Strasse .«elbst /u bilden hätten, und rücksichtlich 
•welcher die Herstellungs- und J.^ilaUullg^p^licht nach den Bestimmungen 
der Strassen- und Wegegesetze zu beurtheilen wäre. 

Diese IQr die Kntscheidung maa.ssgebenden Momente sind durch die 
bisherigen Verhandlungen nicht ins Klare gestellt worden. 
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Nr. 38. Entscb. des Oosterr. Yerwalt.*G«richtshofe8. 

Vom 1. Mai 1891. 

ro,.,T Kis, V.T.H1. V. N*r. 2,'>. P.-JIS. ^ i;iiclwiii>ki, Hii. 15. S, :<s4 ] 

Voraussetzung tür die Verpfluiituni: niner Indiistrial ünternehmuiig zur 
Leistang eines Beitrages zur Erlialtuiig einer unbemautheten Gemeinde- 
strasse ist lediglicti der Umstand, dass die Strasse in einer ouj^ewölmliGlieiL 
Weise abgenützt oder verdorben wurde. 

Der galizische LandeBansschiiss erkannte im Einvemeliiiien mit der 

galizischen Stattbalterei mit Entscheidang vom 30. September 1890, dass 
Z. bei dem Umstände, als seine bedentenden Uolztransporte die nnbe- 
manthete Gemeindestrasse von A. über B. nach C. seit dem Jahre 1887 
in nngewOhniicber Weise abuützen und verderben, im Grande des § 19 
des Gesetzes vom 7, Juli 1885, Nr, 39 galiz. L.G.G.BL, verpflichtet sei, 
vom Jahre 1888 an einen Beitrag zu Gunsten dieser Strasse zu leisten. 

Diese Entscheidung stützte sich auf die Aussagen der Vorstftnde der 
in Betracht kommenden Gemeinden nnd Gutsgebiete, wodurch coustatirt 
"Wurde, dass Z. mehrere tausend Fahren üolz über die Gemeindestrasse 
geführt habe. 

Z. erhob dagegen die Beschwerde vor dem Verwaltungs-Gerichtshofe, 
einwendend, dass er seit dem Jahre 1889 kein Holz mehr über die be- 
sagte Gemeindestrasse verführt habe, die Uolztransporte in den Jahren 
1887 und 1888 aber mit tjewohnlicheii Fuhrwerken bewirkt worden seien, 
demnach auch nicht von einer ungewöhnlichen Abnutzung der Strasse ge- 
sprochen wf'rdeu könne. — Der Beschwerde legte Z, ein im administra- 
tiven Verfahren nicht produzirtes Zeugniss ddto. in. De/fuiber 1890 bei, 
welches die Thatsache bekräftigen sollte, dass seit 188i) Holztransporte 
nicht stattfanden. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof wies die Beschwerde als unbegründet 
mit folgender Begründung ab: 

Nach § 19 des galiz. Struti^engesetzes vom 7. Juli 1885 ist es ganz 
irrelevant, mit welchen Fuhren die Holztraiit>porte bewirkt werden. Ent- 
scheidend ist für die Anwendung dieser Gesetzesstelle bloss der Umstand, 
dass die unbemauthete Gerne in destrasse in einer uugewöhuliciieu Weise 
abgenützt oder verdorben wurde. A'uu bat der Landesausschuss mit der 
angefochtenen Entscheidung als Thatbestand angenommen, dass der Be- 
sehwerdeführer diirch »eine die Ausnützung von Waldungen bezweckende 
üntemehmunc; die besagte Gemeindestrasse abi;en fitzt oder verdorben hat. 

Der Thalbestand muss nach dem geübten Vorgänge al» alvteumässig 
bezeiclinet werden. 
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Auf das erst der Beschwerde angeschlosseDe und im admlnistnitiyea 
Verfohren nicht prodnzirte, flbrigens mit dem atctenmfiesigen Thatbestande 
im Widerspritehe stehende Zengniss Tom 16. Dezember 1890 hatte der 
Verwaltnngs-Gerichtshof im Gmnde des § 6 des Gesetzes vom 22. Oktober 
1875, R.G.B1. Nr. 36 ex 1876, Iceioe Rüdcsicht zu nehmen. 



Nr. 3i). Eutecii. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 5. Mai 1891. 

rH"H, ri>. iibahnr. Kut>fh. 1891. Nr. 9. 8.47.] 

Die Haftims: bei Unfällen, welclie sicli auf Piner im Staatsbetriebe .stehenden 
Lokalbaliü ereignen, trifft lediglich die den Betrieb führende k. k. Staata- 
eisenbahnverwaltiuig, beziehungsweise das L k. Aerar. 

Am 17. November 1887 wurde der Aushilfsdiener des Bahnpostamtes 
Olmütz, Anton H., von einem Verschiebzii^^o der Lokalbahn O.-C. schwer 
verletzt, erlitt den Verlast der rechten Hand, mnsste seinen Dienst als 
Anshilfsdiener aufgeben und belangte infolgedessen gemeinschaftlich mit 
seiner Ehegattin und in Vertretnng seiner Kinder die k. k. österreichischen 
Staats])a}men, welche den Betrieb obiger Lokalbahn führten, respektive 
das k. k. Aerar, auf Zahlung von Unfallsi ntschädigung. 

Das K. als H G. Olmutz erkannte die k. k. Staat«bahnen, beziehungs- 
weise das k. k. Aerar, für schuldig, dem H. zu bezahlen: a) Verdienstv- 
entirans: vom 18. November 1887 bis 21. März 188S im Betra«r<» von 
138 Ü. 80 kr.; b) ein Schmerzensgeld von 1000 H.; c) vom -22. März 1888 
bis 22. Januar 1902 monntlir h 18 (!., und vom 23. Januar 1902 bis zum 
Lebensende des H. monatlich 27 tl. 

Gründe: 

Die k. k. Finanzprokuratur Hriimi wendet in «Mster Linie ein, da!«s 
d«'ii bf>langton k. k. Staatsbahnen die Passivlegitiniatiou zur Klage fehle. 
Es >eien die k. k. Staatfhahnen als solche ^cklaiit. während der Unfall 
sich auf der Strecke (irr (ist(>rreiclii>chen Lokaleismtiahn^esellschaft „O.-C." 
zugetnL.':en habe, daher diese Bahn haftnnsrsptlii'htis; >» i. weil sie noch 
immer Eigenthümerin dieser Baliii sei, auf der Strecke nach der Konzession 
vom 24. Februar 1880 den Betrieb durch iJÜ Jahre zu besorgen habe, 
und der Staat naeli der AnitsbestMicninaj vom 17. Mai 1888 lediglich seit 
1. Janiiiii- 1887 den Betrieb für IJecluuHii; der ( iesfdlschaft durch die k. k. 
Genera Idircktion der österreichischcu Siaatsbai)nen l)esorge. 

Nai hdem sich sohin die Lokaleisenbahngest lUehaft des Staates ledige 
lieh zur Ausübung des Betriebes bedient, so sei diese Gesellschaft nach 
dem Wortlaute des Haftpilichtgesetzes für die Unfälle, die sich auf dieser 
Strecke ereignen, haftungspflichtig. Dies ist aber unrichtig. Die Eisen- 
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bahnbetriebBordnnsg ▼om 16. Kovember 1851, R.G.B1. Nr. 1 ex 1852, 
vDtenelieidet Sisenbafammtenieibmiiiigen nod BiBenbahnbetriebBiuiterndniiiiii- 
gen, und erklftrt im § 17 die Betrlebsimteniehiinuigeu für das eigene Ver- 
Bflhvldmi «nd für das Yembiildeii ihres PersooaleB haftbar. Bficksiditlidi 
der Bahnen, die der Staat eelbst im Betriebe hat, ist die Haftmig des 
Staates nirgends ansgesehlossen. Im § 51 wird nur bestimmt, dass bei 
Stsatobabnen, deren Betrieb von der Staatsverwattong geleitet irird, die 
Beamten und Diener derselben für die genaue Befolgong der Betriebsord- 
nung und ihrer lustniktionen verautwortlich sind, und dass diese Beamten 
mid Dieuer sogar jene Fftlle sn ▼erantworten hab^, welche in der Dienstes- 
instmktion nicht vorgesehen siod. Aus diesen Bestimmungen folgt nieht 
nur, dass unter dem Ausdrnoke Betriebennteinebmung jene üntemehmung 
zu Terstefaen sei, welche den Betrieb der Bahn unmittelbar besorgt, son- 
dern anch, dass dem Staate die Haftung für das Verschulden seines Betriebs- 
personales obli^. An dieser Regelnng hat das Gesetz vom 5. MSre 1^69 
nichts geflndert, sondern lediglich die Beweisfrage anders normirt 

Nachdem vorliegend zugegeben ist, dass der Staat seit dem 1. Ja- 
nuar 1887 auf der Strecke O.-C. den Betrieb besorgt, ist er als die durch 
die k. k. Generaldirektion der österreichischen Staatsbahnen vertretene 
Betriebsnntemehmnng der richtige Geklagte. Die zweite Einwendung der 
Finanzprokuratur, dass Anton H. darch eigenes Vcrsehnlden verunglückt 
sei, wurde durch die Aussagen der vernommenen Zeugen nicht erhärtet. 
Allerdings handelt es sich um eine Lokalbahn, deren erleichterte Betriebs- 
vorschriften dem Publikum eine a:rössere Aufmerksamkeit auferlegen; aber 
im vorliegenden Falle ist erwiesen, dass im Momente des Unfalles nicht, 
wie in der besonderen Instruktion für den Verse)nift<ii;^n?t vori2;esehrieben 
ist, ein Bediensteter dem Ztia^e in entsprechender Entfernunu; voranirin^:. 

Was di*^- «'rhohenen l^ntschädiu:nngT5ansprüche betrifft, so sind vor Allem 
die Forderungen der Frau und Kinder des H. auszuscheiden, denn H. lebt 
und kann daher § 1327 a. b. G. B. uieht zur Anwendung k( mimen. Die 
dem H. ziierkRnnten Beträge erscheinen durch die besonderen Cm den 
Ent>! Ijt uiungsgruudeu eiugeheud besprochenen) Erwerbs verhältniöse des- 
seibeii begründet. 

üeber Appellation der k. k. Finnnzprokurutar bestätigte das ninhri''ch- 
schlesisehe 0. L. G. das erstrichterliche ürtheil in dessen wecfentlirhen 
Punkten , änderte dasselbe aber in Bezug auf das Anstiiaass der zuge- 
sprochenen Ents( hädigunc: für den Verdienstentgang dahin ab, (lasa Letzterer 
durchweg mit 36 ü. nutnatlieh beziffert wurde. In den Grüiiden wird be- 
züglich der von der Fiauu/pnikuratur aufrecht erhalten*'» Einwendung der 
mangelnden l';issivlegitimation bemerkt, dass zugestanden und durch eine 
Amtsbestätiguüg des Pdisidialbureaus des k. k. Handelsministeriums um h- 
Es«r, BliMibihiirMhfli«li* Eat««b«MiiBfttt TL 4 
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gewiee«! ist, dass die der k. k. priv. Osterreicbiscben LokaleiseDbalm- 
geaeUsehaft gehörige Lokalbahn O.-C. seit dem 1. Januar 1887 vom Staate 
diudi die k. Ii. Generaldirektlon der Osterraiehiaehen Staatebabnen betrie- 
ben wurd, die Ansftbnog des Betriebes, ob auf eigene oder des Eigen* 
thfimers Reehnnng, als dne EiaenbahnanterDehnrang anznsehen ist, dass 
die Besehadignng nicht durch den Eigenthfimer der Bahn, sondern darch 
das Versebnlden der Organe der Betriebsnnternehmong erfolgt sein soll, 
demnach der Beschädigte die BetriebsnntemebmimR ohne Rücksicht auf 
das zudschen ihr nnd den BahneigenthümerD besteheode Rechtsverh&ltnisB 
za klagen berechtigt erscheint, und dass hieraus die passive lA'^ntimatiou 
dos k. k. Aerars in diesem Stritte, sowie auch die Anwendbark> it des 
die Haftung der Eisenbahnuntemehmungen für durch Ereignungen im Be- 
triebe herbeigeführte Verletznngeo regelnden Gesetzes vom 5. M&rz 1869, 
Z. 27, R.G.B1., auf den vorliegenden Rechtsfall sich ersfiebt. 

Der O. H.G. bestätigte über Bevisionsbeschwerde der k. k. Finanz- 
proknrator das Erkenntniss der zweiten Instanz mit der Motivimng, dass 
im Pnnkte der Haftpflicht der k. k. Staatsbahnverwaltung eine ausser- 
ordentliche Revision vorliege, welche nach § 51 des Summarverfahrens 
unzulässig ist, und dass im üebrigen die von der zweiten Instanz aus- 
gesprochene Erhöhung der Entschädigungsbeträge gerechtfertigt sei, weil 
die Staatsbahnen nach dem Gesetze vom 5. März 1S69 uud den §§ 1323 
und 1325 a. b. G. B. zur vollen Genugthuong, also auch zum Er-^atze des 
künftigen Verdienstes des H. verpHichtet seien. iL habe aber durch den 
Unfall nicht nur seinen Verdienst ais Anshilfsdieuer des k. k. Postamtes 
Olmütz, sondern anch die ilini offen gestandene Aussicht auf eine defini- 
tive Anstellung verloren, und sei infolgedessen der Mittel benuibt worden, 
für den Unterhalt und (He l^rziohung seiner aus einem Eheweibe uud fünl 
imversorgteD Kiuderu besteüeuden Familie zu sorgeu. 



Nr. 40. EntMb* de» Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 13. Hai 1S91. 

Znapmeh der Enrkosten an die bei einem Eisenbabniiiifall veiletaste Person 
ohne genane SpeziUkation. Znspmoh der Qeiriehtskosten an den BeBchi- 
digten im Falle des Obategens ohne Bfteksieht auf die Höhe der Bne^ 
kannten Betrige. Bedenkliehkelt der Zeugenaussage des HasehinenfÜhrers 
üi Betreff eines beim Bangiren mit Masehine erfolgten ZaBammenstosses 

mit einem anderen Wagen. 

In Betreff der bestrittenen Thatsache, ob der vom Kläger behaaptete 
Vorfall vom 18. August 1886 in der Station W. eingetreten sei, uament- 
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lieh ob der BreroserwagOD, auf welchem sich der Elfiger befäad, infolge 
AnpiaJlens eines anderen Wagens, eine nngewOhnlioh starke Erechtlttenuig 
erlitten hat, kannten nnr die Aussagen des MaschinenfiUirers H. und des 
Heizers E., welche Beide sieh anf der Maschine be&nden, in Betracht 

gezogen werden, indem die fibrigen einvernommenen Zengen sich anf dem 
Bahnhofe befanden, die Wagenverschiebung in ziemlich weiter Entfemnng 
nnd znr Nachtzeit erfolgte, daher ihre Aussagen, wonach die Wagen Ver- 
schiebung in a)ler Ordnung vor sich gegangen sein soll, die Kindlichkeit 
des Anprallens des Bremsers an einen anderen Wagen nicht ansschliessen 
können. 

Anch kann die Annahme des O.L.6., wonach die Erschfitterang des 
Bremsers, anch wenn selbe eingetreten wäre, anf der Maschine wegen ihrer 
Schwere nicht bemerkt worden seui konnte, nicht als ganz ongegrfindet 
erscheinen, selbst wenn man hiervon absehen wollte, dass die Aussagen 
des Maschinenführers, welchen für den Unfall die Verantwortlichkeit treffen 
wfirde, nicht als ganz unbedenklich angesehen werden können. 

Es ist daher seitens der belangten Gesellschaft der Beweis durch 
Zengen darüber, dass der vom KHlger bchanptete Vorfall, iiamoutlich eine 
gewaltige Erschütterung des Bremsers, zur gedachten Zeit nicht eingetreten 
»ein konnte, uicht erbracht worden. 

Da terner das Gutachten der einvernommenen Sachverständigen be- 
stimmt dahin lautet, dass, falls jcucr vom Kläger behauptete Vorfall ein- 
fretreten ist und er bei demselben mit der linken Körperseite gegen die 
Kurbel der Bremse geworfen wurde, die an der zwölften Rippe daselbst 
konsüitirte Bescli;idi'j;nn«^ tind die hierauf eingetretene längere Krankheit 
de-<selben. mit jenem Vorfalle, im Kausalzusammenhänge stehend, au- 
geuouiüien werden müssen, so ist der Im angefochtenen Urtheile ad 1 
foruiulirte Ilaupteid über entscheidende Thatsachen der Sachlage und den 
Vorschrifteu der Gerichtdürdnung entsprechend, zugelassen wordeu, und 
dieses umsomehr, als der belangten Gesellschaft auch der Beweis über 
den Umstand, dass der Kläger durch uenn Tage nach dem Vorfalle über 
Schmerzen in der linken Seite vor Aerzten sich nicht beklagt habe, nicht 
gelungen ist. 

Die Entschädigung ist dem Kläger, im Ganzen genommen, in einem 
mäissigen Betrage bedingt zuerkannt worden. Es kann sich daher die 
beklagte Bahngesellschaft über die Höhe der Kurkosten mit Grund nicht 
beschweren, da eine ganz genaue Spezifikation derselben meist untheiis nicht 
möglich ist, bei Bestimmung derselben die Kosten der gebrauchten Bäder, 
welche mit der Besehfidigung des Klägers infolge des Bahuunfalles in keinem 
Znsaxnmeohange. zu Mm. sdiieneu, ansgeschieden wurden und schliesslich 
die Enrkoeten dem Klflger nnr gegen Ableguug des ad 2 fonnnlirten Bides 

4» 
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zogesprocheii worden sind, nach dessen Fassung es keinem Zweifel niiter* 
liefren kann, dass der Belangten der Ersatz anderweitiger Heilun|j;sko8teii^ 
als welche selbe, infolge des BafaHimfalles and der iiierdarcb herbeigefülirteo 
BetchrKligang des Körpers zu ersetzen h&tto, nicht auferlegt worden ist. 

Der Znspraeh von 5 Prozent Zinsen von den bedingt zuerkannten 
Ersatzbeträgen vom Klagstage ist, da es sich im vorliegenden Falle um 
Qeidforderungen handelt, in der Vorschrift des § 1334 and dem Hofdekret 
vom 18. Januar 1842, J.G.S. Nr. 592, gegründet. 

Da bei der Eigenthümliciikeit der Entscbädigungsprozesse bei Be- 
stimmung der Prozesskosten weniger auf die Höhe der vom Richter zn- 
gesprochenen Ersiitzbeträge, als vielmehr auf die Richtigkeit der vom 
Obsieger geltend gemachten faktischen Grandlage seines Anspruches Gewicht 
gelegt werden innss. und von diesem Standpunkte ausgehend, ein aus- 
reichender Grund zur Aenderung des angefochtenen LTtheiles in dem 
Ausspruche betreffend die Gerichtskosten nicht vorhanden ist, so konnte 
aueh in diesem Punkte der Kevisiousbeschwerde nicht stattgje^eben worden, 
und war das Urtheil des O.L.G. aus den angefahrten Erwägungen im 
Ganzen zn bestätigen. 



Nr. 41. Entgeh, des Prenss. Obeivirerwslt.-€teiiehl8. 
h Senat Vom 13. Mai 1891. 

[Ptwu*. Verw.BL XID. Nr. U. 8. 1».] 

Kommuial ' EiskoBiiiieiisteiierpfliolit einei FfeidelMÜiiilMitiiebeB gleiehwie 
einee Gewerbebetriebes (ilobt eines Blsenbalinbetriebes). Einkommens- 
stsneipfllobt und Eiiikommensyertlieflnng, falls die Gelelse und der Betrieb 
einer Pferdebahn sieb Uber die Strassen mebrerer Gemeinden erstroeken, 
d. t eine und dieselbe Betriebsst&tte sieh über den Beärk mebrerer Ge- 
meinden erstreckt 

Die Aktiengesellschaft Bremerhavener Strassenbahn zu Lelic ist wegen 
ihres Fferdebahn-IJetriebes in Geestenninde tut Gemcinde-Einkoinmensteuer 
fBr 1889/90 herangezogen und mit ihrer auf Befreiung gerichtetcu Klage 
duich das Ber.-Urtheil des Bezirksausschusses zu Stade abgewiesen, weil 
die Stra.S8enbahn als eine „Eisenbahn" und deren in Geestemünde befind- 
licber Endpunkt als eine „Station" im Smne des Kommonalabgabeuges. 
vom 27. Jnli 1885 sieb darstellten. 

Sie stützte die Bevifilon auf zwei Gründe: Zuerst sei die Veranlagung 
verfrüht; denn bei einem tber mehrere Gemeinden sieb erstreckenden Be- 
triebe sei nach § 7 a. a. 0. eine Yereinbamng, nach dem dritten Satze 
unter b das. sogar unter ümstftnden eine Entscheidung, welche fOr alle 
betheiligten Gemeinden verbindlicb wiilcten, znlftasig bezw. erforderlich. 
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Daraus folge, dass im Falle des | 7 der Oensit nicht tob jeder einzelnen 
Gemeiiide nach deren Enneesen, sondern erst dann herangezogen werden 
könne, nachdem zwischen allen betheiligten Gremeinden nnter emander, 
sei es durch Vereinbamng, sei es durch Entscheidang, im Streitverfidiren 
eine bezfigliche Feststellnng getroffen worden wäre. — Dann sei Elftgerin 
m Geestemfinde nicht stonerpflichtig: denn sie habe daselbst keine ^ Station'', 
wenn auch einen Endpunkt, an welehem Personen nicht anders ein- and 
aussteigen konnten, wie an jeder anderen Stdle der Pferdebahn. Das 
Dothwendigete Requisit der Station — das Vorhandensein von Angestellten 
an deren Orte — sei ans dem § 7 zn b zu entnehmen, fehle aber hier 
TOUig. — Wegen des Maasses der Eommnnalstenerpflicht wflrden eventuell 
alle Rechte vorbehalten. 

Das O.V.G. erhielt indess die Yorentscheidoog aufreoht. 

„Dem auf Zurückweisung der Beschwerde gerichteten Antrage des 
Beklagten war im Ergebnisse stattzugeben, wenn auch die Vorentscheidung 
in ihrer Begründung fehl geht. 

Das Koraraonalabgabengesetz enthält keine Abgrenzang des Begriffes 
„Eisenbahn". Eine solche ist auch in andf^ren Oesetzen nicht got^ehen. 
Die Bedeutung des Wortes ist ferner nicht überall die gleiche; sie ist 
eine weitere in dem Haftpflichtgesetze vom 7. Juni 1871 (vgl. Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 17. Dezember 1879, Arch. f. Eisenbahnwesen 1880 
S. 201) als in den §§ 315/6 des Strafgesetzbuchs und hier wiederum 
weiter als in dem Gesetze über das Eisenbahnwesen vom 3. November 
1838 (G.S. S. 505) und in den vom Reiche erlassenen Bahnpolizei- und 
Betriebsreglements (vgl. Entscheidung des Reichsgerichts vom 9. Mai 1885, 
Beilage zum Staatsanzeiger S. 307). Bei den Vorberathungen des Kom- 
niutiaiabgabengesetzes ist die Frage der Begriffsbestimmung nicht berührt. 
Wenn jedoch das Gesetz selbst in den 5 und 4 die Ermittelung des 
Reineinkommens der für Rechnung des Staates, wie der Privaten betrie- 
benen Eisenbahnuntemehmungeu erschf^pfend regelt, für erstere dem 
Eisenbahnminister die Feststellung nach dem rechnungsmäsfigen Feber- 
sehuss der Staatseisenbahnen überträgt und für letztere auf die Vorschritten 
der Ot^sei/^e über die Eiseubahnabgabe vom 30. Mai 1853 und Marz 
1867 (G.S. S. 449 und 465) verweist, so »'i^rlieiut hiernach für das 
Kommunalabgabengesetz der vorgedachte weitere Begriff als nicht an- 
wendbar. Selbst wenn dieser nicht lediglich auf die dem Gesetze vom 
3. November 1838 und (falls sie private sind) der Eisenbahnabgabe unter- 
liegenden Unternehmungen beschränkt weiden müsste, können jedenfalls 
hierher nicht solche gerechnet werden, welche — wie die Pferdebahnen — 
zwar auch Personen mittelst auf Schienen bewegter Wagen befördern, 
jedoch als Triebkraft nicht den Dampf, sondern Pferde verwenden und 
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velcfae — da sie der ünterhaltiiiig des Verkehrs innerhalb der Orte 
dienen — nach $ 37 der ReiehsKewerbeordnnng in ihren Öffentlichen Be- 
ziehungen nicht der Anfincht der fiisenhahnTerwaltnng, sondern der Orto- 
polizeibehOrde anterstellt sind. Anch im tftglichen Leben werden unter 
dem ohne Znsatz angewendeten Worte „Eisenbahn** wohl schwerUeh jemals 
anch die, dem städtischen Verkehr gewidmeten Pferdebahnen verstanden. 
Der Betrieb der letzteren m Erwerbszwecken bildet somit im Sinue des 
Kommunalabgabengesetzes lediglich einen „Gewerbebetrieb", nicht aber 
die vielfach besonders jjeregelte Unterart desselben, den ^Eisenbahnbetrieb*; 
für deren Abgabepiticht ist daher der erste, und nicht der zweite Satz 
im Eingänge des § 2 maassgebend, welcher die Station" erwähnt. Wegen 
za weit gefasster Aaslegaug des Begriffes „Eisenbahn^ unterliegt die 
Vorentscheidung daher der Aulhebnng. 

Bei freier Beurtheilung erf>cheint die Sache spruchreif. Der Betrieb 
einer Pferdebahn ist nach dem ersten Satz des 2 dort abgabepflichtig, 
wo sich eine Betriebsstätte belindet. Unbestritten erstrecken sich die 
Aulagen (nämlich die Geleise) und anch der Betrieb der Klägerin (nämlich 
die Befordernng von Personen mittelst der auf diesen Geleisen bewegten 
Wagen) über die Strassen der drei Gemeinden Lehe, Bremerhaven und 
Geestemünde. Die mit diesem Schienennetze bedeckten iSlrassen bilden 
daher die einheitlielie Betriebsstätte des Unternehmens (vorKl. I^ntseh. d. 
O.V.G. Bd. XVIi S. 250 iiisbe-^. 552), und Klägerin ist auch in d.-r (Je- 
meinde Geestemünde abgabepüicktig, aber nur von einem Theile ihres 
Gesammt-Reiueiukouimens. 

Das letztere hat unter allen Umständen jede der drei Gemeinden 
gemäss 4? 3 d. Ges. selbstständis^ zu ermitteln. Der der einzelnen Ge- 
meinde abgabupiliohtige Tlieil dessell)en wird — Mangels einer Vereinltarung 
zwischen dieser und dem Unternehmer — nach ^ 7 /.u. h a. a. ü. bestimmt, 
d. i. nach dem Verhältnis» des dreijährigen Durchschuitls der in den 
einzelnen Gemeinden erwachsenden Lohnausgaben, welche der Unternehmer 
zufolge § 8 jeder der Gemeinden alljährlich in einem Vertheilungsi>lan 
mitzutheilen hat. üuterlässt er dieses, so steht es jeder der Gemeinden 
frei, ihrerseits, wie das Gesammteinkommen, so aueh dessen abgabepflichtige 
Quote überschläglich zu schätzen und von letzterer den I nternehmer selbst- 
ständig znr Steuer heranzuziehen (^eit^l. Eüti>cb. d. O.V.G. Bd. XIV 
S. 137), während es diesem überlassen bleibt, durch Einspruch und Klage 
seine üeberbürdung darzuthun, d. h. ziftermässig nachzuweisen, wie hoch 
sein Gesammteinkommen, seine gesammteu Lohnausgaben und die in den 
betreffenden Gemeinden erwaehsenen sind, welche Qaote des Gesammt- 
einkommens daher von den l^zteren nur besteneit werden darf und. nm 
wie viel niedriger als die geforderte seine Steaerschuld^sicb wirklieh stellt. 
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Macben mehrere der betheiligten Gemeinden gleichzeitig von der eelbst- 

st&ndigCD Heranziehung Gebrauch nnd schätzen sein Gesaninit- oder das 
ihnen abgabepflichtige Thcileinlcommen verschieden, so bleibt dem Censiten 
mr Vermeidung von Doppelbesteuerungen oder sonstigen UeberbOrdnngen 
nur übrig, gegen jede derselben seinen EnnAssigangsansprnch im Wege 
des Einsprachs nnd der Klage geltend zu machen. Eine Pflicht der 
steaerberechtigten Gemeinde, vor der Heranziehung eines Censiten, der 
anch in anderen Gemeinden abgabepflichtig ist, mit diesen sich über das 
Maass der Heranziehung zn einigen^ ist im Gesetze nirgends ausgesprochen 
nnd deshalb nicht anzaerkennen. 

Die Anfertigung des im § 8 vorgesehenen Vertheilungsplanes d. i. 
der in jeder der betheiligten Gemeinden erwachsenden liOhnnusjrubf^n ist 
dem Unternehmer allerdings nur dann jederzeit möglich, wenn in jeder 
von diesen Gemeinden eine für sich bestehende, von den anderen ü:etr'Mintfi 
Betriebsstätte des rntcrnehniers vorhanden ist, nicht aber ancli dann, 
wenn — wir; liier — eine und dieselbe Betriebsstütte sich über den Be- 
zirk mehrerer Gemeinden erstreekt. In einem solchen Falle findet auch 
bei Pferdebahnen znr Zeit die Vertheilung — nicht mehr nach der Lange 
der Geleise, welche in der mehrt'aeh angezogenen Enl.scheidung des 
iL Senats vom 9. November 1886 (rreuss. Verw.-Bl. VIll 91 '92) für eine 
vor Erlass des Gesetzes vom 27. .Tnli 1885 erfolgte Heranziehung und 
beim damaligen Mangel jedes i;eset/lichen als ein angemessener Ver- 
tlieilungsmaassstab erachtet worden ist, sondern — lediglich naeh Maass- 
gabe des § 7 zu b dieses Gesetzes statt. Mangels einer gütlichen Verein- 
barung hat daher der Kreis- oder Bezirk sausschnss bezüglich des Ein- 
kommens, welches auf einer einheitlichen, in mehreren Gemeindebezirkeu 
belegenen Betriebsstätte erzielt wird, über die Vertheiluni^ ,.nach Lage der 
örtlichen Verh.iltnisse unter BerOcksichtifiung des Flilehenverhültnisses und 
der aus der Betriebsstätte erwachsenen Lasten** als Besehlussbehörde zu 
betiuden. Solange ein soleher Beschlüss, welchen sowohl der Unternehmer 
als jede der betheiligten Gemeinden beantragen kann, noch nicht gefasst 
ist, bleibt auch hier die Gemeinde berechtigt, ihrerseits die ihr zufallende 
Binkommeosquote za schätzen und von derselben den Unternehmer heran- 
zuziehen, welcher dann im Streitver&hren heUxah Begründung seines Br- 
mAasignogsanspnicbes eine derartige Beaehlnssfassnng der BeschlnssbehOrde 
Bodi beantragen darf (vergl. Entsch. d. O.Y.G. Bd. XV 8. 125 ff.)- 

Die hier streitige Heranziehung der ElSgerin erseheint daher -~ 
gegentber den beiden Angriffen der Revisionsbeschwerde — sowohl ihrem 
Gmnde, als anch der Zeit nach als gerechtfertigt Da Klägerin — beküfs 
Begründung ihres Befirelnngsanspmches — nnr diese beiden Pnnlcte be- 
tritten, dagegen eventnell die Höhe des erforderten Betrages in der 
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mändlicheu Verhaodlaug vom 24. April 1M90 noch aasdrücklich als za- 
treffend anerkannt hatte, so ist die KUige mit Recht abgewiesen worden, 

und waren die diesbezüglichen Entscheidungen ledig^lich aiifroplitziierhalten. 
Insbesondere ist der der Revision augefügte Vorbehalt aller Kei lite bezfi«?- 
lich dc3 Maasses (]f>r SteatTnllif lit ohne rechtliehe Wirkung; wollt«' Klftiieriu 
eine Ermässigung beanssprueiieü, so hätte sie <liesen ATisprnch zitleninKi>>iu 
bezeichnen und begründen, vor Allem aber denselben — da er aut v iliiu 
anderem Fundamente als der bislier allein verloigte Befreiiingsanspruch 
beruht — I k-iIs iu 1. Instanz (vergl. $ B2 Luudesverwalt.-Ges.) geltend 
macheu luüäsen.*' 



Kr. 42. Entoeh. des Oesterr. Terwalt-Geriehtohofes. 

Vom 13. Mai 1891. 

[Oeit ElMn1).7«r.BL Nr. 88. 8. 61t. - BodwiaAl, Bd. Ift. S. 494.] 

Die Tflipfliohtiuig snr Brlialtiiiig einer BrUoke dnreh einen Privaten kann 
niolit ans der während einer Reilie von Jahren th&teäeUieh stattgehabten 
Brüokenerhaltang^ sondern nur ans einem nachgewiesenen Frivatiechtstite] 

abgeleitet werden. 

Der Tiroler Laudesausschuss hatte die Gemeinde A. als zur Erhaltung 
der über den B.-Fluss führenden zwei Gemeiudestraesenstrecken mit 
einander verbindenden Br&cke als verpflichtet erkannt, da diese Brücke 
den dlfentlicbeD Verkehr anf eine Gemeinde&trasae vermittelt, nnd wies 
das Begehren der Gemeinde, den G., wekher durah dne Iteihe von Jahieo 
thatsaehlieh die Kosten der BrQckenerhaltang bestritten hatte, zor künftigen 
BrQckenerhaltnng nnd zum Ernatze der bereits hieifftr ausgelegten Kosten 
zn verhalten, ab. 

Die gegen diese Entscheidung eingebrachte Beschwerde wurde vom 
Verwaltnngs-Gerichtshofe als nnbegrOndet in folgender Erwftgang abge- 
wiesen: 

£s ist unbestritten, dass die Brücke zwei Gemeindestrassenstreckeu 
mit einander verbinde, und dass auf derselben seit unvordenklichen Zeiten 
der dlTentliche Verkehr gans so, wie auf Strassen, die sie verbindet, statt- 
finde. Da nach § 9 des Tiroler Strassengeeetzes vom 12. Oktober 1882, 
L.G.BL Nr. 30, Brücken ansser in dem hier nicht zotreffenden Falle, dass 
sie nach den Grondsfitzen für die Konkurrenz zu Strassen höherer Kategorie 
als selbetständige Bauobjekte erkl&rt werden, als Theile der betreffenden 
Strasse zn behandeln sind, so kann in der vom Landesausschusse aus- 
gesprochenen Krklftning, dass die in Rede stehende Brücke als eine Go- 
meindebrficke anzusehen sei, eine Gesetzwidrigkeit nicht erblickt werden. 
Nun bleiben nach § 12 lit. c allerdings die in Privatreehtstiteln begrün- 
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deteii Vei-pOichtüngen bezüglich jeder Kategorie von Strassen aufrecht; 
die Verwaltungsbehörde kann jedoch auf solche nur dann Eucksicht nehmen, 
wenn sie unbestritten und unzweifelhaft vorliegen. Keines von beiden igt 
hier der Fall. Ein rechtlicher Verpflichtungstitel ist niebt nachgewiesen 
und kann insbesondere ein solcher in der durcli eine — wenn auch wäh- 
rend einer Reihe von Jahren — thatsächlich stattgehabte Bruckeuerhaltung 
nicht gefunden werden. Der Landesausschuss hat daher mit Grund die 
Gemeinde als zur Erhaltung der fraglichen Brücke als verpflichtet erkannt, 
und demgemäss das Begehren, den G. znr künftigen Brückenerhaltung 
und zum Ersätze der bereits hierfür ausgelegten Kosten zu verhalten, 
iibtcewiesen, wobei es selbstverständlich der Gemeinde nnbennramen bleibt, 
allfällii^e. auf einetn Privatrechtstitel begründete Ansprüche an denselben 
im Civilrechtswege geltend za muchen. 



Hr. 43. BntBeh. des Oesterr. Terwiilt.>6erieht8hofM. 

Vom 20. Mai 1891. 

iOtat EiMiib.T6r.BL V. Kr. 44, - nndirlukl. Bd. IS. 8.498.] 

Eine dem Eiaenltalin-Konzeflflioaär gewährte Steuerfreiheit kann der Unter- 
nebmer, dem die AuslIUining des Baues üliezIza^eE wurde, f&r sieh nicht 

in Ansproelt nehmen. 

Gegen die bezügliche Entsi-heidung der steiermürkischen Finanz- 
Landesdirektion vom l 'Oktober 1^<90, Z. 15063, überreichte P. Kr. beim 
Verwaltung!? -Gerichlshüfe die Beschwerde. In dieser wurde nicht die 
Steuerpflicht der Rauuntemehmung an sich bestritten , sondern für die 
letztere lediglich die Erwerbssteuerfreiheit unter Berufuus: auf die Be- 
stimmung des § 2 der Kunzessions-Urkande vom 10. Oivtüber 1888, RG.Bl. 
Nr. 178, mit der Behauptung verlangt, dass die daselbst sub lit. b aus- 
gesprochene Befreiung von der Erwerb- und Kuii i itneusteuer nicht 
lediglich der iisterr. Alj)inen AlouLaugesellschaft als «ici Konzessionärin, 
sondern dem Unternelimen überhaupt ertheilt worden sei, weshalb dieselbe 
nicht nur für den Betrieh, sondern auch für den Bau der Lokalbahn zu 
gelten habe, daher auch dem Beschwerdeführer zu Gute kommen müsse, 
da derselbe den begünstigten Bau führe und die Konzessions-Urkunde 
keinen Unterschied mache, ob der Bau von der Alpinen Montangesellschaft 
oder Lokalbahn in eigener Regie oder durch ein baufnhrendes Organ 
durchgeführt wird. 

Der Verwaltungs-Geriehtshof wies die Beschwerde als unbegrfindet 
znrflek mit folgender Motivirung: 

Das entscheidende Moment ffir die vorliegende Streitsache liegt darin, 
dass der Bau der Lokalbahn Eisenerz-Vordernberg nicht von den Eon- 
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Zessionären dieser Bahn, sondern von einem Dritten geführt wird. Diese 
Art der Ausführung des Bahnbanes ist im vorliegenden Falle sogar kou- 
zessionsmfissig vorgezeichnet, da § 11 der zitirten Konzessions-Ürknnde 
die ausdrückliche Bestimmnng enthält, dass die Bauarbeiten, abgesondert 
von der fJoldbc^chaflfnn?. im Offertwege zu verrieben sind, womit r^elbst- 
verstündlich der Hahn bau in eigener Regie ausgeschlossen und zuglei«^h 
der Unterschiod zwischen der konzessiouirten Lokalbahn und der bezüg- 
lichen Lokalbahn tostgp«telU erscheint 

Dass die Stt'nt rlh tVeiung der den (;i ir''n-«t:iud der Kouzessions-Ürkunde 
bildenden Uiiti i I i niung gewiihrt wurde, i>r /war rifhti^?. aber dabei kann 
als L'nteruehuiuug tloch nnr die Lokalbahn, keineslalls aber deren Bau- 
tührer resp. Bauunternehmer verstanden werden. 

"Wenn der Bau einer Eisenbihu von dem zum Betriebe derselben 
konzesötunirteu Liiteriiehmer selbst uotüiirt wird, so eiiUteht allerdings 
keine eigene Unternehmung des Luhiibauts neben der Eisenbahnunter- 
nchmuug selbst, ebeiis^owenig, wie wenn ein bauverständiger H)igenthümer 
für sich selbst ein llaus baut; vvtun da;^.;gen der Bau einfin dritten l iiler- 
nehmer überlassen wird, so ist die Ausführung des Baues für sich das 
Unternehmen des Bauführers, welches vollständii^ von der Unternehmung 
des Eisenbahu-Küuzessionärs verschieden ist und daher die für letztere 
bestehende Steuerfreiheit nicht ohne Weiteres für sich in Anspruch nehmen 
kann, dessen Erwerbssteuerpflicht vielmehr Dach den bei ihm selbst zu- 
treffenden Merkmalen, denen zufolge es fiir sich als ein aaf Gewinn be- 
rechnetes Unternehmen erscheint, zu benrtbeilen kommt. 

Im vorliegenden Falle mnss diese Unterscheidung zwischen dem 
Eisenbahn- und dem Bannnteroehmen noch umsomehr gelten, als — wie 
bemerkt — die Ueberlassung der Banföhrang an einen dritten BanfOhrer 
sogar in der Konzessions-Urkunde vorgesehen war. 

Aüch der Umstand, dass die Steuerfreiheit nicht von der Betriebs- 
eröffnnng ab zugestanden worden ist, nOthigt keineswegs zu dem Schlüsse, 
dass die Steuerfreiheit auch für das Unternehmen des Baues der Eisenbahn 
gelten muss, indem jener Termin nach beliebigem Ermessen der Staats- 
verwaltung bestimmt werden kann, und die hier vorgekommene Art der 
Terminsbestimmung auch ganz wohl nur den Grund haben kaue, dass 
durch die ohne Röcksicht auf die BetriebserOflhung erfolgte Festsetzung 
des Termins auf eine hiemach im Interesse des Eonzessionftrs liegende 
möglichst rasche Bauführung eingewirkt werden soll. 
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Nr. Entfleh. tfes Dentsehen Betchsgerielito. 
3. Civil-Senat. Vom 22. Mai 1891. 

[SwdTwt. Ai«ll. Bd. 17. BMt 1. 8. 4».] 

Yerletsnng eines BeiBenden beim angecirdBeton UmBtolgen In einen anderen 
Wagen als tTnfall heim Betriebe der Elsenbabn naeh § 1 des REF&8ee. 

Es ist unbestreitbar, dass die Personenbeförderung auf der Eiseubahn 
einen Theil des Betriebes enthält, und dass alle Unfälle, welche während 
der Beforderunsf eines Reiseudeii, d. h. nach Antritt der Reise uud vor 
Been(lit(iiug deri^elben, einem Passaeier zustossen, als bei dem Betriebe 
der Bahn erfolift anzusehen sind, und die Eisenbahn-Gesellschufteu zum 
Schadeijsersatz verpUichten, sofern diese nicht den Nachweis zu erbringen 
vermögen, dass der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes Ver- 
schulden der betreffenden Person herbeigeführt ist. Dass der Unfall des 
Elftgers bei deBsen Aussteigen ans einem io Stillstand gebrachten Wagen 
auf dem Bahnhofe zu J. geschehen ist, ändert an der Sache nichts. Die 
Bahn hatte die Beftidernag des Kliere an smn Beiseziel H. zn lösten. 
Wenn nim zum Zweck der Weiterbefl^rdenmg des Reisenden ansserordeot- 
lieber Weise auf dem Balmhofe zn J. ein Umsteigen der Bdisendeo von 
einem Wagen in einen anderen von den Bahnbeamten angeordnet wnrde, 
80 kann es keinem Zweifel unterliegen, dass das Umsteigen darch Um- 
stände veranlasst worden ist, welche mit dem Bahnbetriebe in ursächlichem 
Znsammeahange standen, nnd es ist demnach aneh der Unfall, den der 
ElSger erlitten, als bei dem Bahnbetriebe und während der Reise desselben 
erfolgt anznsehen. 

Urtheil des O.L.G. zn Kiel (1. Sen.) vom 19. Jao. 1891 i. S. Marsch- 
bahn w. Emse. 

Die Revision der Beklagten wurde verworfen: 

^Mit Unrecht wirft die HeklaKte dem Ber.-Ger. unrichtis^e Auslegung 
des § 1 des ll.rü.Ges. am deswillen vor, weil es den Lukill, welchen der 
Kläger aus dem Coupe eines stillstehenden Zuges erlitten hat, als einen 
„beim Betrieb der Eisenbahn" erlittenen aufgefasst hat. Denn wenn scheu 
fiberhaupt der Betrieb der Eisenbahn als einer Transportanstalt keineswegs 
mit dem vorabergehenden StiUstehen eines Zuges aufhört, so kann vollends 
an der Fortsetzong des Betriebes nicht gezweifelt werden, wenn die 
Reisenden, wie hier geschehen, auf Geheiss des Schaffners ihr Coup6 nur 
zn verlassen gehabt haben, um in einem anderen desselben Zuges weiter 
bef&rdert zn werden. Da nun der Ber.-Richter auch festgestellt hat, dass 
der Uniall in Folge dieses zum Zweck des Betriebes angeordneten Ans- 
Steigens und zwar ohne Verschulden des Klägers erfolgt ist, die gegen 
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di«86 Annahme erhobenen Angriffe aber lediglieh that^fichlicher Katnr 
sind, 80 konnte die gegen die Terartheilende Entscheidung von der Be* 
idagten erhobene Rension keinen Srfolg haben.** 



Ufr. 46. Estsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom -26. Mai 1891. 

[Höh. EUcnbuhnr. laitsrh. m\. Nr. 12. IS7.] 

Beweis d^r Daner der Erwerbsunfähigkeit des bei einem Baiinunialie Ver- 
letzten. Annahme des im strafgerichtlichen Verfahren ausgestPllteTi ärzt- 
lichen Zeugnisses als Grundlage im Eutschädie^ungsprozess. Beweiskraft 
des Zeugnisses des Bahnarztes. Die Fortzahlung eines Theiles des Lohnes 
an den Verletzten invuivirt nicht die Anerkennung der fortgesetsten 

Erwerbsunfähigkeit 

Das O.L.G. hat das Urtheil der ersten Instanz theiiweise bestätigt 
und theiiweise abgeändert und die Geklagte zur Zahlung von Sohmerzen- 
geld in der Höhe von 200 ti., nebst 5% Zinsen, verurtheiit, im Uebrigen 
aber die Klage abgewiesen. 

Gründe: 

Durch das vom Klüger snlbst in der Klauo beigebrachte eigene Be- 
wpismittel. nSmlich den ärztlichen Befund \om -27. Februar 1886, ist der 
Beinbruch nachgewiesen, welcher als schwere Bc-rliiuliiinnp:, vorbnndeii 
mit .lOtäffiger Arbeitsunt'iihigkrit. bezeichnet wird. OI»\vrilil das Gutafliteu 
im Strafwege erging, bildet es die einzi!?e Grnndhige, ;iuf welche der 
Rirhter seine üeberzeuguiiii Ijetretis dw AA'irkunt.M'ii der eriitteueii Beschä- 
digung stützen kann, denn der Khi^itM- hat über seine von der Geklagten 
in Abrede gestellten Ib-Iiaujitungen, da*«» er infolgi' dieser Beschädigung 
die Gesundheit auf immer verloren habe und als Krüppel mit der Krücke 
heramgehcu müsse und infolge dessen erwerbsunfähig sei, <ien T^eweis 
durch Sachverständige geführt. Diese liaben aber am 26. November 1889 
erkannt, dass der Kläger durch die Ereignung keine Hinderung in der 
Bewegung des linken i^'usses erlitten liabe, dass er kein Krüppel, sondern 
ganz arbeitsfähig sei. 

Die Behauptungen der Klage siml daher, insofern gesagt wird, dass 
Kläger mehr als jQ Tage arbeitsunialnu und Krujjpel war, ohne Beweis, 
und ist die erstrichterliche Ansicht, wonach aus dem Umstände, dass die 
Sachverständigen erst am 26. November 1889 bestätigten, dass der Kläger 
vollkommen gesund sei, gefolgert wird, dass die Rekonvaleszenz bis zu 
diesem Tage gedauert habe, irrig. 

Bs ist dies eine gans wilikürliehe Folgerung, und zwar umsomehr, 
als auf dieser falschen Folgerung der erste Riehter anch die Verpdichtung 
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der Geklagten war Zablniig des firwerbaentgangea während dieser ganzen 
Zeit staut 

Denn diese Verpflichtung besteht nur insoweit und fflr di^enige Zeit, 
inwieweit die Erwerbsaufähigkeit nacligewiesen ist 

Hiernach gebülirt sie dem Kläger nnr f&r 50 Tage und tbat die (ge- 
klagte, da sie 30 kr. pro Tag für 7 Monate gezahlt hat, mehr, als sie 
verpflichtet war; sie zahlte im Ganzen 60 iL, während dem Klüger für 
50 Tage, selbst zu 50 kr. gerechnet, nur 25 fl. gebühren würden. 

Ein Geständniss der Geklagten, dass der JILlftger mehr als 50 Tage 
arbeitsunfähig wai-, liegt aber in der Zahlung von je 30 kr. for eine 
grössere Anzahl von Tagen nicht 

Es ist daher die Forderang von 216 iL 90 kr. nnd jene anf die fiente 
anbegründet. 

Das Schmerzengeld von 500 tl. ist zu hoch, weil es laut Sachbefund 
vom "27. Februar 1886 dem Kläger schon nach drei Wochen viel besser 
ging und er vor dem Untersnchungsrichter selbst als Schmerzengeld 
300 d. bcauspracht hat £s wurden ihm sonach aas diesem Titel 200 11. 
zugesprochen. 

Der O.G.H. hat das ürtheii der zweiten Instanz lediglich bezüglich 
der II()lie des Schinerzengeldcs abgeändert und letzteres auf 500 II. erhöht, 
weil die Natur und Schwere der erlittenen Beschädigung oinon mit be- 
deutenden physischen Schmerzen verbundenen Krankheitspron ss zur Folge 
hatte und demgemäss das Schmerzeugeid entsprechend zu bemessen war. 

Nr. 46. Entsch. des Dentschen Reich Sjcreriehts.^) 

6. Civil-Seiiat. Vom L Juni 1891, 

[Prcuss. Arch. f. Eiseubahow. 1892. S. 414 ] 

§ 86 UnMl-Versicherangs-Oesetss. Begiiffe „Betriehsheamter^ 

Der Beklagte nnd Bevisionskliger, Begierangsbanmeister W. H. zn B.» 
ist Ton der Elflgerin auf Ersatz der von ihr infolge eines üniaUs vom 
22./33. Angnst 1887 gemachten Anfwendnngen nach 96 nnd 98 des 

ünfallversicherungsgesetzes vom 6. Jnli 1884 in Ansprach genommen. 

Während der erste Richter annahm, dass der Unternehmer des ge- 
sammten Baues die Stadt B. gewesen sei, daher H. als der von dieser 

aufgestellte Bau l it r inmäss §i)6 a.a.O. zu haften habe, stellt der zweite 
Richter auf Grund des Beweismaterials, insbesondere der v rg legten Snl>- 
missionsbedingungen nnd Instruktionen ohne ersichtlichen Rechtsirrthnm 
(man vergleiche insbesondere den § 9 Absatz 2 des ünfiaUversichenings- 
gesetzes und Urtheil des Beichsgerichts, Bntseheidnngen Band 21 Seite 51 fiP., 

Amffihrlicfc«» Mitlhafittiig dtr im Bd. 8 Nr. S28 S. 351 enthaltenen Entscheidung. 
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Archiv 1889 Seite $98) fBSt, dase der Hitbeklagte, ICanrenDeieter S., be- 
zfiglich der hier fragÜchen Hanrerarbeiten als Betriebsiinteniehmer anzu- 
sehen sei« wfthrend er den Beklagten H,, welcbeni von der 8tadt B. die 
Aufsicht lUber die Ansföhrang dieser Arbeiten anvertraut war, als «Betriebs- 
anfseher'* im Sinne des % 96 nnd darum nach MaasBgabe dieser Gesetzes* 
bestimmnng haftbar erachtet. 

Die Richtigkeit dieser EntseheiduDg hängt von Beantwortnii^ der 
Frage ab, ob, wie RevisiODsk läger schon in den Vorinstauzen geltend ge- 
macht hatte, nnter dem „Betriebs- und Arbeiteraofseber'' des § 96 nur 
ein solcher Betricbsbeamter zu verstehen ist, welcher vom Betriebsunter- 
uehmer angestellt ist nnd bestimmte Pflichten in dessen Betriebe zu erfüllen 
bat, oder ob auch ein von dritter Seite, insbesondere von dem Banherro 
mit Zustimmung des Cnternehmers aufgefjtellter Aufsichtsbeamter (der 
selbstverständlich nicht nnter die Kategorien des § 9 des Gesetzes fallen 
darf) als Betriebsbeamter im Sinne des § 96 angesehen werden kauti 

Zugegeben ist dem zweiten Richter, dass der Wortlaut des Gesetzes 

»diejenigen Betriebsunternebmer, BeToIlmäcbtigten und Repräsentanten, Betriebs- 
und Arbciteruufscher, gegen welche durch strafgericbtliches Urtheil festgestellt 
worden ist, dasä sie den Unfall vorsätzlich oder durch Falirlä^sigkeit mit Ausser- 
ac)itlassuDg derjenigen Aufmerksamkeit, »u der ne vermöge ihre« Amtes, Berufes 
oder Gewerbes beeonders Terpflichtet sind, herbeigeführt haben* 

in seiner allgemeinen Fassung nicht sofort ertcennen Iftsst, dass der be- 
treffende Beamte gerade ein Beamter des Betriebsnntemehmers sein mfisse, 
obwohl bei der £ategorie der Be^olhnftchtigten und Repräsentanten die 
Rücicbeziefaung auf ihn eine selbstverst&ndliche und darum bei der Gleich- 
heit der Fassung dieser BQckbeziehung auch bei den im unmittelbaren 
Anschlüsse genannten Betriebs^ und Aibeitsanfsehem eine sehr nahe 
liegende ist 

Jedenfalls spricht aber die vom zweiten Richter in Bezug genommene 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes entschieden gegen die Ausdehnung 
auf andere als die vom üntem^mer angestellten Aufsiditsbeamten. 

Denn, wenn die Motive zu §§ 93 bis 95 des Entwurfies (jetzt §§ 95 
bis 98) auf Seite 81 hervorheben: 

«Neben der Sieherong der Arbeiter gegen die wirthscbaftlichen Folgen der ÜnfiJle 
verfolgt der Entwurf das Ziel, alle Streitigkeiten zwischen Arbei{(,'cbcrn und 
Arbeitern über Entschädigungsansprüche, welche den letzteren aus Ünfsilleu 
erwachaeu. zu beseitigen und zu dem Ende all« Entschädigungsansprüche, welche 
in Terenlusang eines Unfalles gegen den Arbeitgeber nach bieherigem Reebte 
(Oemeinee Recht, Hslt|»fliehtffesetz ▼om 7. Juni 1871, code ciTÜ u. s. w.) erhoben 
werden konnten, aufzubeben", 
und hieran anschliessend spJitcr bemerken (Seite 82): 

Ausser den Betricbsunternehüierm kommeu aber iü gleicher Weise dis Bevoll- 
mächtigten und Repräseatauteu derselben, die Betriebs- und Arbeiteraufseber in 
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Betracht, .'. . dieie dürften aiatneita sieht seblMhtor festeUi werden, ab die 

Betriebsunternehmer, und andererseit« könne der Unternehmer keine persönliche, 
wenn auch nur moralische Verantwortuno; woiter für dieselbe übernehmen, als 
dass er mit seinen Berufgenossen seine Arbeiter u. s. w. gegen alle üui&llc ver* 
sichere, der EDtwnrf behandle daher die Unternehmer und deren Bevollmächtigte 
u. t. w., ca denen namentlieh andi die Betriebebeamten in etaadiehen und anderen 
Werken gehören, völlig auf gleichem Fusse, er lässt ferner alle diese Personal 
nur für ihre eig-euen H^indluu^on huften, indem jede Haftpflicht des Betriebs- 
unteraehmers für seine Hevclhnächtigten beseitiget wird," 

BO lässt diese Fassnnj^ wohl nicht zweifelhaft, dass die Motive bei den 
sümmtliciien lii»>r aufgeführten Kategorien das Verhültniss zum 

Betriebsunteruehmer voraussetzen nnd jedeufalls nur von dessen Bevoll- 
mächtigten und Kepräsentanten. wie voa dessen Betriebsbeamten (Betriebs- 
oud Arbeitsaufseliern) sprechen. 

Die engere AnftasMing liegt um so näher, als nach den zitirten Ein- 
gangsworten ein Ersatz für das bisherige Keeht, insbesondere das Haft- 
pflichtgesetz, geschaffen werden sollte, die §§ 95 und 96 des Unfall ver- 
sicherungggesctzes gerade eine moditizirte Haftung im Sinne des HaftptUcJht- 
gesetzes aufrecht erhalten. 

(vergl. Eugüimann, Kommentar zum ünfallversicherungsgesetze, S. 112) 

in § 2 des letzteren Gesetzes aber nur von den seitens des Arbeitsgebers 
„znr Leitnng oder Beanfsichtigung des Betriebes oder der Arbeit ange- 
nommenen Personen'' und deren ^Verschulden in Ansfilhrung der Dienst- 
Verrichtung'' die Rede war, sodass ein anderer, als ein vom Unternehmer 
„angenommener'* Betriebsbeumter auf Grund des Haftpfliciitgesetzeä gar 
nicht in Frage kam. 

Nun waren zwar die Betriebsbeatnten des Unternehmers auch vor 
Inkrafttreten des Lntallversichcruntrsu^ h t /^ - rechtlich nicht von der Ver- 
antwortung für Rchuldbare Ilei bciluhrung eines Unfalles frei, sondern sie 
konnten je nach Umsluuden dem Verletzten oder dem haflpiiichtigen Unter- 
nehmer regressptlichtig sein, und es war uach Maassgabe des gemeinen 
oder Laudesrechtes im einzelnen Falle vom Prozessrichter zu entscheiden, 
ob und inwieweit dies der Fall war. Aber thatsächlich waren sie durch 
die im Haftj)flichtgesetze normirte Haftbarkeit des Unternehmers, der im 
Kähmen des Specialgesetzes auch für ihr Verschulden einzutreten hatte, 
in den meisten Fällen gedeckt und wurden nur ausnahmsweise in Anspruch 
genommen. 

Vom Standpunkte des FIaft[)Hichtgesetze8 — und abgesehen von ihrer 
Verantwortlichkeit nach gemeinem oder Landrecht — wanii also die 
Bevollmächtigten oder Repräsentanten und die Jiutriebsbeamteu des Unter- 
nehmers, aber auch nur diese, besonders günstig gestellt, und es lag nahe, 
dasB, wenn nunmehr Dach dem neuen, das Haftpilichtgesetz modifizireuden 
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UnfelWfinieheruDgsgeBetze sie selbst sofort oeben dem Unteroehmer ans 
dem Spezialgesetze haften sollten, man ihnen wenigstens keine weiter- 
gehende Haftung auferlegen wollte, als dem ünternebmer selbst, und daas 
man also auch ihnen die ans den §§ 95, 96 des Unfall versicherongsgesetzes 
sich ergebende Steilong einräumte, welche den allgemeinen gcsotzlieben 
Vorschriften gegenüber insofern eine günstigere ist, als nach den ange- 
führten Paragruplu n die Betriebsunternehraer u. s. w. den Verletzten für 
fahrlässig herbeigeführte Unfälle niemals mehr halten, während sie den 
Berafsgenossenschaften und Kranki nkassen gegenüber zwar bei vorsntz!i>'h 
oder mit Aussernchtlassung der Amts-, I^erufs- oder Gewerbspflicht fahr- 
lässig herbeigeführten Unfälle für die durch solche herbeigeführten, gesetz- 
lichen Aufwendungen haften, aber nur dann, wenn die Verursachung durch 
ihre Schuld schon vorher durch strafgerichtliches ürtheil festgestellt ist. 

Zu einer derartigen Einschränkung der naeh dem gemeinen oder 
Landesrecht sieh ergebenden Haftbarkeit bestand aber dritten, nicht vom 
Unternehmer aiigenommeuen, sondern von anderer Seite an- oder aufge- 
stellten Betriebsbeamten gegenüber keinerlei Anlass. Ilire etwaige Ver- 
antwortliclikeit für ein schuldhaftes Eingreifen in einen fremden Betrieh 
war vom Haftptiichtgesetze nicht berührt und stand mit der Haftbarkeit 
des Unternehmers nach jenem Gesetze ausser jedem Zusammenhange. Für 
.S()leh»> von ihm nicht „angenommene" Betriehshenmte hatte der ünter- 
MoliiM 1 aneh nach dem Haftpflichtgesetze niemals einzustehen, ihre selb- 
ständige Verantwortlichkeit wurde also durch die im Uiifallversicherungs- 
gesetzc beliebte Modifikation der Haftbarkeit des Betriebsunternehmers 
nicht berührt, und es lag deshalb auch kein Grund vor, ihre reehtlieho 
Stellung beschädigten Arbeitern gegenüber irgendwie /ii modifiziren und 
ihre Verantwortlichkeit materiell rechtlich einzusehränkeu. Diese Auf- 
fassung wird auch von den Kommentatoren des Unfallversicherungsgesetzes, 
insoweit sie sich überliaupt über die Frage äussern, getheilt, indem durch- 
weg nur von RegeUing des Verhältnisses des Unternehmers nnd seiner 
Ikaaiteu zu dem Verletzten oder zu den Berufsgen osscuschaften und 
Krankenkassen gesprochen, nirgends aber die Möglichkeit einer Ausdehnung 
dieser Anordnungen auf andere, als die vom Uuterueiimcr uugesitellten 
Beamten auch nur angedeutet wird. 
(vergL Woedtke, § 96 Note 1, 

L an dm an u, §96 Note 1; ebenso anscheinend 
Engelmann, § 95 Seite 112 
ver^L aneh Urthefl des Balehsgeriehts vom 31. Mai 1888, Entscheidungen, 

Band 21 Seite 51 ff. Archiv 1889 Seite 593). 

Solche nicht vom Betriebsnnteroehmer angenonnoene BetriebebeaiDte 
fallen daher ledigHeh unter die Kategorie der „Dritten*' im Sinne des § 98 
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Unfallversicheraogsgesetzes, mid es erübrigt sieh hiermit ein Dfiheres Bin* 
gehen auf die Frage, ob ein vom Bauherrn aofgeetellter, dem Unternehmer 
and seinen Bediensteten gegenflber mit der Oberanfsieht betrauter bau- 
leitender Beamter flberhanpt nnter den BegriiF des »BetHebsaaftehers« im 
Sinne des § 96 a. a. 0. zn snbsnmiren wflre. 

Erscheint hiernach die Klage, soweit sie auf § 96 des Unfallversiche- 
mngsgeeetzes gestützt ist, als unhaltbar, so Icann doeh eine sofortige 
lintaeheidnog von Seiten des Revisionsgerichtes nicht erfolgen, weil der 
Ansprach. nnter Umständen auf § 98 desselben Gesetzes gestützt and weder 
dieser Elagegrand, noch die denselben entgegengesetzte Einrede der nnza- 
Iftflsigen Klageindemng vom Benifnngsricbtor gewürdigt, eine Entscheidung 
der letzteren Frage aber schon deshalb ausgeschloBsen ist, weil der Vorder- 
richtor fiber die bezüglichen thatsftchlichen Anffihmngen nicht' verhan- 
delt hat. 



Nr. 47. Beschiass des Reicbs-YersichentngSMnts. 

Vom 5. Jnni 1891. 

[AmU. Nachr d. R.V.A. VJII. Nr.«. S. 201. Z. lom.} 

Die Eisenbalineii siud in Betreff der Grasnutziiii^ auf den an der Balm 
beiegeiLeu Böschungen mid Dämmen uioiit als Mitglieder zur landwirth- 
sohaitliolien Berofsgenossenschaft heranzuziehen. 

Der Unternehmer eines Privatbahnbetriebes war wegen der Grasnntzung 
auf den an der Bahn belegenen Dämmen und Böschnngen zu Beiträgen 
an die örtlich zuständige landwirthsehaftliche ßerafsgenossenschaft heran- 
gezogen worden. Auf die Beschwerde des Unternehmers hat das Reichs- 

versicherun^saint, uacli Bonehmen mit den Z(!ntralbehf^rdcn verschiedener 
ßandesstaaten , unter dem 6. .luni 18M1 dahin entschieden, dass der Be- 
schwerdeführer der landwirthsrhat'tliclieii Berufsgenossenschaft als ilitt^lied 
nicht angehöre. Für diese Kutscheidong waren insbesondere folgende 
Gründe maube^gebund: 

Die Bahndämme und Bahnböschungen dienen in erster Linie den 
Zwecken des Eisenbahnbetriehes; sie werden re^jelniässi^ (h.'shalb mit einer 
Grasnarbe versehen, um sie zu festigen und dauerhafter zn machen. Die 
Absicht der Gewinmmg landwirthsehattliehor Erträgnisse ist dabei von 
autcrj^eordneter Bedeutung; diese Gewinuuiig gesehieht meist nur, um aus 
dem ohnciiiu vurhaudeneu und für den Eiseni)ahubetrieb nothwendigen 
Boden nebenher noch eine kleine Nutzung zu ziehen, die häutig die Kosten 
der ünterhaltong der Böschungen bei weitem nicht deckt. Die auf die 
Grasnutzuug und die L'uterhaltung der Dämme und l^jschungen bezüglichen 
Arbeiten werden meist nicht von besonderen luiulwirthschaftlicheu Ar- 
beitern, sondern von den iiisenbaimurbeitern verrichtet. In der Begrün- 
Eger, EiMKlMlttrtefanidM BatMlieldaiifUL XX. 5 
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dimg zu dem Ausdehnnngagesetz vom 38. Mai 1885, weldies deo „ge- 
sammteo Betrieb der EiBeobahnverwaltnngen" der VersicheniDg nnterwirft, 
]8t ansdrücklich bemerkt, die Fassung des Entwurfs ermögliche es, sfimmt- 
liehe Betriebe der In Betracht kommenden Verwaltungen, anch die sonst 
nicht versicfaerangBpflichtigen, z. B. die handwerksm&ssigen, und die ^land' 
wirthschaftUchen* Betriebe, einheitlich zn Tersichem. 

Danach müssen die anf die Pflege nnd Unterhaltung der Dftmme und 
Böschungen bezfiglichen Arbeiten dann dem Betriebe des Eisenbahn- 
untemehmers zugerechnet und Tersicherungsrechtlich als Bestandtheil des 
Eisenbahnnntemehmens behandelt werden, wenn sie von dem Unternehmer 
des Eisenbahnbetriebes ausgeführt werden (vergl. dagegen die Bescheide 
520, 618 und 657, Amtliche Nadirichten des B.V.A. 1888 S. 320 und 
336, 1889 S. 139). 

Was die Ueberhissung — insbesondere die Verpachtung — der Gras- 
ÜflchcD an Dritte betrifft, so ist zn unterscheiden, ob der Abnehmer im 
Sinne des Bescheides 635 (Amtliche Nachrichten des R.V.A. 1888 S. 343) 
als Unternehmer der Ernte- oder ünterhaltungsarbeiten anzusehen, oder 
ob die Thätigkeit des Abnehmers so unerheblich oder von so vorüber- 
gehender Natur ist, dass sie ein selbststftndiges Unternehmen nicht dar- 
stellt. Im ersteren Falle ~ der thatsfiohlirh selten vorkommen wird — 
ist ein kndwirthschaftUcher Betrieb des Abnehmens des Grases oder der 
Bodenfläche vorhanden und als solcher zn versichern; im zweiten Falle 
bildet die an sich landwirthschaftliche Betriebstbätigkeit wegen ihres engen 
Zusammenharu^ps mit dem gewerblichen Gesammtuntemehmen einen Be- 
standtheil des letzteren und ist gemäss § 1 Ziffer 1 des Ausdehnnngs* 
gesetzes versichert (zu vergleichen dm Rundschreiben vom 10. Januar 1889, 
Amtliche Nachrichten des R.V.A. 1889 S. 89, vorletzter Absatz, sowie 
die Bekursentscheidong 790, a. a. 0. 1890 S. 154). 



Kr. 48. Eutäch. des Deutschen li^ichHgerichts. 

5. 0ivil~8euat. Vom 10. Juni 1891. ' 

[Preus«. V«rw.Ii), XII. Xr.44/4ü. 6.:<:V. - Jnr. Wochcuschr. 18'Jl. Nr. 42/46. S.404 5. Ziff. 51. 51] 

Entschädigüngsanspmch wegen Entziehung oder Beschränkung des von 
der Festsetzung neuer Fiuclitlinieü betroffenen Grundeigenthums Im Falle 
der Biiikousensversagung und demnächstigen Abäudening der neuen 
Pluclillmien. - Entscliädigimgsausiiruili v.'.^iu. Eaukonsensversagnng auf 
Grund des Bebaimugsplanes, wean die Alilelmung des Bauprojekts auch 
ohne den Bebauungsplan hätte erfolgen müssen. - Ermittelung des Schadens 

bei Banbeschränkuugen. 

1. Durch die im Laufe des gegeuwärtigen Rechtsstreits bewirkte 
Veräuderung der Fluchtlinien konnte selbstverständlich der dem Klüger 
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rechtskräftig zuerkannte Kntsoliiidignngsanspmch flicht alterirt, überhaupt 
ein bereits frwnrbeiies Recht dem Klager nicht eotzogen werden. Nur 
aüf die vorbehaltcno Liquidation des Schadens und demgemäss anf den 
Betrag der zn leistenden Entschädigung kann dieser Umstand von Einiluss 
sein, sofern dadurch dem Grundstück des Klägers die ihm durch den auf 
ihn angewendeten frflheren Bebauungsplan entzogene Bebaubarkeit ganz 
oder znra Tlieil wiedergegeben ist. In einem solchen Falle wird die Ent- 
aliadiguug in Gestalt einer Rente für die Zeit festzusetzen sein, in welcher 
der Eigenthümer an der vollcu Ausnützung seines Grundstücks verhindert 
gewesen ist. So hat auch im vorliegenden Falle der Ber.-Richter dem 
Kläger die Entschädigung zuge?;prochen. Der Ber.-liichter geht hierbei 
davon auö, dass mit dem Tage, als die Uffeulegung des neuen I'laiies 
gemäss § 8 Ges. vom 2. Juli 1875 erfolgte, der Kläger die freie Ver- 
fügung über seinen bisher mit der Baubeschränkung behafteten „Grund- 
stücks t heil" zurückerhielt. Von diesem Gesichtspunkte hält er es für 
unerheblich, dass auch durch die neue Banflnchtünie das klägerische 
Gnmdstfick dnrdisohnitten und die beabsfchtigto Bebauung gehindert wird. 
Üiese Aufassnng ist rechtsirrthümlich. Wenn es auch richtig ist, dass 
die durch die Anwendung des Bebauungsplanes in Reeht getretme ServUnt 
der Unbebanbarkeit nn mittelbar nnr aöf den Uber die Flnehtlinie hinans- 
gehenden Flächen mht, so wird doch davon das ganze eine rechtliche und 
wirthschafHiche Einheit bildende Gmndstfick betroffen, nnd es kommt 
daher bei Bemessung des Schadens nicht bloss die ünbebanbarkeit der zn 
Strassenland bestimmten Flftche, sondern auch der Einflnss in Betracht, 
den dieselbe anf die Benntzbarkdt des Qbrigen Grondstflcks nnd folglieh 
anf den Werth des ganzen Grundstücks hat. Anf Ersatz des hieraus 
sich ergebenden Minderwerths seines Grundstücks gewann der KlSger 
•den Anspruch mit Versagnng des Baukonsenses, gleichviel ob dieser 
Minderwerth anf der Grundlage der Bauprojekte, oder in andrer Art fest- 
zustellen ist Dieser Ansprach anf Kapitalentschfidigung als ein wohl- 
erworbenes Becht des Klägers konnte dem Kläger nnr entzogen, beziehungs- 
weise in den Anspmch auf eine Rente fllr die Zwischenzeit verwandelt 
werden, wenn die geschmälerte Benntznngsfilfaigkeit des Grundstocks 
(nicht bloss des zu Strassenland bestimmten Theiles desselben) in voll^ 
ümfange wiederhergestellt xmd damit die eingetretene Werthsverminderung 
thatsächlich beseitigt wurde. Von diesem Gesichtspunkte hätte der Ber.- 
Richter die Wirkung der Abänderung des Bebauungsplanes prüfen müssen. 
Ohne eine entsprechende thatsüchliche Feststellung w ar er nicht berechtigt, 
dem Kläger anstatt der geforderten Kapitalentschädigung nur eine Rente 
^utzungsentschädigUDg) für die Zeit bis zur Offenlegung des neuen Planes 

zuzusprechen. Dass Kläger wegen der aas dem neuen Bebauungsplan 

5* 
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sich ergebenden Bescbr&nkiuigeii zar Zeit eioen« EntaGbädiguugsanspradi 
nicht erbeben, kfiiiote (§ 13 Ges. v. 2. Jnli 187d), kommt nicht in Betracht^ 
da es hier nicbt nm die BeschAdigang des Klftgers dnreh den neaen Be- 
baunngeplan, sondern darum sich handelt, ob und inwieweit der Schaden, 
den der EUiger in Folge des fraheren Bebauungsplanes erlitten, und der 
daraus demselben erwachsene und zum Theil rechtskräftig zuerkannte 
Enteehfidigungsanspruch durch den neuen Plan beseitigt oder yermindert 
worden ist. 

2. Die Behauptung, dass die Versagong der Banerlaubniss auch ohne 
Rücksicht auf den Bebauungsplan erfolgt wftre und hätte erfolgen mfissen, 
trifit nicht nothwendig und jedenfalls nicht unmittelbar und ausschliesslich 
den Grund des Entschädigungsanspruchs. Dieser Grund liegt in der Be- 
lastung des Gnmdstflcks mit der Servitut der ünbebaubarkeit, welche sich 
durch die Tersagung der Banerlaubniss auf Grund des Bebannngsplanes 
vollzieht (Entsch. d. R.G. Bd. 6 S. 29d). Das spezielle Bauprojekt giebt 
nur den Anlass hierzu und wird häufig auch zur Grundlage für die 
Sohadensbereehnung dienen kOnnen. Es ist das aber durchaus nicht noth- 
wendig, und es kann, wenn das spezielle Bauprojekt aus diesem oder 
jenem Grunde sich nicht als ausführbar erweist, der Schaden in Gestalt 
der Werthsverminderong, welche das Grundstück durch die ihm auferlegte 
Beschränkung erleidet, auch In anderer Art festgestellt werden. Es ist 
also för die Frage, ob die aus dem Bebaunngsplau sieb ergebende Eigen- 
tbumsbeschränkuDg in Kraft getreten ist, der in der polizeilichen VerFQguog 
angegebene Grnnd allein entscheidend. (In diesem Sinne ist auch die von 
der Revision in Bezng genomme^ie Entsch. d. R.G. in Siu hen Berlin wider 
Goldschmidt — V. 347/85 — zu verstehen.) Ist die Banerlaubniss auf 
Grnnd des Bebauungsplanes versagt worden, so ist der letztere dadurch 
für das Grundstück (im Umfange seiner Anwendung) in Kraft getreten, 
und es ist dasselbe insoweit mit der Servitut der Unbebaubarkeit belastet 
worden. Stand der Ausführung des Baues, wie er projektirt war, wie 
för den vorliegenden Fall der Ber.-Ricbter annimmt, ein Polizeigesetz ent- 
gegen, hätte daher die Ablehnung des Baaprojekts auch ohne den Be- 
bauungsplan erfolgen müssen, so wird doch dadurch nichts darin geändert, 
dass der Bebauungsplan durch die darauf gestützte polizeiliche Verfügung 
in Vollzug gesetzt worden ist. Es würde vielmehr daraus nnr folgen, 
dass das spezielle Bauprojekt dor Sohadensbereehnung nicht zu Grunde 
gelect worden kann, und nur danu würde die Existon/ dos Schadens 
selbst zu verneinen sinn, wenn dnrcli den btt retVendtiu Umstand nicht 
bloss die projpktirte Bt itauunu, sondern jede Art der Bebauung faktisch 
oder gesetzlich au<t;esi'ld«isseii wäre. 

3. Aus dem Grundsatz, dass behuls Jclrmittelung der zu gewährendea 
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EntschädiGfung — geeig:neteTifall? unter ZuRrundeleirnnir der nnfcTPstellten 
Bnnproiektf — der aus seiner Bcnutzbnrkoit sieb ergebende Werth des 
Gruudstn vor und nach deu diesem auferlegten Banbeschränkuugeu iü 
Vercjleieh zu stellen ist (vergl. § 86 I. 6 A.L.R,). frdut. dass dabei auch 
Hiebt gänzlich unberücksichtigt bleiben kjtnn. ob uud iuwieweit die frag- 
lichen Bauten auf den von der Haubesi bränkmig nicht unmittelbar be- 
trofTencn Tbeilen des Gruudbtüeks rationell hätten errichtet werden können. 
Der Ber.-Riehter durfte daher die bezriLcliclien Behauptungen der Bekl. 

— was die Revision der letzteren s|)eziell in B»>trefT der Kegelbahn rügt 

— nicht als unerheblich ausser Acht lassen. Eine Loslösung der von der 
Tluehtlinie uumittelbar betroffenen Gruudstöckstheile von dem Rest de8 
Grundstücks bei Feststellung der Existenz und Höhe des Sehadens er- 
scheint unzulässig, weil dieselben, soweit ihre Bobuubarkeit in Fraaje steht, 
ja nur als Theile des Ganzen, dessen Benutzbarkeit uud Werth durch ihre 
l?ichtbebaubarkeit vermindert wird, iu Betracht kommen können. 



Kr. 49. Entsch. des Oesierr. Verwalt-Gerichtsbofes. 

Vom 11. Juni 1891. 

[BOll. EiMülNADr. EatsdU IBDL Nr. 14 8.6&] 

Zur KotSnregiiminuig auf öfllmtliclion EiBeiibarlmznlkhrtstrasBen sind nlölit 
die Gemeinden, flonden die Eonlcnirenzparteien verpfliolitet 

Mit der Entocheidnug des galizischen Landesaasscbusses vom 11. Joli 
1890, Z. 22675, wurde die Stadtgemeinde Sokal fär verpfliditet erkannt, 
die Wegf&hmng des Kothes anf der öffentlichen EiseQbahDZDfkhrtetraBse 
innerhalb des Territorinms der Stadt unentgeltlich ta besorgen. 

Dagegen fahrte die Stadtgemeinde Sokal Beschwerde vor dem V.O.H. 
In derselben wird die Gesetzmässigkeit dieser JBntsebeidnng bestritten, 
weil die WegfÜhrong des Rothes von der Eisenbabnznfahrtstrasse znr Erhal- 
tung derselben gehört nnd weil filr die Bedeckung der Kosten der Erhal- 
tung der dfientlichen Eisenbahnznfabrten eine spezielle Konkurrenz gesetz- 
lieh bestimmt ist. 

Der V.Q.H. hob die angefochtene Entscheidung nach § Y des Gesetzes 
Tom 22* Oktober 1875 anf. 

Gründe: 

Die für die Öffentlichen Eisenbahnznfahrten in Galizien erlassenen 
-Gesetze vom 15. April 1881, L.G.B1. Nr. 46, und vom 9. Mftrz 1888, 
fi.G.Bl. Nr. 38, bestimmen eine spezielle Konkurrenz zu den Kosten des 
Baues und der Erhaltung der öffentlichen Eisenbahnzufahrten. 

Nachd^ni diese hier maassgebeoden Gesetze eine besondere Bestimmung 
bezttglidi der Eothverlahmng anf den öffentlichen Eisenbahnzufahrten nicht 
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enthalten und nachdem für Galizieu auch ein Strasseopolizeigesetz , aas 
welchem die Verpflichtung der Gemeinde zur alleinigen unentgeltlichen 
Besorgung der Fortffihrang des Kolbes ant der Öffentlichen Eisenbahn- 
znMrtstrasse abgeleitet werden kOnnte, nicht bestellt, so moss die Weg- 
fnhrons des Kothes anf der Eiaenbafinznfahrt als znr Erhaltung der Strasse 
gehörig angesehen werden, tind müssen sonaeh die f&r die Erhaltung der 
Eisenbahnznfohrten geltenden Bestimmungen aach ffir die FortfRhmng des 
Kofhes anf den Eisenbahnzn&hrten als maassgebend anerliannt werden. 

Nach § 8 des citirten Gesetzes vom 15. April 18S1, L.6.B1. Nr. 46, 
haben aber zn den Kosten der Erbaltnng der Eisenbahnznfabrten die 
Konlrarrenzparteien in dem Verhältnisse und anter den im $ 4 festgesetzten 
Bedingungen beizntragen. Hieraxis ergiebt sieh, dass die angefochten« 
Entscheidnng, mit welcher die Wegfohmng des Kothes von der Eisenbahn- 
znfahrtstrasse der Stadtgemeinde Sokal als eine dieselbe allein treffende. 
Verpflichtung auferlegt wurde, im Gesetze nicht begründet ist. 



Nr. 50. Entsch. des Deutsehen Keiebsgerichts. 

4. Civil-Scuat. Voui 18. Juni 1891. 

[Fr. An h. f Kisi nbnhnwptpn. Jahrr. 8,41« ] 

ünfallversiciieniiig; Beschäftigung eines Arbeiters in den Betrieben ver- 
schiedener Genossenschaften; Feststell iiiie: spitpns einer Genossensciiaft. 
dass diese für den erlittenen Unfall die EntscMdigong zu gewähren ver- 
pflichtet sei 

Das Berufnngsurtheil ist wesentlich dahin begründet: Der am 9. Mai 

1888 verunglückte H. sei, als er den Unfall erlitten, von seinem Arbeit- 
geber, welcher neben der Landwirthschaft auch noch das Ziegelei- und 
Baugewerbe betreibe, im Baugewerbe beschäftigt worden; es habe deshalb 
nach den gesetzlichen Vorschriften der Beklagten die Entschädigungspflicht 
obgelegen. Der Sektionsvorstand Sch., bei welchem der Unfall zur An- 
meldung gelangt, sei von der irrigen Voraussetzung ausgegangen, dass, 
weil der verunglückte TT. von seinem Arbeitgeber hauptsächlich in der 
Landwirthschaft beschäftigt worden, die Klägerin die Unfallsentschädigung 
zahlen müsse, und habe desshalb in dem dem U. unterm 26. März 1889 
zugestellten Beseheide die Verpflichtung zur Zahlung der festgesetzten 
Reute anerkannt. Da nun aber nach § 1 des Unfallversiclieruiiusgesetzes 
vom fi. Jnli 1884 diejenige Genossenschaft zur Gewährung der Kntschädi- 
gung verpJiichtet sei, „in" deren Betriebe der Arbeiter bei Kintritt des 
Unfalls beschäftii^t war, seihst wenn dit se BesrhüftiguiiLC nur eine vorüber- 
gehende und der Arbeiter nach einander in Hetrieheii verschiedener Ge- 
nossenschaften beschäftigt wurde, so sei die EutschädigongsverpÜichtete 
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die Beklagte, und die Klägerin, welche diese Entscliadigiingspflicht iia(^ 
dem von ihrem Sektionsvorstande Sch, irrthümlicher Weise abgegebenen 
AoerkeDiitnisse äbernommeD, leiste damit für die Beklagte Ausgaben, zu 
denen die letztere gesetzlich verpflichtet sei. Nachdem einmal durch den 
von dem Sektionsvorstand. Sch. an H, erlasseneu Bescheid für Klägerin die 
Verpflichtung begründet sei, die festgesetzte Rente an H. zu zahlen, könno 
allerdings von einer Uebertraj:^ing dieser Verpflichtuiiu auf die Beklagte 
nicht die Rede seiu. Diese Vvci'j^o sei zu Unarnnstou der Klägerin eiid- 
gültie^ ent.^ehieden und könne im Hechtsweee nicht wieder einer Krorterung 
unterzoü;en werden, daü;egen sei eiu etwaiger Anspruch der Klägerin aus 
der nützlichen Verweudunij peo;en die Bekla2:te rein zivilrechtlicher Natur, 
und es 8ei zur Vcifolgung dessell)en der Keclitsweg gegeben. Bei der 
Prüfung, oll ein solcher Anspruch der Klägerin vorhanden, müsse festge- 
stellt werden, wer von den Parteien im vorliegenden Falle nach den gesetz- 
lichen ßestiuimungen die Entschadiuuiigsverpflichtete sei, und diese Frage 
müsse uuhedenklich nach den Vorschriften des Unfallversicherunnstresetzes 
beantwortet werden. Nach diesen aber habe unzweifelhaft die Beklagte 
die Ver[ifiiehtunu zur Gewährung der Entschädicjung, und da die Klägerin 
iiithumlicher Weise diese Verpflichtung übernouimtiii, so mache sie nütz- 
liche Verwendungen für die Beklagte, zu deren Erstattung die letztere 
verpflichtet sei. 

Dem Berufungsrichter ist insoweit beizutreten, als tut cjuen aus dem 
Unfallversicherungsgesetze herueleiteten. aut nützliche Verwendung ^^egrün- 
deten Anspruch an eine Berufsgenossenscliaft der Re(dilswug nicht als von 
vornherein ausgeschlossen angesehen werden kann. Die weiteren Aus- 
führungen des ürtheils aber, dass eine nach Öffentlichem Rechte unan- 
fechtbar getroffene Feststellaug von dem Richter behafis Feststellung eines 
privatreehtlichen Anspracbs auf ihre Richtigkeit geprüft werden könne, 
sind recbtsirrthfimlich. Im vorliegenden Falle ist dnrch die gesetzlich 
berofenen Organe die Feststettong getroffen, das8 die Klftgerin verpflichtet 
ist^ dem verunglückten Arbeiter H. als Entscbftdigiuig eine jährliche Rente 
von 180 «//K zu zahlen. Die ElSgerin selbst erkennt an, dass für sie diese 
Verpflichtung nach der endgfiltigen Festsetzung des zuständigen genossen- 
schaftlidien Organs besteht, und hiermit ist diese Angelexenbeit in der 
• Art erledigt, dass die Behauptung, nicht die Klägerin, sondern die Be- 
klagte sei die znr Entschädigung verpflichtete Genossenschaft, auch fSr 
einen Anspruch ans nützlicher Verwendung keine geeignete Grundlage 
mehr sein kann. Der Einwand der Klägerin, dass das sie verpflichtende 
Anerkenntniss der Sektion Sch. in der irrthflmlichen Annahme abgegeben 
worden, sie sei die Entschädignngsverpflichtete, kann bierin nichts ändern, 
da dieser Sinwand immer nur von der Verwaltungsbehörde zu prflfen 
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wäre, weil die Feststellung, welche Berufsgenossenschaft die EntscliadiLTun? 
zu gewähren hat, nach § 57 Uufallversic^herungsgesetzes vom 6. .luli 
1884 einzig und allein den dort genannten Organen zuijowieöeu ist und 
deshalb auch uur die Verwaltungsbehörde darüber entsnheiden kann, ob 
der behauptete Irithum geeignet ist, die von der Klägerin übernommene 
Entschädigungspflicht auf eine andere Berufsgenossenschatt zu ül)fn tragen. 
Ebensowenig kann dem Umstände, dass die Klägerin ihren Anspruch auf 
die nfiteliche Verwendung stützt, eine Bedeutung beigelegt werden. Der 
BemfuDgsrichter kommt mit sich selbst in Widerspruch, wenn er sagt: 
„Nadi Öffentlichem Beebte stebt die Verpflichtung der Klägerin zur Ziihlung 
der Rente an H. nnwiderraflich fest; da aber nach eben diesem Rechte 
nicht die Klägerin, sondern die Beklagte die Eatacli&digungsverpÜiehtete 
ist^ so mnss die letztere nach den Grundsätzen des Privatreehts der erstereo 
Ersatz leisten. Eine solche Argumentation ist unhaltbar. Die hier nach 
Öffentlichem Rechte festgestellte Entsch&digungspflioht der ElSgerin ist 
auch fQr den Richter bindend, und es wird hieran nichts geändert durch 
den Umstand, ilass dem an sich im OfTentlichen Rechte bembeuden Klage- 
gmnde noch das dem Privatrechte aogehOrende Moment der nQtzlicheii 
Verwendung bezw. der £ondiktion hinzugetreten ist Bas Reiobsgericbt 
hat auch bereits in dem Urtheile vom 20- Januar 1890 (Entsch. in Zivil- 
sachen Bd. 25 S. 802) angenommen, dass für die Eiage auf Rückgabe 
einer ans Irrthum geleisteten Zahlung der Rechtsweg ausgeschlossen sei, 
wenn für den Anspruch anf die Zahlung selbst der Rechtsweg wegen der 
OfTenÜiehreebtlichen Natur des Anspruchs nicht gegeben ist. ünd im 
gleichen Sinne hat sich das preussische Oberverwaltungsgericht in dem 
Bd. 18 S. 169 seiner Entscheidungen abgedruckten Urtheile ausgesprochen. 

Wenn also im vorliegenden Falle der Berofhngsrichter nach den Grund- 
sätzen des öffentlichen Rechts prüft, welche Bemfsgenossensebaft die zur 
Entschädigung des II. verpflichtete ist, und nach dem Resultate dieser 
Prüfung feststellt, dass dies die Beklagte sei, so betritt er damit ein Ge- 
biet, welches dem ordentlichen Rechtswege entzogen ist; es kann deshalb 
der auf diese Grundlage gestfitzte Ersatzanspruch der Klägerin gegen die 
Beklagte als rechtlich ))e<^ rundet nicht anerkannt werden. 

Damit erweist sich die Annahme des Berufungsrichtera als unhaltbar, 
dass der Klägerin nach zivilrechtlichen Grundsätzen ein Anspruch aus der 
nützlichen Verwendung gegen die Beklagte zustehe. Nach §§ 268 und 26H 
Th. 1 Tit. 13 des Allg. r.andr. ist das, womit nothwendige oder nützliche 
Ausgaben für einen anderen bestritten werden, in dessen Nutzen für ver- 
wendet zu erachten, und Ausgaben, zu welchen jemand dun'h die Gesetze 
verpllichtet wird, sind nothwendige. Wenn aber — § 233 a. a. 0. — der 
andere durch solche üaodlungen nur das geleistet hat, wozu er ohnehin 
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\vrplliclitet war. ^^o wird der. zu dessen Kiitzeu die Vorwondung geschehen 
ist, dadimii noch in< lit für bcreii-hcrt angesehen. Klägerin selbst erkenut 
nun an, dass ihre Verpriiclituui^ zur Zahlung der Reute an H. nach § 57 
de?* Unfallver8ichenin[^f57esetzes vom li. Juli- 1884 unwiderruflich feststeht. 
Zahlt sie sonach die Rente an H., so leistet sie das, wozu sie gesetzlich 
verptiiclitet ist: eine solche Leistuiii? itann nach § 233 a.a.O. als eine 
Bereirherini'4 der lieklagtcu und somit als nutzliche Verwendung für die- 
se|i)e uicht auge&eheu werden. Hiermit ist aber dem geltend gemachten 
Ansprüche der Klägerin auf Erstattung die gesetzliche Gniodlage entzogen. 

Kr. 51. Beschlass des Kauunergerichts Berlin. 

Vom 2. Juli 1891. 

rrrPTjsF. F)s«'iib.-Arfh. 1892. Heft 1. S. 153.] 

Zur Ausstellmig von Zeugnissen über den zehnjährigen Besitz des Elsen- 
bahnflskus im Falle des § 135 Nr. 3 der önindbTichordnTmg vom 5. Mai 

IS 72 sind die Eisenbalmbetriebsämter zuständig. 

Das küuiglicho Eitjenbahn^ietriebsamt zu E. hat beantragt, eine in 
einem Auszüge aus den vorliiufigen Fortschreibungsverhandlungen unter 
Nr. ■2<i aufgeführte frühere Wegctlüche von 2 ar 17 qm auf Grund einer 
Bescheinigung, nach welcher dieselbe .... si( h länger als zehn Jahre im 
Besitze .... des prenssischen Staats hefundi'u hat, im Grandbuche von 
D. für den königlichen Eisenbahniiskus einzutragen 

Dem Grunde des Landgerichts, durch eine Bescheinigung des Eisen- 
buiiübetriebsamts könno der Besitzstand nicht glaubliafL gemacht werden, 
weil die Ertheilun^ u^rartiger Bescheinigungen nicht zu dessen Obliegen- 
heiten gehörte, kann nicht beigetreten werden. Denn die Eisenbahnbe- 
triebsuniter, zu deren Geschäftskreise die Verwaltung des Gruiideigenthuins 
der Bahn gehört (vergl. Krön ig „die Verwaltung der prenssischen Staats- 
eisenbahnen" I. Theil S. 160 fl".), müssen amtliche Kenntniss von den 
Grundbesitz verbältniflsen der Bahn haben. 

Die von ibnen als Öffentlichen BehOfden fiber diese Verhältnisse aus- 
geateUteo BeBcfaeinigungeeu mflsaen daher anch zu der vom Gesetze ver- 
langten' Glanbhaftmachnng des Besitzstandes genügen. 

Kr. 52. Entfldi. de» Dentselien Retehsgerlclits. 

6. Civil. Senat. Vom 6. Jnli 1891. 

[Zelfg. d. Ver. deutsch. Elsenb.-Verw. 1892. Kr. ■.»<<. S. r.VC 

laftpfliolit der Eiaeiibaluieii fikr Besohidigiuig von Vieh durch Debeifalueit 

Wenn Vieh, welches sich auf den Eiaettbahngeleisen befindet, bei Tage 
eder in einer moodhellen Nacbt — so dase also das Zugpersonal die Thiere 
bitte bemerken, nnd bei rechtzeitiger Anwendung der BreoMvorrichtnngen 
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den Zna znra Stehen bringen können — von einf^m Eisenbahuzuge über- 
fahren wird, ist die ßahnverwaltung ersatzpflichtig: inshf'f;nnderr' Vwi^t 
ein die ErsatzpHicht aiifschliessendes V^erschulden des Ei^eiithiimris dann 
nicht vor, wenn der Weide[>l:itz der Tliicre eiT»e:Psrattert und mit üifnüsendcr 
Verschlusseinrichtung versehen war, weiche nur durch ein dem Eigenthümer 
nicht znznrf'HnTf'ndPs Verseilen eines Dienstknechtes zu der fraglichen Zeit 
nicht orUnungsgemuss augebracht worden war. 

Kr. 63. Entseh. des Ober-Landes^erichls Wieo. 
VoiD 10. Septembdr 1891. 

tBOlI, EUenbufuu. Entseli. IdHL Nr 1& 8. 66.] 

Die ErkUtnng eines Bahuurbeiters im Fiaobtemnagasiiie infolge des da- 
selbst iLerrsoheBden Lnfbsoges begrUndet ffkr den Erkrankten keinen E^ 

satKanspmok gegenüber der Balm. 

Da dnrch den Befund und das Gutachten der znm ewigen Gedächt- 
nisse vernommenen Sachverständigen konstatirt ist, dass das Lemberger 
Frachteuanf^absuiagazin der geklagten Bahn massiv gemauert, mit Blech 
auf Bretterschaluny; eingedeckt ist und einen stuckaturten und verputzten 
Plafond hat, ferner in diesem Magazin ein solider Fussboden aus Brettern 
besteht, welcher anf einer Unterschüttung aufliegt, dass die in den Längen- 
wftnden des JCagazios beßndlicheu starken Thore an der Nord- und Sfid- 
seite ans starkem Bisenbleeh konstruirt, die Rehmen der Thore nnd der 
St(hike ans Winkeleiseii gebildet siod, nnd diese Konstraktion der Thore 
den Vortbeil bat, dass beim Znmachen der Thore die VVinkeleisen inein- 
ander greifen, wodurch jeder unmittelbare Luftzug verhindert wird, dase 
die fionstniktion des in Frage stehenden Frachtenanfgabsmagazins via 
den Magazinsbanten anderer Bahnen den Vortheil voraus hat, dass es 
solid gemauert mit einem Plafond versehen und dnrch die Zwiachenwtode 
in kleinere Abtbeilungen abgetheilt ist, welcher Umstand das Entstehen 
von starken Luftzügen wesentlich vermindert, das» fast alle Frachten- 
magazine in Oesterreich, mit sehr geringer Ausnahme, ganz einfache 
hölzerne Schupfen sind, in denen der Zug viel heftiger als im fraglichen 
Magazine ist, da weiters durch die Aussagen der Zeugen K., M. u. s. w. 
bestätigt wurde, dass das OfTenhalten sämmtlicher acht Thore im Lemberger 
Aufgabsfrachtenmagazin der geklagten Bahn zu gleicher Zeit während der 
Verrichtung der gewöhnlichen Arbeit niemals stattfindet, und zwar schon 
deshalb, um einen allzngrossen Andrang der Parteien und etwaigen Bnt- 
Wendungen vorzubeugen, dass die Arbeiter selbst darauf achten, dass das 
Offenhalten zweier gegenfiberliegender Thore vermieden und ein starker 
Luftzug verhindert werde, da endlich nach den Ergebnissen der Zeugen- 
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vernehmniiic es tinzwpifelhnft ist, (lass alle Maf^azinsarheitpr schon vermöge 
ihrer Beschäftiguug iuuerbalb und aiisserhalh des Maga/.ines Luftzügen 
anfgpsptzt sind und dass die Vermeidung; jeden Luft/uge8 mit Rurksicht 
auf die Manipulation im Frachtenniai^azinp, wonach auf der einen Seite 
die Güter von den Parteien übernninmeu und auf der anderen Seite zu 
den Waggons befördert werden, ganz unniuglich ibt, demnach ein gegen 
Luitzug eropfftnelit hes Individuum es seiner eigenen Unvorsichtigkeit zu- 
schreiben iDüüä, wenn es dadurch an seiner (iesundheit einen Sc haden 
erleidet, dass es eine mit einem Luftzuge uns ermeidlich verbundene Be- 
schäftigung wählt — ist der vom Kläger geltend gemachte Anspruch 
weder vom Standpunkte des Eisonbahnhaftpflichtgesetzes vom 5. März 1869, 
R. G.RI. Nr. 27. noch vom Stiuidj*nnkte des § 17 der kaiserlichen Verord- 
imuv: vom 16. November 1801. K.G.Bl. Nr. 1 ex 1852, begründet, und 
niusste daher die Abweisung des Klagebegelireus umsomehr erfolgen, als 
Kläger nicht nachgewiesen hat, dass der von ihm behaupteten Krankheit 
eine Ereignung im Verkehr der geklagten Bahn zu Grunde liegt. 

Das O.L.G. Wien bestätigte das Urtheil der ersten Instanz ans den 
erstiiditerliehen, der Sachlage und dem Gesetze voUkommeB entspreeben- 
den, dnrcb die Vorbringungen in der Appellation nicht widerlegten Grfinden 
und in der weiteren Erwägung, dass auch im Sinne der §§. 17 nnd 19 
der kaiserlichen Verordnung vom 16. November 1851, R.6.B1. Nr. I 
ex 1852, eine Haftang seitens' der geklagten Eisenbahn vom Kläger nicht 
in Anspruch genommen werden Icann, weil einerseits nach den vorliegenden 
Gutachten der Sachverstftndigen im 'Baufach bei der Manipukition in einem 
noch 80 solid hergestellten Frachtenmagazin ein Luftzug entstehen muss, 
weshalb sich jeder der daselbst Beschftftigten, um sich vor körperlichen 
Nachtbeilen zu bewahren, entsprechend kleiden muss nnd, weil andererseits 
nach dem Gutachten der Gericbtsllrzte die Erkrankung des ElAgers nur 
als eine wahrscheinliche« keineswegs aber als eine absolut nothwendige 
Folge des Luftzuges erklärt wurde. 



Nr. 64. Entsch. des Treuss. Ober-Verwalt.-Gerichts. 
3. Senat. Vom 17. September 1891. 

[l'rcass. Vtitw.-m. Xlll. Nr. 7. 8.78.] 

§28 Kranken -Vers.- (i es. vom 15. Jnni 18^3. Der Unterstützungsanspruch 

erwerbslos werdender Kassenmitgiieder. 

Der §28 Krankenversicherungs-Gesetz vom 15. Juni 1883 bestimmt, 
dass Kassenmitglieder, welche erwerbslos werden, fftr die Dauer der 
Erwerbslosigkeit, jedoch nicht für einen längereu Zeitraum als sie der 
Kasse angehört haben, und höchstens für drei Wochen ihre Ansprache auf 
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die gesetzlichen MiiidestleistniiL^eD der Kasse behalten. Diese Vorschrift 
h:it nicht den Sinn, das« die ücsotzlichen Mindestleistansren auf höchstens 
drei Wochen gewährt werden ?«niloH. soiul(?ni d;iss tM'wt'rlildS werdende 
Kassenmitglieder für den Fall, dass bie wiihruud ihrer Erwerbslosig- 
keit iimerhalb dreier Wociien ii;uh Eintritt derselben orkranken, ihren 
Unterstützungsanspruch in Hohe der gesetzlichen Aliiideslleislungen behal- 
ten. Es ist ihnen mithin in sülclieu Fidlen die Krankenünterstüiznug 
nicht etwa uur bis zum Ablauf der drei Wodien. sondeni währeiKl der 
Dauer der Kranklieit, bis zum Ablaut von dreizehn Wochen zu gewahren. 



Nr. 55. Entfieh. d«s Beutsehen RelelMgerlflits. 

4. Civil-Senat. Vom 17. September 1891. 

[Prcnss. Verw. Bl. XHI. Nr 7 S si ] 

Begriff des Dienstelnkommeiis im Kelchs- oder Staatsdloust. 

Das Ber.-Gericht hat angenommen, eio Diensteinkommeo im 
Reichs- oder Sf aaisdiensto könne nur derjenige beziehen, welcher 
R. i ti - o^er Staatsdiener, mithin im Reichs- oder Staatsdienst angestellt, 
aläo Beamter des Reichs- oder Staats sei. Da» Gericht findet diesen 
Sinn der Vorschrift schon in dem Wortlaute des envähuteii § o7 IJeichs- 
beamten-Gesetz vom 31. März 1873 klar ausgesprochen und sieht, ferner 
iu den folgenden §§ 58 und 59 eine Bestätigung seiner Auffassung inso- 
fern, als diese Vorschriften, von welchen der § 58 den Fall des Wieder- 
eintritts in den Reichsdienst, der § 59 den Eintritt in den Staatsdienst 
betrilTt, die Auwendungsfälle dee § bl erschöpfen. Dieser Auffassung ist 
beizutreten. 

Nr. 56. Entsch. des Deutschen RelehH^erlchts. 

3. Straf-Senat. Vom 17. S< i)t< mber J891. 

[Zcitg d. Vcr. deuwcli. Kisenb. Verw. 189'J. Nr. iri S ur,. Jur. Wochenschr. 1>*<>2. S. SOOf.] 

^ 230 R. Str. G. B. Fahrlässige Körperverletzung, herbeigeführt dnrch 
Uebersolireitung der Amtspfliolit seitens eines EisenbahnstaUonsvorstehers. 

Der Angeklagte hat als Stationsvorstelier den X., als derselbe gegen 
das Verbot des § 61 des Bahnpolizei-Reglements auf einen in Bewegung 
befindlichen Zag gesprungen war und mit dem einen Fnsse das obere 
Trittbrett, mit dem anderen bereits die Plattform erreicht hatte, znrüek- 
gerissen, ihn hierdurch zu Falle gebracht und eine Beinverletzung desselben 
Torursaeht. Die Revison des aus § 230 R.Str.G.B.'s venirtheilten Ange- 
klagten ist verworfen aus folgenden Gründen: Die Amtspflicht wÖrde 
inneriialb ihrer <Trenzen die Reehtswidrigkeit des Handebs ausschliessen. 
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Der erste Richter liiumii jedoch eine Ausschreitung an. Diese Annahrue 
kann nicht für reclitsirrig eraclitet werden. Der AnjS^ekla^te hatte über 
Dasein und Uiütuug des Rechts zur (jewalUiuwendoTig nach Lage des 
Falles zu befinden. Der Zweck der zutreffenden Maa,tiärej?eln ergiebt die 
Grenze. Der Beamte handelt offenbar nicht dem Zwecke der Yerbots- 
vorschrift entsprechend, wenn er die Gefährdung;, welche die Vorschrift 
verhüten will, nämlich das Verunglücken bei dem Kinsteigou durch Zurück- 
reissea des einsteigenden Fahrgastes selbst herbeiführt. Konnte und niusste 
der Beamte die Verletzung voraassebeo, wie von dem ersten Richter fest^- 
gestellt worden, eo igt damit die FabrIfissiKkeit des Handelns des Beamten 
gegeben. Da die verboteiie HaadliuiK berate geeeheben war, so konnte 
aadi nicht mehr von einer zwangsweisen flindernng dieser Handlang, 
sondern nnr von der nach § 63 des- Bahnpolizei-Reglements sollssigen 
Sistimng des Schnldigen die Bede sein, einer Maassregel, welche, wie der 
erste Richter ansfOhrt, ohne eine derartijoe QeflUirdnng des Eontravenienten 
dnrch andere Mittel ansgeffihrt werden Iconnte nnd mnsste. 



Kr. 57. Entsch. des PrensR. Lunderencht« Neuwied. 
3. Strafkammer. Vom 21. September 1891. 

(xrenzen des denForstschutzbeamten in Aii^^übung ihres Dienstes zustehenden 

Bahnbetretungsrechts. 

Der Förster B. bat am 2. Dezember 1890 anf mündliche Anfforderang 
der jagdberechtigten Pfichter an emer Treibjagd im K.'er Dietrilct, in 
welchem ihm der Forstschule obliegt, theilgenommen und zwar von Beginn 
der Jagd au, welcher des Morgens nngeföhr zwischen 8 und 9 Uhr 
stattfand. Im Lanfe der Jagd hat er gegen 2 Uhr Nachmittag mit anderen 
JSgern das Bahnterrain des- Bangirbahnbofes 6. trotz der Wamnng des 
Weichenstellers D. betreten und sich etwa 4 m von den Schienen an einei 
Stelle, die etwas unterhalb des Dammes, aber innerhalb des Bahuterraius 
liegt, bei Kilometerstein 12,1 aiif^^estellt. Von diesem Stande hat er in 
der Richtung nach dem E.'er Walde auf einen üasen geschossen, weksben 
er fehlte, ist dann die Böschung des Bahndammes hinauf gesprungen nnd, 
indem er der übrigen Jagdgesellschaft den Bücken zukehrte, ungefähr 
30—40 Schritte anf den Bahndamm zwischen den Gleisen hergelaufen 
und hat dann, innerhalb der Schienengleise stehend, in dem Bahnhofe G. 
abermals einen Schuss auf einen Hasen abgegeben. Während der ganzen 
Dauer der Jagd hat der Förster B. keine Handlung vorgenommen, welche 
sich auf die Aos&bnng des Forstschatzes beziehen könnte, auf dem Bahn« 
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k<nper iiat er sich nur zum Zwecke der Jagdausilbun^ anfsehaltoii und 
er ist gerade deshalb auf (k-ni Bahndamm zwischen den Sehieueu her- 
gelaufen, um ncK'liiiKils /Hill Schuss auf den gefehlten Hasen zu kommen. 

Die hier in Frage kommende Baliutitrecke ist eine solche, auf welche 
die Bahuorduuiig für deutsche Eisenbahnen untergeordueter Bedeutuner 
vom 12. Jani 1878 (veröffentlicht in Nr. 24 des Zentralblatts für das 
Deutsche Reich S. 341) Anwenduüg findet. Vers;!. Erlass des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten vom 23. Mai 1884 und die Polizeiverordiinugen 
der königlichen Regierung zu W. vom 27. Juli 1878 und vom 26. Mai 1884. 
Laut der letztgeuauuten Polizeiverordnung sind zugleich in Gemassheit 
deB § 45 dieser Bahnordnung, welcher in den einschlagenden Stellen fol- 
gendermaassen lautet: 

„Zuwiderhandlungen gegen die Vorsebriften in den §§43 und 44 
und gegen die eonstigen mit Genehmigung der Aufsiehts- 
behOrde zur Sicherheit des Betriebes von deu Yerwaltun- 
gen getroffenen Anordnungen .... werden mit einer Geld- 
strafe bis zu dreissig Hark geahndet, sofern nicht nach den allge- 
meinen Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist*, 
bestimmte Anordnungen getroffen, deren Uebertretung der Strafiuidrohung 
des genannten § 45 unterliegt Im § 1 dieser Anordnungen heisst es; 
ijDas Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böschungen, 
Dämme, Grftben, Bracken und sonstigen Anlagen ist ohne Erlaubniss- 
karie nur der Anfeichtsbehörde und deren Organen, den in der 
Ausübung ihres Dienstes befindlichen Forstschutz-, Zoll-. 
Steuer-, Telegraphen-, Polizei -Beamten .... gestattet; dabei ist 
jedoch die Bewegung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr- und 
Rangirgleise za vermeiden.* 

Es unterliegt nun keinem Zweifel, dass der Förster B. das Planum 
der Bahn sowohl, als auch die dazu gehörigen Böschungen und D&mme 
betreten hat und zwar ohne im Besitz einer Erlaubnisskarte zu sein, was 
er auch selbst zugiebt. 

Es muss aber andi ferner angenommen werden, dass er in dem frag- 
lichen Zeitpunkt und un der fraglicheu Stelle nicht in der Ausübung 
seines Dienstes als Forstschutzbeamter befindlich gewesen ist. 

Er hat das Babnterrain nach den obigen thatsächlichen Feststellungen 
nur als Theilnehmer an eirn-r privaten Jagd betreten, der Zweck der Auf- 
stellung anf der Böschung, des Ueberschreitens der Gleise, des Sdiiessens 
Innerhalb der Schiriien ^tand in gar keinem Zusammenhang mit der Aus- 
äbung des Forstscbutzes. Ein solcher Zusammenhang kann auch nicht 
darin erblickt werden, dass der B., wie er selbst angie'tt. h i seiner Theil- 
nahme an der Jagd zugleich die Absicht verfolgte, die Beobachtung der 
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jagdpolizeilicheu Vorschriften zu überwachen. Diese Absicht könnte hier 
nur in Betracht kommen, wenn irgendwie ersichtlich wäre» dass das Betreten 
des Bahnkörpers der Verfolgung deneelben in irgend welcher Weise gedient 
hat oder dienen konnte. Es kann aach nicht als den obenangefuhrten 
Voraehriften entsprechend angesehen werden, etwa anzanebme», dasa ein 
Förster innerhalb seines Schatzbezirkes stets im Dienst befindlich nnd 
daher jederzeit berechtigt sei, den in seinem Distrikt belegenen Bahn- 
körper zn betreten. Gegen eine solche Auslegung spricht schon der Wort- 
laut der erwfihnten Vorschrift, welcher die „Ansftbang" des Dienstes 
erfordert, die GleichstelluDg der Forstschatzbeamten in dieser Beziehung 
mit ZolK Steuer-, Telegraphen- and Polizeibeamtra, sowie der Zweck der 
ganzen Vorschrift, welche beabsichtigt, die bahnpolizeilichen Interessen mit 
anderen wichtigen Interessen der Staatsverwaltang za vereinigen. 

Das Gericht gelangte ans diesen Erwftgongen za der Schlossfest* 
stellang, dass der Angeklagte am 2. Dezember 1890 bei der Station 6. 
das Planum der W.'bahn, sowie die daza gehörigen BOschongen nnd 
Dämme betreten bat, nnd zwar ohne eine Erlanbnisskarte zu besitzen 
nnd ohne dass er in dem fraglichen Zeitpunkt und an der fraglichen Stelle 
in AnBflbung seines Dienstes als Foratschatzbeamter befindlich war. 

Der Angeklagte war daher der Uebertretang gegen § 45 der Bahn- 
ordnung für deatsche Eisenbahnen untergeordnet« Bedeatung vom 12. Juni 
1878 and den § 1 der Polizeiverordnung der königl. Regierung zn W. vom 
26. Hai 1884 für schuldig zu erkennen. 



Nr. 58. Entaeh. dea Dentaehen Beiehsgerlehta. 

5. Civil-Senat. Vom 3. Oktober 1891. 

tJor. WoeheoMbr. 1891. Kr. «S/m. 8. 577. Siff. 14.] 

Werthvermiiidening des Nachbargrundstücks durcli schädliche Eiiiwirkungea 
des Eisenbahnbetriebes von dem Gesichtspunkte aus, dass der Eigenthümer 
Dicht mehr in der Lage ist. die Benutzungsart seines Grundstücks ohne 
Rücksicht auf den durch Konzession geschützten Eisenbahnbetrieb zu ändern. 

Wo das Kecht des Nachbars auf Unterlassnnj? scliudlicher Zuführangen, 
sei ( .« durch Einstellung der verursachenden llaudinngen, sei es durch 
Herstellung die benachtheiligende Einwirkung anssehliessendcr Einrichtun- 
gen, bestehen bleibt, da ist kein Anlass und daher auch der Kegel nach 
kein Kaum zur Krhchung eines Anspruchs schon während des Zeitraunis. 
iu welchem wegen der df r/oitigcu Benutzutignart des Grundstüekt's für 
dieses keine Bt^einträrliiigung besteht. Dadurch, dass die Kiiiführuufff^n 
das Grundstück in Kücksicht auf seine derzeitige Benutzung uiclit beeiu- 
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tr&ehtigeu, wird für den Naehbar, von dem die Einwirkung aasgeht, keine 
Pr&vention Ar atte Zukunft begründet, kein Beeilt auf FoTtBebfiiQg jener 
EinlQhningen aneh bei verfinderter Benntznogsart geschaffen. Die dem 
Grondstfieke in seiner denseitigen Benatznngsart aneehadlicbeu ZofQlirangt^n 
begründen auch keine Werthmindemng des GmndstQcks, weil der Eigen- 
thamer die Benntzangsart willkfirlich vetfiodem kann und ihm dann, wenn 
die neue Benntznngsait jene Einfabmngen nicht verträgt, der Ansprach 
auf deren UnteriasBung erwachst. Wo aber, wie bei Ertheilnng einer 
Eonzession znm Eisenbahnbetriebe, der Ansprach auf ünterlassnng der 
Znfithrangen von Anfang an mit der Wirkung ansgescfaloseen ist, dass er 
aneh, wenn die znnftchst nnachSdlichen Zni&hmngen erst bei verfinderter 
Benntznngsart sohttdlich wirken, nicht nachtFftglich erwftchst» da kann durch- 
die nidit abznweluende Znf&bmng eine Werth minderang des Grandstfietce* 
selbst durch Beschrftnknng der Benutznngsfäbigkeit eintreten. Der Eigen- 
thümer ist nicht mehr in der Lage, die Benotznngsart seines 6ruiidstik l<» 
ohne Bficksicht- auf den dnrcb Konzession geBchützteu Betrieb des Nach- 
bars zu andern; er wird eine Benntznngsart, die durch die Einwirkungen 
des- Naehbargmttdstficks gestört wird, nnr auf die Gefahr solcher StOrnng 
hin, eine Benntznngsart, die durcli diese Kiiiwirkangen nnmOglich gemacht 
oder doch jedes Nutzens beraubt wird, überhaupt nicht wählen. Die 
Znmnthnng, dass zur Schadensbegründung der Anlieger hier immer erst 
die neue Benutzungsart einfahren, die dazu erforderlichen Baulichkeiten 
andichten müsste, während sie, weil sie mit den zu duldenden Einwir- 
kungen unverträglich, vielleicht sofort wieder beseitigt werden müssten, 
hätte keinen Sinn. Dem Ansprüche auf Ersatz der hierfür gemachten 
Aufwendungen würde der Nachbar nicht ohne Grund entgegenhalten, dass 
die Aufwendungen für Herbeiführung eines Zustandes gemacht seien . von 
dem der Aufwendende wissen musste, dass er nicht aufrecht erhalten 
werden könne. Freilich aber mfissi ii die Einwirkungen, durch welche die 
Werthsmindennig für (li(; unterstellte Benutzontrsart hf^grüiidet werden soll, 
eine reale Grundlage haben, wenn daraufhin Ersatz gefordert werden soll. 
Die blossen Vor>tellungen Kaullustiger über die Möglichkeit von Einwir- 
kungen, auch wenn sie auf das Prei>gel)ot Kinlhiss hal)en, genügen nicht. 
Im vorliegenden Falle kam es daher darauf av. entsj)rechend den Wir- 
kungen, welche der in Rede stehende Kisenhannl>etri«'b, wenn auch nicht 
regelmässig, ao doch unter Eventualitäten ausn}»t, mit weihen nach der 
Natur des Eisenbahnbetriebes gerechnet werden uiü>*s, olme dass den 
Charakter aussergewrdinlicher Zufälle haben, Fcuerlunkeu und in erheb- 
lichem üaasst.' Haut li. Dampf und Kuss \m zu Stellen über die Erdober- 
fläche der klügurisrhen (iriindstücke dringen, au weichen sie bei einer den 
örtlicheu allgemeinen Baupoiizeivorschrittou und deu Gepflogenheiten der 
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dortigen Gegend eiit.->pi('rhendeii Aiisnntznng des Baugrundes Baulichkeiten 
vorfinden würden, die dainiich ;,efährdet, sowie durcii Jiauch, Dampf aod 
Boss angegrifieu werden würden. 



Nr. 59. Entsch. des Deutschen Reiehsi^eriehts. 

1. 8traf-Senat. Vom 8. Oktober 1891. 

[Jur. Wofliensrhr. 189L »r. «2. S. 544. Ziff. 33.] 

§ 3&0 iL Str. O.B. üntersolilagiuif amtlicli emp&iigeiier Qelder. 

Es enthalt § 350 Str.G.B.« welcher von ünterochlagang amtlich 
empfangener Gelder handelt, das Erfordemiss des vorsätzlichen Handelns 
zwar nicht ansdrficklich, allein dennoch setzt { 350 dasselbe voraus, and 
' es mnss ansdrackliche Feststellung dann finden, wenn es in Abrede gestellt 
ist Die Folgening, dass der Angeklagte sich das Geld rechtswidrig za- 
geeignet, dasselbe also unterschlagen habe, enthält eine Lücke, da nur 
die Torsfttzliche Aneignung fremder, in Gewahrsam des Th&ters befindlicher 
Gelder Unterschlagung bildet 



Mr. 64). Entsch. des Deutscheu Reichsgerichts. 
. 2. Straf-Senat. Vom 9. Oktober 1891. 

[Entscb. d, R.G. lu Strafs. Bd. 22. S. 163.] 

Begründet jede für eine Transportgefährdong kansale Zuwiderhandlang 
gegen eine Dienstvorsclirift ohne Rücksicht auf die subjektive Seite des 
Falles die Anwendung des § 316 Abs» 2 Str.&.B.'B? 

Zutrefiend wird in der Revision der Staatsanwaltschaft ausgeführt, 
dass es für die Anwendbarkeit des § 316 Abs. 2 des Strafgesetzbuches 
nicht darauf ankomme, ob der im Eisenbahndienste als Rangirer ai^estellte 
Angeklagte, als er die ihm nach amtlicher Yorschrift obliegende Anzeige 
einer von ihm angeordneten Rangirbewegnng unterliess, die infolge dieser 
Unterlassung demnächst eingetretene Gefilhrdung eioes Eisenbahntransportes 
bei gehöriger Aufmerksamkeit hätte voraussehen künnen. Erfordert wird 
in dem 2. Absätze des § 316 nur eine fftr die Transportgeföhrdoog kausale 
Pflichtvemachlässigung. Eine Pflichtvernachlfissigung olme Verschulden 
des Verpflichteten, sei es ein vorsätzliches oder ein fahrlässiges, ist jedoch 
nicht denkbar. Das Reiciisgericht hat bereits in dem Urtheile vom 14. Ja- 
nuar 1890 (Entsch. desR.6. in Strafs. Bd. 20 S. 190) daraufhingewiesen, 
dass. eine erscii(>pfende Aufzälilnng der Pflichten des Eisenbafanpersonales 
in den Instruktionen oder Dienstanweisungen nicht enthalten sei, dass 
§316 Abs. 2 unter den dem Eisenbabnpersonale obliegenden Pflichten 

Bf er, EisanbaliBrecfittlcbo Eiit>di«idmig«n IX. 6 
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andi die in den Dienstanweisungen nicht ausdnicklicli aufgeführten ver- 
stehe, und dass ein Widerstreit der Pflichten entstehen könne, dessen Ent- 
scheidung objektiv nach der Lage des Falles, subjektiv nach der Einsicht 
der handelnden Personen beurtheilt werden müsse. Um eine solche Bear- 
theilung handelt es sich hier. 

Wie festgestellt wird, war bei einer unter Leitnni; des Angeklagten 
ordnungsmässig nn-^fre führten Rangirbewe!;uns infolcu unrichtiger Weichen- 
stelinns: der zu raugirende Zug auf ein falsckuü Geleis gekommen, auf 
welchem sich Statiouswageu i)efanden. Als der Angeklagte dies bemerkte 
und sah, dass er beim Weiterfahren auf die Station s wagen aufstossen 
würde, liess er den Zug sofort zurückfahren, ohne zuvor, wie dies in dem 
§ 14 der Vorschriften über den Raugirdienst vorgesehrieben ist, die \Hiek- 
wärtsbevveguiig dem Wärter des ZeutralwcicheusUjllwL'rkes zu nieldeu. 
Hätte er die hcalisichtigte Rückwärtsbeweguug gemeldet, so würde die dem- 
nächst btattgefuudene Transportgefalirdung vermieden wurueii sein. 

Die Strafkammer erwägt: Die Vermeidung des begangenen Fehlers 
habe bei der Uugewükniichkeit der Sachlage eine Umsicht erfordert, die 
dem Angeklagten bei seiner überaus mangelhaften intellektuellen Begehung 
zweifellos nicht innegewohnt habe. Der Angeklagte ermangele völlig der 
nach § 4 der Kaiiga :>i diuiiig für den Kaiigirdienst erforderlichen Entschlossen- 
heit und Leichtigkeit der AutTassung. In seiner Verwirrung habe er. um 
nicht beim Weiterfahren auf dem falscheu Geleis auf die dort stehenden 
Stationswagen zu stossen, eine unrichtige Maassregel getruflfeu und den 
Zug ohne laugen Aufenthalt zurückgedrückt. Die Absendung eines Boten 
sei ihm bei dem geringen Personale, mit welchem sein Zug besetzt gewesen, 
unthunlich ersehienen, und er habe, da sein Zug didit an dem Central» 
Weichenstellwerke vorbeigefahren sei, glaaben kOnnen, dass der Wärter des 
Stellwerkes die BAekwärtsbewegung sofort an dem Zoröckkcnumen der 
letzten Wagen erkennen nnd dann eine Aendemng an den beim Begione 
der Bewegung noch richtig stehenden Weichen nicht Tomehmen werde. 
In dieser Annahme and in der Heinnng» dass es sich nm eine ganz kane 
Strecke handele, habe der Angeklagte die Rfickwärtsbewegung ausgefQhrt 
nnd sich nicht überlegt, wie gefährlich ein Irrthnm werden kOnne. Dass 
der Wärter des Stellwerkes ^e Bewegnog nicht sofort bemerkt habe, sei 
ein nicht Torhersehbarer ZnfalL 

Da die Fähigkeit des Angeklagten, im gegebenen Momente lasch und 
entschlossen das Richtige zu thnn, alle Instraktionen schneli zu erwä^ao 
und alle Folgen einer Abweiofanng davon sich klar zu machen, offenbar 
sehr gering sei, so kOnne ihm die ünterlassnng der Meldung als eine nach 
§816 Str. G.B. strafbare Pflicht vemachlässigmig nicht znr Last gelegt 
werden. 
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Hieniach geht der Vordenichter- keineswegs, wie die Remion meint, 
davon ans« dass die Stnfbariceit des Angeklagten deshalb ansgesehlossen 
sei, weil derselbe die GeBUirdnng des Eisenbalmtransportes nicht habe 
vorhersehen kOnnen. Festgestellt wird vielmehr, dass der Angeklagte in 
der Lage, in welche er ohne sein Yersohnlden gerathen war, seine Ob- 
liegenheiten nach besten Erftften erfiÜIt und nichts Terabsänrnt hat, was 
er als seine Pflicht za erkennen befthigt war. Derjenige, welcher ver- 
möge seiner Individaalität ausser stände ist, die YoraussetKnngea za er- 
kennen, unter welchen eine Dienstvorschrift anwendbar ist, darf nicht 
anders benrtheilt werden wie derjenige, welchem die Möglichkeit gefehlt 
hat, von der Vorschrift überhaupt Kenntnis» za erlangen. Der eine wie 
der andere macht sich durch die Nichtbefolgung der Vorschrift keiner 
Nachlflfisigkelt schuldig. Wenn daher der Angeklagte, nachdem er mit 
seinem Zuge auf ein falsches Geleis gerathen war, zur Beseitigung der 
hierdurch für den Transport entstandenen Gefahr nach bester üeberzengnng 
eine sofortige Rückwärtsbewegnng für geboten und auf diesen ausserge- 
wöhnlichen Fall die Vorschrift, dass die Eangirbewegangen vorher dem 
Wärter des Zentralapparates anzuzeigen seien, nicht für anwendbar erachtete, 
vrenn er demgemäss seine Entscheidung nach bester Einsicht traf, so ver- 
nachlässigte er nicht die ihm obliegenden Pflichten. Dass der Angeklagte 
so verfahren hat, wird als erwiesen bezeichnet, und diese Feststellung 
rechtfertigt die Freisprerhnng. Die Ansicht der Revision, dass jede für 
eine Transportgetahrflniic:: kausale Zuwiderhandlung gegen eine Dienstvor- 
schrift ohne Rücksicht anf die subjektive Seite de? FalicB die Ait'Vf ndniig 
des § 316 Abs. 2 Str. G.B. befrründe, ist rechtsirrig. Auch dieses Straf- 
gesetz setzt ein sehuldhares Verhalten des ThSters vnrans, niid es versagt 
unter den von dem Vorderriehtor hier festgestellten Umstünden. 

Die RevisioQ der Staatsanwaltschaft war daher zu verwerfen. 



Nr. 61. Eatseh. des Bentschen fielehsgeridits. 
2. Ciyil-Senat. Vom 13. Oktober 1891. 

§ 8 Frenss. Enteign.G6s. vom 11. Jmii 1874.- Der volle objektive Werth 
«iaea Aranditfleks wird dnroh die BenatnuigslSUi^ett deiselboi d. k die 
durah Nator oder Hensohenhand dem drandstlieke verlieheDe ügeitseliaft, 
in bestimmter Weise nutsbar ro sein, besttmmi 

Der volle Werth, welchen § 8 Abs. 1 des Zwangsenteignuugsgesetzes 
vom 11. Juni 1874 dem Euteigueteu ziLspricht, ist nach feststeiiciulcr 
Rechtsprechung des R. G. der reichlich bemessene objektive Werth, 
welcher, wie der B.R. richtig anführt, durch die Benutznngsfähigkeit 
des enteigneten Grundstücks bestimmt ivird. Handelt es sich, wie im 
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vortiegenden Falle, nicht um Entdgniuig des einzigen und ganzen Grand- 
stflcks einer Person, sondern um Theiie eines Grandstticks oder Grand- 
beeifczes, mass also, wie Abs. 2 des § 8 bestimmt, dem Enteigneten nicht 
nnr der Mebrwerth, welcher dem abzutretenden Theil wegen seines Zu- 
sammenhangs mit dem Ganzen zukommt, sondern andi der Minderwerth 
ersetzt werden, welcher dem Restgrundbesitz ans der Entziehung eines 
Theils erwächst, so ist jener objektive Werth in der Art bestimmend, 
dass die Beuutznngsfilhigkeit des ursprünglichen Gesammtgrandbesitzes 
mit der des verbleibenden Restes verglichen und so der Minderwerth d-^s 
letzteren gefunden wird. Anlangend die Benutznngsiäbigkeit eines Grund- 
stocks oder eines Grundbesitzes, so kann darunter nnr die durch die Natur 
oder durch Menschenhand oder dn > It beides zugleich den Grundstücken 
selbst verliehene Eigenschaft verstanden werden, in ho«timmtor Weise 
nutzbar zu sein; maassgebend ist also die objektive Beschaffenheit des 
Grundstücks selbst, dagegen bleiben ausser Betracht die Fähigkeiten und 
Pläne des jeweiligen Besitzers, sodass ein znm Gemüsebau geeignetes 
Stück als {iemüseland in Betracht kommt wenngleich der jeweilige Be- 
sitzer es nur als Rasenplatz benutzte, andererseits Aekerbodcn nicht des- 
wegen einen höheren Werth bekommt, weil der Besitzer ein Techniker ist 
und beabsichtigt, darauf eine Fabrik anzulegen. Muss hiernach anerkannt 
werden, dnss blosse Pläne. Absichten, Ideen des Besitzers die Benutzunirs- 
fähigkeit des ( lriind>tiK-ks nirht bestimmen, so ist auf der andern Seitf 
auch festzubaltiMi. dass die Benutznngsfähii^kei t niclit ziisaninieidYdll 
mit der wirklielieii Benutzungsart. Die Fähigkeit, in einer bestimmten 
Art benutzt zu werden, ist also, wenn sie mit der thatsächlielien Be- 
nutzuugsart nicht znsanimf iitällt, auch nur eine Möglichkeit, jedoch eine 
solche, die ihre sichere Uaterlage in dnr Resi ha tfenheit de« Grund- 
stücks selber hat, soda.ss es dur(hau.s gleichgültig ist, ob dvr Besitzer 
die Absicht hat, diese Fahii;keit auszunutzen oder nicht, ob er selbst die 
persönliche Fähigkeit dazu besitzt oder nicht, ob er zur Durchführung 
dieser Benutzung ausgerüstet ist oder nicht. 



Kr. 62. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 13. Oktober 1891. 

COett Eimbw ?er. Ei. T. Nr. 20, S. Sa& - RHU, Etoenb. EbUcb. JaUt«. 189L Nr. IC 8. €9.J 

Die Gerichtsbeliördeii sind zur Ueberprüfimg der von Eisenbahn-Verwal- 
tungen gegen ihre Bediensteten gerällten Disziplinor-Erkenntnisse nieht 
berofen. — Anob ein disziplinarisch entlassener Babnbediensteter bat 
Anspmeb auf Ausstellung eines Dienstzengnisses über die Daner der 
Dienstzeit und über seine Verwendbarkeit Die Gericbte sind competent 
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• M«rfll)er zu erkonnen. Die Aosfolgimg dlems Zeagnlssw darf oloht voe 
dar Yorhtttig«!! Bericlitigiuig einer der Bahnverwaltang gegen den Be- 
diensteten aogeblioli zustellenden Forderung abMnglg gemaolit werden. 

Der Beamte 1. war nach vorhergegangener Saspeneion aaf Grund 
eines gegen ihn gefällten DiezipHoaivErkeBDtiüesoe aus dem> Dienste der 
Kaiser Ferdiuands-Nordbahn entlassen worden nnd brachte gegen diese 
Bahngesellscliaft eine Klage ein, worin begehrt wurde: 1. die Nachzahlnng 
de?; vollen Gehaltes für die Zeit der Suspension und för die dreimonatliche 
Kündigungsfrist; 2. die Zahlung der statatenmässigen lebenslänglichen 
Pension: 3. die Ausstellung eines ordnungsniässigen Dienatzeognieses über 
die Dauer di^s !>ii'iistes und die Verwendbarkeit des Klägers. 

Das k. k. Handelsi^ori cht in Wien wies mit ürtheil vom 23. De- 
zember 1890, Z. 176, 196, die Klac^e begehreu 1 und II ab, erkannte aber 
im Punkte III gemäss dem Klagebegehren. 

In den Entscheidungsgründen wird anstrrführt, dass die Gerichte 
lediglich zur Beurtheilung der Frage berufen sind, welche privatrechtlichen 
Folgen ein gegen einen Eisenbahn -Bediensteten gefälltes Disziplinar-Er- 
kenntniss nach sich ziehe, daf^s aber den Civilgerichten eine Ueberprüfung 
eines von der Eisenbahn -Direktion auf Grund der ihr gemfiss §§ 71 nnd 
72 der Kisenbahu-Bctriebsordnnng vom 16. November 1851 zustehenden 
Disziplinargewalt gefällten Diszipliiiar-Erkcnntnisses nicht zusteht. 

Da.« vorliegende in Rechtskraft erwachsene Disziplinar-Erkeuntniss 
mnss daher zur unverrückbaren Grundlage der riciitcrliclien Entscheidung 
über die privatre<'litli(heii i^ilgen desselben genoiniuen wenU^i Hieruaeh 
ist die Klage in ihren Punkten I und IT nach den klaren Bestimmungen 
der Dienstordnung nnd des l'eusionsstatutes unbegründet. 

Was den Punkt III des Klagebegehrens betrift"t , so liat die geklagte 
P>ahn in dem Entlassungsschreibeu selbst anerkannt, dass sie dem Kläger 
ein Dienbtzeuguiüs auszustellen habe, und entspricht auch der u>m Ivläger 
verlangte Inhalt des Dienstzeugnisses, nämlich Bestätigung über die Dauer 
seiner Dienstzeit und über seine Verwendbarkeit den allgemeinen Eigen- 
schaften eines Dienstzengnisses. Der von der geklagten Bahn gemachte 
Vürbebalt, dass Kläger der geklagten Bahn den llestbetrag per 5U tl, 80 kr. 
der Schuld für bezogene üniformstücke zu berichtit^en habe, bevor ihm 
das Dienstzeugniss ausgefolgt werde, ist gesetzlich unstatthaft, weil es der 
geklagten Bahn freisteht, ihre behauptete Forderung go^en den Kläger im 
ordentlichen Hechtswege geltend zu machen, und keine gesetzliche Be- 
stimmung besteht, wonach der Dienstherr berechtigt wäre, dem aus seinem 
Dienste getretenen Bediensteten wegen- einer aasbaftenden Schuld das 
DienstzeugnlBs Torzuentbalten. Es kann andi nicht bebaiqttet werdeu, 
dass sich EUäger mit dem fraglichen Vorbehalte einverstanden erkU&rt 
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habo. da die Uebernahme des Entlassungsschreibens in Ermangelung - 
anderer konkludenter Handlungen nicht die Dentung znl&sst, dass Kläger 
bich durch diese Ueberuaiinio mit Allem, was in diesem Schreiben ent- 
iialten ist, einverstanden erklärt habe. 

Das k. k. üsterr. Oberlandesffericht bestätigte über Appellation 
beider Streittheiie mit Erkenntniss vom 8. April 1891, Z. 2946, das erst- 
richterliche ürtheil in dessen vollem Inhalte. 

Der k. k. Oberste (Gerichtshof wies mit Entscheidung \(^m 
13. Oktober 1801, Z. ti783, die von beiden Parteien ergriffene ausser- 
ordentliv'liM Kevisionsbeschwerde zurück, da die Voraussetzungen dos Hof- 
dekrett^ Nom 15. Februar 1833, Nr. 2.')93, fehlen. Denn oine Nichtigkeit 
ist in den untergerichtlichen Entscheidungen nicht wahr/.uii iimeu, und es 
ist in denselben auch keine offenbare Ungerechtigkeit gelegeü. Letzteres 
gilt insbesondere von dem Seitens der geklagten Gesellschaft bekämpften 
Ausspruche in Betreff des Dienstzeuguisseh, wobei mit Ilinweisung auf 
die einsciilügige Begründung der angefochtenen Urth< ile ikkIi bemerkt 
wird, dass, wenn immerhin die Verpflichtung zur Ausstellung von Diensi- 
zeugnissen mit Kucksicht auf die diesfalls obwaltenden öffentlichen Rück- 
sichten durch Administrativvorschriften geregelt ist, und diesbezügliche 
Entscheidungen auch den Verwaltungsbehörden zustehen, hierdurch den 
Gericht'^behörden das Recht und die Pflicht, über die Verbindlichkeit zur 
Ausstellung von Sülciien Zeugnissen zu entscheiden, mit liücksiclit auf die 
vermögensrechtliche Bedeutung der Erlangung eines Dienstzeugnisses nicht 
entzogen erscheint. Es ist aber auch, was die Beschwerde des Klilgers 
anbelangt, im Hinblick auf die in den Urtheilsmotiven des ersten Richters 
berufenen gesetzlichen Bestimmungen keine offenbare Ungerechtigkeit, 
wenn die üntergerichte die Uebcrprflfung des Disziplinar-Erkeuntnisses 
ablehnten. Dass aber im Bestände dieses Erkenntnisses der Ansprach 
des Klägers anf Gehalt und Pension nicht gerechtfertigt ist, wurde in den 
erstriehterlicben Kntscfaeidnngsgrfinden zntreiTend dargelegt 



Kr. 63. Entscli. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 13. Oktober 1891. 
CPnaM. S]M]ilii,Aidi. 8. 6SS.3 

Die BisenbahUTerwaltiing tat als TranspoTtnntenehmeriiL eu desjenigen 
Eiinichtnngen verpfllohtet, welche erfordsrlioh sind, um eine gefohrloae 
BonntEung der von ihr hergestellten Zngangewege sä den BahnhSCni ni 

emögliehen. 

Nach den Ausffihmngen der Klageschrift ist die Wittwe G« am 
28. Angnst 1889, als sie Abends spät von dem Bahnhofe R. anf dem 
Fnsswege nach der Stadt zugehend den dort befindlichen schmalen Steg, 
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der über den Bntwüssemngsgnbm flUnt, passiren wollte, za Fall gekommen^ 
hat dabei einen Broch des leehten Anne» erlitten und ist infolge dessen, 
wie sie behftnptet, fölüg irbeitsnnMig geworden. Gest&tzt darauf, dass 
der ÜD&U dadnrdi herbeigeführt worden, dass der genannte Steg nicht, 
wie etforderlieh, ein Geltoder gehabt habe, anch an jenem Abende unbe- 
lenchtet gewesen sei, dieser Mangel aber auf einem Verschnlden der Eisen- 
bahnverwaltnng beruhe, hat die Verletzte Klage erhoben nnd anf Grand 
der Vorschriften des Haftpflichtgesetzes nnd des Code civil die Zahlung 
einer lebenslänglichen Rente von 80 JL monatlich nebst den näher ange- 
gebenen Zinsen gefordert 

Seitens des Beklagten wird Abweisung der Klage beantragt. Oerselbe 
bestreitet jedes Verschulden mit der Behauptung, dass der fragliche Steg 
sich in ordnnogsmässigem Znstande befanden habe, namentlich zur Zeit 
des Unfalles belenchtet gewesen sei, und macht geltend, dass der Unfall 
ledii^lich (luRh die Unvorsichtigiceit der Klägefin vemrsacht worden, nnd 
jedenfalls habe vermieden werden können, wenn die Elfigerin den zum 
Bahnhof führenden breiten Fahrweg benutzt hätte. 

Nach vorgängigem Beweisverfahren ist durch ürtheil des königl. 
Landgerichts zu D. vom 7. Januar 185)1 der Beklagte verurtheilt, 
der Klägerin den Schaden zu ersetzen, welcher derselben dorch den Unfall 
vom 28. Augast entstanden ist. 

Die Berufung des Beklagten hat sodann das königl. Oberlaudes- 
gericht /u K. in seinem Erkenntnisse vom 30. April 1891, als 
nnbegrundet znrfickgewiestMi. 

In den Gründen ist zuvörderst iihereinfitlmmend mit dem ersten 
Richter ausgetTihrt dass der Unfall dun li das Verschulden des Beklagten, 
der für die gelna ige Beleuehtung des fraglii-hen Steges am 28. August 1889 
Sorge zu tragen verabsäumt habe, venusaeht worden sei. daher in Gemäss- 
heit des Art. 1384 des Code civil der Schadensersatzauspruch der Klägerin 
begründet erscheine. 

Das Urtheil fährt danu fort: 

„Wenn der Fiskus sich zu seiner Exkulpation auf das Bahnpolizei- 
rcglement vom 30. November 1885, iu §§ 5 und 10, worin die Beleuch- 
luug der „Anfahrten" zu den Bahnhöfen vorgeschrieben wird, beiutt und 
daraus herzuleiten sucht, dass er zur Beleuchtung des hier ti anTn huu Stegs 
nicht verpflichtet gewesen sei, »o mu.s» dieser Ycrsurh .u^ verfehlt erachtet 
werden. Denn durch die bezogenen Vorschriften des Bahnpolizcireglenicnts 
wird die in der Natur der Sache selbst liegende aligemeine Hegel, dass 
die Bahn, wenn sie dem Publikum Abgangswege irgend welcher Art von 
ihren Bahnhöfen darbietet, uuch deren nngef&hrdete Benutzung, namentlich 
dnieh zweckentsprechende Belenchtung za bewirken hnt, nicht alterirt und 
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noch weniger aufgehoben. Uebefdies aber kann es keinem begrfindeten 
Zireifel unterliegen — die allgemein bestehende Praxu spricht wenigstens 
dafnr — , dass nach der Anffassnng der höchsten Eisenbafanbehdrde nnter 

dem in den bezogenen Bestimmungen des Eisenbahupolizeir^lements ge- 
brauchten Ausdrucke «Anfahrt*' sämmtlicbe in dem Gebrandie der Bahn- 
behurde befindlichen Zugänge zu verstehen sein sollen. 

Ebensowenig lässt sicli der weitere Einwurf des Eisenbabnh'skns hOren, 
dass die Verunglückte mit ihren Genossen Uber den breiten Fahrweg nach 
H.ii;sf sich hätten verfugen kOnnen. Dieser Einwand wäre an und für 
sich vielleicht der Beachtung werth, wenn der dem Publikum sonst stets 
zugängliche Steg von der Bahnverwaltung an dem fraglichen Abende förm- 
lich und ersichtlich abgesperrt gewesen wäre. Dies war aber faktisch 
nicht der Fall. Solang*' nher eine Absperrung fehlte, hatte die Eisenbahn 
fCir die gehörige Belenchtung des Steges nach wie vor hinreichende Sorge 
zu tragen. 

Hiernach ist es einzig und allein dem Beklafften, nicht aber der an- 
scheinend gebrechlichen Klägerin zur Last zn leijcn, wenn sie beim Ueber- 
schreiten des mehrerwähnteii, ohgloieh zur allgemeinen Brnntzuiig bestimm- 
ten, dennoch dunklen Stegs hingefalleu ist und einen Brach des rechten 
Armes erlitten hat.** 

(legen die nbcrhinilesgerirlitlichc Entscheidung hat der Beklagte Re- 
vision eingelegt mit dem Antr;me. dieselbe aufzuheben, und dem VOQ ihm 
in der Berufungsinstanz gestellten Petitum genuiss zu erkennen. 

Klägerischerseits ist die Zurückweisung des Hechtämittels beantragt. 

K u t s (• Ii e i d u n g s g r ii n d e. 

Die eingelegte Revision kann keinen Erfolg haben. Wie thatsäelilich 
testgesiellt, hat die Eisenbahnverwaltung in ihrer Eigenschaft als Transport- 
unternehmerin und in Ausübung ihres Gewerbebetriebes zur Benutzung 
des von nud nach dem Bahnhofe R. verkehrenden Publikums den frag- 
liehen naher zur Sladt führenden Fussweg mit dem Stege hergestellt und 
forlüaueruü gewährt. 

Daraus folgt die Verplliciiiuug derselben, für eine ungefährdete Be- 
nutzung dieses Weges, namentlich auch für dessen hinreichende Beleuch- 
tung Sorge zu tragen, und einer Begründung; dieser Piliclit durch eine be- 
sondere gesetzliche Bestmimuiig oder ortspolizeiliehe Vorschrift bedurfte 
es nicht. Der auf den Mangel eiuer solchen gerichtete Angriff erscheint 
daher verfehlt. 

Mit Recht hat aber auch das Oberlaudesgericht den auf § 5 No. 10 
des Bahnpolizeireglements vom 30. November 1885 gestützten Einwand 
zurückgcwiescu. Wenn dagegen nun die Revision geltend macht, dass die 
bezogene Bestimmung nur eine Beleuchtung des Perrons und Anfohrten 
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auf den Stadoneo vorschreibe, und daher auf andere Zugänge (Fasswege) 
nicht ZQ beziehen sei, so steht eine solche einsefarfinkende Anffassnng 
sowohl mit richtigen AnslegQugsgiiindBfttzen, als mit der allgemein be- 
stehenden Praxis, welche das Oberlandesgerieht festgestellt, im Wider- 
spräche. Unbestritten war anch, was den hier fraglicben Weg betrifft, 
durch Anbringung einer Laterne in der Nfthe desselben, die Abends reget- 
mllssig brannte, für dessen Belenchtnng gesorgt, an welcher letztere es 
aber, wie die Yorinstanzen feststellen, znr Zeit des hier in Rede stehenden 
Unfalles gefehlt bat. * 

Wenn endlich das Oberlandesgericht, welches feststellt, dass' der in 
Rede stehende Unfall lediglich durch den tom Beklagten zu vertretenden 
Mangel an Belenchtnng des fraglichen Fnssweges verursacht sei, in dem 
von der Revision wieder geltend gemachten Umstände, dass die Elftgerin 
jenen Weg eingeschlagen hat,, während sie den beleuchteten breiten Fahr- 
weg hAtte benutzen können, wodurch der Unlbll vermieden worden wäre, 
nicht ein dem Beklagten von seiner Verantwortlichkeit befreiendes Ver- 
schulden derselben gefunden hat, so ist damit rechtlich nicht Verstössen. 



' Kr. 64. Entsch. des Dentaeheii Reiehsgeriehts. 

6. Civil-Senat Vom 15. Oktober 1891. 

[Jnr. Wochenwhr. 1891. Nr. 68/64. 8. W2. Ziff. 89.] 

Das Preuss. Eisenbalm^esetz vom 3. November 1838 beäeht sich nur auf 
landesherrlich genehmi^^ und für den öffentliehen Verkehr bestimmte 

Eisenbahnen. 

Das Preussische Gesetz über die EisenbahnunternehmuDgen vom 3. No- 
vember 1838 bezieht sich, wie das II. iL in der vom Rkl. erwähnten Sache (VI. 
44/1891 TTrtheil vom 4. Mai 1891 Frankfurter Lolcalbaiin wider Fix (dar- 
gelegt hat, auf Eisenbahnunternehmnngen, welche landesherrlich genehmigt 

und für den öffentlichen Verkehr bestimmt sind, aber nirht auf solche 
Bahnen, welclie, wie die hier in Rede stehen(h^ der hindcsherrliehen Ge- 
nehmimiiig nicht bedürfen und von einer Ein/el))erson nur für ihren Nutzen, 
also nii-ht für öflfentliche Zwecke betrieben werden. Die dafür .sprechen- 
den Gründe sind in dem anijezogenen IVthcile auseinander gesetzt worden. 
l)ie gegenwärtige Sachlag«' Itietet keinen Anhiss, davon abznjrehen. Hier- 
nach kann der Umstand allein, dass der Betrieb derartiL^er Bahnen nahe- 
zu gleiche Gefahren mit sieh bringt, wie der Betrieb von Bahnen für öffent- 
liche Zwecke, nicht fnr ansschlaggebend anp:esehen werden; und am wenig- 
sten passen hierher die Erwäsrnngeii. welche dazu u,efühit haben, die Ar- 
beitsbahiien als Eisenbahnen im Sinne des § l des K.Ges. vom 7. Juni 
1871 zu behandeln. Das letztere Gcs^'t/ legt dem Ausdrucke: „Eisen- 
bahoea** eine viel weiter greifende Bedeutung bei, wie das Preussische 
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EismibahDgBsetK. Dieses trifflk nur Bestimmniigai über disjeugen Bahnen, 
welche filr den OfiTeotliehen Verkehr erOABnet sind, und darf eben danim 
auf Bahnen, die zu anderen Zwecken dienen, nicht ausdehnend angewendet 
werden. Das m den Entscheidungen Bd. 33 S. 221 mitgetheUte Ur- 
tbeü beschittigt sieh mit der ganz anderen Frage, ob das Bisenbahngeset« 
aneh für die vom Staate zu Öffentlichen Zwecken betriebenen Eisenbahnen 
Geltang habe. Wenn dabei Einzelpersonen als von dem Gesetze betroffene 
Eisenbahnnntemehmer bezeichnet worden sind, so hat doch damit nidit 
gesagt werden sollen, dass das Gesetz anf solche Unternehmer sieh mit 
erstrecke, welche nicht zur Benntznng für Jeden, sondern blos zu eigener 
Benatzong eine Eisenbahn angelegt haben. 



Kr. 65. Eitmli. des Camroerireridhts Berlin* 

Vom 16. Oktober 1891. 

[Blitter für Rftchtspflege II. S. 118 IT.] 

DampfBtiasseBbahnen unterliegen nicht dem Prenssisohen (besetz vom 

3. November 1838. 
Kläger stützt seine Klage auf § 25 des Freuss. (iresetzes vom 3. No- 
vember 1888 über die EisenbabnnDternehmnngen und auf die Vorschriften 
des Titel VI Till. 1 Pr. A.L.R.'s, indem er in letzterer Beziehung eine 
seitens der Beklagten erfolgte Uebertretnng der Polizeiverordnung vom 
19. Februar 1889 behauptet. Das Gesetz vom 3. November 1838 kann 
jedoch auf die Beklagte nicht für anwendbar erachtet werden. Die 
Dampfstrassenbahnanlage der Beklagten ist unstreitiii; nieht auf (Jrund 
landesherrlicher GenchmiirTing, wie sie § 1 dos Gesetze.'^ für Eiseubahn- 
nntemehraungeu vorsrhrcil)!, sondern nur auf Grund der Erlaubnis« der 
gemäss § 37 der Gt'Wi'rhcordnnnir zur MeKelung dos Verkelu-s auf öffent- 
lichen Strassen IjonifeiieTi I'olizoil)ehr»r(k' , des Hegi<'runLjs|)rSsidenten zu 
Potsdam, errichtet worden, ohne (hiss hierbei eine llaftpilicht der Unter- 
nehmer narh Maassgnho <los sj 2ö des Gnsotzes vom 3. Noveniiier 1838 
besonders >ti|inlii-t worden ist. Das letztere Gesetz aber he/.ieht sich seiner 
Ueberselirift und seinem c^esauHiiten Inhalt nach nur auf wirkln-he Eisen- 
bahnunternehniunc^en. nieht aber auf Strassenbahnen, selbst wenn sie mit 
Dampf betrieben werdm, da solche zur Zeit der Emanation jenes Ge- 
setzes noch nicht b'>k;iuut waren und auch dem gemeinen Wortverstande 
nach nicht zu den Eisenbabnunternchmungen gerechnet werden. Eine 
analoge Anwendung dieser Gesetzesbestimmung aber ist unzulässig, da sie 
nicht ein Sondenecht (jus speciale). S(»n(lern ein Ausnahmerecht (jus 
singulare) darstellt. Das Gesetz vom 3. jSuveuiber 1838 hat nicht, wie 
das lleichsgesetz vom 7. Juni 1871, betr. die Verbindlichkeit zum Schaden- 
eisatz für die beim Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken u. s. w, herbei- 
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geführtOD TOdtaogen und Körperverletzuigeii beabsiobtigt, mit Bfieksioht 
anf die bei gewiesen UntemeliinongeD bestehenden besonderen Yerbiltnisee 
diesen angepasste Bechtsnomen anfsostellen und der eigenartigen Katar 
jener Untemefaninngen allgemeine Beehtsgedanken anzogestalten. Es ist 
vielmehr erlassen^ nm, nachdem bis dahin eine Anzahl von Gesellschaften 
durch Einzelprivilegien ganz besondere, das gemeine Becht dorohbreohende 
Bechte ertheilt worden wsien, für demnftchstige Konzessionirnngen gjeidi- 
mftssige allgemeine Bestimmnngen Aber die Eisenbahnnnternehmnngen und 
insbesondere über die Verbttltnisse der Eisenbahngesellschaften zum Staate 
nnd tarn Pnblilcnm zn trefTen nnd so den Inhalt der spAter zu ertheiienden 
Eonzessionen im Voraus vorbehaltlich von anf Ghrand der zu sammelnden 
£r£shningen noch zn machender Ergfinzongen (§ 49) za bestimmen. Die 
BestiromuDgen des Gesetzes bilden daher den Inhalt der durch die landes- 
herrliche Eonzessionirang demnächst za EisenbahneD ertheilten Privilegien 
nnd können daher mit Unternehmongen , die dieser landesherrlichen Eon- 
zessionirung nicht bedürfen und sie auch nicht orlmlten haben^ nicht aus- 
gedehnt werden. Dass die im Gesetz den Eisenbahnonternebmongen za- 
gesicherteD Berechtigungen, wie 7. B. anch nach Ecegenwärtiger Gesetz- 
gebung noch das Enteignni^srecht (§ 8) sowie die Handhabung der Bahn- 
polizei (§ 23). UDternehDinngen, die die landesherrliche Genehmigung nach 
Maassgabe dieses tzes nicht erhalten haben, nicht zustehen, darüber 
ist niemand im Zweifel. Die im Gesetz den Unternehmungen auferlegten 
Pflichten bilden aber mit jenen das gemeine Recht durchbrechenden Be- 
fugnissen ein Ganzes, sie werden ihnen mit Rücksicht auf diese sranz 
besonderen Vortheile als eine Belastung dieser privilegirten Stellung; auf- 
orlecrt und bilden für Jone eine Art Gegenleistung: ?ie liei;en daher auch 
nur den Unternehmungen, welche auf Grund jenes Gesetzes laudesherrlich 
icenehmi^t sind, ob, sollen sie anderen Unternehnninp;en auferlegt werden, 
so bedarf es dazu eines besonderen Verpflichtungsgrnudcs. 



Kr. 66. Eatsch. des Oeutscbeii Belciisgerlelita. 

3. Civil- Senat, Vom 20. Oktober 1891. 

[Zeitff. d. V«r. dMlidi. BiMab.T»nr. 1W2. Xr.ll. S. 1».] 

Haftpfiichtgesetz § 1. Bei der Beschädigiiug emes Kiüiles kann der Eisen- 
baimoiLtenielimer sich auf das Verschulden der filtern als solches nicht 

berufen. 

Es ist festi^estellt, dabs der zur Zeit seines Unfalls 2'/2jührige Kläger 
durch den zwischeu dem Eiseuhahndamni und einem nebenherlaufenden 
Zaou hindurchgekrochen und so aut den Bahndamm gekommen ist, wo- 
selbst er von einer Lokomotive erfasst und verletzt wurde. Weiter ist 
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voD den Yorinstanzen thatsftclilich angenommen, dase der fragHche Zann 
nngenllgend war, dass derselbe jedenfaUe nm deswillen, weil der neben 
der Bahn herlaufende Weg als unmittelbare Fortsetzung einer Btädtisehen 
Strasse viel begangen wird, in der Weise h&tte hergestellt sein mOsaen, 
daas es kleinen Eindera unmöglich gemacht war, mittelst Darchlcriechens 
oder Uebersteigens auf den Bahnkörper zu gelangen, was dureh Asbringang 
der doppelten Anzahl von Drftbten oder durch Einlegnng eines Stachel- 
(Irahtes hätte gescheben kOnnen und wodurch der jetzt in Frage stehende 
UnMI vermieden worden wäre. 

Diese Feststellongen sind thatsächlk-Iier Natur und lasseo keinen 
Rechtsverstoss erkennen. Legt man sie aber zq Grunde, so kann als 
Ursache des Unfalls nicht höhere Gewalt oder ein miahwcndbarer Zufall 
angenommen werden, vielmehr ergiebt sieh, dass der Unfall h:itt it)2;e- 
wendet werden können und abgewendet worden wftre. wenn die Balm* 
Verwaltung die ihr nach Lage der Sache obliegenden Pflichten erfüllt h&tte. 

Anlangend den Einwand der Selbstversehuldung, so erscheint es ver- 
fehlt, wenn derselbe damit begründet werden will, dass die Eltern des 
Klägers nachlässig gehandelt haben und dass der Beklagte sich hierauf 
berufen könne, weil die Eltern die Vertreter des unmündigen Kindes seien. 
Das hier maassgebende HaftpHichtgesetz kennt nur eine Selbstverschnldnug 
des Verletzten, von einer solchen kann aber hei einem *2V2 jährigen Kinde 
nielit die Rede sein. Die Verschuldung der Eltern könnte bloss insoweit 
in Betracht kommen, als durch sie ein für d>m Beklagten unabwendbarer 
Zufall in Büwegung gesetzt worden wäre, was jedoch nicht der Fall ist. 



Nr. 67. Entseh. des Deatsclien Refchsgerichts. 
2. Straf-Senat Vom 20. Oktober 1S91. 

ElsenhahntransportgerährduDg. Zu den zur Leitung der Eisenbahnfahrten 
angestellten Personen im Sinne des § 316 Abs. 2 B.Strf.6es.B. gehört auch 
ein mit der yerantworliielien Fühnug eines Arbeitswagens beauftragter, 

vereideter Streekenwftrter. 

Die Ansicht des ersten Richters, da.>s der Augeklai?t<' eine l'ur&on 
ist, die zur Leitung der Eisenbaiiniulntcn angestellt ist, kann nicht als 
rechtsirrig betrachtet werden. Die Strafkammer stellt fest, dass der An- 
geklagte vereideter Streckenarbeiter beziehungsweise Streckenwärter bei 
der Königlich preussischen Eisenbahnverwaltung ist und an dem Tage, an 
welchem die Transportgefährdung stattgehabt hat, im amtlichen Auftrage 
des Vizebahumeisters verantwortlicher Fflhrer eines Arbeitswagens war. 
welcher auf der Eisenbahn Oberbau-Materialien einer Arbeitskolonne zo- 
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znführen hatte. Nach § 66 Nr. 10 des Babopolizei-Regleraents vom 
30. November 1.^85 gehören aach die Streckenwärter zu den Bahnpolizei- 
beamten nnd nach § 36 a. a. 0. iiiüssen Material-Transportwagen (Arbeits- 
wagen) bei ihrer Benutzung in einem Betriebsgeleiso unter Ffibmng eines 
verantwortlichen Begleiters stehen. Mit Rücksieht aaf die am gedachten 
Tage an den Angeklagten amtlich erfolgte Uebertragung der Führung des 
Arbeitewagens und im Hinblick auf die §§ 36. 6«^ des Babnpolizei-Regle* 
ments sowie auf die in den Urtheilsgründen in Be/ng genommenen „Vor- 
schriften der Königlichen Eisenbahn-Direktion zu Erfurt über die Benutznog 
der Arbeitswagen" § 5 Nr. 1 hat die Strafkammer angenommen, dass der 
Angeklagte den Anforderungen dieser Vorschriften, nach denen der ver- 
antwortliche Begleiter eines Arbeitswagons entweder ein als Bahnpolizei- 
beamter vereidigter Beamter oder Uülfsbeamter oder ein mit der betref- 
fenden Fähigkeitsbescbeiiiimiijg verj^ehener Arbeiter sein muss, entspreche 
und derselbe demcremä^s auch zur Leitung von Eiseubahufahrten im Sinne 
des § 316 Abs. t Str.ü.B. augestellt sei. 



Nr. 68. Entseh. des Prenss. Obor-Verwall-Gerlehte*- 

4. Senat. Vom 20. Oktober 1891. 

[Prnui. Verw. Bl. XIII. Nr. 2S. 8. S69 ) 

Inanspraelin&lime eines Weges fOr den öffentHelien Yerksbr. UntersoMdiuig 
yon Babnliolisznfdlirvegen, welolie den Bahnanfeiclitebeliörden, und solelien, 
welclie dsn Wegepoliseibeliörden nnterstehen. 

Rev.-Kläger wirft dem Ber.-Richter insofern K.'clitsirrthum und un- 
richtige Anweuduug des bestehenden Rechts vor, als er die Merl\rnale des 
Rechtsbegriffs eines „offeutlieheu Weges" falsch bestmiuiL, diesem Begriff 
den streitigen „Eisenbahnzufuhrweg" untergeordnet und dem Klüger die 
Aktivlegitimation bestritten habe. Zur Begrundaug dessen wird ausgeführt, 
dass der Weg, bezüglich dessen die Vorentscheidung thatsächlich festgestellt 
hat, dass er lediglich der Verbindung des Bahnhofes Cb. mit der Strasse 
K.-N. diene und nach diesem seinem Zwecke als mn Eisenbahnzafnhrweg 
zu bezeichnen wftre, als solcher ein nichtöffentlicher, also ein Privat- 
weg sei nnd demgemUss nicht der ordentlichen Ortlichen Wegepolizei, 
sondern der den Eisenbahnverkehr beaufsichtigenden Eisenbahnanfsichte- 
beh5rde nnterstebe. Die WegepolizeibehOrde wäre deshalb auch, gleichviel 
ob der Weg ein Privatweg des Klägers oder ein der Eisenbahnanfsichte- 
behCrde unterstehender Etsenbahnzufnhrweg sei, nicht befngt, denselben 
als ihr unterstehend in Anspruch zu nehmen, und es sei rechteirrthnmllch, 
wenn das angefochtene Urtheil dem Klfiger das Recht zur Klage fQr den 
Fall bestreite, dass der Weg ein der EisenbabnauMchtebehOrde unter- 
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stehender Eisenbahnzofidirweg sei. Solche EisenbahDzafobrwege konnten 
unter Umständen allerdings auch öffentliche sein, dem Vorderrichter mfisse 
aher, wie des NSheren» darzulegen versucht wird» vorgeworfen werden, 
dasB er die Oeffentlichkeit des hier in Frage stehenden nicht fibetzengend 
nachgewiesen habe. 

Diesen AusfQhmngen hat der Gerichtshof nicht beiznpfliohten vermocht. 

Das O.V.6. hat in seiner Rechtspreehnng stets daran festgehalten, 
dass die iDanspruchnahme eines Weges fftr den ÖlFentlichen Verkehr durch 
die Polizeibehörde sieb nur auf einen solchen Weg erstrecken könne, dem 
die rechtliciie Ei^^eiist Iiaft eines Öffentlichen bereits beiwohnt, dass die 
OefTentlichkeit eines Weges nicht mit Nothwendigkeit ans seiner tbat- 
sächlichen, wenn auch vie^ährigen freien und ungehinderten Benutzung 
durch Jedermann gefolgert werden dürfe, eine solche vielmehr nur dann 
als Merkmal der OefTentlichkeit diene, wenn sie nnter Umstünden erfolgt 
ist, welche darauf schliessen lassen, dass der Weg unter Zustimmung der 
rechtlieh Betbeiligten für den öffentlichen Verkehr bestimmt worden, und 
dass zu einer derartigen Widmung kein förmlicher Akt erforderlich sei, 
dieselbe vi^mehr auch stillschweigend erfolgen könne und schon dann als 
vollzogen anzusehen sei, wenn die thatsächlichcn Verhältnisse, unter denen 
die Anlegung und Benutzung des Weges erfolgt ist, aof seine Bestimmung 
für den öfTeutltchen Verkehr schliessen lassen. 

Es erheilt nicht, dass sich das angefochtene Urtbeil mit diesen Grand« 
sÄtzen in Widerspruch gesetzt hätte. 

Der ßer.-Richter ist aus einer Reihe von thatsächlichen Momenten zu 
der Ueberzeugnng gelangt, dass der Eisenbahnzufuhrweg von E. nach Ch. 
ein öffentlicher sei. Diese Feststellung würde mit der Revision nur 
dann anfechtbar sein, wenn der Vorderrichter durch Keelitsirrthiim oder 
in einem mit wesentlichen Mängeln behafteten Verfahren zu ihr gelangt 
wäre. Dies lassen aber weder die Aut'ühruugcn d IJevisiousschrift, noch 
eine selbststandige Prüfung erkennen. Es mag /.um Naeliweise dessen iu 
Anlehnung an dl»' obenerwähnten Rechtsgrundsät/c ueniigen. daraufhinzu- 
weisen, dass — wie die ZugestSndnisse der Parteii n und die eiugeseheueu 
nnd vorgelegten Akten des Laudrathsamtf und des Krei^anfssehusses er- 
geben haben — die Anlegung des fragliehen Weges bei legeuheit des 
Baues der Eisenbahn B.-G, auf Grund von Verhandlungen erfolgt ist, 
welche von dem Laudrath des G.'er Kreises, d. ii. dem Organe der Laudes- 
pülizeibehörde, am 25. Juli 1872 mit einer Zahl von Interessenten, zu 
denen an erster Stelle der damalige Besitzer des Dominiunis K. nebst Ch., 
Baron N. , gehörte, gepflogen sind, dass sich dabei der Baron N. bereit 
erklärte, das zum Bahnhofe und dem (|U. \Vege erfordert ielie Terrain un- 
entgeltlich herzugeben und den letzteren in Gemeinschatt mit P., H. und 
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B. aDzolegeii nnd als Eommunikationsweg zn unterhalten, dass der 
Weg demnächst thatsächlicb nach Maassgabe der Verwaltung vom 25. Juli 
1872 zur Verbindung der Öffentlichen Strasse von 0. nach K. mit dem 
Bahnhofe Ch., somit offensichtlich zur Ergänzung des benachbarten Netzes 
öffentlicher Wege angelegt worden ist, dass der Kreis G. dementsprechend 
wiederholt erhebliche Zuschüsse zu seiner Instandhaltung geleistet, die 
Polizeibehörde ihn stets als öffentlichen behandelt nnd im Jahre 1876 
sogar seine zwangsweise Instandsetzung bezw. Erneuerung dnrcligefübrt 
hat, sowie endlich, dass der Weg von seiner Fertigstellung ab stets frd 
nnd ungehindert von Jedermann benutzt worden ist. 

Alle diese Umstände lassen den Schlnss als berechtigt erscheinen, 
dass der streitige Weg nach dem Willen der rechtlich Betheiligten, ins- 
besondere des ursprünglichen Eigenthümers des Grund und Bodens, über 
welchen er läuft, sowie unter Zustimmung der Polizeibehörde für den 
öffentlichen Verkehr bestimmt und angelegt worden ist, sowie, dass er 
diesem Verkehr seit dem Jahre 1874 bis in die neueste Zeit gedient hat. 

Verfehlt endlich sind die Ausführungen des Rev. -Klägers, durch welche 
er die Niditöffentliehkeit des streititjen Weges aus dessen Eigenschaft als 
Eisenbahnzufuhrweg nachweisen will. Diese Ausführungen beruhen 
auf Nichtbeachtung des rntcrsciiiedes zwischen solchen Weg:en, welche, 
wie der hier fradicho, auf Betrieb und unter Aufsicht der Weirf^poli/fi in 
Folge von Eisenbahnanlageu im Anschhisso an einen bestehencien Kom- 
munikatiüDsweg zur Krtriinznng^, Verbesserung oder Aenderung des öffent- 
lichen W'egenetzes neuangelegt oder verlegt worden sind, und andererseits 
solchen Wegen, welche der Eisenbahnbaunnteruehmcr als seine WeL':e nt'U- 
schafft, um die Transportanstalt der Bahn, die BahnhofsfiebriiidL . <!iiier- 
sehuppen u. s. w. dem Netze der öficntliciien Wege anzusohlicsseu. Diese 
letzteren Zufuhrwege bilden Theile und Zubehör der Eisenbahnanlage seilj»t 
und unterliegen damit deren Recht sowohl bezüglich der Aufsicht, wie 
bezöglich der ünterliultuag ; die ersteren dagegen unterstehen, selbst wenn 
sie vom Unternehmer der Bahn seihst hergestellt sein sollten, soweit sie 
öffentliche Zufuhrwege zu den Bahnhöfen sind, als solche der Wege- 
poUzei (zu vergl. Entsch. d. O.V.G. Bd. IX S. 246 ff., Bd. X S. 215 ff., 
Bd. XV S. 288 ff., Bd. XVH S. 315 ff). Da nun. wie oben dargethan, der 
streitige Weg als ein öffentlicher Zuiuhrweg angelegt ist, so war die 
Wegepolizeibehörde befugt, «einen B< tuiid dem Kläger gegenüber, welcher 
auf ihn privatrechtliche, den örtentiichen Verkehr ausschliessende oder 
beeinträchtigende Eigeuthomsrechte geltend machte, durch ihre qu. Ver- 
ftgongen zu sichern. 
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Nr. 69. Bntseh. des Frmiss. Ober^Terwalt-Gertelits. 

3. Senat. Vom 2G. Oktober 1891. 

rPrenss. Verw.R!. XHl. Nr. U. S. 127. Nr. 19. S. 224,] 

Krankenversicherung der Arbeiter. — Verlialtniss zwis( lien Armenpflege 
nud Krankenversicherung, insbesondere ]>etrpffs des Anspruchs gegen die 
Ki'auken Versicherung, weim der Armeiiverbaud. welcher vorläufig unter- 
stützt hat. den Ersatz seiner Auslagen nicht von dem Träger der Kranken- 
versicherung, sondern von dem ersatzpflichtigen Armen verbände einfordert 

und dieser Ersatz leistet. 
Der § 57 Krankenvers. -Ges. hält in seinem Abs. 1 die ;uif gcsotziicher 
Vorschrift beiuhende Verpilichtung der Armenverbönde zur Untei-stützung 
hüifsbedfirltiger Personen aufrecht und regelt in dem Abs. 2 das Verhält- 
niffi der öifentlichen Armenpflege znr Krankenversicherung in der Weise, 
dass, soweit ein Armenverband vermöge gesetzlicher VerpilichtUDu einen 
nach Massgabe des Krankenvers.-Gesetzes versicherten Kranken rinterstutzt 
hat, der dem Letzteren gegen die Krankenversichennig zustehende An- 
spruch weder untergehen noch dem Unterstützten verbleiben, sondern anf 
den Armenverband, „von welchem die Unterstützung geleistet worden ist", 
übergehen soll. Hierdurch ii?t, wie das Erkenntniss des Oberver waltungs- 
gerichts, III. Senats, vom 26. Oktober 1891 (Nr. III 810) annimmt, das 
Verhältniss zwischen Armenpflege und Krankenversicherung 
dahin geordnet, dass die Kosten der im Wege der ölVeutlichen Armen- 
pflege stattfindenden Cnter^tützung eines nach Maassgabe des Kraukenvers.- 
Gesotzes versicherten Kranken bis zur Höhe der ihm gegen die Kranken- 
versicherung zustehenden Ansprüche der Krankenversiciicrung, darüber 
hinaus aber der oflfentlicheii Armenpflege zur La&t, lallen. Unter dem 
„Armeuverbaude, von welchem die Unterstützung geleistet worden*^ und 
auf den der Ausprui h des Unterstützten gegen die Krankenversicherung 
übergeht, ist sowohl dei- Armen verband, vv elcher die Uuterstützunff 
gemäss § 28 Untei^tiitzuu^swohnsitz-Ges. vom 6. Juni 1870 thatsachlicli 
verabfolgt hat, als auch derjenige Annen verband zu verstehen, 
welcher dem nur zur vorlauligen Unterstützung verpllichtet gewesenen 
Armenverbande (§70 a.a.O.) Ersatz geleistet hat. Fordert der Armen- 
verband, welcher vorläniig unterstützt hat, den Ersatz seiner Auslagen 
nicht von dem Träger der Krankenversicherung, sondern von dem ersatz- 
pflichtigen Armenverbande ein und leistet dieser Ersatz, so geht der An- 
spruch gegen die Krankenversichernng nach Maassgabe des Ersatzes 
von dem zur vorläufigen Unterstützung . verpflichtet gewesenen AimeD- 
verband auf den ersatzloistendcn Armenverband über. Sind dnreh die 
£rsatzlei8tQDg die Aufwendungen des vorläuGg verpflichtet gewesenen 
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ArmeDTerbiiides vODig gedeckt, so besteht für ihn iigend ein Ansprach 
mefat mehr, also «ach moht gegen die ErankenTeraicherang. Sind jene 
Anfvendongen dagegen durch die Brsatsleistong nicht völlig gedeckt, so 
tritt dne Xheilung des Ansprache zwischen beiden Annenverbfinden ein. 
Jsder von ihnen hat nnr ein Becht auf demjenigen Theü der Entsehildignng, 
d i. des Ansprache an die Erankenversichenmg, der dem Verhältoisse 
eatspiidit, in welchem er za dem Gesamratbetrage der gewahrten ünter- 
stfitningen beigetragen hat 



Nr. 70. Entsch. des Preuss. Ober-Verwalt.-liericüts* 

4. S e n Ii t Vo m 6. Nu v e m h l' r 1 89 1 . 

Fiskus ist eine einheitliolie joristisolie Persönlichkeit. Streitigkeiten Ter- 
sehiedener flskaUsoker Stattonen kdnnen daher nioht im Eeehtswege aus- 
getragen werden. 

Ein Amtsyorsteher hatte dem Stenerfiskos aufgegeben, eine von ihm 
ausser Betrieb gestellte fiskalische Elihre tlber einen ftAeutlidien Flnss 
wieder in Betrieb zn setzen. In der anf Grand des § 56 Znst-Ges. gegen, 
diese Anordnung bezw. den betreffenden Beschloss gerichteten Klage — 

die schliesslich wegen Unzast&ndigkeit des Amtsvorstehers znr Anfhebnng 
des Beschlusses führte — hatte der Stenerfiskns den betreiSenden Begierongs- 
präsidenten als Vertreter der allgemeinen Banverwaltang (Wegefiskas) als 
denjenigen bezeichnet und klagend in Anspruch genoinmen, den er ans 
Gründen des öffentlichen Rechts statt seiner für verpflichtet erachtete. Das 
Oberverwaltungsgericht, IV. Senat, hat in seinem Erkenntnisse vom 
6. November 1891 (Nr. IV 1013) dargelegt, dass diese Klage des Steuer- 
fisku? gegen den Wegebanfiskns unzulässig sei, weil niemand zogleich 
als Kläger und Beklagter auftreten könne; Letzteres aber sei hier der 
Fall, denn der Fiskus sei eine einheitliche juristische Persönlichkeit und 
Streitigkeiten verschiedener fiskalischer Stationen könnten nicht im Rechts- 
wege ausgetragen werden. 



Nr. 71. Entseh. des Bentaehen Beiehsgvrtehts. 

5. Civil-Senai Vom 7. November 1891. 

[Jur. WodiMuehr. 1S9L Nr.<5/fi& S. 699. ZUr.19.] 

Der gesetzliche Schutz der öffentlichen Verkehrswege (Eisenhahnen. 
Chausseen, Kanäle) gegen den Bergbau. § 153 Prenss. Allgem. Berggesetz. 

Die K*nisioii iiiacht hiergegen mit Unrecht tjoltt'iid, dass ein derartiger 
gesetzlicher Schatz auch t'iii- die öffentlichen Verkehrswege nicht bostohe. 
Der § 153 Abs. 1 Allgemeinen Berggesetzes enthält zwar nur den Satz, 

£ger, EiseubaharechUicbe Knttduidiiagea IX. 7 
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dass gegen die AtiflflOiniiig tod Oiavsaeen, SieeDbahneo, Kaaftleii und 
mideren Sffeniüelien Verkefaramitteln, za deren Anlegung dem Unternehmer 
durch Gesetz oder besondere landesbezrlieheyerordnang das Expropriations- 
recht beigelegt ist, dem Bergbaabetreibenden ein Widerspracbsrecht nicht 
zustehe. Wie das vormalige Prenssische Obertribunal in seinem Erkennt- 
aiss vom 21. Mal 1869 (Entseh. Sd. 61 S. 317) mit Becht hervorhebt« 
ist der Schwerpunkt dieser der Fassung nach selbstverständlichen Bestim- 
mung darin zu finden, dass ihr gemSss der Bergbanende die darin be- 
zeichneten Anlagen durch seinen Beigwerksbetrieb nicht verhindern oder 
gefährden darf, vielmehr mit Ausflbung seines Bergbaurechts zurflckstehen, 
also bei dieser Ausübung solche Yorkehrungen treffen muss, dass die be- 
zeichneten Anlagen einer Gefahr der Yemichtung oder Beschädigung nicht 
ausgesetzt sind. Dem entspricht auch die fftr den hier in Betracht kom- 
menden Bezirk ergangene Bergpolizeiverordnung des Oberbergamts in 
Breslau vom 18. Dezember 1869 (Brassert, Zeitschr. Bd. HS. 876), 
worin im § 2 verordnet ist, dass, wenn sich Grubenbaue TageegegenstSnden, 
z. B. Eisenbahnen, Chausseen, Eommnnikationswegen, Gebäuden, Wasser- 
Iftufen, Teichen, Wasserreservoiren, Schlammsümpfen etc. nähern, deren 
Beschädigung die persönliche Sicherheit über oder unter Tage oder den 
öffentlichen Verkehr gefährden würde, der fernere Betrieb desselben nur 
mit schriftlicher Genehmigung des BoTierbeamten zulässig sei. Allerdings 
ist der Schutz der öffentlichen Verkehrswege auch hiemach kein absoluter; 
es ist dem Bergbaubetreibenden der Abbau unter der Strasse oder in 
deren Nähe nicht unbedingt untersagt, sondern nur von der Genehmigung 
der zuständigen Bergbehörde abhängig gemacht Diese aber wird, wenn 
man ihr nicht eine PIlichtwidrigkeit von vornherein zutrauen will, die 
Erlaubniss nnr ertheilen, sofern sie überzeugt ist, dass für die öffentliche 
Strasse nach Lage der Sache eine Gefahr nicht zu befürchten ist Jeden- 
falls fällt dem Kl. ein Verschulden nicht zur Last, wenn er von der 
Voraussetzung ausgeht, die Behörde werde itt i Rrtheilung der Erlaubniss 
pflit Iitmässig verfahren und nicht leichtfertig die Sicherheit des öffentlichen 
Verkehrs gefährden. 



Nr. 72. Entsch. de.s Königl. Landgerichts Leipzig. 
Vom IL November 1891. 

[Z«ltg. d. Ver. deutsch. Bliwb.Venr, 1892. Nr. 4. S. 37. - Prewa. Eis«nb.Arch. WJ± S. 659.] 

Wird bei einem Transport das Recht zur frachtfreien Rücksendung der 
dazu verwendeten Decken tarifarisch ausbedangen und von diesem Rechte 
Gebrauch gemacht, so liegt bei der Rücksendung ein Frachtvertrag im 
Sinne der Art 390« 395, 423 D. H.&.B. nicht vor und kann die Eisenbahn 
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die Haftung för Besollädigimgeii ausschliessen. Gerichtsstand für die 
Entschädigpungsklage Ist das Gericht des Bestimmungsortes der zurück- 
gehenden Decken. 
Nach dem angefoehtendn ürtbeüe hat der Beklagte (Eisenbahnfiskus) 
der Klage gegenfiber vor allem die örtliche UnsttBtftndigkeit des Ge- 
richts geltend gemacht Weiter ergiebt sich daraus folgender Sachstand: 

I. 

Der erste Theil des Deutschen Eieenbahn-GQtertarifi enthftlt im Ab- 
admitt B „Allgemeine Tarifvorschriften" nnter III n. a. folgende Bestim- 
mungen : 

6. (1) Soweit Decken der Eisenbahnverwaltang verfügbar sind, 

werden solche dem Versender gegen Entrichtung der Decken- 

miethe fiberlassen 

8. BeaQgüch der von den Versendern gelieferten eigenen Decken 
getten folgende Bestimmungen: 

b) (dieselben) werden beim Transport der betreffenden Güter 

an den Empfänger frachtfrei befikrdert Die Rficksendung der 

Decken geschieht ebenfalls frachtfrei, wenn dieselben innerhalb dreier 
Monate durch den Empfllnger zur Beförderung an den Eigenthfimer als 
gewöhnliches Frachtgut aufgegeben werden. 

d) Bei Rficksendung der Decken hat der Empfänger derselben unter 

Vorlegung des Original- Frachtbriefos einen auf die Adresse des 

Eigenthflmers lautenden Frachtbrief beizugeben und in diesem ausdrücklich 
zu vermerken: «Frachtfrei zu bef&rdem*. 

Fehlt dieser Vermerk oder wird der Original-Frachtbrief nicht .... 
vorgelegt, so wird die tarifinässige Fracht erhoben. 

e) Fflr Verlust, Beschädigung oder ffir Versftumung der 
Lieferungszeit haftet die Eisenbahnverwaltung bei der Rfick- 
sendung der Decken nur dann, wenn dieselben gegen Fraoht- 
zahlung aufgegeben werden. 

9. Die vorstehend unter Ziffer 8 aufgeführten Bestimmungen finden 
analoge Anwendung auf die von den Versendern gestellten Lade- 
gerfithe 

II. 

1. Vom Magdeburger Bahnhoft' zu I.eipzig aus, welcher der Verwal- 
tung des beklagten FiskuB, in Sonderheit einem Betriebsamt« desselben 
zu Magdeburg, untersteht, hat der Beklagte um Mitte Dezember 1890 zwei 
vom Kläger tibgesandtc Wagenladungen Fässer gegen Fraclitzahlung an 
einen gewissen ü. in Harburg befördert. 1^ i der Verladung hatte der 
Kläger zur ßefeistiguDg der Fässer auf den Bahn wagen sein eigenes Lade- 
zeug benutzt, welches mit den Fässern an U. gelangte. 
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Ad 24. I>eieinber 1890 hat der letztere beide Ladezenge je mit 
einem besondereii Fraehtbriefe in Harbnig dem Beklagten wieder unter 
der Adresse des Klfigers zur BeiMerong ftberg<^Mn; jecter Frachtbrief 
warde 7on ü. mit dem Yermerlc: »Fraehtfrei zorftok!* versehen. 

Die oben nnter I aogeftlhrten Xarifbestimmnngen haben als Vertrags- 
bestimmnngen de^enigen Vertrage« zn gelten, auf Grand dessen die 
Rflcksendnng der Ladezenge erfolgte. 

3. Die Ladezenge sind am 37. Dezember 1890 auf dem Ibgdebniger 
Bahnhof in Leipzig wieder eingetroffen. Als anf empfangene Meldung der 
ElSger sidi mit den Frachtbriefen znr Abholung em&nd, waren die Lade- 
zenge nicht mehr Yorhanden. Der Beklagte ist ausser Stande, sie aaszu- 
bfindigen oder anzugeben, wer m hat. 

Insoweit herrscht unter den Parteien Einyerstftndniss, wfihrend 
der Kläger weiter behauptet: 

Nach Ankunft der Ladezeuge habe eine nioht zu ermittelnde Person 
deren AushSndiguag von dem GflteriKtdenarbeiter unter dem Vorgeben 
gefordort, sie sei dazn vom Elfiger beauftragt. B., welcher vom Beklagten 
zur Bewiricong solcher Auslieferungen angestellt gewesen sei, habe diese 
Torschriftsmftssig nar gegen Vorlegung der betreffenden Frachtbriefe aus- 
führen dfirfen. Vorliegenden Falles habe derselbe jedoch geschehen lassen, 
dass der Unbekannte, ohne einen Ausweis vorzulegen, die Ladezenge 
mitgenommen habe. 

Hierzu führt der KlJIger aus: 

a) Er stütze seinen Anspruch sowohl anf Vertrag wie auf rechts- 
widrige Behandlung seines Gutes, unter beiden Gesichtspunkten ergebe 
sich als Erfüllungsort, im Sinne von § 29 C.P.O., Leipzig. 

b) Der Frachtvertrag babc den Beklagten verpflichtet, die Ladezeuge 
an ihn — Kläger — zu befördern. Das geschilderte Abhandenkommen 
der Ladezeuge sei nicht als Verlust im Sinne der oben unter 8e ange- 
führten Bestimmung anzusehen. 

Der Beklagte hat dem Vorbringen des Klägers widersprochen. Nach- 
dem der genannte R. und der Gfiterexpeditions- Vorstand H. am 10. Juni 
1891 vernommen worden waren, hat der Vorderrichter das angegebene 
Zwisehenurtheil eriaesen. lu dessen Kntscheidungsgründen wird aus- 
geführt: 

Nach Art. 324 H.G.B, sei die hier streitige VerpÜichtung in Leipzig 
zu erfüllen, die örtliche Zuständigkeit des Gerichts also gegeben. Und da 
der Staatstiskus als Gewerbein iliender verklac^t sei, stehe auch der 
sachlichen Zuständigkeit des Amtsgerichts nicht etwa § 70 (t.V.O. ent- 
gegcu, da diese Vorschrift nur die Verschuldung von Ötaatsbeamteo 
betretfe. 
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Weiter sei die Unentigeltlichkeit der in Frage stehenden Rtcksendung 
nar eine seheinbare; offonbar erachte der Beklagte sein Interesse doreh 
die Zahlungen für den Versand der mit d» Ladeaengen ansgesandten 
Qfiter fflr hinreichend gewahrt Demnach seien die BtckaendnngeD anf 
Grand gewOhnliehen FrachtTertrages erfolgt Anf diesen sei aber Art $95 
des H.6.B. gemftss Art. 4S8 Abs. 1 des H.6.B. anrawenden, ohne Rück- 
sicht anf die insoweit nach Art 428 Abs. 2 das. nngftltige, oben nnter 
8e mitgetlieflte Tarilbestimmnng. Im Binne von Art. 895 liege hier nnn 
aber jedeofans ein Yerlnst des Gntes vor. Mithin sei der Beklagte 
ersatzpflichtig. 

In zweiter Instanz hat der Beklagte unter Hinweis anf die Ans- 
ffihmngen von Wach in dessen Handbuch des Givilprozesses § 38 II. 2 
(S. 454) behanptet, dass im Simie von $29 C.P.O. hier oar die Pfiicht 

zum Ersätze, also an einer Geldzahlang, streitig sei. Deren ErfüUnngs- 
ort aber sei Magdeburg. Weiter hat der Beklagte die Gültigkeit der Be- 
stimmung unter 8e nod eine, üuch den vnn dem Kläger geschilderten 
Vorgang deckende Anslegung des Wortes Verlust verfochten. Uebrigens 
sei er nicht zur Ablieferung an den Kläger, sondern nur dazu verpflichtet 
gewesen, die Ladezeage nach Leipzig zn befördern, die Ankanft dem 
Kläger zu melden und die Wegschaffang durch eine für den Kläger auf- 
tretende Person zu dulden; nur in diesem Sinne habe er früher bestritten, 
dass er „an den Kläger* zu liefern gehabt habe. 

Der Ki&ger hat der Bechtsmeinuog des Beldagten widersprochen und 
entgegnet: 

a) Die Zuständigkeit des Gerichts weide auch durch § 22 C.P.O. 

gestützt. 

b) Es liege kein Verlust des Gutes vor; jedenfalls habe der Beklagte 
für das Verschulden des R. zu haften, wie der Schlusssatz des Art 424 
H.G.B, erkennen lasse. In zweiter Reihe bestreite er, Kläger, die Gültig- 
keit der Vorschrift unter 8e. Schon mit Uebernahme der Sendung nach 
Harburg habe sich der Beklagte verpflichtet, die Ladezeuj^e frachtfrei 
zurückzuschaffen. Die Rücksendung sei also auf Grund eines dem Art. 4"23 
H.G.B, unterstellenden Frachtvertrags erfolgt. Schliesslich hat Kläger 
noch erklärt, dass er nur noch eine vertragsm&ssige Haftung des Be- 
klagten geltend mache. 

Grände. 

A. 

Das Berufungsgericht nimmt mit dem Beklagten an, dass in diesem 
Rechtsstreite die Verpflichtunfr 7,ur Schadensersatzleißtung im Sinne 
von § 29 C.P.O. streitig ist und deshalb nur der Erfüllungsort dieser 
Verbindlichkeit nach jener Vorschrift den Gerichtsstand des Krfallnngs« 
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ortea bestimmt. Nach dorn bürgerlichen Rechte, welches den Erfüllungs- 
ort regelt — vgl. Wach a. a. 0. (S. 454) ist aber Schadensereatz regel- 
mässig dort zn leisten, wo der Schaden eingetreten, also zn ersetzen ist; 
dies gilt oamentlich von dem Ersätze desjenigen Schadens, weicher diiich 
Nicbterfftikmg einer Vertragsverbindlichkeit verursacht wurde. Vergl. 
Motive zum £ntwnrf eines B.G.B, von 1888 Bd. II zu § 229, 280 (S. 35). 

So wird dann auch von Wilmowski-Levy, Komm, zur C.P.O., in 
Anni. 3 zu § 29 (5. Auflage Ö. 58) angenommen, dass der Erfüllungsort 
für die KonveDtinnalstrafe — im Sinne der Entschädigung — derjenige 
der Hauptverbindiichkeit sei. Zu diesem Ergebnisse führt in gleicher 
Weise die Rücksicht auf die Beschaffenheit der Leistung (§ 70 2 B.G.B.) 
wie auf die wegen dieser Beschaffenheit bei den Vertragsschliessenden 
vorauszusetzende Absicht (Art 322 Abs. 1, Art. 325 Abs. 1). Diese Um- 
stände aber sind gemäss §§ 70, 5 ff. B.B.G. win Art. 324 Abs. 2 H.6.B. In 
erster IJnie für den Erfüllungsort maasssit^'bciid. 

Auch Wach 's angezogene Ausführungen stehen hiermit durchaos 
nicht im Widerspruche: dieselben besagen: 

„Sollte kraft Gesetzes oticr Parteibe redting für die 

Interesseklage ein sell)ststän(lit;t'r Erlülluiiijsort bestehen, 

80 kann, wenn sie prinzipaiiter ein;.?eklaut wird, nur an die^se^l Ertülliums- 
ort geklagt werden" und begründen des weitereu lediglich diesen Ausspruch. 
Ob der Erfüllungsort der Ersatzverbiiulllelikeit im einzelnen Falle „kralt 
dos (Civil-) Gesetzes oder ParteibereduDg~ ein anderer sei als (ierjenige 
der ursprünglichen Schuld, wird d(trt also unent^rhieden g;elassen. 

VorlieL^eIlden Falles wareu nun diu Ladeuzeugo unbestritten vertra^s- 
mässig nach Leipzig zu befördern. GleiehgültiG; also, oh dies auf (irand 
der Frachtverträge von Mitte Dezember gesciiah, oder in Folge eines neuen 
Vertrages zwischen U. und dem Beklagten; und gleicliviel ob die Lade- 
zeuge in Leipzig an den Kläger wie anderes Frachtgut abzuliefern waren 
oder nicht, jedenfalls war Leipzig vertragsmässig Erfüllungsort der Haupt- 
schuld und ist es also auch für die Ersatzverbindlichkeit. Die örtliche 
Zuständigkeit des angegangenen Geri* hts ist mithin schon nach § 29 C. P.O. 
begründet. Ebenso ist aber, wie keine Partei in Zweifel gezogen hat, 
die sachliche Zuständigkeit desselben gegenüber § 70 G.V. G. mit dem 
Vorderrichter ausdrücklich zu bejahen. 

B. 

1. In der Sache selbst ist zunächst fpstznstellen, dass die Rücksendung 
der Ladezeuge vorliegenden Falles nkLl uiif Grund der Frachtverträge 
von Mitte Dezember erfolgte, sondern auf (rrnnd eines zwischen l". und 
dem Beklagten i^cschlossenen neuen Vertrages. Denn bei xkbschluss 
jener Verlrage wurde noch nicht vereinbart, dass die Ladezeuge zurück- 
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befördert werden sollten. Ob dies jemals geschehen solle, blieb entsprechend 
der Bestimmung anter 8 b völlig der Entschliessnng des Klägers bezw. 
des Empfängers U. überlassen. Und ebenso blieb noch der Entschlicssung 
vorbehalten, ob im Falle der Rücksendung dies pntp:eltlich oder unent- 
geltlich erfolgen sollte (vgl. unter 8 b, d). Es wurde also weder die 
Leistnns' vereinbart, noch auch vereinbart, ob eine Gegenleistung erfolgen 
solle oder nicht, ein Beförderungsvertrag kam bei fliprser Unbestimmtheit 
keinesfalls zustande (§ öÜO B.G.B.), sondern nur etwa ein — davon 
durchaus verschiedener — Nehenvertrag des Inhalts, dass der Beklagte 
sich verpflichtete, unter gewissen Bedingungen auf Verlangen einen Be- 
türderungsvertrag einzugehen. Dieser selbst wurde erst geschlossen, als 
U. die Ladezeoge vorscbriftsmäa&ig (§ 49 £. Betr.-Hegl.) zur Befördenrng 
aufgab. 

2. Dieser neue Beiürderungsvertrag war aber weiter ein Vertrne über 
unentgeltliche Beförderung. Zwar nimmt der Vorderrichter an, das» die 
Bahn Verwaltungen frachtfreie Rücksenduns' deshalb bewilligen, weil sie ihr 
1d1< !• --t^ durcli die Fracht für das ausgesendete Gut als gewahrt ansehen. 
Die Bestimmung nnter 8e lässt aber deutlich erkennen, dass diese Au- 
nahme in solcher AUgenieinlieit unzutreffend ist. Denn danach bewilligen 
die Verwaltnnfren die üneutgeltUchkeit nur für den Fall, dass eine Haftung 
nicht in Anspruch genommen wird. Für den anderen Fall eradiUii 
die Verwaltuügeu ihr Interesse mithin durchaus nicht als gewahrt und 
fordern sie vielmehr auch für die RiickbefÖrderung selbst^tiindige Fracht. 
Die Fracht für Hinsendung der Waare kann also grundsätzlich als Ent- 
gelt filr die Rücksendung des Ladezeuges wirthschaftlich und rechtlich 
nicht in Betracht kommen. Und jene 1 lariit wird zu solchem Entgelte 
auch nicht im Falle unentgeltlicher Rücksendung, da der Tarif den Willen 
bekundet, diese Unentgeltlichkeit auf die Frachtzahlung, sondern auf 
gewisse Bedingungen hinsichtlich der Hafti)flicht zu bewilligen. 
Wenn die Bahnverwaltun;;en unter diesen Bedingungen im übrigen ihr 
Interesse durch die frühere Fracht für ^t; wahrt erachten, so beseitigt diese 
Erwägung die ünentgeltlichkeit der Rücksendung rechtlich ebensowenig, 
wie die häutig vorkommende unentgeltliche Zugabe geringwerthigcr Sachen 
Seitens eines Kaufmannes an seine Kunden etwa deshalb zum unentgeltr 
liehen Kaufe wurde, weil der Kaufmann durch den abgeschlossenen odor 
einen noeh alkzosdilieMenden Kanf „sein Interesse fOr gewahrt hftlt**. 

Endlich ist anoh die Annahme mit allen etwa darans zn ziehenden 
Fordemngen abzulehnen, dass der Abs^er dnrcsh Stellung eigenen Lade- 
zeuges im Interesse des Beklagten handelte. Denn der letztere war 
nicht einmal bedingt — wie hinsichtlich der Decken nach der oben 
anter 6 aufgeführten Vorschrift — verpflichtet, dem selbst verbdenden 
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Kläger Ladezeug zu stellen, uad wenn er Ladezeu^ gestellt hätte, würde 
er dafür ebenso wie füi' Decken eiueu MieÜiziu.s zu beanspruchen haben. 

3. Ein Vertrag über unentgeltliehc Beförderung von Gütern, wie er 
nach obigem der Rücksendung vom 24, Dezember zu Grunde liegt, ist 
aber kein Frachtvertrag, da zum Wesen des Frachtvertrags die Em- 
geltlichkeit gehört (vergl. Art. 390, 392 6 des H.G.ß., Wehrmann, Das 
Eisenbahn-Frachtgeschäft § 6, 1, § 11). Die Bahnverwaltnngen , wekhe 
aadi in ihrem Gewerbebetriebe vielfach andere Verträge als Frachtverträge 
sehUeaseo, veq^L z. B. Wehr mann a, a. 0. § 15 S. 86, sind aber hin- 
sichtlich der BedingnngeD solcher anderer Verträge durch Art 423 U.G.B. 
(FFBchtffihrcr) in keiner Weise beschränkt. Dies mnss auch von Beför- 
denmgsTerträgen gelten, dafem nnr dem Venender dab^ — wie vo7> 
liegenden Falles — der Absehlnss eines gewöhnlichen Frachtgeschäfts 
nach Art 422 H.€r.B. oiFen gehalten wird. 

Bs konnte also rechtswirksam nicht nnr eine HaftungsbeschrBnkuig 
der im Sehlnsssatze des Art 424 IL G.B. bezeichneten Art, sondern anch, 
wie nach dem Wortlaute der Bestimmnng nnter 8e geschehen ist, ein 
völliger Ansschluss der Haftung vereinbart worden. Welche Bedentnng 
diese Vereinbarong im Falle emer abeichtlichcai Verschnldnng des Be- 
klagten oder seiner Lente haben würde, kann hier, wo eine solche nicht 
in Frage steht dahingestellt bleiben. 

Der Olfen liegende Znsammenhang der Bestimmung unter 8e mit den 
Vorschriften der §§ 64 ff., 70 des Blsenbahn-Betriebsreglements und nament- 
lich wiederum der Zusammenhang dieses § 64 mit dem Art. 895 H.G.B, 
lassen aber weiter keinen Zweifel, dass unter Verlust im Sinne der ersteren 
Vorschrift das Gleiche zu verstehen ist, wie unter „Verlust* im 
Sinne jenes Art 895. Nach diesem aber ist Verlust dann anzunehmen, 
wenn der Frachtführer ausser Stande ist, das Gut dem Adressaten am 
Bestimmungsorte auszuhändigen, vergl. Gareis-Fuchsberger in An- 
merkung 28 zu Art. 895 H.G.B. und die dort ziiarten Entscheidungen; 
Wehrmann a. a. 0. § 15 S. 87. 

Ein solcher Fall ist hier aber auch nach der Darstellung des 
Klägers gegeben. Wie denn Wehr mann a. a. 0. ausdräcktich bemerkt: 
„So bildet z. B. die Ablieferung eines Gutes an einen unrichtigen Empftnger 
einen Fall des eigentlichen Verlustes für die Eigenthumer^. 

In Beachtung jener hiernach rechtswirksam von den Parteien zum 
Vertragsinhalt erhobenen Tarif vorsehrift unter 8e ist demnach die Klage 
abzuweisen, also das angefochtene Urtheii aufzuheben. 
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Nr. 98. Entsdi. des llesterr. Obersten Geriehtsliofes. 

Vom 11. November 1891. 

[Ron, Sbrnb^iv. EBtoclL ItttL XTr. IT. S. TL] 

Bei Bemessug des Sehmeizengeldes ist auf den Grad und die Dauer der 
physiselten Sehmerzen, sowie auf den psycMsehen Eindmok Bficbdoht zu 
nehmen. NiehAEnerkeiniiug der HeQingBkesten an einen Tenmglückten 
Bahnbediensteten, weleher Tom ErankenTerein der Bahnbediensteten Arznei- 
mittel onentgeltlieh erhUl Als Ersabs fir den Unftigen Erwerb ist mtt 
Rfteksioht anf die nngewisse Lebensdauer des Besehftdlgten kein Kapitals- 
betrag, sondern eine Rente zuzuerkennen. 

Mit (hm Urtheile erster Instanz ist dem Kläs^er an Schmerzensgeld 
der lietrai^ von 800 il. österr. Währ, zusesproclieu worden. In der Er- 
wägung, dass die Sachverständigen beim Kläger eine Gehirn- nnd Kückea- 
markerschütterung coli^lu^il■t haben, die Kranivheit selbst mit physischen 
Sehmerzen verbunden ist. überdies die Heilung derselben schwipris; und 
unsicher, daher der Einiiruck derselben auf das Gemüth des Kranken ein 
peinlicher sein mnss und dieser Znstand durch längere Zeit andauert, so 
war die Bestimmung des Schmerzeusgeldes nicht überspannt und ©in Grund 
zur Herabsetzung dieses Betrages nicht vorhanden. 

Mit Rücksicht auf die Natur der EntBchädigunt^sprozesse, in welcjien 
die Mässigung der angesprochenen Ersatzbeträge dem Ermessen des 
Richterü auheimgestellt ist, und den Umstand, dass Kläger in der Sache 
sell)st Obsieger geblieben ist, waren demselben die (ierichtskost<Mi erster 
Instanz im Ganzen zuzusprechen, aus welchen LiAsui^uu^en das erstrichter- 
lichc ürtheil bezüglich des Betrages des Schmerzengeldes uml der Gerichts- 
kosten erster in^lanz wieder herzustelleu war. Im üebrigeu war das an- 
gefochtene Urtlieil des k. k. Oberlandesgerichtes zu bestätigen. 

Die unbedingte Abweisung des Klägers mit dem Ansprüche auf Er- 
satz der von ihm angeblich bestrittenen Heilungskosten per 100 fl. und 
18 tl. österr. Währ, ist insofeme gerechtfertigt, als Kläger dem Kranken- 
vereine der Bahnbediensteten angehörte, als soleher Anspruch auf unent- 
geltlichen Bezug der Arzneimittel liatte und fiberdies die Notbwendigkeit 
und Zweokmftssigkeit jener Auslagen nioht nachgewiesen worden ist 

Ebenso ist die Bestimmmig einer Rente für den Kläger als Ersatz 
für den künftig entgehenden Verdienst, statt des in erster Instanz fest- 
gesteUten Eapitalbetrages, der Sa<ddage angemessen und kann mit Grund 
umsoweniger angefochten werden, als die Höhe der Eapitalsentschftdigung 
mit Rfiekeidit auf die ungewisse Lebensdauer des Beschfidigten im Vor- 
aus nicht ermittelt werden kann. 
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Nach der am 13. Dezember 1882 vorgenomrueuen Untersuchung des 
Klägers haben die Sachverständigen ihr Gutachten dahin abgegeben . dass 
der Krankheitsprozess noch nicht h'^endigt soi, die Behebnng der Krank- 
heit möglich gei and dass Klager lür den Fall seiner Heilung zur Ver- 
richtung leichterer Arbeiten fähig sein werde. Da am 7. Dezember 18^^5, 
alsd beinahe drei Jahre später, eine Ergänzung des Gutachtens stattge- 
funden hat, Kläger hierbei anwesend war und weder hei diesem Anlasse 
noch später im weiteren Verlaufe des Prrvzpssep behauptet hat, dass eine 
Verschlimmerung seines (ietiuudheitözustaude.s eingetreten wäre, so konnte 
das k. k. Oberlandesgerieht annehmen, dass Khlger dem Ausspruche der 
Sachverständigen gemäss zu leichteren Arbeiten geeignet und seine Er- 
werbsOiliiirkeit nur gemindert sei. Kläger kann sirh daher mit Grnnd 
nicht beschweren, dass die Eulsehädiguug für den ihm entgehenden Ver- 
dienst mit dem jährlichen Betrage per 120 fl. osterr. Währ., welcher bei- 
nahe der Hälfte seines früheren gewöhnlichen Verdienstes entspricht, be- 
stimmt worden ist. 

Inwieferne die Aussprüche beider üntergerichte gleichförmig sind, was 
in BctrelV der Abweisung des Klägers mit seinen weitereu Ansprüchen 
Geltung hat, so konnte die Revision desselben als eine ausserordentliche 
keine Berücksichtigung äuden. 



Nr. 74. Eiitsch. des Deritscheu Iteichsererichts. 
5. Civil-Senat. Vom Ih November 1891. 

§150 des PreuBs. AUgem. Bergges. ist im Fatte der Bescli&digwig einer 
Offentliolien TerkelirsaiiBtalt (Eisenbalm) dnroli dem Bergbau grandsätslidL 
ausgesoliIosBeik. Der saoli fienelmiigimg und AuefUinuig einer unter § 153 
L e. ftllenden EÜsenbabn unter derselben betriebene Bergban gescbielit 
lediglieh anf die Gefahr des Bergbantrelbenden. 

Auf dem gleichen Staudpunkt steht das Allgemeine Berggesetz. Der 
amtlich veröffentlichte Entwurf von 1862 enthielt noch keine besoudere 
Vorschriften über das Verhältniss des Bergbaues zu den Offentliehai 
Verkehrsanstalten. Die Aufnahme solcher Vorschriften in den Entwatf 
von 1865 (§§ 153 — Ibb) wurde veraolaset durch die erwähnte dem Berg- 
bau ungünstige Jndilcatnr und bezwecicte die Anegleichang der Interessen 
des Bergbaues nnd des Oflfontliofaen Tericehrs nach den Gnindsfitzen der 
Billigkeit (Vergl. die Motive zu §§ 153 ff. des Entwurfs, abgedmclLt in 
Brasserts Zeitschrift Bd. 6 S. 174 ff.) Damach wurde dem Beigban- 
treibenden gegen den Unternehmer einer Öffentlichen Verlcehrsanstalt ein 
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Antiprueh auf Scbndonsorsat/, jedoch nur insoweit, gewährt, als entweder 
die Herstellnng: sonst nicht erforderlicher Aulagen in dem Ben^^werk. oder 
die sonst nicht erforderliche Beseitigung oder Veränderung bereits iu dem 
Bergwerk, vorhandener Anlagen nothwendig wird. Diese Vorschrift ist — 
unter Beschnlnknug auf deu früher, d, h. vor Genehmignug der öffent- 
lichen Verkehrsanlage berechtigten Bergbantreibenden — in das Gesetz 
fiberp-ffMiicen. Sie setzt voraus und gieht durch die Beschränkung des 
Eülsrtjadiguniisanspnichs anf den von dem Bergbautreibenden im Interesse 
der Verkehrsaustalt zu machenden Aufwand deutlich zu erkennen, dass 
der Bergbautrcibeude in Ausilbimg seines Hechts vor den eolüdirenden 
Interessen der Verkehrsanstalten zurücktreten muss, nicht auf Grund 
ptili/filichen Einsreilens im Einzelfalle, sondern vermöge einer gesetz- 
lichen Beschränkung; des Berewerkseigenthnms und der eutsjuccheudeo 
dem BergbantreTl)eiidcn ubiiegcnden gesetzliehen Verpilichtuug, die zur 
Sicherung der otTentlichen Verkehrsauslaltcu gegen die Einwirkungen des 
Bergbaues erforderlichen Vorkehrungen geuiäas deu Auordnuugeu der Berg- 
behörde (§ 196 a. a. 0.) zu treffen. Diese gesetzliche Beschränkung des 
Bergw. rkseigenihums ist als Grundlage der Vorschriften der §§ läH IV, 
a. a. ü. namentlich ausdrücklich anerkannt in dem Kommissionsbericht des 
Abgeordnetenhauses (Stenograph ist he Berichte, Haus der Abgeordneten, 
Akteustüt k Nr. 136 S. 1247). Stellt sich hiernach schon der im § 154 
dem Bcrghautreibenden in beschränktem Umfange gegebene Entsehädignngs- 
auspruch als eine uut Billigkcitsgründen beruhende Milderung der aus der 
Beschränkung des Bergbaues zu Gunsten des ötleutlichen Verkehrs dem 
erstercn erwachsenden Xachtheilc dar, so soll dem gleichen Zweck im 
Sinne der Vorbeugung dienen, der aus dem Herrenhause hervorgegangene 
zweite Absatz des § 153, wonach vor Feststellung der den im Abs. 1 be- 
zeichneten öffentlichen Verkehrsanlagcn za gebenden Riditang die be- 
theiligten Bergwerksbesitzer zu hören sind. Endlich findet aber anch, wie 
der B.R. mit Recht hervorhebt, die den Abschnitt einleitende Vorschrift 
(§ 153 des Entwurfs jetzt Abs. 1 dieses Paragraphen): „Gegen die Ans- 
fahnmgeii tod Ghansseen, Eisenbahnen, Kanilen und anderen offentEehen 
Verkehrsmitteln, za deren Anlegung dem Unternehmer durch Gesetz oder 
besondere landesherrliehe Verordnnng das Exprupriationsrecht beigelegt ist, 
steht dem Bergbaatreibenden ein Widerspraehsrecht nicht za<*, ihre Er- 
klftrong aUein durch die yoTansBetziing einer ans der staatlichen Kon- 
zession der betreffenden Verkehrsanstslt den betheiligten Bergbaatreibenden 
kraft des €lesetzes erwachsenden BeschrUnkaDg and entsprechenden Ver- 
pfliehtnng. In gleicher Weise ist die Bedentung dieser Vorschrift von dem 
vormaligen Obertribonal . in den Gründen des Tom B.R. zitirten Urtheils 
(Bd. 61 S. 317) anfge&sst worden, ebenso von Brassert (a. a. 0. S. 423) 
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nnd Klostermann (Kommentar 4, Auflage S. 265). — Besteht aber eine 
gesetzliche Beschränkung des Bergwerkseigenthnms zu Gunsten der öffent- 
lichen Verkehrsanstalten dergestalt, dass diese durch den Bergbaubetrieb 
nicht geiUhrdet werden dürfen, so ist auch in Ansehung der gesetzlichen 
Entschädigungspflicht des Bergwerksbeaitzers (§ 148 des Allgemeinen Berg- 
gesetzes) die Stellung des Letzteren g^enfiber den Öffentlichen Verkehrs- 
anslalten wesentlich verschieden von seiner Stellung zum Grundeigenthnm 
überhaupt. Während nämlich bei der Kollision des Bergwerkseigenthnms 
mit dem Grundeigenthum sich das erstere als das stärkere erweist, der- 
gestalt, dass der Bergwerksbesitzer bei Ausübung seines Rechts keine 
Rücksicht auf eine mögliche Beschädigung des Grundeigenthums durch 
den unterirdischen Betrieb zu nehmen und nur die Verpflichtung zur Ent- 
8<'hftfli2rans: hat, der Grundeie^enthüraer also auf eine Schonung seiner An- 
lacjen nicht rechnen darf und demgeinfiss fahrlfissig handelt, wenn er bei 
Errichtung von Clebäuden und anderer Anhigen, die denselben durch den 
Bergbau, wenn auch erst in Zukunft, drohende Get'alir ausser Acht lässt, 
fvertrl. die Enlseh. des K. G. in Brasserts Zeitschrift Bd. 30 S. 101). so 
dreht sich bezüglich der olVeutlichen Verkehrsanstaltcn das Vcrhültniss um; 
nicht diese haben den Bergbau, sondern dieser Jenen zu weichen. Von 
diesem Gesichtspunkt erweisst sieh jede Beschädigung ein r ötrentlieheu 
Verkehrsanstalt durch den nach deren Genehmigung nnd Errichtung 
fortgesetzten Bergbau, auch wenn ein Verschulden des Bergbautreibenden 
nicht vorliegt, als eine, in letzterem Fall wenigstens obi<'klive Hechts- 
nberschreitung, durch welche die allgemeine Ent?!ehfidigüugsj»Üicht des 
Bergwerksbesitzers für Beschädigung des Grundeigf^nthums (§ 148) der- 
gestalt modifizirt wird, dass für die Annahme eines konkurrirenden Ver- 
sehens des Beschädigten im Sinne des § 150 a. a. 0. kein Raum bleibt. 
Denn der das Bergbaurecht besehräukeude gesetzliche Schutz der öffent- 
lichen Vt rkehrsan:?tulteu deckt die letzteren, sowie sie erriehtet worden 
sind, sclilechthin gegen den künftigen Bergbau und die hypothetische Er- 
kennbarkeit der Gefahr zur Zeit der Errichtung liegt sonach ausserhalb 
der zwischen dem Schaden und dem nach Errichtung der Anlage 
fortgesetzten Bergbau bestehenden Kausalität. Der nach Ausführung einer 
unter 153 a. a. 0. fallenden Eisenhahn nnter derselben betriebene Berg- 
bau «jeschieht in Folge des der ötVeutlichen Anlage gebührenden Schutzes 
lediglich auf die Gefahr des Bergbautreibendeii. In diesem Sinne hat der 
B.R. Recht, wenn er im Fall der Beschädigung einer öi^cutlicheu Verkehrs- 
anstalt den § 150 des Allgemeinen Berggesetzes für grundsätzlich aus- 
geschlossen erachtet, und ebenso unbedenklich ist die Anwendung dieses 
Satzes auf den Streitfall, da als SchadeDSursache der nach Ausführung 
der klägeriscbcn Eisenbahn betriebene Bergban festgestellt, und demgemäss 
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auch der ins $ 150 a. a. 0. eriiobene Einwand auf die Erkennbarkeit der 
der Eieenbahnanlage dnn^ den fortschreitenden Bergbau drohenden 
GeMr gesttttzt worden ist 



Nr. 75. Eiitsch. doK DeTit<^ehen Reichsgerichts. 
6. Givll-Senat Vom 12. November 1891. 

[Zdlc d. Vcr. dMtieb. iaa«iA.V«rw. 1892. Nr. 18. 8. 1M.J 

§ 1 HaflpILOes. Herabstfirzsn von einem von FfBrden gesogenen Wagen 
dnreh Seheaen derselben in Folge Eerannahens eines Znges ist ein Unfall 

beim Eisenbahnbetriebe. 

Das Oberlandesgericht ist anf Grand der stattgehabten Beweisaurnahme 
zu der Uebeizeugang gelangt, „dass Kläger (zur Zeit des Dnfalles) weder 
geschlafen hat» noch betranken war, dass er vielmehr vom W ageu herab- 
gefallen ist, weil das Pferd in Folge Hersnnahens des Eisaibahuzuges 
unrnhig wurde und dadurch der Wagen, als Kläger sieh aufrichtete, um 
naeh dem Grunde zu sehen und um eventuell herabzusteigen, in eine un- 
regelmi&ssige Bewegung gerieth". 

Dass diese FeststeUung gegen das Prozessgesetz Verstösse, ist nicht 
begründet. 

Erscheint somit die Feststellung der Vorinstanz unsnfBchtbar, so Ifisst 
sich auch die Anwendung des $ 1 Haftpflichtgesetzes nicht beanstanden, 
da ein ursSchßcher Zusammenhang des ünfiüls mit dem Eisenbahnbetriebe, 
und zwar gerade mit den diesem Betriebe eigenthflmlichen Gefahren, ohne 
Rechtsirrthum angenommen werden durfte, wenn das Pferd des Klftgers 
in Folge des Herannahens des Eisenbahnznges auf der Chaussee unruhig 
geworden und dadurch die unregelm&ssige Bewegung des Wages uod das 
Herabfallen des Klftgers herbeigeffihrt ist 



Kr. 76. Entseh. des Deutschen Roielisgerlehts. 

6. Civil-Senat. Vom 12. November 1891. 

Beamtenqualität nach dem Reichsbeamtengesetz vom Hl. März 1873. — 
Der § 10 des Relohs-Unfallfürsorgegesetzes vom 15. März 1886 schliesst 
die Inanspruchnahme sowohl einer Privateisenbabn, wie einer Reichs- oder 
Staatseiscnbaliii Seitens des verletzten Beamten auf Onind des § 1 des 
Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 nicht unbedingt ans. 

Wie das B.G. in rechtlich unbedenklicher Weise feststellt, ist der Kl. 
als „ständiger Posthülfsbote" gegen ein festes Tagegeld, welches ihm auch 
f&r die Zeit seiner Krankheit gewährt wurde, angenommen, mit dem Dienste 
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eide belegt und in den letzten vier Jahren vor dem Unfälle nnnnterbroehen 
als Begleiter der den BiBenbahnzfigen beigegebenen Postwagen verwendet^ 
aneh von seiner vorgesetzten BeliOrde fortdanemd, insbesondere auch liin- 
siehtlieh der zu stellenden Eantion nnd des Beitritts znr Postkleiderkasse, 
als Beamter behandelt vrorden. Danach stand der El. zu der Reichs- 
Postverwaltnng nicht bloss in einem privatreehtlichen Vertragsverhftltniss, 
vielmehr war er von der zuständigen Behörde zn einer danemden Thfttig- 
keit im Dienste nnd für Zwecke des Reiches nnter öffentlicher Antorit&t 
nnd mit öffentlicher Vollmacht bentfen, also als Beamter angestellt Ob 
das ihm ertheilte Dienstbuch als Anstellnngsnrknnde im Sinne des § 4 
des Reicfasbeamtengesetzes vom 31. M&rz 1873 anzusehen sein möchte, 
bedarf kemer weiteren Prfifung, da die Beamteneigeoschaft anch ohne die 
Znfertigung einer Anstellnngsurknnde erworben werden kann. (VergL § 4 
Ab. 2, §§ 45 ff. des Reichsbeamtengesetzes nnd Entscb. des R.G. in Oivil- 
saehen Bd. 6 S. 107, 108.) 

Das R.-6es. vom 15. Mftrz 1888 bezieht sich, wie aus dem Wortlaute 
der §{ 1 und 3 klar za ersehen und flberdies in den Motiven znm Ent- 
würfe (Stenographische Berichte des Reichstages, 6* Legislatnrperiode, 
II. Session 1885/88 Bd. 4 S. 53, 54) ausdrücklich hervorgehoben ist, nicht 
bloss auf die in § 4 des Unfall Versicherungsgesetzes vom 6. Juli 1884 er- 
wfthnten Beamten „mit festem Gehalt und Pensionsberechtigung", sondern 
ebensowohl auf diätarisch und komissarisch beschäftigte Beamte, namentlich 
auch auf solche, welche nnter dem ausdrücklichen Vorbehalt des Wider- 
rufs oder der Eündigung angestellt sind. (Vergl. §§ 2, 32, 37 des Reichs- 
beamtengesetzes sowie auch den Bericht der Reichstagskommission in den 
Stenographischen Berichten a. a. 0. S. 448 bis 454.) Damit stimmt, was 
die Beamteneigenschaft der „ständigen Posthülfsboten" und speziell des 
Kl. anlangt, die Auffassung der vorgesetzten Dienstbehörden nach den in 
der Berufungsinstanz vorgetragenen Schreiben überein, und es kann dos- 
halb unerörtert bleiben, ob der Kl. nicht selbst dann unter das Reichs» 
fürsorgegesctz fallen könnte, wenn er nur die Stellung eines nicht 
ständigen (d. i. nicht vollbeschäftigten) Fosthülfsboten bekleidet hätte. 
(Vergl. die von den Regierungsvertretem in der Reichstagskouimissi<in 
ühPireichte Zusammenstelinng zu III B 1, Stenographische Berichte a. a. 0. 
S. 454, 470 und Entscheidungen des Prenssischen Ober-Verwaltungsgerichts 
Bd. 16 S. 13ö 11.) Als rechtsirrthümlich oiweist sich dagegen, wie die 
Revision weiterhin mit Recht rügt, die Annahme, dass dem Kl., als einem 
nnter das Roichsfürsorgegesotz fallenden ßcamteo, jedes Klagerecht mit 
dem Haftpflichtgesetz gegenüber dem Preussischen EisenbahuÜskus versagt 
sei. Durch den Abs. J des § 10 des Reichsfiirsorgegesetzes ist znnäf !i<t 
ausser Zweifel gestellt, dass der § 1 des Ualtptiichtgesetzes seine Geltung 
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auch für diejeuigeu EiBenbahnanfllle behält, Ton welchen die unter das 
Fürsorgegesetz fallenden Personen betroffen werden. Nnr in zwei Rieb- 
timgea sind wegen der Haftpflicht fttr solche ünfHUe Aenderongen vor- 
genommen, indem nach Abs. 1 die den gedachten Personen oder ihren 
Hinterbliebenen gegen Eisenbahn -Betriebsnntemebmer znstehenden An- 
sprüche „auf die BetrlebsTorwaltnng, welche dem Verletzten oder dessen 
flinterbliebenen anf Grand des gegenwärtigen Gesetzes oder anderweiter 
reich:sgesetzlicher Vorschrift (§§ 1 nnd 2) Pensionen, Kosten des Heil- 
ter&hiens, Renten oder Sterbegelder zn xahlen hat, in Höhe dieser Bezflge 
and vorbehaltlich der Bestimmnngen des Art 8 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1875 „(R.-6e8.-Bl. S. 318)** fibergehen, nnd indem femer 
nach Abs. 2 weitergehende Ansprache als auf diese Bezfige** dem Verletzten - 
und dessen Hinterbliebenen gegen das Reich nnd die Bandesstaaten nicht 
znstehen. Ans keiner dieser beiden Aendemngen Iftsst sich nnn der von 
der Vorinstanz aofgestellte Satz herleiten, dass durch den § 10 jede In- 
ansprachnahme einer Staatseisenbahn seitens des Verletzten ansgeschlossen 
sei. Schon die Fassung des Abs.- 2, verglichen mit der Aosdradcsweise 
des § 8, scheint deutlich daffir zn sprechen, dass das Gesetz, indem es 
dem Verletzten nnd dessen Hinterbliebenen „weitergehende Ansprüche" 
als auf die bezeichneten Bezüge versagt, eine Inanspmchnahme des Reiches 
oder der Bandesstaaten an sich nicht hat aasschliessen woUen. Ebenso- 
wenig aber steht der Wortlaut des Abs. 1 der Ansicht des Vorderrichten» 
znr Seite. Davon, dass die Ansprftdie des Verletzten schon mit dem Zeit- 
ponlcte ihrer Entstehung auf die Betriebsverwaltang, in deren Dienste 
der Verletzte dieustanfähig geworden ist, übergehen, ist nicht die 
Rede, vielmehr soll der Uebergang erfolgen anf die Betriebsverwaltnng, 
welche anf Grnnd eines R.-Ges. Pensionen etc. „zu zahlen hat", und zwar 
in Höhe der danach za zahlenden Beträge. Stimmt auch die Ansdmclcs- 
weise des Abs. 1 des § 10 des f örsorgegesetzes mit der des § 98 des 
ünfallversicberongsges^es niclit wörtlich öberain, so liegt doch beiden 
Vorscbriften, ebenso wie dem wiederum anders gefassten Abs. 3 dos § 10, 
derselbe Gedanke zu Grunde, de r Grdanke nämlich, dass der Entschädignngs- 
herecbtigte die ihm zukommende Entscbädigung nur einmal erhalten soll 
und deshalb das ihm bereits auf Grund der Fürsorge- oder Uniall- 
versicherungsgesetze Gewährte nicht noch einmal von dem aus anderen 
Gesetzen haftenden Dritten verlangen darf. Was in dieser Beziehung von 
dem R.G. in dem ürtheile vom 26. November 1889 (Entsch. in Civilsachen 
Bd. 24 S. 126) über die Bedeutuiic? des § 98 des Unfallversicherungsgesetzes 
aoagefülirt ist, gilt im Wesentlichen auch für die Auslegung des hier 
massgebenden § 10 des Fürsorgegesetzes. Wenn das letztere Gesetz die 
auf Grund seines § 1 zu gewährenden Bezüge als „Peusion*' bezeichnet 



112 



Eatscb. des DeuUcheu Reichügerichts vom 12. November 1891. 



und dem enlsprechend gemftss § 7 ihre EinklaguDg im oidflotUchen Rechts- 
wege mit den in den §§ 149 ff. des Beichsbeamtengesetzes Toigeeelienen 
Maeegaben znlfisst, so ist darans nieht zu folgern, daas in Hfthe jener 
Bezflge eine Klage des Verletzten gegen dritte Personen, welche ans 
anderen Gresetzen haften, und insbesondere gegen den nach § 1 des Haft- 
pilichtgesetzes haltbaren Sisenbahn-Betriebsnntemehmers unstatthaft sein 
soll. Soweit es sieh hierbei um eine Privatbahn handelt, ist in dem 
Umfange der Haftung des Unternehmers dnrch das Flirsorgegesetz nichts 
geändert nnd gewiss kein Gmnd ersichtlidi, das Elagereeht des Verletzten 
hier anders zn benrtheUen, als im Falle des $ 98 des UnfaUversichenings- 
gesetzes. Gegenfiber dem Reiche nnd den Bundesstaaten beschrfinict sich 
nnn allerdings der Haftpdichtanspnich der unter das Ffirsorgegesetz 
fallenden Personen auf die in den §$ 1 nnd 2 dieses Gesetzes bezeich- 
neten Bezflge; indessen dass der so beschrftnkte Anspruch von dem Ver- 
letzten oder dessen fiinterbliebenen in keinem Falle gegen das Reich oder 
die Bundesstaaten geltend zn machen wäre, ist aus dem Gesetze nicht zu 
entnehmen. Erst dann, wenn nach Massgabe der §§ 6 und 7 festgestellt 
ist, dass und in welchem Umfange die Betriebsverwaltung Pensionen etc. 
an den Verletzten „zu zahlen haf, können dessen Ansprüche an den 
Sisenbahnuntemehmer auf die zur Zahlung verpflichtete Betriebsverwaltung 
in Hohe der zn zahlenden Bezüge fibergehen. Dagegen muss solcher 
Uebergang ausgeschlossen erscheinen, so lange die Verpflichtang der 
BetriebsverwaltuDg noch nicht feststeht^ eben sowie er dann nicht möglieh 
wftre, wenn der Verletzte zufolge einer Vemrtheiinng im Disziplinar- 
verfahren gemäss § 5 des Fursor^egesetzes einen Anspruch gegen die 
Betriebsverwaltnog nicht erheben darf, oder wenn er der Letzteren gegen- 
fiber aus anderen Girmdfn mit seinem Ansprüche abgewiesen ist. Soweit 
aber ein Uebergang der Ansprüche aus § 1 des Haftpflichtgesetzes auf die 
Betriebsverwaltung noch nicht stattgefunden hat, ist der Verletzte durch 
keine Gesetzesvorschrift beiiindert, diese Ansprüche innerhalb der durch 
den Abs. 2 des §. 10 des Fürsorgegesetzes gezogenen Schranken gegen 
den Eisenbahnunternehmer im Wege der Klage zu verfolgen, und schon 
mit Rücksicht auf die kurze Verjährung des § 8 des Haftpflichtgesetzes 
wird er auf rechtzeitige Erhebung der Klage bedacht sein müssen. Mit 
Unrecht beruft sich der Vorderrichter für seine abweichende Auslegung 
des Ffirsorgegesetzes auf Aeusserungen der Motive, welche schon an sich 
nur insoweit eine Beachtung beanspruchen könnten, als sie in dem Gesetze 
selbsit einen Ausdruck gefunden haben. In den Motiven zn den §§ 7 — 9 
des Entwurfes (jetzt §§ 8 — 10) i^t hfrvnr^^ohoben, dass der § 9 d' Tn :> «»s 
<lcs üufallversicherungsgesetze> eiitsfaiiht. und dass seine Fassung duzu 
bestimmt ist, etwaigen Zweilein über die Haftpflicht der Eisenbahneu^ 



Eauch. des Deutschen Reichsgerichts Tom 12. NoTember 1891. 



113 



welche eich ^bei einer wörtlichen Hinnbefnahme des $ 98 etwa ergeben 
liöonten", vorznbengen. An die Bemerlcnng, dass dritte Personen nach 
Maasgabe der bisherigen gesetzlichen Bestinunnngen regresspflichüg bleiben, 
wird sodann der Satz geknüpft: «J^oeh tritt die entschftdigende Ver- 
waltung in die Forderang des Verletzten nnd seioer Hintetbliebenen, soweit 
diese auf Grand des vorliegenden Entwurfs Entschfldignng erhalten, kraft 
Gesetzes ein.^ Endlich ist znr Hotirining des Absatzes 2 gesagt, es 
sei nioht raihsam, einem fieichsbeamten, welcher anf Grand des 
vorliegenden Bntwnrfis „entschädigt wird," gegen das Reich „weiter- 
gehende AnsprAche** ans § 1 des Uaftpilichtgesetzes zozugesteben, falls der 
Unfsll bei dem Betriebe einer Reichseisenbabn, in deren Dieust der Ver« 
letzte nicht gestanden hat, sich ereignete, nnd ähnlich gestalte sich das 
Verhftltniss zu den einzelnen Boudesstaatcn. »Hat das Reich/ heisst 
es dann wörtlicb, «einen Verletzten oder dessen Hinterbliebene anf Grand 
der Bestimmungen des Entwurfs ausreichend entschädigt, so sprechen 
die gleichen Erwftgnngen dafllr, einem solchen Verletzten und 'I essen 
Hinte rbliehonen auch gegen einen Bandesstaat, anf dessen Eisenbahn der 
Unfall sich zugetragen hat, weitergehende Aiis])rache ans § 1 des Haft- 
pdicbtgesetzes nicht zuzugestehen.'' (Vergl. die Stenographischen Berichte 
a. a. 0. Bd. 4 S. 55.) Dass diese Aenssernngen der Motive mehr gegen, 
als für die Auffassung der Vorinstanz sprechen, bedarf keiner weiteren 
Ausführung. (Vergl. auch Landmann, Unfallversichemngsgesetz S. 324, 
325.) Schliesslich st^ht der Ansicht des Vorderrichters aach der Um- 
stand nicht zur Seite, dass es sich vorliegend um eine Körperverletzung 
handelt, welche der Kl. als im Dienst befindlicher Postbeamter bei dem 
Betriebe einer Eisenbahn erlitten hat, und auf welche deshalb gemäss 
§10 Abs. 1 des Fürsorgegesetzes der Art. 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1875 (R.'Ges.-BI. S. 318) Anwendung iindet. Ueber die Klagerechte des 
Verletzten trifft dieser Artikel keine Bestimmung, er regelt vielmehr nur 
das Verhältniss zwischen der Postverwaltung und den Eisenbahnverwaltungen. 
Das B. G. giaubt allerdings, dem Art. 8 a. a. 0. die Bndentntig beilei?on zu 
dürfen, dass „in letzter Linie die dem Postbeamten vorgesetzte Post- 
behörde stets die Ihitsohädigung zu leisten hat.** Oh es. wenn dius 
richtig wäre, sich rechtlertiuen würde, den Verletzten die Klage gegen den 
Eisenbahnbetriebsunternclimer zu versagen, kann dahingestellt bleiben. 
Denn die Ersatzpflicht der Post Verwaltung tritt keineswegs stets und un- 
bedingt, vielmehr nach dem Sriilu,-5^sat/.e des Art. S nur iusoieni ein, als 
„uieht der Tod oder die Körperverletzung durch ein Verschniden des 
Eisenbahnbetriebsnnternehmcrs oder einer der im Eisi-tihahnlietriel) v-t- 
wendeten Personen iierbeigeiührt worden ist." Die .Möglirjjkeit aber, 
dass ein solches Verschulden hier vorliegt and doAS demzufolge dem Bekl. 

Kger. Ebeubaburechüicbe Entscbeidungea IX. 8 
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ein ErBataftnspraob wegen des dem Kl. zn Leietenden an die Poetverwaltang 
fiberhanpt oidit zustehen möchte, kann nach dem Thatbeatande der Vor- 
entBcheidong als ansgeachlossen nicht angesehen weiden, wie denn der 
Bekl. andererseits aneh gar nicht behauptet hat, dass die Verpftichtang 
zur Gewfthrang der dem § 1 des ReichsfUrsorgegesetzes entsprechende Be- 
züge von der Postverwaltong anerkannt oder gegen die Letztere fcs^ 
gestellt sei. 



Nr. 77. Entseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 13. November 1891. 

Eeiohsstempelgesetz vom l . Jiill 1881 Tarif-Nr. 4 a. Der Begriff der Liefenuig 
einer Menge wird dadurch nicht alterirt. dass die Liefeningsgegenstände 
nach bestimmten Angaben oder Zeichnungen herzustellen sind, wenn die 
Herstellbarkeit gleich lieferbarer and gleiokwerthiger Stftoke feststeht 

Ih der Praxis des R.6. ist der hier in Frage kommende Begriff der 
«Menge" selbstst&ndig festgestellt; insbesondere hat das ft.G. sich nicht 
an den Begriff der Tertretbarkeit gebunden, wie solcher anderen reicfas- 
gerichtlichen- Nonnen zn Grunde liegen mag. Die Industrie lieHert Erzeug- 
nisse, von denen bei vorschriftsmfissiger Herstellung das eine StQck dem 
anderen gleicfawerthig und ebeoBo vertragsmftssig ist Die HersteUbnrkeit 
gleich lieferbarer Stücke läset die Lieferung, Aber welche kontrahirt wird, 
als Menge erscheinen. Es kommt nichts darauf an, ob die Liefemngs- 
gegenstftnde nach bestimmten Angaben oder Zeichnungen heizustellen sind; 
ebensowenig ist in Ansehnng der Stfickziüil eine Grenze zn ziehen, von 
welcher der Begriflf der Menge begänne, vergl. Urtheil dieses Senats i. S. 
Fiskus wider Phönix, Rcp. 77/89 und die aus Bolze, Praxis des R.G. 
Bd. 7 Nr. 781 zu ersehenden Entscheidungen. Eine grundsätdich ab- 
weichende Entscheidung ist auch nicht dem Urtbeile dieses Senats vom 
ö. April 1889 i. S. Fiskus wider Union, Rep. 2ti;89, bei Bolze a, a. 0. 
Brl 7 S. 782, zu entnehmen. Dieses ürtheil betrifft einen Fall, in welchem 
Weichen nach beigefugten Zeichnungen in verwickelter Eonstraktion, an- 
gepasst an örtliche Verhältnisse, zu liefern waren. Die Revision d^ 
Steuerpflichtigen ist in diosera Fall mit Rücksicht auf die thatsächliche 
Natur der Feststellung des B.R., dass die in Frage kommende besondere 
technische Leistung nicht die Lieferung einer Menge darstelle, zurfick- 
gewiesen. 
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Nr. 78. Kntscli. der Küuigl. I n^arischeu Kiu'ie. 
Vom 17. November 1891. 

[Oest. Fisenb. Vtrw. Dl. V. Nr. 11. S. 165.) 

Bestimmimg des § 64 des Betriebs-Beglements, dass die Eisenbalui für 
Jenen Soliaden nicht haftet, welcher durch den änsserlich nicht erkena- 
Iwran Kaigel der Verpackung entstanden ist, setzt den Umstand als Be- 
dJn^^g yorans, dass die Verpackung nrq»rfinglich mangelhaft war, und 
dass dies durcli den Vermerk des Aufgebers am Frachtbriefe dargethan 
wird. — Der Frachtführer wird von der Entschädigungspflicht dndnrok 
aiokt befreit, dass die Leckage eines Fasses mit Oel in Folge der grossen 
HitKe eingetreten ist, denn er hätte die Sorgfalt eines ordentlichen Kaof- 
■iunes in der Weise anwenden müssen, dass die Danben des Oelfasses 
gegen die Einwirkungen der grossen Hitze bewahrt werden. — Die Be- 
stimmung des § 425, Punkt 4 des ung. H.G. (entspricht dem Art. 424, 
Punkt 4 des Allg. d. H.G.B.) ist nur bei solchen Waaren anwendbar, bei 
welchen die aussergewöhnliclie Lcekag:e n. s w diircli deren eigenthüm- 
liche Beschaffenheit verursacht wurde. — Wenn weder Unachtsamkeit, 
noch böse Absicht obwaltet, ist die Eisenhahn in Ermangelung einer 
gegentlLeiligfin Uebereinkunft nur d^n hif^riür im B.R. normirten geneinen 

Handelswerth m Tergüten soholdig. 

Die Direktion der Egl. Ungar. Staatsbahnen wnrde bei einem Bnda- 
peeter Bezirksgerichte anf die EntechSdignng Ar eine wihrend des Trans- 
portes ausgeronnene Menge Oels nach dessen Factnrapreiee eingeklagt. 
Diese Klage wnrde mit Beziehung auf § 425 H.G. nnd anf den damit 
Übereinstimmenden § 64 des B.R. deshalb abgewiesen, weil die Eisenbahn 
ffir die dort bezeichneten Waaren IceiDc Haftung übernimmt, nachdem der 
Kläger selbst nicht behauptet, dass an dem Fasse Spnren einer äusserlichen 
Gewalt wahrnehmbar waren, nnd weil nach dem Eonstatirungs-ProtokoU 
das Oel in folge der grossen Hitze resp. der Lockerung der Dauben des 
Fasses, aus demselben geroimon ist; es konnte daher gemäss § 308 des 
nngar. E.G. (entspricht dem Art. 395 des allgem. d. H.G.B.) die Haftung 
der Eisciibiihii nicht Phitz greifen. 

Die Kgl. Tafel in Budapest änderte dieses ürtheil vom 15. September 
1890, Z. 894, daiiin ab, dass deoi Kläger der im § 68 des B.R. normirte 
gemeine Ilundelswerth von 60 kr. pro Kilogramm gebührt. 

In der Motivirung wird ausgeführt, dass die Berufung der Geklagten 
auf § 64 des Betriebs-Reglements sio von ihrer Haftung deshalb niclit 
befreie, weil es keinem Zweifel unterliegen kann, dass die darin enthaltene 
Bestimmung resp. Befreiung von dem Umstände bedingt ist, dass die Ver- 

8* 
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packnsg sehon vor der Aufgabe mangelhaft war und dies dnrßh die An- 
erkemrong Seitens des Aii%eberB am Frachtbriefe erwiesen sei. Nachdem 
ein solcher Mangel von der geklagten Bisenbahn nieht behauptet nnd anf 
dem Frachtbriefe nicht ersichtlich gemacht wurde, ja sie selbst behauptet^ 
dass die grosse Hitze die Disache der Leckage des Oeles gewesen ist, so 
kann nicht der zitirte Paragraph des B.R., scodem § 898 des H.G. 
(§ 395 a.d.H.6.B.) im vorliegeodon Falle znr Anwendung gelangen. 
Dieser gesetslichen Bestimmnng gemäss mnsste die Hafitong der geklagten 
Bahn ausgesprochen werden, weil sie selbst nicht behaoptet, dass einer 
oder der andere der in diesem Paragraphen vorgesehenen Befreinngsfälle 
in der gegenwärtigen Streitsache obwaltet. Die von ihr aufgeführte Ur- 
sache der grossen Hitze würde sie ebenfalls belasten, weil die Gelüagte 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kanfroaones in der Weise hätte vor- 
gehen sollen, dass die Danb( n des Oelfasses vor der Lockerung bewahrt 
werden. Der Pnnkt 4 des § 425 kaon hier nmsoweniger in Anwendung 
kommen, als die geklagte Bahn selbst nicht behanptet, dass die Leckage 
in Folge der anf^sergewöhnlichen Beschaffenheit des Oeles entstanden sei. 

Die Kgl. Kurie bat dieses zweitinstanzliche Urtheil ans dessen lfo> 
tiven mit Entscheidung vom 27. Novembor 1 89 1, Z. 1 666, bestätigt 

Die Knrie hält an der, auch in früheren Streitfällen anfgcsprocbenen 
Ansicht fest, dass auf die im § 398 H. 6. begründete Entschädigangspflicht 
der Umstand gar keinen Eiafluss übe, dass wegen der während des 
Transportes unvermeidlichen Erschütteruag die Reifen eines Fasses sich 
sehr leicht ausweiten, anf welchen leieht erkennbaren Mangel Acht zu 
geben und den dadurch IcMcht entstehenden Schaden za verhindern, jedoch 
eine Aufgabe des Frachtführers bildet. 

Ein Maniiel der Verpackung kann denselben nur dann von der Ent- 
8chädigungsy)llicht hofroien, wenn ein solcher durch die Erklärung des 
Aufgebers am Fraciitbriefe erwiesen ist. 



Xr. 79. üntsefa. des Dentseheii Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat Vom 17. November 189L 

(Jwr. WodMiuebr. 1691. Nr. 63/66^ S. SM. Ziff. SL] 

Beohtsnngültlgksit eines anf die T&nsehung der EtsenbaluiTerwaJIiuig ge- 
Tiehteten Vertrages der lOtbewerber um eine Lieferang. 

Das B.G. hat als erwi(><-rn eraciitet, die Parteien hatten bei Ab- 
sehlnss des ii» Frage hteheudt n Vertrages die Absicht gehabt, die Eisen- 
bahuverwaltnng über die wirkliche Sachlage zu tauschen, insbesoiulere 
den Eindruck zu erwecken. U. sei ein wirklicher, den übrigen Vertrag- 
sciiliessenden gegenüberstehender Mitbewerber, der reichslHiulische Holz- 
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handel sei aber so mit Auftrftgen gesättigt, dass er der Sabmiesion keine 
Beachtung schenken könne. Auf Gmnd dieser Thatsachen warde ange- 
nommen, die Parteien hätten einen betrüglichen Zweck verrollt, nämlich 
die Eisenbahnverwaltong durch Anwendung nnlanterer, auf deren Tänschang 
berechneter Mittel zu einem Zuschlag bestimmen wollen» auf welchen 
sonst nicht habe gerechnet werden können, ein derartiger Vertrag widere 
streite aber den guten Sitten und sei deshalb als ungültig anzusehen. 
In diesen Ausführungen ist ein Rechtsirrthum nicht zu finden. Bei der 
gegebenen Sachlage bandelte es sich nicht bloss darum, dass, wie an einer 
Stelle der Eiitscheidungsgründe gesagt wird, der „Beweggrund der Vertrag- 
schliessenden bei Abschluss des Vertrages^ den guten Sitten widerstreite. 
Vielmehr haben sich diese in dem Vertrage gegenseitig ▼erpflichtet, bei 
der rechtswidrigen Täuschung der Eisen bahnverwaltung mitzuwirken und 
wtr gerade die auf den unerlaubten Zweck gerichtete Verpflichtung jedes 
einzelnen Vertragschliessenden der Verpflichtungsgrund für die übrigen 
Betheiligten. Den übernommenen Verpflichtungen fehlte es sonach an 
einem erlaubten Verpflichtnngsgrnud und war deshalb die Anwendung der 
Art. 1131 und 1132 des B.G.B, gerechtfertigt 



Nr. 80. Entsch. des Dentscfaen Belchsgeriehts. 

2. Givil-Senat. Vom 17. November 1891. 
Gegen eine Inanspruchnahme auf Grund des § 1 des Haftpflichtgesetzes 
Tom 7. Jonl 1871 kann sich der EtBenbahnantemeluner, solbm der Unfall 
durch das Fehlen von Schranken an der Kreuzung einer Eisenbahn unter- 
geordneter Bedeutung mit einem Wege vemmekt ist, oiaht schon durch 
die Berufung darauf sohfitsni, dass die EisenbfthsMilirielLtibeliörde die 
Anbringung von Sekranken nielkt aageordnet liabe. 

Am 7. Oktober 1888 wurde der Eiiemann der Klägerin au der Kreuzung 
einer Eisenbahn untergeordneter Bedeutung und eines Weges von einem 
Eii3enbaliu/ug:e überfahren und derart verletzt, dass er in Folge des Un- 
falls verstarb. Der auf das llciltj>rtichtgesetz gegründete Anspruch der 
Klägeriii uut Ei>ut/ dts ihr iiierdurch erwachseueu Schadens war vou den 
Voriüstanzen abgewiesen worden. Das Reichsgericht liob das Berufuugs- 
urtheil wegen Verletzung des § 1 des Haftpflichtgesetzes auf. 

Aus den (rründeu. 
Zur Beseitigung des vom Bei<lagten erhobenen Einwandes. dass der 
Unfall auf dem eigenen Verselmldeu des Verunglückten beruhe, ist geg- 
nerischerseits ein konkurrirendes Verschulden des Beklagten behauptet 
worden, welches einmal in dem Unterlassen rechtzeitigen Läutens mit der 
Glocke, ausserdem aber in dem Nichtaubnngeu einer Barriere gefunden 
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wird. Waiireiid iiiui bezüglieh des ersten Punktes da-^ Berulungsgericht 
die Replik der Klägerin in nnaDgreifbarer Weise durch die Erwägung er- 
lediert, dass diese Unterlassuug keiuesfalls die Ursache des Unfalls gewesen 
sei, da nicht anzuuehmen, dass S., der vor dem Ziis^e selbst nicht zurück- 
schreckte, vor dem AehtDogssigoal znrürktreschreckt sein würde, uimmt 
es bezüglich des zweiten Punktes au, ts kunue aus dem Nichtvorhanden- 
sein einer Schutjuwehr „ein die Verwaltaog verantwortlich machendes Ver- 
schulden nicht hcn?e!eitet werden**, weil nach § 7 der Bahuorduung für 
die EisenUahaen untergeordneter Bedeutung darüber, ob uud an welchen 
Stellen die Schutzwehren anzubringen, lediglich die Aufsichtsbehörde zu 
bestimmen habe, und Klägerin nicht behaupte, dass eine solche Bestimmung 
für die fragliehe Stelle ergangen sei. Daö Oberlandesgericht unterlässt 
hieniach eine Piuluug der I rage. ob an jener Stelle eine Schutzwehr 
erforderlich war, lediglich aus dem Grnnde, weil die Betriebsverwaltung 
durch die Bahnordnung au die Bestiinniung der Aufsichtsbehörde gebunden 
sei, durch eine Nachlässigkeit der letzteren aber die Verantwortlichkeii 
des Staats nicht begründet werde. Es kann nun daiiingestellt bleiben, ob 
der gedachte § 7 den Unternehmer einer Eisenbahn von jeder selbststäu- 
digen Prüfimg der Erforderlickeit von Schutzwehren entbindet, ebenso, ob 
die Gerichte zur Abnrtbeilung eines Rechtsstreites berufen sein würden, 
in welchem Klage auf die Verantwortlichkeit des Staats wegen mangel- 
hafter Bethätigung der Pfliehten der AufsichtshehOiden gegründet wäre, 
jedenfBÜB gründet dlie gegenwärtige £lage die YerantwortKehkeit des Staats 
fibeiliaopt nicht auf ein Verschnldeo seiner Beamten, sondern unmittelbar 
anf das Gesetz selbst, nach welchem vielmehr der Betriebsiiiitemehm«r 
sich nnr dadurch von der Haftung bef^ien kann, dass er den Beweis 
fahrt, dass der ünfitll durch höhere Gewalt oder dnreh eigenes Terschnideo 
des GetOdteten vemrsacht ist 

Das Verschnlden eines Dritten hat diese befreiende Wirkung nicht, 
vielmehr kann umgekehrt das nachgewiesene Verschulden des Yerunglftckten, 
wie durch die konkurrirende Schuld des Unternehmers selbst, so auch 
dnreh die konkurrirende Schuld eines Dritten, also auch der Auftiehts- 
behOrde an%ewogen werden, wenn die Umstfinde so liegen, dass nicht das 
Verschnlden des Verletzten, sondern das des Anderen als die vorwiegende 
Ursache des UnfsUs erseheint Hiemaeh musste das Gericht die belianptete 
NachlSssigkeit der An&iehtsbehOrde einer PrÜnng m dem Zwecke unter- 
werfen, nm zu erkennen, ob, fidls dieselbe bestand, d. h. fidls nach Lage 
der Oertlichkeit an der fraglichen Stelle die Anbringung einer Schntzwehr 
zur Verhütung von ZusammenstABSAn erforderlich war, das Verachulden 
des Yeranglöckten flbeihaupt noch bestehe oder noch als die wesentliehe 
Ursache des Unfalls angesehen werden ktane. 
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Kr, 81. fintoeh. de« OMierr. Oberston Oeriehtsiioll»». 

Vom 19. November 1891. 

[OmL Eta.Ter.BL T. Vr- 81. 8. 5SS. — BBll, BliMibtfuir. l&rtMli. Jibi«. IBM. St, 18. 8. n.^ 

Der mit der Leitoiig der Oeeoliifte einee mm Zwecke der Vorarbeiten für 
einen Balmban gebildeten Koneortiimie Betraute ist deshalb niebt bereohtigti 
TertiSge, welcbe vom Konsertimn gesebleesen sind, ebne Znstfanmnng des- 
selben sn&iilSsen. Ein derartiges Vorgeben ersehelnt als Oesoblftsfübning 

ebne Auftrag. 

Im Jahre 1886 hatte sich znm Zwecke der Erbauung einer Eisenbahn 
von .... bis .... ein Konsortium gebildet, welches aus zwei geson- 
derten Komitees bestand: das eine aus Insassen de» Ortes X., das andere 
aus Insassen von Y. An der Spitze der ganzen Unternehmung stand die 
Firma A. in X. Diese Firma belangte nun die Firmen B., C. und D. in 
Y. als Repräsentanten des Komitees von Y. auf Zalilunii der auf dasselbe 
entfallenden Hälfte der an den Ingenieur E. beglichenen Abfiuduugskosten 
per 805 tl. für die begonnene Ausarbeitung des Deta.lptüjektes. 

Das k. k. Bezirksgeriehl Kürbitz wies mit Urtheil vom 10. Juni 
1891, Z. 5114, (las Klagohcgehrcn ab mit folgender Begründung: 

A. stützt seinen Ausprucli auf (lieseii Ersatzbetrag auf die angeblich 
getroffene Vereinbarung, dass alle im Interesse des Bahnprojektes auf- 
laufenden Kosten je zur Hälfte von den beiden Komitees zu leisten sind. 
— Des Näheren führt der Kläger aus, es sei schon in der am 2. April 
1886 abgehaltenen Versammlang gleich von vorneherein verdobart worden, 
dass die gesammten Kosten der Unternehmung je znr H&lfte von den 
beiden Eonsortieii zu tragen sind, anf eine Oflferte des bgenienrs V., sei 
adion am 8. April 1887 in einer vollzähligen Eomiteeeitzung beschlossen 
worden, die Fftbrang der teehnisehen Angelegenheiten diesem Ingenieur 
zu fiberlassen, derselbe sei sohin persönlich in X. ersehienen. In einer 
weiteren Sitzung am 80. April 1887 sei vereinbart worden, diesem In* 
genienr gegen zifFermassig festgesetztes Honorar die Ausarbeitung der 

8 km langen Theilstrecke zu fibertragen. B. habe sohin schon 

vor der Tressenrevision mit der Ausarbeitung des Detailprojektes begonnen, 
womit die Komiteemitglieder von Y. vollstfindig einverstanden waren. 
Gleichwohl kam die Ausarbeitung des Detailprojektes nicht zustande, und 
zwar ans folgenden Orfinden: Es hatten die Eomiteemitglieder von Y. 
eine Variante der ursprfinglich beschlossenen Trasse verlangt; hiermit 
waren die Kitgiieder von X. nicht einverstanden. Die Hitglieder des 
Komitees von Y. gaben nicht nach, worauf A. aus dem Komitee austrat 
Sotbin erfolgte seinerseits die Entlassung des E. und die Begleichung seiner 
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Ansprüche. A. behauptet also selbst, dass von dem gesammten Komitee 
die Ansarbeituug ciiie.^ Detailprojektes beschlosseu warde. — Seine Pflicht 
war es, die DarchführuDg dieses Beschlusses zu überwachen, keineewess 
war er aber berechtigt, plötzlich von dem Unternehmen zurückzutreten, 
noch weniger ohne Einholung der Einwilligung des gesammten Komitees 
den Ingenieur zu entlassen und seine Ansprüche zu begleiclien. Dazu 
kommt, dass das Komitee in Y. keinen gegründeten Anläse zum Rücktritte 
des A. gab, und der Kläger hat durch seinen nnzeitigen Bücktritt ver- 
schnldet, dass die vom Ingenieur E. unternommenen weiteren Schritte 
werthlos, die au ihn gezahlten Kosten nutzlos sind. Wenn also auch die 
Geklagten verpflichtet waren, die Hälfte der Kosten der beachloseenen 
Detailarbeiten zu tragen, so können sie doch nicht verhalten werdet, die 
Hälfte jener Kosten zu tragen, welche durch die von ihnen ganz unver- 
sehuld« t und gegen ihren Willen herbeigeführte Vereitlung des iM^^r!^'^^- 
senen Planes Seitens des A. verursacht wurden. Auch die Ansiciit des 
Klägers, es gebühre ihm als GesrhäftsführtM- ohne Auftrag der ange- 
sprochene Ersatz, ist hinfällig. Denn dif TliiitiLrkt it des Ingenieurs, für 
welchen A. 805 fl. ausgelegt hat. ist oigeiitlicli gleich Null: der grösste 
Theil des gezahlten Geldes sind nur Ileisespesen und Abfindungsbeträge 
für dem Ingenieur anderweitig entgangene Arbeiten; überdies wird von E. 
als Zeugen selbst zugegeben, dass das Detailprojekt überhaupt nicht in 
Angriff genommen wurde. Es kann daher von einem Vorthoil der Ge- 
klagten nicht gesprochen werden. Hätte A. nicht eigenmächtig den In- 
genieur entlassen, snndern gemäss § 1036 a.b. G.B. seinen Entschluss, 
ans dein Konsortium auszutreten, einer zn diesem Behnfe einznbornfenilini 
Vüllversannnlung vorgelegt und hierbei die Entlassung und Abtinduin; «i«'s 
E. vorgebracht, so wäre den Mitgliedern von Y. die Möojielikeit geboten 
gewesen, den E. für ihre Pläne zu engagireu, in weleliem Falle aueh die 
vorbereitenden Sehritte des E. nicht nutzlos aufgewendet gewesen wären. 
Es ist daher der überwiegende Yortheil keinesweus klar, nnd sind die 
Geklagten gemäss § 1038 a. b. G.B. zu keinem Ersätze verbunden. 

lieber Aj)peUation des Klügers änderte das k. k. (»he rlaudesgericht 
in Prag mit Erkenntuiss vom 26. August 1891, Z. 19643, das erstrichter- 
liehe T^rtlicii ab und erkannte der Klage gemäss mit folgender Be- 
gründung ■ 

Es wurde durch die einvernommenen Zeugen erwiesen, dass die 
Vereinbarung getroffen worden war, dass die getsuuimten Kosten der Unter- 
nehmung je zur Hälfte von den beiden Komitees zu tragen seien. Schon 
ans dem Zwecke, zu welchem die beiden Komitees zusammengetreten sind, 
ergiebt sich, dass unter diesen Kosten nicht nur die bis zur Abhaltung 
der Trassenrevisions-Kommissiou erwachsenen za verstehen waren, sondern 
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dasB diese Abmachiing für alle veHeren Schritte des KonsortinmB bin- 
dend war. 

Es ist feiner festgestellt, dass die Ausarbeitnng des Detailprojektes 
dem E. tun den Pansehalbetrag von 2500 fl. veigeben wnrde. Damach 
stellt sich die Klage als gegründet dar. Es miiss als erwiesen abge- 
nommen werden, dasa die Geklagten anch für die Kosten der bereits 7or 
der TrassenrevislOB begonnenen Vorarbeiten des Detailprojektes zn haften 
haben, nnd zur Hälfte des dem £, bezahlten flonorarabfindnngsbetrages 
nmsomehr verpflichtet sind, als nicht eimnsehen ist, wanim A. verpflichtet 
sein sollte, die bis zu seinem Austritte im Interesse der Untemehmong 
gemachten Arbeiten allein zu honoriren. Der Ansprach des £. steht mit 
dem Anstritte des A. in keinem ursächlichen Zusammenhange; ebenso- 
wenig wurde der Plan des Konsortiums durch dtn Austritt des A. nnd 
durch die £ntlassong des £. vereitelt, da die Geklagten auch nach dem 
Austritte des A. alle znr Fortführung des Projektes erforderlichen Sehritte 
unternahmen. Es war im Gegeutheil im Interesse der beiden Konsortien 
bei der zwischen denselben eingetretenen Divergenz betreffs der Variante 
geboten, um dem Konsortiam jede unnütze Ausgabe zu ersparen, alle 
weiteren Arbeiten einzustellen, so dass die Entlassung des E. nur im 
Interesse des Konsortiums erfolgte. A. stand an der Spitze des ganzen 
Konsortiums, demnach war er gemäss der §§ 1190, 1017 a.b. G.B. be- 
rechtigt, die Rechnung des E. im Namen des Konsortiums zn begleichen, 
und ist daher gemäss § 1014 a. b. G.B. auch berechtigt, den Ersatz zu 
fordeni, zumal die Geklagten die vom Kläger Namens des gesamoiten 
Konsortiums vorgenommenen Schritte stillschweigend ratihabirt haben 
(§ 1016 n. b. G.B.). 

üeber die Revisionsbeschwerde der Geklagten stellte der k. k. Oberste 
Gerichtshof mit V'n^schcidnng vom 19. A'ovember 1891, Z. 12882, das 
erstrichterlicbe Urtheil wieder her. 

Gründe: 

A. macht selbst geltend, dass E. vom gesammten Konsortium aufge- 
nommen und dass demselben von diesem die Ausarbeitung des Dt tail- 
projektes übertragen wurde. Darnach war zur Auflösung des Reehtsver- 
htiltnisses nur das gesammt« Konsortium berechtigt, zumal die (Irm A. 
ertheiite YoUnmcht znr Leitung der Geschäfte des Konsortiums nirht auf 
die Hereelitigung zur einseitigen Auflösung von durch das Konsortium ge- 
siblossenen Verträgen aufgcdehnt werden kann. Da auch eine nach- 
tragliche Genehmigung der Autlosung des mit E. geseiilossenen Vertrages 
nicht angenommen werden kann, so muss A. betreffs der Entlassung und 
Abfertigung des Ingenieurs E. als Geschäftsführer ohne Auftrag angesehen 
werden, und es würde ihm daher nach den §§ 1057 und 1038 a. b. G.B. 
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der Ersatz seiner Aaslagen nur dann gebühren, wenn er das Gesf'häft za 
der Anderen klaren und überwiegenden Vortheile geführt hätte. Davon 
kaQD hier alier keine Rede seiu, denn dies würde vor Allem voraussetzen, 
dass mit dem FalleuUssen des Projektes auch das Konsortium Y. einver- 
standen war. Dies trifft nicht zu, vielmehr war das Konsortium Y. ent- 
schlossen, da» Unternehmen fortzusetzen. Es erscheint daher die erst- 
richterliche Abweisung des Klagebegehrens gerechtfertigt. 



Nr. 83. BeTis.-£nt8ch. des Beichü-Versieheniiigsaiiits. 
Vom 25. November 1891. 

[Ana. Nachr. d. It.7. A. (lavaL- n. AUmit.) n. Nr. 1 8. 1& Z. ML] 

Der Laof der Reolitsiiiittelfristeii auf dem Gebiete der IiiTaliditftti* und 

AltersTendolieniiig. 

In eiDcr RevieioReeDtscheidong vom 25. November 1891 hat das Keichs- 
VersicheniBg8amt angenommen, dass für den Lanf der Bechtsmittelfristen 
auf dem Crebiet der fnvaliditäts- nnd Altersvereichemng dieselben Grnnd- 
sfttze Anwendung za finden haben, nach denen in ünfallversicbemngs- 
Sachen gemSss dem Bescheide 277, Amtliche Nachrichten des B.V.A. 1887 
S. 27, verfahren wird. £s beginnt also insbesondere der Lauf der Be- 
rafnngsfrist mit der Znstellang des Bescheides, d. h. mit der dnrch den 
Postboten etc. bewirlcten Uebergabe an den Emp&ngsberechtigten, nnd 
endigt mit dem Ablanf desjenigen Tages der vierten Woche, welcher dnrch 
seine Benennung dem Tage entspricht, an dem die Znstellang erfolgt ist 

Sodann anterliegt es auch keinem Bedenken, in dem auf Feststellang 
der Invaliditftts- nnd Altersrenten gerichteten Verfahren die Vorschrift 
des § 200 Absatz 2 der Civilprozessordnnng dahin analog anzuwenden, 
dass. wenn das Ende der Frist anf einen Sonntag oder einen am Sitze des 
Gerichts als solchen anerkannten allgemeinen Feiertag fällt, dieselbe mit 
Ablanf des nächstfolgenden Werktages endet (zn vergleichen Reknrs- 
entscheidnng 367, Amtliche Nachrichten des B.V.A. 1887 S. 166). 

In dem in Rede stehenden Falle wnrde nach Benehmen mit der za- 
stSndigen VerwaltnngsbehOrde festgestellt, dass der Frohnleichnamstag, an 
welchem die Berofongsfrist gemäss § 77 Absatz 2 des Invaliditäts- nnd 
Altersversicherangsgesetzes geendet haben würde, am Sitze des Schieds- 
gerichts — einem Orte mit überwiegend katholischer Bevölkemng — als 
ein .allgemeiner Feiertag'^ zu erachten ist, indem er nach den dort 
geltenden Bestimmungen zu deigenigea Tagen ^^ereehnet wird, an denen 
«alle gerichtlichen Handlungen, sie mögen sein wie sie wollen, vollkommen 
stille stehen sollen". Die am Tage nach Frohuleichnam eingegangene Be- 
rufang wnrde daher als noch rechtzeitig eingelegt angesehen. 
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Nr. 8^ üntseh. des Oesterr. Yerwalt-Gerichtshofefl. 
Tom 30. NoTember 1891. 

(0«t BnBh.ytr.BL Mr. t. S. 91 ^ MtU SbrnMur. SntMk Uttf. U9L Ml; 19. a V,} 

Eb EilftBfl^ wel6li«r ta Biit 6lMm fiüliem Bilane »aBgeiproohenen Ban- 
kcHiMin anfreelit erUlt, stellt aieh ii«1it aib ein« iMie, MllntitiHdig ui- 

feohtban Entselieidiuig dar. 

Der YerwaltiiDgBgerichtahof hat die sab prfta. 4. April 1891, Z. 1259, 
eiogebraehte Beschwerde der Stadf^emeinde Strjj gegen den Erläse der 
k. k. Generaldirektion der Oesterr. Staatsbahnen vom 4. Jaanar 1891, 
Z. 11258, betreffend den Bau eines Eiskellers aäf der Bahnstation in 
Stryj^ nach den §§ 14 nnd 21 des Gesetzes vom 22. Olitober 1875, R.6.B1. 
Nr. 36 ex 1876, ohne Fortsetzung des Verfahrens znrfickge wiesen, weil 
bereits mit dem im Namen des k. k. Handelsministerinms ergangenen Er- 
lasse der k. k. Generaldirektion der Oesterr. Staatsbahnen vom 29. No- 
vember 1889, Z. 12165/U, der Bankonsens ffir einen freistehenden Eis- 
keller in der Station Stiyj ertheilt nnd hiervon das Gemeindeamt in Stryj 
mit dem Erlasse der dortigen Bezirkshaaptmannschafb vom 8. Jannar 1890, 
Z. *24 693, verständigt wurde, weil demnach der angefochtene, gleicblaUs 
im Namen des k. k. Handelsministeriums ergangene Erlass der k. k. General- 
direktion vom 4. Januar 1891, Z. 11253, welcher den mit dem erst- 
erwähnten Erlasse ertheilten Bankonsens Aufrecht erh&lt^ sich nicht als 
eine neue Entscheidung, sondern nur als eine Verweisung auf den Erlass 
vom 29. November 188u, Z. 12 165/11, darstellt, und weil sonach nur dieser 
erstergangene Erlass angefochten werden könnte; insofeme aber dieser 
Erlass angefochten wird, erscheint die Beschwerde als verspätet, da die- 
selbe nach Verstrelchnng der im zltirten § 14 festgesetzten Frist ein- 
gebracht wurde. 

Nr. 84. EntBch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 4. Dezember 1891. 

COart. Efa.VM.BL V. Nr. 42. 8.M». - JDrt.Miik.Vtr.BI. Bell. Nr. 711.] 

Es begriiiidft nieht ledigUeh eine unter dei Oeiiohtspunkt des § 320, 
lit t StO., fhHende Schädigung des staafliohen Aufsiehtsrsehtes, sondern 
ist als Verbrechen des Betruges nach $ 199 d St G. zu bestrafen, wenn 
Jemand die Fälschung eines Viehpasses zu dem Zwecke vornimmt, um 
dadnieh den Eisenbahntransport ffir durch den Pass nicht gedeckte Tliiere 
zu erschleichen (§ 10 des Qesetsss -vom 29. f ebmar 1880, B.G.BL Nr. d&). 

Johann R. wurde mit Urtheil des Kreisgerichtes in St. Pölten vom 
19. September 1891, Z. 4138, des Vorbrechens des Betruges nach $§ 197, 
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199, lit. d. St6.f schuldig erkaunt, begangen dadurch, dass er am 15. März 
1891 in dem von der GemeindevorstehuDg Obergrafendorf ausgestellten 
Viehpasse die Stückzahl der Thiere zu dem Zwecke von 35 auf 37 ab- 
änderte, am den Traospori toh zwei durch Gesundheitspässe nicht gedeckten 
Thieren nach Wien zu ermöglichen, was er thatsäclilu h auch unternahm. 
Die Nichtigkeitsbeschwerde des Verartheiltea fand der Kassationshof zu 
Terwerfen. 

Gründe: Die Beschwerde ist unbegründet. Denn es ist eine un- 
richtige Auifassung, wenn der Nichtigkeitswerber den Standpunkt vertritt, 
dass die Handlungsweise desselben nach den thatsächlichen Feststellungen 
des Gerichtshofes lediglich eine Schädigung des staatlichen Anfsichts- 
rechtes begründete, und dass demnach nicht die Strafandrohung des § l!)9d 
St.G., sondern jene des 320, lit. f St. G. zur Anwendung zu kommen 
hatte, zumal nicht vorliege, dass die zwei auf der Eisenbahn beförderten 
Sehweine krank uaren. Bei Handlungen, welche auf eine Irreführung der 
mit der Handhabung gesetzlicher Vorschriften betrauten Organe der Staats- 
verwaltang abzielen, ist die betrügerische Absieht immer dann anzunehmen, 
wenn durch die Irrefütirung eine Maassregei hin rangehalten wird, welehe 
ohne Irreführung getrotTen worden wäre. Dies trifft im gegebenen Falle 
zu; denn nach den thatsächlichen Feststellungen wären die zwei durch 
Viehpass nicht gedeckten Sehweine vom Trausporte durch die Eisenbahn 
ausgeschlossen gewesen, wenn sich der Angeklagte die Zulassung zum 
Transporte durch Vorweisung des gefälschten Viehpasses uieiit erschlichen 
hätte. Es ist allerdings richtig, daös der Zweck des Thierseuchengesetzes 
vom 29. Februar 1880, H.G.Bl. Nr. 35, darin bestehe, zn verhindern, dass 
ungesundes oder verdächtiges Vieh in Verkehr gesetzt werde: aber dieser 
Endzweck darf nicht mit jenen Zwecken vurwechüclt werden, welche durch 
die diu.sfullb bestehenden Bestimmungen des Gesetzes im Einzelnen erreicht 
werden sollen, damit der Endzweck erfüllt und nicht illusorisch werde. 

Die Vorschrift des § 10 des erwähnten Gesetzes hat zum Zwecke, 
düAs nur unbedenklich befundenes Vieh dem Eisenbahntransporte unter- 
zogen werde; eben diesen Zweck hat dtr Angeklagte durch Vonveisung 
des gefälschten Passes, durch welchen Irrthuiu, das zu befiirderudu Vieh 
sei bereits der thierärztlichen Beschau unterzogen worden, wachgerufen 
w^erden muäste, hintertrieben. Er hat also nicht bloss das staatliche 
Aufsichtsrecht, sondern jenen Zweck geschädigt, welchen die zitirten Vor- 
schriften verfolgen, und deshalb war das Gericht im Hechte, wenn es in 
der That des Angeklagten den Thatbestand des Verbrechens des Betruges 
nach §§ 197 und 199, lit. d St.G. verwirklicht erachtete. 
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Nr. 85. Entseli. des Dentschen Reichsgerichts. 
3. Straf-Seuat. Vom 7. Dezember 1891. 

§ 246 R.Str.0e8.B. Art 879 D.ECIh.B. 1a, te Znrildldukltimg tos Naoh- 
iialimegeldeiB Seitens eines SpeiUtenn Ueg^ nlolit to Ibatbeetand der 

UnteneUagnng. 

Die BeehtsaDBicht der Strafkammer, dass im Mangel besonderer 
Vertragebestimmiiiigeii der Spediteur gehalten sei, Naehnahmegelder un- 
berührt nnd sofort an seine Auftraggeber abznliefem, kann nicht f&r richtig 
aogeeehen werden; ans den Vorschriften des H.G.B. Uber das Spedition»- 
geechftft eigiebt sieb, dass der Spediteur die Prachtvertrftge zwar für 
fremde Bechnmig, aber im eigenen Namen abscbliesst^ Art. 879; idemach 
mnss davon ausgegangen werden, dass, in so weit es sich nm eigenüicbe, 
also gewerbmftsäige Speditionsgesch&fte, nnd nicht um solche Geschäfte 
handelt, welche lediglich vom Gesichtspnnkte des Mandats geführt werden, 
der Spediteur an solchen Geldern, welche vom Frachtführer, sei es als 
Naidmahme im eigentlichen Sinne, sei es als Vorschuss auf die über- 
nommenen Frachtstflcke gewährt sind, das Bigenthnm erwirbt^ dass diese 
Gelder durch diese Zahlung und mit derselben seine eigenen Gelder werden 
nnd dem auftraggebenden Absender lediglich ein obligatorisches Recht auf 
Berechnung und Zahlung deijenigen Betrüge zusteht, welche durch die 
Bezüge des Frachtfflhrers und des Spediteurs nicht absorbirt werden. 



Nr. 86. Entsdi. dm Oeaterr. Ei86iibahn-Sebledag«ridita. 

Vom 11. Dezember 1891. 

Die Schadeneräatzpfiiclit einer Balia beim Transporte lebender Thiere 
wird nicht durch Art. 395 H.G.B., sondern durch Art. 424 H-G-B. und 

§ 44 des Betriehs-Keglements beätimmt. 

Am 25. Mai 1891 hatte der Pferdehändler C. B. auf der Station Leobea 
der k. k. priv. Südbahn-Gesellschaft ein Pferd zur Expedition au seine 
Adresse „Matzleinsdorf, Bahnhof restante" übergeben, und auf dem Fracht- 
briefe bemerkt: „Ohne Begleiter, auf eigene Gefahr. Vor Aufgrabe des 
Pferdes soll ihm vom Zon^cn, Magazin sanr>ehcr B. in Leoben, die Aus- 
kunft erthfilt wordeu sein, dass die Abiiefeniiii; (le^^ Pferdes in Wien am 

26. -M:ii erfolgen werde. Die wirkliehe Abliettjrüug trat am Vurniittat: des 

27. Mai ein, zu welcher Zeit das Pterd von einem Abgesandten des Klägers 
abgeholt wurde.. Ein hierauf von dem Kläger veranlasster tbierärzUicher 
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Befond konstaiirte die ErknuikiiDg dea Pferdes nnd beim TraDspozte in 
das Thierarznei'Institat stand das Pföfd um, lud zwar laat Attestes des 
Marktkommissariates in Folge von Lungenödem, wobei Erscheinangen einer 
acaten Magen- nnd Darmentzündung wahrgenommen wnrden. G. B. klagte 
Don die erwfthnte Bahngesellschaft anf Ersatz des ihm entstandenen und 
mit B60 fl. bezifferten Schadens. 

Bei der Yeriiandlang am 11. Dezember 1891 wurde Kläger mit seinem 
Begehren abgewiesen, nnd zwar mit folgender Begrflndnng: 

Das Elagebegehren statzt sidi anf Art. 395 H.6.B., da das Pferd 
anf dem Transporte erkrankt sei, nnd zwar mOglieher Weise in Folge der 
in MOrzznachlag Torgenommenen Tranknng, sowie daranf, dass die dem 
Kläger zugesagte laefedrist bis 26. Mai nieht eingehalten wurde, das Pferd 
noch eine zweite Nacht anf dem Transporte zubrachte, wodurch ebenfaUs 
möglicher Weise die Erkrankung herbeigeflUirt wurde. Eliger erbot sich 
weitere zum Beweise darflber, dass das Pferd auf dem Transporte er- 
krankte, durch seine Einvernehmung, durch die EinTeiDehmung des Thier- 
arztes, welcher das Pferd vor der Aufgabe untersuchte, nnd durch die Ein- 
vernehmung von Sachverständigen Aber die Todesursache. Nach $ 44 des 
Betriebs-Beglement« haftet die Eisenbahn weder für den Schaden, welcher 
aus der mit dem Transporte der Thiere für dieselbeD verbondeneu be- 
sonderen Gefahr entsteht, noch auch für den Schaden, welcher aus der 
Gefiüir entstanden ist, deren Abwendcmg durch die geforderte Begleitung 
bezweckt wird, und bemerict Art. 424 H.6., dass bis zum Nachweise des 
Gegentheiles vermntbet werden soll, dass ein eiugetretener Schade, wenn 
er aus der vom Verfrächter nicht übeniommenen Gefahr entstehen konnte, 
aus derselben wirklich entbanden ist. Da nun die Einvemebmang des 
Klägers aU Zeugen ergab, dass derselbe als Sachverständiger vollkommen 
sich der Gefahren bewusst sein musste, welche ans der Beförderang eines 
Pferdes ohne fiegleitung sich ergeben k rinnen, und derselbe trotzdem die 
Kiansel: „auf eigene Gefaiir" auf dem Frachtbrief beisetzen liess und 
unterfertigte, so ernelitete das Schiedsgericht den weiters angebotenen 
SSachverständigenbeweis für nicht mehr uothwendig, da von dem Klüger 
behauptet wurde, f];? die Erkrankinia des Thieres auf dem Transport 
erfolgt sei, nnd deiselben durch die Beigabe eines Begleiters — sei es 
nun, dass die Erkrankung aus einer nnrlchtigeu Tranknng entstand, oder 
in Folge des zweimaligen Uebemachtes des Thieres im Waggon — hätte 
begegnet werden können. 

War sonach eine .Schadeusersatjzpflicht der Bahn aus dem Titel des 
Art. 395 H.G. nicht anzuerkennen, so konnte auch auf die Einwendung der 
nicht zugehaltenen I.ieferfrist nicht eingegangen werden, da dem Khiger 
als Pferdehändler, der wiederholt bereits Verfracbtaogen vorgenommen, 
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bekannt war, welche Lieferfristen für Pferde bestehen, and die reglemenl^ 
mftesige Lieferfrist im ▼erliegenden Falle in der That eingehalten wurde, 
indem die AbUefemng des Pferdes am Vormittag des 27. Hai erfolgte, 
während die Liefeifrist erst mit Ende dieses Tages ablief. Der angeb- 
lichen and dnrdi die Zengenvemehmnng nicht bewiesenen Aensserang 
des Magazinsanisehers in Leoben, dass das Pferd bereits am 96. Mal in 
Wien einlangen werde, konnte kein Gewicht beigelegt werden, da der 
Zenge nur eine wahrscheinliche Auskunft geben konnte nnd offenbar nicht 
berechtigt war, die Bestimmungen des Betriebs-Reglements abaaftndem. 
Es kann daher von einer gegenflber Letzterem abweichend rereinbarten 
karzeren Lieferfrist nicht die Rede sein. Auch hat sich ans der Ver- 
nehmung des ElSgers bei der mllndlichen Verhandlnng ergeben, dass er 
wenige Tage, nachdem ihm jenes Pferd vernnglfickt war, wieder Pferde 
ohne Begleiter per Bahn beft^rdem liess, woraus sich ergiebt, dass er die 
mit dem Transporte von Pferden ohne Begleiter verbundene Gefahr mit 
Wissen und Willen auf sich nimmt, weil er dies in seinem Geschäfte als 
Pferdehändler noch immer vortheilhafter als die mit E<»ten verbundene 
Begleitung erachtet. Kläger war sonach mit seinem Begehren abzu- 
weisen. 



Nr. 87. Bevl8.-Eiit8eh. des Beidis-yersieherungsamts. 

Vom 21. Dezember 1891. 

[Amtl. N&elir. d. U.V.A. (Alt.;rs- u. Iiivalidv. 11. Nr. 4. S. 17. Z. 101.] 

Ein rechtskräftig; abgelehnter AiterBröntenansprucli kann nicht auf G-nmtl 
derseibea thatsäcklichen Umstände, welche bei seiner Erhebung abwaiteten, 
olme Weiteres tob Neuem geltend gemacht werden. 

Es ist dem Kläger zwar darin beizutreten, dass för jene Frage sich 
ans § 82 des Invalidität^- nnd Altersversicherungsgesctzes nichts entnehmen 
Ifisst; denn diese gesetzliche Bestimmung hat lediglich den Fall im Auge, 
wemi die Anfechtung der rechtskräftigen Entscheidung über einen Kenten- 
anspmch im Wege der Wiederaufnahme des Verfahrens herbeigeführt 
werden soll, einen Fall also, der von der gegenwärtigen Streitsache grand- 
sätzlich verschieden ist, in welcher es sich schlechthin um die enronte 
Erhebung einer bereits rechtskräftig abgewiesenen Renten forderung handelt. 
Was ferner die §§ 33 und 84 a. a. 0. anlangt, so sind diese hier über- 
haupt nicht verwerthbar, da sie sich nur auf die Invalidenrente bezielieu. 

Die Verneinung der Frage ergiebt sich aber aus anderen Orfnulen. 

Durch rechtskräftige Bescheide und Ent.scheidnngen wird zwischen der 
Versicherungsan^ätalt nnd denjenigen Versicherten, welche einen Anspruch 
auf Beate erhoben haben, formales Recht geschatleu (zu vergleichen Steno- 
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graphische Berichte über die Verhandlungen <1es Reichstages 7. Legilatur- 
periode IV. Session 1888; 89 4. Bd. S. 87): es wird ein Zustand hergestellt, 
der ohne Rücl^sicht auf materielle Berechtigung als Recht gelten soll. 
Damit wird ein ailgemein anerkanntes Erfordcrniss der Rechtssicherheit 
erfüllt, mit welcher es sich nicht vereinigen lässt, dass derselbe Anspruch, 
obwohl endgültig über ihn entschieden ist, ohne Veränderung des Sach- 
verhalts anfs Neue erhoben wird, und diesen Grundsatz hier ausser An- 
wendung zu lassen, dazu bietet das für die Invaliditäts- und Altersver- 
sicherung geltende Prozess verfahren keinen Anlass. Allerdings ist die end- 
gültige Abweisung des vom Kläger erhobenen Rentenanspruchs hier nit^ht 
durch einen Bescheid der Versichernnq:sanstalt oder dcrch eine Entscheidung 
des Schiedsgericht«, wie dies die Motive des Gesetzes zunächst im Sinne 
haben, sondern durch einen geuiüss § 6 der Kniserlichen Verordnung!; vom 
1. Dezember 1890 erlassenen Vorbeselicid des JSchiedsgerichtsvorsitzenden 
erfolgt. Aber es steht nichts im Wege, auch einem solchen Vorbescheide 
die «rleiche Wirkung beizulegen: denn auch er ist t^eeignct. formales Hecht 
zu scliaÜ'cu, da er die Entscheidung des Schiedsgerichts unter d»Mi Kanto]»'n 
des § 6 Absatz 2 a. a. 0., von denen der Kläger keinen Gebrauch gemacht 
hat, zu ersetzen liestimmt ist. 

Selbstverständlich werden durch vorstehende Entscheidung nur die- 
jenige« Fälle geti^uffen, in denen die erneute Oelteudmachung des Alters- 
rentenansprnclis treuen den Willen der Versi^ In riiüc-^anstalt erfolgt; die 
Befugniss der letzteren, auf Grund nachträglich beigebrachter neuer ünter- 
lasren in eine wiederholte Prüfnna: des Anspruchs einzulreten und zutreffenden- 
falls einen die Rente zubilligenden anderweiten Bescheid zu erlassen, wird 
dadurch nicht berührt (zu vergleichen Amtliche Nachrichten des R.V.A.L 
und A.V. 1891 Bescheid 58 S. 164). 



Nr. 88. Eiitsch. des Oestenr. Ei8eiilNÜiii«Se1iie(l8gerjehf8. 

Vom 21. Dezember 1891. 

COMt Sli.Tw.BI. T. Nr. 47. 8.744.} 

Sine BahBTerwaltang, welelLe das A^so fBr eiii Fraehtpit ämk die Post 
ziuteUea lisBt« Ist olelit veipfliclitet^ sa prfifen, ob es d«n liditigeii 

Adressaten ZQgekommen ist 

Die 1 ii iaa 1>. & Comp, in AVien hatte am 27. Juli 1889 der k. k. priv. 
Oesterr. >iord\vestbahn eiue Kiste mit 40 kg Chokolade im Fakturabeträge 
von 50 (1. 99 kr. zur i\!xpedition an J. R. in Prap üliersfeben. Am 27. Januar 
1890 stellte sie an die Nordwestbahn lie Anfrage, was uiit (iieser Srn- 
dunst geschehen sei, nachdem der Adressat die Waare nii ht empfangen zu 
haben behauptet, und erhielt hierüber uuler dem 29, Januar 1890 die Auf- 
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klaniiig, dam ,die SendDiig am S^^^JaU 1889 in Prag eingelangt nnd an 
demselben Tage beiogen worden Mi**. 

üeber wiederholte Anfrage Ten 80. Januar 1890 erfolgte der bdorsafc- 
bescheid der Balm, daas das beKfi^iclie ATiao nnd der Bexagsaehein die 
Untersebrift J. R. trage, nnd von dieser Unteracfarift in der Magaiinalcanzlei 
zn Prag Einaicht genommen werden kOnne. Die Firma hat eohin gegen 
den Adreaanten J. R, sowie nnter Einem gegen den Speiereihindler H. 
in P^ den anf 50 fl* restringlrten Fakturabetrag beim k. k. Bagatell- 
gerichte in flaadelssaGhen in Wien am 19. Febniar 1890 eingeklagt 

Der gegen J. R. gerichtete Elageanspmch wnrde jedoob znrflekgewiesen 
nnd nur der mitgeklagte M. znr Zablni^ des begehrten Betrages Terartheilt, 
Die Begründung dieses am 30. Jnni 1891 erflossenen bagatellgerichtlichen 
Urtbeils stellte fest, dasa die anf den Namen R. aasgestellte Faktnra 
demselben nicht zugekommen war, dass die Waare an M., welcher der 
Geschäftsnaishfblger des R. war, abgeliefeil, und dasa die Klägerin ans- 
drflekiich too dem Uebergange des Geschäftes an M. Terstftndigt worden 
sei. M. war aber inzwischen in Eonkurs gerathen und der vom Bagateli> 
p:eri(-htc zugesprochene Betrag uneinbringlich geworden. Die Firma 
B. & Comp, klagte nnn die erwähnte Balmgesellschaft anf Ersatz des ihr 
durch Verlust der Waare und durch Bestreitnng der Gerichts- und Ver- 
trctungskosten erwachsenen Schadens, zusammen im Betrage voh 127 H. 
77 kr. 

Bei der am 21. Dezember 1891 stattgehabten Verhandlung wurde 
Klägerin mit ihrem Begehren abgewiesen, nnd zwar mit folgender Be- 
gründung: 

Die Klage stützt sich darauf, dass die Bahn die Waare an eine zum 
Bezüge nicht bcreohtigtc Person abgeliefert, habe, daher nach Art. 395 und 
400 H.G.B. haftpfli(:htig sei, nnd nach Art. 39f) H.G.B., letzter Absatz, 

den vollen Sr-hadtMi zn ersetzen habe. Dem Schiedsgerichte nblap es 
nun, zunächst die von der geklagten Gesellschaft erhobene Einwenduni^ 
der Verjährung zu prüfen. Nach Art. 38ß bezw, 408 H.G.B, und 84 
Betr.-Regl.. verjülneii alle Ansprüche wegen gänzlichen Verlustes des 
^Tute^ nach einem Jahre, von dem Ablaufe des Tages, an welchem die 
Ablieferung geschehen sollte, und tritt eine Unterbrechung der Verjähmnc^ 
nur dnreh die Erhebung der Klage ein. Die erste Reklamation wurde 
übrigens entgegen Art. 408 Abs. 2 II.G.B., erst nach einem halben Jahre 
nach Abliefernng des Gutes erholx.m, und f)is zur Einbringung der zweiten 
Kekiamation und zur Erhebung der vorliegenden Klage am 27. Oktober 
1891 verstrichen nun weiters l^/.i Jahre. Es nuisste daher das Klage- 
begehren schon aus dem Titel der Verjährung abgewiesen werden. 

Aber auch abgesehen von der Verjährung des Klageanspmches konnte 
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ein VeTBduddeo der BahngesellBchaft» .^reiches derselben in der Klage zar 
Last gelegt wird, Ton dem Schiedsgerichte nicht angenommen werden, 
da die ZnsteUting des Aviso im voriiegenden Falle durch die Post erfolgt 
ist, wozu die Bisenbahn ansdrfieklich nach § 59 Betr.-Regl., Abs. 4, be- 
reehtlgt war, die Eisenbahn sich somit nur des ihr zustehenden Befördernngs- 
mittels der Post für das Aviso bediente und keine PrQfang der Unter- 
schrift auf dem Bezugsscheine vorzunehmen hatte, und überdies § 59 des 
Betr.-Regl. nicht ansschliesst, dass der Bezng der Waare durch eine andere 
Person als den Adressaten selbst erfolgen könne, sofern nar diese in 
irgend einer Weise ihre Ermächtigung hierzu darthut. — Nach üeber- 
nahmc des Aviso von dem Postbediensteten und Unterfertigung desselben 
mit dem Namen des Adressaten war die Buhn anzuiiehmeD berechtigt, 
dass die Post die richtige Adresse gefunden habe, und es konnte daher 
auch von der Bahn der wirkliche Uebemehmer M., der Gesdiftftsnachfoiger 
des &, ais zum Empfooge berechli^'t angesehen werden. Ausserdem war 
noch zu erwägen, dass die Bahn von der Streitf&hmng gegen R. und M. 
Seitens der Klägerin gar nicht yerständigt wurde, um eventuell dabei zu 
interveniren, dass ihr sohin, zumal nach einem Zeitraum von IV2 Jahren, 
die Gelegenheit benommen war, bei der Postverwaltung, der gegenüber 
nur eine seohsmonatliohe Bekiamationsfrist gilt, mit Erfolg zu rekhuniren. 



Nr. 89. Eutsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
4. Straf-Senat. Vom 5. Januar 1892. 

§ 32a Str.Cl.& VerletBong der Ahspermngs^ und AufsichtsmiaMregeln bei 

Viehseuehen. 

Der $ 328 Str.G.B. bestraft nnr die Verletzung der Abspernings- 
oder AuMchtsmaassregeln, welche zu einem bestimmten Zwecke angeordnet 
sind, nämlieli zur Verhütung des Einfahrens oder Verbreitens von Vieh- 
seuchen, und wenn dabei besonders hervorgehoben wird, dass nur die 
wissentliche Verletzung bestraft werde, so ist damit die Eenntniss des 
Zweckes der Anordnung in den Thatbestand des § 328 eingeftthrt. Baa 
wissentliche Verletzen von Anordnungen einer bestimmteu Art setzt daher 
voraus, dass man bei der Verletzung Eenntniss davon hat, dass es sich 
um Anordnungen dieser bestinunten Art handelt 
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Hr. 90. Eniseh. des Deotsflieii Reiehsfferfclits. 

2. Straf-Seuat. Vom Januar 1892. 

[Jnr. Wochenschr. 1892. Nr. 1.V18. K. 140. Ziff. 4:! ] 

§ 331 Str. G.B. Passive Besteohimg eines Beamten. 

Der § 331 Str. G.B. hat nicht zur Voranssctzung, dass der Geber bei 
dem Yenprechen oder bei der Hingabe sich den Zweck gesetzt habe, 
dem Beamten einen Vortheil zu verschaffen. Wenn der Beamte für eine 
Amtshandlung einen Vortheil fordert, ist der Wille des Anderen ffir den 
Tbatbeatand ohne Bedeutung. Bei dem Annehmen und .SichverBprechen- 
lassen muss allerdings der übereinstimmende Wille beider dahin gegangen 
sein, dass der Vortheil sich als Gegenleistung auf eine Amtshandlung be- 
ziehe, auf den Zweck aber, welchen der Andere erreichen will, kommt es 
nicht an. 



Nr. 9L Entseli: des Prensa. Ober^Verwall-CMchts. 

3. fcjeuat. Vom 7. Juuuar 1892. 
[Pr«OM. Venr. BL Jm. Nr. 21 8. «W.l 

Krankenversicherung der Arbeiter ist an das Entstehen einer Kranklioit, 
nicht an das Erkennbarwerden derselben für die Kassenorgane, geknüpft. 

Das Krankenvers.-Gesotz knüpft für die gegen Krankheit versicherten 
Personen den Anspruch auf Krankcnunterstütjsnng an diis Entstehen einer 
Krankheit, d. h. an das Vorhandensein eines Zustandes, welcher ärzt- 
liche Behandlung, Arznei nnd Heilmittel nothweudig macht. Für die An- 
nahme, dass ein Anspruch auf Krankenunterstützung nicht schon bei dem 
Vorhandensein einer Krankheit, sondern erst dann bestehe, wenn die 
Krankheit einem der durch das Gesetz zur Verabfolgung der Unterst nt/nng 
berufenen Organe erkennbar geworden ist, fehlt jeder Anhalt in den 
gesetzlichen Vorschriften. 



Nr. 98. Entseh des DeatseKen BeiehsgMriehte. 

S. Civil-Senat. Vom 9. Jannar 1892. 

Die Wegepolizeibehörde ist nach dem Prenss. Zuständ.-Ges. vom 1. August 
1883 nicht befugt, unstreitige Privat\vee:e für den öffentlichen Verkehr 

in Anspruch zu nehmen. 

Wie das Königl. Prenss. Ober-Verwaltungsgerioht wiederholt und unter 

zutreffender Begründung ausgesprochen hat, lüntsch. des Ober-Verwaltungs- 

gericbts Bd. 9 S. 219, Bd. 10 S. 213, Bd. 12 S. 270, — Pienss. Verw.- 

9* 
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Blatt JahigaDg 18 (1891) S. 149, 150, — feiner Urtheil vom 10. Hftrz 
1891 in Sachen das jetaigen Kl. gegen die Poliaeiverwaltang za Spandau 
(einen andern, alt den jeUt streitigen Weg betrefiTend), ist die Wege- 
polizeibehftrde wohl befogt, im Interesae des ftflFentlichen Verkehrs die 
Anlage neuer AffeatliGher Wege, insbesondere also anch die Erwerbung 
Ton Privatwegen znm Zwecke ihrer Umwandlnng in Öffentliche Wege von 
dem Wegebaupflichtigea zu verlangen. Nicht aber ist sie befugt, 
unstreitige Privatwege für den Olienilichen Verkehr in Anspruch zu nehmen, 
die Voraussetzung der Inanspruchnahme fSr den Öffentlichen Verkehr ist 
vielmehr die nach der Auffassung der Polizeibehörde bereits bestehende, 
wttan audi von dem, gegen welchen die Inanspruchnahme ansgespToehen 
wird, bestrittene OeffeuÜicbkeit des Weges. Auf diesem Standpunkte 
steht auch die Verfügung vom 23. November 188fi. Sie spricht nicht die 
Absicht aus, dass der die Eisenbahn sdineidende Weg in einen öffentlichen 
verwandelt und damit auch dem Bahnübergänge die Rigenschaft eines 
Öffentlichen Ueberganges neu beigelegt werden solle, sondern sie geht von 
der Voraussetzung aus, dass dmr Weg ein öffentlicher Weg schon sei; sie 
wendet sich folgerichtig nicht gegen die Bekl. als die zur Herstellung der 
erforderlichen neuen öffentlichen Wege im Stadtgebiete Verpflichtete, 
sondern gegen den Kl. und verlangt von diesem das zur Freilassui^ des 
Bahnüberganges als Theiles des öffentlichen Weges Erforderliche. Ihrer 
ausgesprochenen Absiebt nach ist somit die Verfü^^ung, soweit sie die 
Oeffentlichkeit des Weges und des Ueberganges berührt, deklatorischen 
Inhalts, und es geschieht ebenso mit Unrecht, dass der B.<-R. der Ver- 
IBgnng die konstitutive Bedeutung der Verwandlung eines bisherigen 
Privatweges in einen öffentlichen um deswillen beilegt, weil die Beweis- 
aufnahme ergeben habe, dass der Weg bis zum Erlass der Verfügung ein 
Privatweg gewesen sei, als wenn beispielsweise ein gerichtliches Urtheil, 
das ein RechtsverhSltniss ab bestehend anerkennt, deshalb als für dieses 
Rechtsverhältniss konstitutiv bezeichnet (und demgemäss seine Tragweite 
beurtheilt) werden möchte, weil es auf rechtlich oder thatsf\ehlieh un- 
richtigem Grunde beruhe. Der B -K. ühersehrcitet vielmehr die Grenze 
seiner Zuständigkeit, indem er auf die Prüiuni; der Kechtmässif^keit der 
Polizeiverfügung nadi der Richtung, oh sie die bestehende ( JetVentlichkeit 
des Weges mit Kecht voraussetze, überhaupt eingeht. Nach § 56 des 
Zustiindigkeitsgesetzcs vom 1, August 1883 iindet (Abs. 1) gegen Anord- 
nungen der Wegepolizeihehörde. welche .... die Inanspruchnahme von 
Wegen für den öflFentliriien Verkehr hetrelVen. als Rechtsmittel inner- 
halb zwei Wochen der Eiusprucli an die WcLrepolizcihehörde und (Ah<. 4) 
aeuen den auf den Einspruch eig*'heii Ii n Besehluss dieser Behürdi^ die, 
Klage im Verwaltungsstreitverfahreu statt, lu diesem Verfahren ist 
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eotstehenden Falles aucb daiübcr zn entscheiden, ob der Weg für einen 
öflFentlichen za eraciit-n sei. Durcii diese Vorschriften ist, soweit es sich 
um die Frage der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte baiidolt, iu 
Aliüiiduiung des in allen streitigen Wegebuusachen die Kntsdieidang, ob 
ein Weg ein Privatweg oder ein öffentlicher Weg sei, den ordentlichen 
Gerichten zuweisenden § 135 der Kreisüiduung vuu 1072 die Entscheiduug 
über die Frage, ob ein Weg ein öffentlicher sei, für den Fall, dass zu 
dieser Entscheiduug die Inanspruchnahnje des Weges als eines öffentlichen 
von Seiten der AVegdjuupolizeibelnjrdc den Aula^.s giobt, den Verwaltnngs- 
gerichten zugewiesen und dam]t die Zuständigkeit der ordentlichen Ge- 
richte für den gleichen Fall aasgeschlosseu. 



Vr. 911. Entsch. des Dentscheu Keiehsgeriehts. 
3. Civil-Senat Vom 12. Janaar 1892. 

Rei der adndiüBliatlTai EntseMdung llbsr die Eigenaelkalt «tut dnuid- 
Stücks ab QffontliclLer Wsg ist der Vorbelialt dos $ 56 Abs. 8 dss Prems. 
ZiistuidJgkeitsKes. ▼om LAngost 1883 daliin n ventelieii, dass swar 
die reehtskiiftige Veneiinuig der Undemdeii PrlTatreehto Seitens der 
adminlstnitlTen Beehtepreebuig aaflreeht erlialten bleibt imd auf Qnmd 
der veneinteii Beekte Yeifttguiigsbefiignisse in Ansebimg des Wegegnmd- 
fltaeks Hiebt in Anspraeb genommeik werden kennen, dass aber die FMge, 
ob zu ünreekt Privatreekte yemeint und Entsebftdignng m gewfibren ist| 
dem ordentlieken Biebter sor Naekpillltang Torbebalten bleibt 

Der § 56 des Geeetses hat die Frage, ob einem Gmndsttcke die 
Eigenschaft als OiFentlicher Weg beiznmessen sei, nur fflr den Fall der 
admInistratiTen Entscbeidnng nnterstellen wollen, wenn es sieh nm ein 
als Weg benutztes Gnindstftck bandelt nnd streitig ist, ob der Weg ein 
Öffentlicher oder ein Frivatweg sei. Die YerwaltnngsbebArde, welche den 
Weg fftr den Öffentlichen Verkehr in Ansprach nimmt, muBS der Ueber- 
zengang sein, dsss sie damit nur dem bestehenden Recfatsznstande gemilss 
handelt, dass also die Kothwendigkeit einer Bntetgnnng nicht gegeben ist. 
Es ist niefat zn verkennen, dass damit privaten Reehten in einem gewissen 
Uffliange der Schatz des ordentlichen Bechtswegee entzogen ist Privat- 
rechtliefae Einwsndangea sind, nm Berfieksichtigaag zu finden, in dem 
Terwaltnngsstreitverfahren voranbringen; Ober die Begrftndnng derselben 
wird im Wege der administrativen Becbtsprechnng endgültig, ohne Vor- 
behalt für eine ErOrtemng im ordentlichen Bechtswege, entschieden. Dabei 
wird indessen in dem lotsten Absätze des § 56 dt, wdcher fdr den An- 
trag anf Entsehadigong des darch die OeffentUeberklarong eines Weges 
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in seinen privaten Rechten Beeinträchtigten den ordentlichen Rechtsweg 
vorbehält, eine von dem B.-R. verkanni ' Üci^renzung der materiellen 
Kei'htskraft der Verwaltung -,u,eriehtlichen Em-seheitinug bestimmt Der- 
gleichen Entschädigungsansprüche sind nur denkbar, wenn begründete 
privat reciitliche Einwendungen gegen die Eigenschaft des Weges als eines 
öffentlichen vorlagen und zu Unrecht — ausdrücklich oder stillschweigend 
— aberkannt sind; denn eine der wirklichen privaten KechtfilaKe ent- 
sprechende Entscheidung kann niemals schädigend wirken. Die Einwen- 
dungen uud die Entschädigungsansprüche haben dasselbe Fundament, den 
Rechtstitel für die Inanspruchnahme pri\aten Rechtes an dem Wegegrund- 
stücke. Die Verneinung des Rechtstitcls wurde deshalb au sich auch den 
Entschädigungsansprüchen entgegenstehen. Aber der Vorbehalt in § 56 
Abs. 8 des Zuständigkeitsgesetzes kann in keiner anderen Weise zur 
Anwendung gelangen und ist nicht anders zu verstehen, als dass zwar 
die reehtskräftige Verneinung der hindernden Privatrechte Seitens der 
adaiiuiftUaLi\LU Kechtsprecliung aufrecht erhalten bleibt und dass auf 
Grund der verneinten Rechte Verfügungsbefugnisse in Ansehung des Wege- 
grundsiücks nicht in Anspruch genommen werden können, dass aber die 
Frage, ob zu Unrecht Privatrechte verneint und also dnreh eine solche 
Verneinung Schaden gestiftet ist, dem ordentlichen Richter zur Nach- 
prüfung vorbehalten bleibt. In letzterem Punkte wird die materielle 
Rechtskraft der administrativen Entscheidung eingeschränkt, eine noch- 
malige Verhandlung und eine abweichende Beantwortung derselben Frage 
zugelassen. 



Nr. 94. Entecli. de» Deutscheu Iteichsgerichto. 
3. Civil-Senat. Vom 12. Januar 1892. 

[Jur. WodMnielir. 1892. Nr. 17. S. 155 Ziff. 21.] 

Ans § 17 der Verordnung vom 24. Januar 1844 folgt niclit, dass die auf 
Cknmd eines Defektenbesohlnsses von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
angeordnete Beaohlagnalime Ton VermögeBstheilen eines Kassenbeamten in 
ihrer Wirknag mit einem gerichtlich angelegten Arrest znsammenÜftUe. 

Denn dieee Vorschrift Ifisst nnr die Bemfong auf rechüichee GehOr 
gegen einen solchen Beschinss in derselben Weise zn, wie dies gegM 
einen von den Gerichten erkannten Arrest statthaft erscheint Dagegen 
kann der Schuldner nach der Beschlagnahme keine Dispositionen über das 
arrestirte Vermögen treflfon, welche dem Glftobiger, der die Beschlagnahme 
erwirkt hat, nachtheilig sind. Insbesondere erwirbt kein Dritter dnrch 
spätere Rechtsakte irgend welche Bechte an jenem Vermögen, welche die 
Wirkungen des Arrestschhigs zu beseitigen oder zu beeinträchtigen geeignet 
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sind. Irisi tt I II stehL die Beschlagnahme auf Graud der augeführteu Ver- 
ordnung derjenigen gleich, welche gemäss der §§ 16 onH 139 des Zwaugs- 
versteigerangsgesetzes vom 13. Juli 1HH3 l)ehufs Einleitung der Sabhastation 
au dem Gegenstände der Sabbaötaiiou darch den Richter erfolgt. 



Nr. 95. £iit8ch. des Deutschen Reiclisgeriehts. 
ö. Civil-Senat Vom 13. Jannar 1892. 

§ 89 PrenBfl. Bnteigii.'fles. ▼om 11. Jnni 1874. Da fftr die Werftiftstatallimg 
der Zeitpunkt des EnteehädigQngsfestetellimgsbeBelilneBeB maasegebend ist, 
so treffen alle verlier mit dem Gmudstileke vorgelieiuleii vortkeilliafteii 
lud lacliÜieiligeiL Verftoderongeii den Blgentlillmer. — Be§^ der «Ms- 

kerigen BenntningBart** saeli § 10 L o. 

In einem Urtheil vom 17. März 1891 (Entseh. Bd. 27 S. '263) ist der 
Satz augenommeu und begründet, dass der Zeitpunkt des die Eiitschiidii;uug 
feststellenden Beschlusses der Enteignungsbehörde (§ 29 a. a. 0.), welcher 
mit dt;i Zuitolluiij; in Wirksamkeit trete, für die Werthfeststelhmg maass- 
gcbeud sei. Es lag kein Grund vor, von diesem auch iu späteren Ent- 
scheidungen (z. B. Zapp c. Altdamm-Colberger Eisenbahngesellschaft V 
83/91) aufrecht erhaltenen Grundsätze hier abzugehen. Darnach gereicht 
aber eine vor dem gedachten Zeitpunkt in dem zu enteignenden Grosd- 
stück durch ein mit der Enteignung nicht in arsäcblicbem Zu- 
sammenhange stehendes Ereigniss verursachte Verändening nnr dem 
Eigenthümer, sei es 2nm Vortheil» sei es zum Nachtheil, während sieh die 
£ntschftdigung8pflicht des Unternehmers kdigach nach dem Znstande be- 
misst, in welehem das Gnmdstflek zn diesem Zeitpunkt sieh befsnd. 
üiemaeh können Kl. nicht yerlangen, dass die Beschädigung, welche das 
Grondstfiok noch vor Einldtnng des ßntschädigungsvaiahrens durch den 
Einstorz erlitten, bei der Abschätzung als ungeschehen betrachtet werde. 

Der Anadmck: , bisherige Benntznngsart*' im § 10 a. a. 0. kann 
nicht dahin verstanden werden, dass es dabei gerade anf einen bestimmten 
Tag ankomme^ sondern es ist «n längerer Zeitraum in's Ange zu Cssaen, 
innerlialb dessen eine regelmässige Benutzung stattfindet^ nnd wenn diese 
kurz vor der Enteignung durch hftiiere Gewalt oder eine aonst zufällig 
in dem Gmndstfick eingetretene Veränderung unterbrochen war, so ist zu 
prüfen, ob damit die bisherige Benntznngsart dauernd verhindert oder 
eingeschränkt worden wäre, oder ob es sich nur um eine vorflbergeliende 
Unterbrechung iiacdelte, welche, wenn die Enteignung nicht stattgefunden 
hätte, durch Wiederherstellung des frflhecen Zustandes beseitigt werden 
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konute und voraussichtlich beseitigt worden wäre. Hat auch der Eigen- 
tbümer die vor Zastellung des Eutschädigungsbeschlnsses eingetretene 
Verschlechterung seines Grondstflcks allein zu tragen, so kann er doch 
durch die Enteignung nicht noch schlechter gestellt werden, als er ohne 
diese gewesen wäre, d. h. es darf ihm der in der Wiederherstellbarkeit 
des beschädigten Grondstücka für ihn liegende Vortheil in ktiner Be- 
ziehung, also aach nicht hn Sinne des § 10 Abs. 1, entzogen werden. 



Nr. 96. Entsch. des Deutsciien Reichsgerichts. 
2. Civil-Senat Vom 15. Januar 1892. 

1 3$ B]iteign.-0e8. Ym 11. Juni 1874. Die VeniDnuig der Entaehädignngs- 

snmme kann vom Tage der Besitzeinräumnng an beanspmoht werden, da 
auch ohne besondere Verabrednng die Annahme begründet ist, das» dies 

unter den Parteien gewollt seL 

El. beschweren sich mit Recht darüber, dass ihr Ansprach aaf Zinsen 
seit dem Tage der Besitzeinr&nmnng abgewiesen ist. Der B.B. gründet 
diese Abweisong mit Unrecht auf § 86 des Gesetzes vom U. Juni 1874, 
indem er ausspricht, dass nach diesem Paragraphen Zinsen erst vom Tage 
des die Entschädigung feststellenden i^cliiusses zugesprochen werden 
können. Der gedadite Paragn^h spricht ztmftchst von dem Tage des die 
Efltschfidigung feststellenden Beschlusses überhaupt nicht» sondern von 
dem der Enteignung, von welchem ab in Ermangelung abweichender 
Vertragsbestimmonger die Entschädigungssumme mit 5 Prozent verzinst 
werden soll. Die Enteignung, das heisst die Entziehung des Eigentbums, 
geschieht nach $§ 32, 44 des Gesetzes dnrch Zustellung des Enteignungs- 
beschlusses; eine solche hat Oberhaupt nicht stattgefunden, vielmehr be* 
haupten die KL, am 1. August 1886 dem Bekl. freiwillig den Besitz ein- 
geräumt zu haben. Ist diese Thatsache richtig, so hat zwischen den Par- 
teien ein Uebereinkommen stattgefundeu, dessen rechtliche Folgen ans 
ihrem vermutlüichen Willen abzuleiten sind. Es kann nun nicht ohne 
Weiteres jmgenommen werden, dass der Besitzer einer werthvulleu Wiese 
24 Ar davon hergeben wolle, ohne für den ihm entgeheiuleu Frncbtgenuss 
von der anderen Seite Vergütung zu erhalten, und dass der andere Theil 
auf diese der Billigkeit cutsprechenden Voraussetzung nicht eini^eheu 
wolle; vielmehr liegt es nahe, solche Vergütung als von der einen Seite 
gewollt und von der andern zugebilligt anzusehen. Für die Art derselben 
würde Art. 1652 B.G.B, direkt massgebend sein, wenn anzunehmen, dass 
durch die gütliche Einräumung des Besitzes eun Kaufvertrag zu Stande 
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gdcommeQ eei, bei dem die Paitfliflii den Kau^w von dem Ansepnieb 
dee ProseBsriebten abbftngig gemaebt babeo. Ob diese Annabme geraobt- 
fertigt, bedarf noeb der Prafang; fibngene gew&hrt Art 1653 ancb sonst 
einen Anbalt dafür, den Kl. als Vergfitong fUr den ihnen entgebenden 
Fracbtgenass die Zinsen der BntseliSdigangsninme bis za deren Zablnng 
2Qxabilligen. Dem vom B.B. angezogenen Urtheile des R.G., IL Hfllfs- 
senats vom 22. November 1880 (Gruchot Bd. 25 8. 971) lagen besondere 
Umstände — Ungewissheit des Eigentiiamsftbeigaags nnd der I«egitimation 
des den Besitz übernehmenden Beamten ^ zu Grande, wel^e für die 
abweicbende Sntscheidnng in Betracht kommen konnten, in anderem Sinne 
sind ergangen die bei Gruchot Bd. 26 S. 969 und in der Juristischen 
Wocbenschrift 1884 S. 178 abgedruckten Entscheidungen. Der B.R. wird 
demnach bei erneuter Verhandlung der Sache auf die Prüfniig eingehen 
mflsseai, ob am l. August 1886 die Besitzeinräumung stattgefunden bat 
und inwieweit desiialb die zum Theii schon gezahlte EntsebädignngBsnmme 
von der Verzinsongspfliefat beiroffen wird. 



Mr. 97. Entgeh, des Dentsehea Beldtsgerietats. 

3. Civil-Senat Vom 15. Januar 1892. 

Die Klage auf Beseitigung eines Baues (Eisenbahnbaues) auf Grund be- 
haupteter Verletzungen von Eigenthums- oder Besitzrechten ist im Gebiete 
des gemeinen Rechts schon dann ausgeschlossen, wenn es sich um eiue 
polizeüioh genehmigte Anlage handelt, welche im Interesse des öffentlichen 

Verkehrs nothwendlg ist 

Eine polizeiliche Verfügung liegt nicht ohne Weiteres zom Kefhls- 
trtolge des Ausschlusses de« Rechtsweges in einer landesherrlichen An- 
ordnung, weiciie die Zuständigkeit der Eisenbahnbehf^rdcn reg und deu- 
selbeTi das Enteiguungsrecht verleiht, und ist aueh die Mögiii hk^ t nnzn- 
erkeunen, dass die zur Ausführung von Bahnbauteu stets erlorderiiche 
obrigkeitliche (lenehraigung im Kin^'^lfalle nur den Charakter einer Bau- 
erlaubuiss ha!>en kRiin, durch welche die Bauansfiilirung nicht in zwingender 
Weise voigeöchi leben wird. Ferner unterliegt es keinem Zweifel, dass 
die Enteignnnc des zum Bahnbau. erforderlichen lerraiu.s in Maassgabe 
der liestimuiuii^en des Euteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 zu ge- 
schehen hat, buweit nicht gütliche Einigung mit den Interebseuten erfolgt, 
uud dass grundsätzlich der Rechtsschutz gegen verfrühte Inbesitznahme 
von Grund uud Boden durch possessorische Interdikte uud die Negatorien- 
klage nicht ausgeschlossen ist. Endlich ist es richtig, dass der Staat, 
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insoweit er f&r eigene RecbniuiK Bahnen baat and betreibt, in seinen 
Rechten nn4 P0iehten als Bau- und BetriebBanteniehaier den privaten 
Untemehmeni gleichsteht, wie dies in der früheren Rechtspreehang and in 
der Entseheidnng des Bd. 28 8. 221 ff. anerkannt ist Die Eiage 
anf Beseitigung einer Baate auf Grund behaupteter Verletrangen von 
£igenthQms> oder Besitsrechten ist jedoch in dem hier in Frage stehenden 
Reebtsgebiete (Neavorpommcm) schon dann ausgeschlossen, wenn es sieh 
um eine polizeilich geoehmigte Anlage iiandeit, welche im Interesse des 
Offentliehen Verkehrs nothwendig ist. Unter dieser Voraassetznng hat, 
wie anch die frühere Entscheidung des R,G. vom 13. Juli 1889 Rep. V. 
109/89 angenommen hat, die polizeiliche Genehmigung nicht lediglich den 
Charakter einer gestatteten Bauerlaabniss, sondern iku « iiier Verfügung im 
Sinne des Gesetzes vom II. Mai 1842. Ffir die Auslegung derartiger 
polizeilicher Genebmigangen kommt es aber nach den zutreffenden Ans- 
föhrungeu des Gerichtshofes für Korapetcnzkdnflikte in den Urtheilen vom 
1 1. Februar 1 8 f;'> ihk! 12. Januar 1867 — Justizministerialblatt von 1865 
B. 106, von 1867 93 — nicht auf den Wortlaut, sondern aof den Zweck 
der Vorfügung an, und genügt schon die vom zuständigen Ressortminister 
anerkannte Nothwendigkeit einer Anlage im Interesse des öti'entiichen Ver- 
kehrs, um das Vorhandensein einer polizeilichen Maassregel zu konstatiren. 
Vou diesen Grundsätzen ausgehend, bat die Vorinstanz mit Recht die Er- 
lasse des Regierungspräsidenten zu Grcifswald vom 17. März 1888 und 
des Ministerii der öffentlichen Arbeiten vom 28. Mai I8ss als polizeiliche 
Verffiffun^en im obigen Sinne aafgefasst. denn es unterliegt nach der ge- 
sammten Sachhif^c keinem Bedenken, da-^^ die dort t;enehraigte und an- 
geordnete Ausführung des fraglichen IJatindüinmes eine im Interesse des 
örtentlifhi-n Bahuverkehrs und der iSchiJifuhrt besehlosseno AuUii:« betrat', 
liiernach ist der Rechtsweg für den Klagunspruch auf U iulri lierstellunii 
des fiüberen Zustandes unzulässig:, und würde aueh ferner einem dahin 
lautenden Urtheil die geschehene Bauausführung in gleichem Maasse ent- 
gegenstehen, wie nach dem Lrtheil dt-s (Gerichtshofes für Kompetenz- 
konfliktc vom 12. Januar 1856 — .lussti/uiinisterialblatt S. 16 — die Küek- 
gt'währ in Folge polizeilicher Anordnung zum Strassenbau verwandten 
Grundtiigenthums im Rechtswege nicht stattliudet. 
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Nr. 98. Entsili. (leg Deutschen Reichsgerichts. 
5. Civil-Öenat Vom 16. Jauuar 1892. 

Bin £]it8ohädiguiigsaiispmcli wegen venagter Ba^iprlaubniss kann dann 
den Normen des BanflueMUniengesetiM ▼om 2. Mi 187ö nicht unterstellt 
werden, wenn znr Zeit des Gesuches sowohl als des Bescheides der Be- 
banungsplau ftberli&npt noch nicht veröffentlicht war. Verfahren hei Er* 

theilnng der Banerlanbnlee. 

Bekl. ist der Ansicht: wenn angenommen werde, der Bankonsens sei 
mit Raeksicht anf die in Aussiebt stehende Festsetzung einer nenen Flncht- 
linie versagt, so müsse das Gesetz vom 2. Jnli 1875 zur Anwendung 
kommen, durch dessen § 18 der Ansprach des El. ausgeschlossen werde. 
Nach Inhalt des irom Bezirksaasschnss unter dem 6. Juni 1885 eriassenen 
Crtheils steht allerdings ausser Zweifel, dass die Klage des KI. auf Er- 
theilung der Bauerlaubniss aus dem Grunde znrOckgewiesen ist, dass die 
Grundstücke des El., ffir welche der Bankonsens beantragt war, von der 
bevorstehenden Feststellung von Fluchtlinien ber&hrt worden. Aber daraus 
folgt nicht die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 2. Juli 1875; denn nach 
der feststehenden Praxis des R.G., von der abzugehen kein Grund vor- 
liegt, kann ein Entschfidigungsanspruch wegen versagter Bauerlaubnisa 
dann nicht den Normen Jenes Gesetzes unterstellt werden, wenn zur Zeit 
des Bauerlaubnissgesußhes sowohl als des darauf ergangenen Bescheides 
der Bebauungsplan überhaupt noch nicht veröffentlicht (vergl. § 7 des Ge- 
setzes vom 2. Jali 1875), also noch eine innere Angelegenheit der städtischen 
und Polizeibehörde war (vergl. Entsch. in Givilsachen Bd. 21 S. 214 und 
das ürtheil vom 8. Juli 1891 Rep. Y. 98/91, welches im 28. Bde. der 
Entsch. zam Ahdriick gelangt). Diese Voraussetzungen liegen vor, da 
unstreitig die Baaerianbniss im Jahre 1884 nachgesucht und in diesem 
Jahre und im Jahre 1885 versagt ist, die Offenlegung des aufgestellten 
BebanüDgsplanes aber erst im Mai 1887 stattgefnnden bat. 

Das Verfahren bei Ertheilung der Banerlanbniss, beginnend mit dem 
Beseheide der BanpolizeibehOrde und abschliessend in letzter Instanz mit 
dem Urtheile des Oberverwaltungsgericlits, ist ein einheitliches. Wird im 
Verwaitnngsstreitverfahren von dem Bezirksansschass oder vom Ober- 
verwaltnngsgericht der von der Banpolizeibehörde ergangene ablehnende 
Bescheid aufrecht erhalten, so sind auch für diesen die Gründe der zuletzt 
ergangenen Entscheidung massgebend. 
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Kr. EntBoli. dM K. JL Oertenr. RiiduBgericbts. 
Yom 18. Januar 1892. 

tOwt ElMnb.y«r.IIL V. Nr.«. 8. «BS.] 

Wenn im Tenor eines gericlitliclien Urtheiles das Klagebegekren meritorigcli 

abgewiesen, in den Entscheiduügsgrüiiden jeilucli ausgesprochen wird, 
dass die Gerichte zur Prüfung einer die Gruudliii^t} dtjs Klagsanspruches 
bildendcu Frage niclit berul'eii seien, so liegt darin keine zur eventuellen 
Begriiiidiiiig eines negativen Kompetenzkonfliktes geeignete Inkoaipetenz- 

erklämng des Gerichtes. 

Mit Dekret des Verkehrs-Direktors der k. k. priv. 8üdbalin-Geseil- 
sebatt wurde der Expeditor N. verständigt, dass, da er deu wiederholt 
an ihn ergangenen Atifforderungen, in seineu Staüonsort zur Dienstleistnnjc 
einzurücken, keine Folt<e geleistet und die diesfälligen Mahnnugeu un- 
beachtet gelassen hat, der Venvaltuugsrath der Öüdbahn-Gesellsohaft be- 
schlossen habe, ihn im Sinne des § der allsfcraeiBeu Dienstordiiuiig 
strafweise zn entlassen, und dass seine Bezügi;; vum Tage der Zustellang 
dieses Dekretes an eingestellt werden. 

N. wendete sich, da er diesen Vorgang für ungerechtfertigt hielt, an 
die k. k. General-Inspektion der österr. Eiaeubahnen mit der Bitte, diese 
gtrafweise Entlassnn«,^ für ungerecht zu erkennen and die Südbahn- 
Geseiischaft zur Aulhebung derselben, sowie zur Gewährung der ihm ge- 
bührenden statutenmassigen P<'nsion zu verhalten. 

Die k. k. General-Inspektion erklärte jedoch mit dem Besciieide vom 
•24. November 1885, dass sie nicht in der Lage «ui, eine derartige Ver- 
liigung zu treffen, dass jedoch die Geltendmachung dieser Ansprüche im 
Civil wege unbenommen sei. 

Auch das k. k. Uandelsministerium, an welches sich N. mit dem 
Begeliren um Auliiebung der fraglichen Dienstesentlassuug und deren 
Folgen gewendet hatte, hat dieses Begehren mit dem Erlasse vom Iii April 
1890 wegen Inkompetenz abgewiesen, und die dagegen an den k. k. Ver- 
waltuugs-Gerichtßhof eingebrachte Beschwerde wurde von demselben mit 
dem Erkenutniss vom 26. Juni 18LI1, Isr. 2271'), mii der Begründung 
zurück gewie.sen, dass es nicht Aufgabe der Verwaltungsbehörde stdn kauu, 
Personen, die in einem privatrechtlicheu Dienstverhältnisse stehen, ihrem 
Ditiustherrri i^cgiiiuber Schutz und Abhilfe zu gewähren. 

N. üeii at auch den Civilrechtsweg und überreichte beim k. k. Handels- 
gerichte Wien gegen die Südbahn-Gesellschaft die Klage vom 24. September 
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1887, Zahl 146416. Die Südbahn-Gesellschaft erhob vor Allem die Eio- 
weudung der gerichtlichen Inkompetenz zur Ueberprüfuug des Disziplinar- 
strafe-Erkenutnisses und zum Aussprache über die Rechtmässigkeit oder 
UDrechtmftssigkeit desselben. Sowohl diis Hnn'leUgericht als auch die 
Obergerichte pflirhtetr'r! dieser Anschauung bei, und wiesen das Klage- 
begehren aus dem Grunde der rnzulässigkeif der Ueherprüfung des 
Disziplinar-Erkenutnisses oder der Vernichtung der Hechtsfolgen desselben 
durch das staatliche Gericht ab. 

Anf Grund diesf>> Sachverhaltes stellte N. beim Reichsgerichte den 
Antrag auf Entscheid nnu^ des hier nach seiner Meinung vorliegenden nega- 
tiven Kompetenz kon rl i ktes. 

Das k k Reichserericht erkfumte nach der am 18. Janaar 1892 durch- 
geführten ollenLlicijeii nmüdlicheii Verhandlung zn Recht: 

Dem Antrage wird keine Folge gegeoen. 

In den Gründen heisst es; Die Behauptung des Antragstellers, es 
liege ein negativer Korapetenzkonflikt vor. ist that^>ächlich unrichtig. 

Allerdings haben die Verwaltuugsbehurdeu eine Entscheidung in dieser 
Angelegenheit wegen Inkompetenz abgelehnt, keineswegs ist dies aber auch 
von Seite der Gerichtsbehörden geschehen. 

In der vom Antragsteller wider die k. k. priv. Südbabn-Gesellscliaft 
beim k. k. Handelgerichte in Wien eingebrachten Kla^e stellte derselbe 
das Begehren nm das Erkenntuiss, die vom Verwaltuugsrathe der ge- 
klagten Gesellschalt wider den Kläger am 30. .Juli 1885 verhängte straf- 
weise Dienstentlassung bestehe nicht zu Recht, sondern könne nur aljs ein- 
fache Kündii^uijg gelten, und es gebühre dem i\lager vom 1. August 1885 
an die stututenmässige Pension, welches Begehren in der Replik dahin be- 
richtigt wurde, die in der Klage erwähnte Entlassung bestehe nicht zu 
Recht, habe nur als Kündigung zu gelten, und gebühre dem Kläger vom 
1. August 1888 an die stututenmässige Pension von 529 tl. 92 kr. jährlich. 
— Ueber das iu dieser Klage gestellte Begehre^ hat das k. k. Handels- 
gericht Wien mit Urtheil vom 12. April 1889, 2. 37 393, zu Recht er- 
kannt: Das Begehren des Klägers habe nicht statt. Dieses Urtheil wurde 
über Appellation des Klägers vom k. k. Oberlandesgerichte in Wien mit 
dem Urtbeile vom 26. Juni 1889, Z. 75-^7, bestätigt, und der k. k. Oberste 
Gerichtshof hat mit dem Urtbeile vom 17. Olctober 1889, Z. 9776, der 
auseerordentlidien Revisionebeediwefde des Klftgen keine Folge zu geben 
befunden. 

Aus dem Tenor des entrichterlichen Urtheiles ist klar zu entnehmen, 
dass das Handelsgericht durchaus nicht seine Inkompetenz zur Entsdieidnng 
fiber das in der Klage gestellte Begehren ausgesprochen, sondern viel- 
mehr Ober dasselbe einen meritorischen Aussprach gefSllt hat, indem es 
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zn Reebt erkannte, das Begehren jfinde nicht statte oder mit anderen Worten, 
dem Begehren werde nieht stattgegeben, d. h. dasaelbe werde abgewiesen, in 
welehem Sinne auch der Antragsteller selbst, nach seiner eigenen Angabe, 
das erstiichterliehe Urtbeil anfgefasst bat. Wenn in den Gründen des 
erst- nnd des zweitrichterlichen TTräieUea die Ansicht ansgesprochen wird, 
dass die Gerichte nicht berufen sind, in eine üeberprfifnng des vom Yer- 
waltnngsrathe der geklagten Gesellschaft gefällten Disziplinar-Erkennt- 
nisses einzngehen, so liegt hierin die Begründung für die von den Ge- 
richten ansgesprochene meritorischc Abweisung des Klagebegehrens, und 
das k. k. Reichsgericht ist nicht bemfen, die t^chtUche Stichhaltigkeit 
dieser Begründung za nntersnchen. 

Da dem Gesagten zufolge der vom Antragsteller behauptete negative 
Eompetenzkonflikt nicht besteht, wnrde dem Antrage anf EntschSdigang 
eines solchen keine Folge gegeben. 



Nr. 100. ßevis.-Entscli. des Reichs -yersicheruii^anils. 

Vom 18. Januar 1892. 

[Amtl. Nachr. d. R.V.A. (Allfrs- u. InraUdT.) II. Nr. 5. S. 23. Zift. 107.] 

$ 139 Abs. 1 Alters- u. Invald. Ver^. Oes vom Z%, Juni 1889. form der 

Zostellimgen. 

In einer Revi'sionsentscheidnng vom 18. Jannar 1892 hat das Reichs* 
Versidiernngsamt im Hinblick anf § 139 Absatz l des InvaliditätB- nnd 
Altersverslchemngsgeset7.es, wonach Znstellnngen, welche den Lauf von 
Fristen bedingen, durch die Post mittekt eingeschriebenen Briefes erfolgen 
können, den Grundsatz ausgesprochen, dass in dem durch das vorge- 
nannte Gesetz nnd die auf Orniid desselben erlassenen Kaiserlichen Ver- 
ordnungen vom 1. und 20. Dezember 1890 geregelten Verfahren jede Art 
der Znsteilung, durch welche die Thatsache und dus Datum des Empfancres 
des zuzustellenden Schriftstücks ersichtlich gemacht wird, für ausreichend 
zn erachten ist. Lässt sich nicht feststellen, wann ein mit der Berufung 
angefochtener Bescheid der Versicherungsanstalt dem Kläger behdndigt 
worden ist, so kann die Bemfung nicht als verspätet zurückgewiesen 
werden. 
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Nr. 101. Entsch. des Deotschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 18. Januar 1892. 

[Jnr. Wocheuscbr. 1892. Nr. 17. S. ZifT. 12 u. IS.] 

Die Entsohädlgang gemäss § 3 des Haftpüichtg:es. vom 7. Jnni 1871 wird 
nieht für den Verlust der Arbeitsfähigkeit, sondern des entgehend eu Ver- 
dienstes gewährt. Voraussetzungen für die Herabsetzimg der Eeute nach 

§ 7 Abs. 2 1. c. 

Es ist nicht festgestellt, dass der Rl. im konkreten Falle an seiner 
Erwerbsfähigkeit geschädigt sei und dadnreh einen Vermögensnachtheil 
erlitten habe; vielmehr kann in der Aeusserung des SachTerstftndigen nnr 
der Hinweis auf den im Allgemeinen zwischen einem Gesunden und einem 
im Gebrauche eines Gliedes Beschränkten hinsichtlich ihrer Arbeitsfähigkeit 
und der Verwerthbarkeit derselben bestehenden ünterschied gefunden 
werden. Darauf kommt es jedoch nach § 3^ des Haftpflichtgesetzes nicht 
an. Die Entschädigung wird nicht fär den Verlust oder die Vermindemiig 
der Ari)eit8fiUiigkeit in abstracto, sondern für den dem Verletzten nach 
seinen Lebens- und Erwerbsverhältnissen durch den Unfall entgehenden 
Verdienst gewährt. (Vgl. ürtheil des R.G. vom 27. September 1882, bei 
Gruchot, Beiträge, Bd. 27 S. 1021; femer ürtheil des R.G. vom 1. Oktober 
1884 ebenda, Bd. 29 S. 414; Entsch. des R.G. in Civilsachen, Bd. 11 
8.62/63, Bd. 16 S. 83; Eisenbahnr. Entsch. Bd. 2 S. 352, Bd. 4 S. 12.) 

Auf die Zulässigkeit einer späteren Herabsetzung der Rente nach § 7 
Abs. 2 des Haftptlichtgesetzes kann der Bekl. niciht verwiesen werden. 
Denn diese Bestimmung setzt das Eintreten soleher Umstände voraus, 
welehe sich bei Zuerkennung der Rente noch nicht voraussehen und wür- 
digen liessen (vergl. Entsch. des R.G. in Civilsarhfn Bd. 16 S. 8;^). 
Keinesfalls schliesst der § 7 Abs. 2 die ßerücksieht i j,niic; vnn Umständen, 
welche sich schon jetzt üben-^ehen lassen, bei Abmessung der Rente für 
die Zukunft aus? (vergl. ürtheil des R.G. vom 16. Oktober 1882, bei 
Gruchot, Beiträir»^. Bd 28 S. 732, speziell S. 737, 738). Dass der Bekl., 
welcher dif VennuMiLruiiL; d r Krwerbsfähigkeit des Kl. durch (h'u Unfall 
überhaupt bestntteu bat, einen eventuellen Einwand, dahin gehend, dass 
die Erwerbsfähickeit des Kl. nach Erreichung eines gewissen Lebensalters 
natnrgemäss aufhöre oder geringer werde, in den Vorinstanzen nicht er- 
hoben hat, kaim ihm nicht zum Naehtheil Erereiehen. Denn für den B.-R. 
ergab sich bei der Feststellung des Einkommens eines Schichtn)eisters 
nach Maassgabe der Verhältnisse des Schichtmeisterberuls von selbst die 
othwendigkeit, auch diejenigen Umstände in Betraeht zu ziehen, welche 
das Einkommen vermindern oder dessen Aufhören nach sich ziehen, in- 
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BntKh. d«t Dcntsefa«» Reicb^gendits Y<Mn Sl. jMUttr 188): 



soweit diese Urastftiide iD den VerhältDissen des ScfaichtmeiBterbeniüi selbst 
liegen und daher von vornherein für die AbmessoDg des voranssiehtlichen 

Erwerbes in demselben mitbestimmend sind. Nicht im Widerspruch hiermit 
steht das Urtheil desR.G. vom fi. Februar 1885 (bei Gruchot, Beiträge, 
£d. 29 S. 724), dessen Begründung sich ausschliesslich auf den damals 
vorliegenden Fall bezieht, in welchem die beanspruchte Rente dem Ver- 
dienste entsprach, welfhen der Verletzte zur Zeit der Verletzung gehabt 
hatte. Der jetzt vorlie^cende Fall nnterseheidet sich wesentlich von dem 
damals entschiedenen Falle. 



Kr. 103. Entseb. des Dentsdieii BeidiBgeTlehtB. 

6. Olvil-Senat Vom 21. Jannar 1892. 

[Zelts- d. Ver. dentsdu Efienb.-V«rw. im. Nr. SS. & 988.] 

§ 3 Haftpfl. Oesetz. ünterscMed zwischen Vermindernng der Erwerbs- 

fäliigkeit und Verminderung der Arbeitsfälngkeit. 

Das Berufungsgericht stützt seine Feststellong bezüglich des ümfangs, 
in welchem die Erwerbsf&higkeit des Klägers infolge des Unfalls vermindert 
worden ist, auf ein Gutachten des Medizinalkollegiums der Provinz Bran- 
denburg. Dieses kommt zu dem Resultat, dass die Erwerbsfilhigkeit des 
Klägers als durch das {gegenwärtige Leiden um mindestens 75% ver- 
mindert anzusehon sei. wobpj nicht ausgeschlossen scheine, dass in der 
Znknnff wieder vollständige Erwerbsunfähigkeit eintreten könne. Darauf- 
hin hat das Berufungsgericht festgestellt, dass die Erwerbsfühigkeit des 
Klägers im Vergleich zu der Zeit des Unfalls and vor diesem für jetzt 
um 75 ^/o vermindert sei. 

Die Revision halt diese Feststellung \i\v nicht genügend, nm die 
Entscheidung zu rcchtfertisren , da es sich nicht ergebe, dass Kläger die 
ihm verbliebene Arbeitsfähigkeit, deren Dauer überdies unsicher sei, ver- 
werthen könne. 

Dieser Angriff muss als begründet angesehen werden. Für die Be- 
messung des Ausfalls, welchen der Klacer in Folge des Unfalls in seinem 
Verdienst!' erleidet, ist nicht M i-- entscheidend, in welchem Grade er 
arbeitsuufaliig geworden ist, sondern es kommt auch darauf an. ob er 
voraussichtlich für die ihm verbliebene beschränkte Arbeitsfähigkeit lohnende 
Arbeit wird finden können, ob er noch etwas verdienen kann. Dan 
Urtheil hat diesen Punkt nicht erörtert, und liisst es zweifelhaft, ob das 
Berufungsgericht nicht solches libersehen hat. Allerdings hat das Medi- 
zinal kollegium erklart, dass die „Krwerl)sfähigkeit" des Klägers «m min- 
destens 75% gemindert sei, und das Berufungsgericht stellt auch eine 
solche Verminderung der „Erwerbslahigkeit" fest Allein es scheint das 
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Gutachten lediglieh voni ärztlichen Stanili)niikt ans abgegeben r.n sein nod 
nnr die ArbeitJjfähifjkeit des Klägers in Betracht i^ozogen zu haben, indem 
es diese als Erwerbsfühigkeit bezeichnet. Jedenfalls fehlt eine klare Fest- 
gt^llnng, dass der Kläger bei seiner beschränkten Arbeitsfähigkeit vorans- 
sichtlich ein Viertel von dem Betrage, welchen er bei unverminderter 
Arbeitsfähigkeit würde haben verdienen können, auch gegenwärtig noch 
erwerben kann; auch lässt sich solches bei der grossen Verminderung der 
Arbeitsfähigkeit, welche nach der Feststellung des Berufungsgerichts in 
Folge des Unfalls eingetreten ist, nicht als selbstverständlich ansehen. 

Nr. 103. Entsch. i\m Ueutsclien Reichsgerichts. 

1. Straf- Senat. Vom 21. Januar 1892. 

[Jur. Wochenscbr. 1892. Nr. 15/16. S. 140. Ziff. 40.] 

§311 Str.G.B. Der Wasseidampf ist zu den ezplodirenden Stoffen nicht 

za zählen. 

Das Gesetz fordert, dass der Stoff selbst ein explodirender sei, dass 
also bei seinem Gebrauch der Stcff explodire und durch seine Explosion 
die gänzliche oder theüweisc Zerstörung einer Sache herbcifiihre. Der 
§'311 a.a.O. erfordert zum Begriffe des explodirenden Stoffes wenigstens 
regehnftssig auch die Eigenschaft, durch Entzündung zu explodiren. Von 
(lerselbeo Auffassung gehen auch § 209 Str.G.B., § 367 Xr. 4 and 5 
Str.G.B., §§ 16, 56, 154 Abs. 3 der Gewerbeordnung in der Fassung von 
1891 (verglichen mit § 154 Abs. 2 der Fassung von 1883) sowie § 1 des 
Unfallversicherongsgesetzea vom 6. Juli 1884 aus. 

Nr. 104. Revls.-Kntsch. de^ H<'ii iis-Versicheruu^samts. 

Vom 22. Januar 1892. 

[Ana. Ntdir. d. B.V.A. (Alten* n. ICTdidv.) n. Kr.C 6. 27. Zift IIS.] 

Wiedereinsetzimg in den vorigen Stand gegen Versänmnng einer Frist auf 
dem Gebiete der Alters- und Invaliditätsversicherung. 

Tn einer Altersreiil< ]isa< ln' war die Berufung des Klägers vom Schieds- 
gericht als verspätet zurückgewiesen worden. In der hiergegen einge- 
legten Revision stellte der Kläger n. A. dio rii iic l?ehanptung auf, dass 
er durch eine mehrere Monatr inuluuirmlc .-^rhwero Krankheit verhindert 
gewesen sei, die gesetzliche Bt'nifnnsjsfrist einzuhalten. 

In der auf Zurückweisimg der llrvision lautenden Eut&cheidung vom 
22. Januar 1892 hat du6 Reichs-Versirln i-iingsanit. davon ausgLlimd. dass 
in jener Behauptung des Klagers der Anlrai; uut Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versänmnng der Bernfunii>trist zu finden sei, 
zunächst angenommen, dass dieselben Grundsätze, welche in Betreff der 
Zulässigkeit der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen Versäumnng 
Bf er, ElMnltalhmcbtlieb« EntsclieMiuifen IX. 10 
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It«Ti«.-Batseb. d«» Reichs 'V«rdeb«niDga«nti von 22. Jaoum- 1892. 



einer Frist aut (tiuikI orheblii-iier Hiuderungs;;nmde für das Gebiet der 
Uufallvcrsicherung zur Anerkennung gelangt sind (zu vergleichen Rekurs- 
entseheidung 325, Amtliche Nachrichten des l^.V.A. 1887 S. 134), im 
Allgemeinen auch itii (l:i> Verfahren in den Angelcu- iiheiten df^r Invaliditüts- 
und Altersversif hertnit; zu gelteu habeu. Aisdauo heiöst es iu deu Grüudea 
der EiitsrheifluMu weiter: 

Ein wesentlicher Unterschied bpstoht ind-^^s^n bezüglirli (ü. scs Punktet* 
zwisrlicn d*^m Verfahren nach d< ni l iitallvrr>irherung.sgeM tz und (\<-m nach 
dem luvaliilität?^- und Altfr-viMsiclierungr^i;<'.-L't/. Währriid in jriicin Ver- 
fahren dat? Ktii lis-Vc'i>ii heruuusamt, bei gleichci- Ilriiau ptuiiu' dtis h't:Mit»:*n- 
bewerbors in der l^'kll^^in^;t;^^/. sirh darüber >rlilüs.sig zu machen hätte, 
ob (l'T Antraff auf Witiderriusct/uiiL; in den vorigen Stsmd rerht/tMtig ge- 
steilt lind iresrt/li<-li begründet worden. Inetet das Kefhl.-milt«-! der Re- 
\isiiiii. wie e.s iu den §§80 und 81 di> Invalidität;*- niid Altersver-^iche- 
nnmsgefäftzes zur Kiiitührung gehuigt hl, für eine sah he liesi;hlussla!>:*ung 
keinen Anhalt, weil die Prüfung de« Reichs -Versi«'lierungsanits sich nur 
darauf zu erstrecken hat, ol» ein R< \ i^ionsgnind im Sinne <les § 80 Abs. 2 
Ziff. 1 und 2 a. a. 0. vorli'"it. niid weil Ijei dieftcr Prüfuntr die Lage der 
Sache zur Zeit der Verktindnug der anaegriffeuen Entscheidung allein 
niaa^sgebend ist, eine Berm'k>tchtigung neuer ihaUjäehlicher AutühruDgeu 
beider Theile mithin ni< ht stattfinden kann. 

Glaubte daher der Klag* r nachweisen zu können, dass iu der That 
hchwere Krankheit als ein ausx i liall) seines Willens liegender — oliji klivt'r 
— Hinderuugsginiud es ihm unnjuglieh geinai lit iiabi'. rechtzeitig die Be- 
rnfnug einzulegen, so musste er mit dem Antrag^' auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stund sich von Neuora an das Schieilegericht wenden und 
denselben in Gemiissheit des § 21 1 Nr, 1 und J der Civilprozessordnung 
begründen. Die Revisionsinstanz kann mit einem solchen Antraue nur 
dann befasst werden, wenn er bereits dem Schiedsgericht gegenüber gelteud 
gemacht worden ist und dieses über ihn entschieden hat. 

Nr. 105. Entflch. des Beatschen Reichsgerichts. 

2. Civil'Senat. Vom 22. Januar 1892. 

[Jvr. WodMatchr. 1893. Nr. 11/12. 8. lOB. Xlff. 411} 

Ist thAts&etalieli festgestellt, dass znr Herstellimg eines Bflrgersteiges der 
ULterUegende Gmnd und Boden in Ansprach genommen nnd der NntEnng 
und Verfilgnng des Eigenthdmers entsogcn wird, so ist ein Entsch&digiuigs- 
ansprach gemäss § 4 des Prenss. Oes. vom 11. Mai 1842 begrftndet 

Es handelt sich um einen Streit über die Anwendung des § 24 der 
städtisch«! Baapclizeiordnung hier nicht Die El. machen nur geltend» 
dass durch jene Verfügungen, welche anf Herstellung des Bfirger- 
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Steiges an ihrem Grnndstüeke geiiciitet s'md, der da^u erforderliche 
TerraiDStreifeii aU Theil der öffentlichen Strasse ia Ansprach ge- 

nomfnen, nud ihnen so das Eigeutlium dessolheu entzogen werde, dafür 
aber die Bekl. Entschädigung zu leisten gesetzlich verpflichtet erscheine. 
Auf einen AnsprncK der Art Hnd<*t aber nicht der § 127 des Gesetzes über 
die Landesverwaltung vom 30. »luli 1883 Anwen<lang, derselbe ist viel- 
mehr, wir (Ins O.L. G. zutroflend annimmt, nach der Vorschrift des §4 
des Gesetzes vom 11. Mai 1842, welche auerkauntermaassen auch unter 
Herrschaft der neuen Verwaltnni^ssfesctze in Kraft ho<t) lit, zu benrtüeilen. 
Vergl. Brauch itsch. Verwaltuuusgpsetze 10. Aufl., Bd. 1, S. 133. Dass 
liim aber hier die Voraussetzungen des § 4 cit. vorliegen, iiat das 
O.L.G. in eingehender Darstellung ohne Rechtsirrthum festgestellt. Wenn 
demgegenüber von der Revision ^roruiit wird, dass das 0.r..G. hier eine 
tliatsächlichc Entziclmn? dps Eigeiithums zu Unrecht aniiclinit'. da weder 
eine k"ir[)t'rH<-li(' Wi'nuahme des fraijlichcn IVrrains. noch Eiuvi-iiciliuiiu 
desselben in die Strasse Htatttrefuntleii hübe, bisher auch eine exekutivische 
Durchföhruiii; der frattlichen Verfügungen nicht erfolgt sei, so erscheint 
das verfehlt. i)as B. U. stellt thatsächlich fest, — und darauf kommt es 
entsclioideiid an, — da>> mit der eeforderten Anlage des Bürge rstpisfes 
die Inaiisitrnchuahüie de.s unterltegeutlen Grund und Bodens notbwetidi:; 
verbunden sei. und durch die Herstellung dieser Anlage den Kl. jedes 
Nutzungs- und Verfügungsreclit bezfijflich des letzteren entzogen werde. 
Dass rechtsbegrifflich auch der l>üri;ersteig eiiua Tlieil der üllentlichen 
Strasse bilde, hat das O.L.G. unter llinweiriung auf § I Abs. 3 de« Ge- 
>.'tzes vom 2. .Iiili li^TT) und die Vorschritlen der Banpolizeiorduuug, auf 
(irnnd di-ren die fragliclieii Verfügungen erlassen worden, zutreffend her- 
vorgehoben. Der Umstand endlich. (ia>-<. dajs Zwangsverfahren he/üglich 
der fraglichen Anlage bisher nicht weiter durchgeführt worden, kann mit 
Fiiicksicht auf den schwebenden Rechtsstreit, sowie die festgestellte That- 
»ache, dass von der ?oli/ci\ erwaltung auf der Herrichtung des Bürger- 
steiges nach wie vor bestanden wird, wie das O.L.G. zutreffend erwägt, 
für die Entscheidung der baehe ui« Iii iu Betracht kommen. 

Nr. 106. Entsch. des Prenss. Ober-YerWAlt-Gerlehts. 

2. Senat. Vom 26. Januar 1892. 

CfMDM. Vanr.BL 3UII. Hr. 27. 8. Sil.] 

Der Reiehs- (Eisenbahn-) Fiskus unterliegt nicht der Qemeinde-Binkonimeii- 

stenerpflleht 

Der Bürgermeister zu Völklingen hat den Reichs-Eisenbahnfiskus zur 

Gemeinde-Einkommenstener veranlagt. Das angesetzte Einkommen ist das 

wegen der Station Vdlklingeu (Station der Reicheieenbahn Diedeohofen- 

10* 
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EntBcfa. d«s Freust. Ob«r^Ver«ftlt.-G«]icht8 fom 36. Januar 1892. 



Völklingen, daneben zugleich Statinii der Staatseisenbahii Trier-Saarbrücken- 
Saargemüiul) aus dem Eiseiib;ilini)etriebL' tliessende. (leiron diese Veran- 
lagung ist nach vcr<?eblichem Einsprüche Klai;e erhoben mit dem Autnige, 
die g:eschehene Heranziehung als iin/.ulassig aufzuheben. Gcuen das dienprii 
Antrabe eutsprerhoude Urthcil des Kreisausschusses hat Bekl. Berulung 
und liegen das die Berufung zurückweisende UrÜieii des Bezirksausschasset» 
noch Rexiüion eingelegt. 

Streitig war nur die Konimtinalabgubenpliieht an sieh. wn|[:^e?en der 
Betrag der geforderten Abgabe nicht bemängelt war. Ueh<Mdiauj)t bestand 
in thatsäehlieher Beziehung keine Differenz, auch darül»er nicht, dass es 
sich um Einkommen aus einer vom Deutschfii Heiehe. nicht etwa von dem 
I.ande Kl^nfj^-fiOthringeu , betriebenen KisenhaiinmiteriKdiniung lian-Ue, 
Während in Beziehung auf die ätreitige liechtäfrage die Erklärungen ilcr 
Parteieu t-uh nicht a!l<^in darüber verbreiteten, ob das BcLndativ für die 
Gemeinde-EinkomnioJiöteuer in der (ienieinde V. und da« Preuss. Komuiuual- 
abgabeogesetz vum '27. Jnli IHSf) t'ine Grundlage für die geforderte Ab- 
gabe darbieten, sondern auch darüber, ob Ortsrecht und Landesgehelz 
ohne reichsgeseizliche Ermächtigung solche (inindhige üh- rhaupt darbieten 
können, iiat sich die Entscheidung des Bezirk^aus.scliUSöe» auf die Er- 
örterung der ersteren Frage, zur Verneinung dei*selben gelangend, aus- 
drücklich beschrankt. 

Gegen diese Knisciieidnng Beviöiou einlegend, hat Bekl. wiederiun 
nach beiden Richtungen die Berechtigung seiner Forderung uuclizuwcix ii 
versucht, dafür aber, dass in der Vorentscheidung der § 1 Koniniuna - 
abgal)eng('setz nnriehtig ausgelegt sei, besonders das geltend geniaclit : in 
EruKuigeluiig autjdrücklicher Befreiung unterliege der Koichsliskus eh.'iiso 
wie der Landesliskus der Besteuerung durch die (Jemeinde, da iu ali« u 
Dingen, in welchen nicht die Souveränität des Reiches sich wirksam er- 
weise, das Reich juristische Person bleibe oder dem LaudesOskus gleich- 
gestellt sei; nur auf den Wortlaut des Kommunalabgabengesetzes komme 
es au, da bei den unmittelbar vorangegangenen Berathungen des .lahres 
1885 von der KommunalabgabenpÜicht des Keichsliskus überhaupt nicht 
besonders gesprochen sei, bei den Beratbungen über die alteren Gesetz- 
eiitwfirfe aber sowohl die Gründe dafar als dawider erwrtgeu seien. 

Das O.V.G. bestätigte jedoch die Vorentscheidung. 

^Zutreffend ist in der Vorentscheidung der Steaerfordemng des Bekl. 
die Berechtigung schon deshalb abgesprochen, weil ein dahin gehendes 
Besteuerungsrecht der Gemeinden in dem Kommnnalabgabengesetze vom 
27. Juli 1S85 die vermeinte Grundlage nicht findet Das Ortsregulativ 
der Gemeinde V. bat Befitinimungen, welche sich mit denen des § 1 des 
allegirten Gesetzes decken, darf auch weitergehende Bestimmungen als 
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diese nicht enthalten, da andere gesetzliche Bestimmungeu seit Krlass 
dieses Gesetzes, soweit es sich um die Gemcinde-Eiukömmensteuer der 
juristischen Personen und des Fiskus haudelt, nach wiederholt in der 
diesseitigen Hechtsprechung auerkanotem Gmndsatzc nicht Iconknrriren, 
diese Mat«rie vielmehr erschöpfend und einheitlich in dem Eommaual> 
abgabengesetze einstweileu geregelt ist. — Entscheidend ist daher, ob 
dieses Gesetz dne Heranziehung des Reidiseisenbahnfiakiis zur Gemeinde- 
Einkommensteuer angeordnet oder zugelassen hat Dies ist nicht der Fall. 
Dass das Gesetz, welches vom Staatsfiskus ausdrücklich und unter 
Beschränkung auf ganz bestimmte fiskalische werbende YermOgens- 
beziehungen handelt, den Reichsfiskus in irgend einer oder in jeder Be- 
ziehung stillschweigend unter die juristischen Personen eingereiht und 
damit abgabenpflichtig zu machen beabsichtigt hätte, erscheint nach dem 
Wortlaute und dem hieraus unmittelbar sich ergebenden Sinne ausge- 
schlossen. Ist es doch ffir erforderlich gehalten, sogar die Gemeinden und 
, weiteren KommunalverbAnde nicht lediglich unter die juristischen Personen 
stillschweigend elnzubeziehen, sondern noch ansdrflcklieh zu erwflhnen 
1 a. a. 0.). Dazu kommt, dass das Gesetz, fiber dessen Entstehung 
nicht allein die Verhandlungen der gesetzgebenden Faetoren vom Jahre 
1885, sondern auch die aus den vorhergehenden Jahren, besonders aus 
1884, Aufschluss geben, unter der erklärten Absicht, den Reichsfiskus 
nicht als steuerpflichtig zu behandeln, zu Stande gekommen ist, wobei 
die Regierungsvorlage von 1884 davon ausging, dass ohne reiehsgesetzliche 
Ermächtigung die Landesgesetzgebung nicht befugt sei, das Reich einer 
staatlichen oder kommunalen Besteuerung zu unterwerfen. Die betreflfenden 
Attsffihmngen in der Vorentscheidung sind durchweg zutreffend, die be* 
zSglichen Angriffe der Revision nicht geeignet, die entgegengesetzte Auf- 
fassung zu begründen (vergl. Drucks. Nr. 104 u. 221 des Abg.-H. Ib 
Leg.-Per. IL Sess. 1883/84, Drucks. Nr. 13 des Abg.-H. 15 Leg.-Per. IlL 
Sess. 1885; Sten. Ber. d. Verh. d. Abg.-H. vom 5. Hai 1884 S. 2322, 
desgl. d. Verh. d. H.-H. vom 28. Februar 1885 S. 106 — vergl. auch 
Herrfurth und Noll, Kommunalabg.-Ges. 2. Aufl. S. 41 ffl). Auch 
darauf mag noch hingewiesen werden, dass in dem Gesetzentwürfe, betr. 
die Aufbringung der Gemeindeabgaben, vom 14. November 1877 § 15 
eine ausdrflckliehe Befreiung sowohl des Reichsfiskns als des Staatsfiskus 
voi^^eseiu n war, wofür den Motiven zufolge ein Aequivalent in der stär- 
keren Ueranziehun? mit Zuschlägen zur Grund- und Gebäudesteuer analog 
dem § 14 Abs. 8 der Ktt lsordnung erblickt wurde; im Gegensatze dazu 
erfolgte später die obenerwähnte Lösung dieser Frage dahin, dass für den 
Staatsfiskus die Bestimmungen getrofieu wurden, welche jetzt der § 1 
Abs. 2 Ges. v. 27. Juli 1885 enthält, von Bestimmungen hinsichtlich des 
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Reichsfiskus aber gänzlich abgesehen wnrde (vergl. Sten. Ber, d. Abg.-H. 
1877/78 1. Se88. Nr. 72 S. 634, 654). Hierane ergiebt sich, ohne dass 
es der ErOrterang der weiter von den Parteien berfihrten Streitfrage be- 
darf, dass die Vorentscheidung, indem sie daza gelangt ist, der Klaue 
stattzugeben, frei von Rechtainthnm nnd ohne wesentliche Hfingel des 
Verfahrens ergangen ist.* 



Nr. Ufi. Eiitsch. des Deutschen Ueiclis^erichts. 

1. tSirjit-8eiiat. Vom 28. Januar 189-2. 

[lur. Wochcn-ifhr. Nr '.r.. 140. 7An: ^\ ] 

§317 R.Str.G.B. Vorsiitzliclie Be^^ehiinf? von Haiidluiigeu gegen eine zu 
öffentlichen Zwecken dienende Telegraphen-Anlage. 

Der Vorsatz in §317 Str. G.B. bezieht sich nicht bloss auf die Hand- 
lang an sich, sondern anch anf ihre Folgen. Es geht dies gerade be- 
zQglich der Fassang, welche der § 317 Str. G.B. darch das Gesetz vom 
13. Mai 1891 erhalten hat, sowohl aas dem Wortlante als auch aus der 
Entstehungsgeschichte des uen gefasstcn Paragraphen hervor. Der Vor- 
satz kann jedoch, wie sich aas allgemeinen Recbtsgrandsätzen ergiebt 
und in der jenes Gesetz vorberathenden Eomniission des Reichstages auch 
obne Widerspruch anerkannt wurde, auch ein dolus eventualis sein derart, 
dass es genfigt, wenn der Thäter die beschädigende Ilaiidlnng vorsutzli<-li 
vorgenommen and hierbei das lkwusstsein, dass die Handlung die sich 
aas ihr ergebenden Folgen für den Telegraphenbetrieb haben könne, mit 
dem Willen, diese Folgen eventuell anf sich zn nehmen, gehabt hat. 



Nr. 108. Entseli. des Deutschen Kelehsgeriehts. 

3. Straf-Senat. Vom 1. Februar 1892. 

fJor. Wofhen««hr. 1892. Nr. 1S'I6. S. 1». Ziff. 89.] 

§§ 303, 304, 318, .-^ISa R.Str.G.B. Vorsätzliche nnd rechtswidrige Be- 
schädigung und Gefährdung einer üffeutlichen Femsprechanlage. 

Das angefochtene Urtheil stellt fest, dass der Angeklagte vors3ity.licii 
nnd rechtswidrig einen Isolator der öffentlirh<Mi FerMspn'ohanlage beschädigt 
und hierdurch fahrlässiger Weise den Betrieb dieser Anlage geiahrdet hat, 
nnd nimmt ideale Konkurrenz zwischen jenem vorsätzlichen und diesem 
fahrlässigen Vergehen an. Dies erscheint nicht rechtsirrig. Die vorsätz- 
liche Verletzung fremden Eigenthums kann sehr wohl mit einer fahrlässigen 
Gefährdung der Sicherheit eines öffentlichen Fernsprechbetriebes in einer 
Handlung des Thäters sich voreinigen. Ferner stellen sich die Vorschriften 
der §§318, äl8a Str.G.ß. im Verhältnis» zu den Bestimmungen der 
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§§ 303, 304 Str. Gr. B. nicht als die spezielleren Normen dar, welche des- 
halb die AnwendaDg der allgemciDcn Vorschrift von selbst mit Noth* 
wendigkeit ausschliessen. Der Thatbestaud der §§ 303, 304 Str. G.B. geht 
in demjenigen der §§ 313, 318 a Str.G.fi. nicht anf. 



Nr. 109. Entseh. des DevtscheD Reichsgerichts. 

3. Civil-Senat. Vom 2. Febrnar 1892. 

Die kui'ze zweijährige Verjährung des § 1 Ziff. 6 der Preuss. Verord. vom 
6. Jnli 1845 bezieht sich nur auf Lohn, Frachtgeld und Erstattung von 

Auslagen. 

Die auf Grund des § 1 Zitt". n der Verordnung vom 6. Juli 1845 
vorgeschützte Einrede der kurzen Verjährung ist von dem R -R. ohne 
Rechtsirrthum zurückgewiesen worden. Jene — tia- h deu in Bd. b S. 358 
und 361 der Entsch. des R.G. ausgesprochpiieii (irtindsätzun an sich der 
Revision /ugäugliche — iro<etziichc Vorschrift unt^ i wirlt : .^Forderuiitien 
der Fiilirleutp . . . hiiisirhtlirh des Fuhrlohn?, d» ■> Fruchtgeldes und ihrer 
Auslagen" <\<'v kurzen VrriiilnHiis^ von zwei Jahren. Sie trift't narli Geist 
und Worthiut nur /u. wenn der Anspruch, um (i'-n es sich handelt, 
soinem Geat nstande nach auf Lohn. Frachtgeld und Erstattung 
von Ausladen i^eht. nicht auch, wenn, wie hier, die Leistung des 
Interesses wegen V^ertragsbruclis des Gegeukoutraheuteu in Frage steht. 

Nr. 110. Eotscii. des Deotsdien Reichsgerichts. 

2. Straf-Senat. Vom 9. Februar 1892. 

§ 350 Str. O.B. Unterschlagung iu anitUclier Kigensohalt empfongener 

Gelder. 

Diese Vorschrift beschränkt sich nicht anf die Zueignung solcher 
Gelder, welche ein Beamter Kraft seiner amtlichen Zuständigkeit in Empfang 
genommen hat. Andererseits umfasst § 350 Str.G. R. solch" Vi\\\p nicht, 
in denen die Amtsthätigkeit nicht unmittclhiir den Aulass zur Fniptang- 
nahme von Geldern bietet, diese vielmehr nur bei Gelegeniioit irgend einer 
amtlichen Thäti^keit gezahlt werden oder lediglich aus persönlichem Ver- 
trauen zu dem Beamten als einem muthmnasslich besonders zuverlässiL^en 
Boten oder Zahlungsvtrmitller. Unbefugte Empfangnahmen von Geld talleu 
aber dann in den Bereich des § 350 Str. G.B,, wenn der Beamte durch sein 
Verhalten als soleher in dem Zahlenden die irrige N'oraussetzung hervor- 
gerufen oder unterhalieu hat. als werde die Zahlung au eiueu zur Empfang- 
nahme berufenen Beamten geleistet. 
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Nr. III. Entflch. des Dentsehen Reiehsgericltts. 

2. Civil-Senat. Vom 9. Februar 1892. 

f Jur. Wochentchr. IIWS. Nr. Wi9. S. 178. 7.lff. S»."* 

Für die Kla£:e. einen Defekteubescliluss aufzuhebeu. siud die Givilgerichte 
nicht kompetent. Preuss. Verord. vom 24. Januar 1844. 

Mit der vorliegenden Klage ist beantragt, den in Rede stehenden 
Pefektenbescliluss, welchen der beklagte Bürgermeister auf Grund 
der Verorflnnng von) 24. Januar 1844 erlassen hat, als nnznlüssig und 
niih«^grrindet aufzuheben. Ein solcher Antrag hat nun aber, wie das 
U.L.G. mit Recht annimmt, nicht eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit zum 
(rf'oronstan<le, unterliegt vielmehr gesetzlich der Zuständigkeit der Ver- 
waltungsbehörden. Allerdings lii.sst § 16 der bezüglichen Verordnung 
»Hiicm Beschlnsse der Art gegenüber, soviel die Verbindlichkeit mm 
Ersatzt^ iiinl dir» Höhe desselbrMi angeht, den Rechtsweg zu; es ist 
al)or letztt'ier, wüüreud die formellen Voraussetzungen des Bes<-b!ussos 
(it'r ru-hterlichen Prüfung entzogen sind, grinul>;ltzli('h aul jene mate- 
riellen Fragen liescliraiikt, und kann namentlich auch eine dcjiieiil- 
sfirechende Klasc nicht auf .. A u I Ii el) nng des Beschlusses ■• ^iTichtet 
\Nerden, wie das hereits v(im l{.(i. ausge^jndclien ist. Verul. Kutsch. 
Bd. XII !S. 144. In der gegenwärtigen Sache i>t nun der ubrnerwähnte 
Antrag, der den Defektenbeschluss als nnziil:i^>ig und unbe^rüiidct 
aufgehoben wissen will, in beiden Vciiiii>taii/.i'n vom Kl. uiivcraiHlert 
anirecht erhalten worden, und es hat deshalb das 0. L.G. mit Grund au- 
geüommen, dass der erhobenen Klaue, so wie sie ansi^estellt wcirdcn, auch 
vveiiu man sie von dem Gesichtspunkte einer restsiellungskiage beurtheile, 
uicht autzuheiteu sei. 



Nr. 112. Entseh. des Preuss. Ober-VerwaU.*Geriehts. 
3. Seoat. Vom 11. Februar 1892. 

[Pranst. Venr.BL xm. Kr. 27. & 31&] 

Krankenyerslelierniig der Arbeiter. Terlnst des Krankenseldes bei vor- 
sätBlieher HerbelfiUmiiig der Kranklieit duroh das KassemnitgUed. 

Der § AI»-. 4 Kraukenvers.-Gcs. lautet: „Durch das Kassenstatut 
kann be.-timmt werden, dass Mitgliedern, welche sich die Krankheit vor- 
sätzlich . , . zugezogen haben, das statutenmässige Krankengeld garnichl 
oder nur theilweise zu gewähren ist". Nach dieser Vorschrift tritt der 
Verlust des Krankengeldes nicht schon dann ein, wenn die Krankheit 
durch eigenes Verschulden des Mitgliedes herbeigeführt ist, oder wenn 
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das Mitglied das schädigende Ereigniss vorsätzlich herbeigeführt hat, 
obwohl es hätte überzeugt sein müssen, dass es sieb durch dasselbe die 
Krankheit zuziehen werde, sondern erst dann, wenn die Absicht des 
Mitgliedes daranf gerichtet war, sich die Krankheit zazoziehen; der 
Wille des Kassenmitgliedes rnnsa auf Herbeifahrong der Krankheit ge- 
richtet sein. Fehlt es an diesem Willen nnd geht der Wille nnr dahin, 
dass das Ereigniss eintritt, welches die Krankheit znr Folge hat, so ist 
zwar das kdrperschädigende Ereigniss, aber nicht die Kraniüieit vorsätzlich 
herbeigefahrt. Auf Letzteres kommt es allein an. Vorliegend war das 
Mitglied zwar vorsätzlich ans dem Fenster gesprungen nnd hatte sich dxafih 
diesen Sprung die Krankheit, einen Knöchelbrndi, zugezogen; es war aber 
Dicht behauptet, dafis es sich den Kn&chelbmch absichtlich zugezogen 
habe. Das Oberverwaltungsge rieht, III. Senat, hat daher in dem 
Urtheile vom 11. Februar 1892 (Nr. III 143) die Krankenkasse vemrtheilt^ 
dem klagenden Ortsarmenvcrbande die Kosten fär Kur und Verpflegung 
zu erstatten. 



Nr. 118. Enfsch. des Prenss. Ober-Verwalt.-Seriehts. 

.S.Senat. Vom 15. Februar 1892. 

Krankenversicherung der Arbeiter. — Die auf die Armenverbände etc. 
durch nolhwendige Zession übergegangenen Forderungen der Kassenmit- 
glieder gegen ihre Krankenkassen verjähren im Geltungsbereiche des 
A.L.B. erst in 30 Jahren. — Das im § 57 Abs. 5 K.V. G. vorgesehene 
Pauschquantuui ist für jeden Tag der Krankheit zu zahlen. 

Die Werkstütten-Krankenkasse für die Eisenbahn-Hauptwerkstätte zu 
Breslau (Märkisch) — eine Betriebs-Krankeukasse im Sinne der §§ 59 ff. 
Ges., betr. die Kraukeuverslcherung <!' r Arl)eilor, vom 15. Juui 1888 — 
gewährt nach § 9 ihres Statutes vom 25. Mai 1884 in der Fassung des 
Kauhtrages vom 18. Juni 1886 jedem Eassenmitglicde für seine erkrankten 
Familienangehörigen bis zur Dauer von 26 Wochen freie ärztliche Be- 
handlung, auch mit der Maassgabe Arzneien, Brillen, Brucbltänder und 
fihiiliche Heilmittel, dass ihr ein Viertel der Kosten dieser Leistaugen von 
dem Kassenmitgliede zu ersetzen ist. 

Die verehelichte Stellmacher S. wurde am 26. Juli 1887, zu einer 
Zeit, zu welcher ihr Ehemann Mitglied der gedachten Kasse war, wegen 
Bauchfellentzündung von dem Ortsarmenverbandt^ d Stadt Breslau in 
das Krankenhaus zu Allorheiligeu autgeiiomnieu und darin bis zum 
24. Oktober 1887 ärztlit h behandelt und verpHogt. 

Mit der Behauptung, dass die Anfnahme der verehelichten S. in das 
Krankenhaas wegen ihrer Mittellosigkeit sowie wegen der Schwere ihrer 
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Entscb. des Preu^ä. Ober-Verwalt.-Uerichts vom 16. Februar 1802, 



Krankheit nothwendi^ gewesen sei nnd im Wege der Offeiitlu>ben Armen- 
pflege stattgefunden habe, klagte der Ortsarmeu verband Breslau unter 
Bezugnahme aüf $ 57 Abs. 2 KrankenTer6.-6es. vom 15. Jani 1883 gegen 
die gedachte Kasse auf Ersatz der darch die Verabfolgung ärztlicher Be- 
handlang, Arzneien und Heilmittet an die S, in der Zeit vom 26. Juli 
bis zum 24. Oktober 1887, also während 90 Tagen, entstandenen Kosten 
welche er, nachdem Seitens der Bekl. roitgetheilt worden war, dass der 
Ehemann S. in den Monaten Juli bis Oktober 1887 einen Arbeitsverdienst 
vnn 3,40 täglich gehabt habe, der Vorschrift in § 57 Abs. 5 a. a. 0. 
gemäss auf 76,50 Jt^ d. i. auf den 90 fachen Betrag der Hälfte desjenigen 
Krankengeldes berechnete, welches dem Ehemanne S. im Falle einer 
durch Krankheit hervorgerufenen Erwerbsunfähigkeit hätte gezahlt werden 
mfissen. 

Von der beklagten Kasse wurde Abweisung der Klage beantragt, 
weil die Ehefrau S. zur Zeit ihrer Aufnahme in das Hospital nicht hQffs- 
bedfirftig im Sinne der Annengesetzgebung gewesen sei. Der Ehemann S. 
sei bei seinem täglichen Arbeitsverdienste von 3,40 Ji^ und da er für 
seine Ehefrau gegen die Kasse Anspruch auf Unterstfitzung geh^t habe, 
sehr wohl im Stande gewesen, sich, seine Ehefrau und seine beiden schul» 
pHichtigen Kinder (eine 19jährige Tochter habe eigenen Verdienst) zu 
unterhalten, auch seiner kranken Ehefrau die nothwendige Pflege ange- 
deihen zu lassen. S. selbst habe diese Thatsache und femer, dass seine 
Ehefrau ohne seine Zustimmung in das Hospital aufgenommen worden sei, 
in einem an den Magistrat zu Breslau am 20. De/ember 1889 gerichteten 
Schreibon anerkannt. Aach nach der Natur der Krankheit sei die Auf- 
nahme der S. in das Hospital nicht nothwendig gewesen. Eventuell 
wurde von der Bekl. behauptet, dass der Ensatzanspruch des Klägers ver- 
jährt, unter allen Umstrmdeu aber zu hoch berechnet sei, weil das in § 57 
Abs. 9 Ges. vom 15. Juni 1883 als Ersatz der freien ärztlichen Behand- 
lung, Arznei und Heilmittel vorgesehene Pausi-liquantum ebenso wie das 
Krankengeld nur für die in die Krankheit entfallenden Arbeitstage, nicht 
aber anrh für die Sonntage, zu zahlen sei. 

Kläger entgegnete, dass der Ehemann S., uie von diesem iu einer 
mit ihm am 9. April 1891 aufgenommenen Verhandlung anerkannt worden 
sei, von dem Kassenarzt der Bekl. den Rath, seiiu- Frau in das Hospital 
aufnehmen zu lassen, erhalten liahe tind mit der Aufnahme in das Krauken- 
hans einverstanden gewesen sei. Die Aufnahme in ein Krankenhaus fei 
nothwendig gewesen, weil die S. — wie der Ehemann gleichfalls in der 
gedachten Verhandlung anerkannt habe — in ihrer Wohnung, welche nnr 
aus einer Stube und citicr Entreeküehe bestanden und fünf Personen znm 
Aufenthalt gedient habe, die bei ihrer schweren Krankheit nothwendige 
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Pflege ni<'ht Imite finden können. Lkr Kii« uiaiiu sei nicht im Stande ge- 
wesen, die Kosten einer Krankenhausj»flei;c zu bezahlcii. 

Der Bezirksaussehuss wies die Klage zurück, Aul Revision des 
Klägers hob das O.V.G. jedoch diese Entscheidung auf und verurtheilte 
die Beklagte zur Zahhing von 76,50, //' an den Kläger. 

„Die Eatscheidung des Bezirksausschusses beruht auf der Annahme, 
dass die Behatiptnogen der Bekl. über das Verhalten des Ehemannes S. 
w&hrend der Kor und Verpflegung seiner Eheftan in der Krankenanstalt, 
wie sie Bich aas dem Schreiben des S. an den Magistrat zu Breslau vom 
20. Dezember 1889 ergeben, von dem KlSger nicht bestritten worden seien, 
und danach anzunehmen sei, die Aufnahme der Ehefrau S. in die Kranken- 
anstalt habe nicht auf Grund der dem Kläger obliegenden armenrechtlicben 
Verpflichtungen stattgefunden. Die sieh ans dem gedachten Schreiben er- 
gebenden Behauptungen gehen dahin, dass die Ehefrau S. ohne Zustimmung 
ihres Ehemannes in die Krankenanstalt aufgenommen worden, und der Ehe- 
mann im Stande gewesen sei, seiner Ehefrau in seiner Wohnung die nothwen- 
dige Pflege zu gewähren. Sie sind von dem KlSger unter Vorlegung der mit 
dem Ehemanne S. am 9. April 1891 aufgenommenen Verhandlung in dem 
Schriftsatze vom 10. April 1891 bestritten worden. Die Entscheidung des 
Bezirksausschusses ist daher auf eine bestrittene, zu Unrecht als nicht 
bestritten angenommene Behauptung der Bekl. begrfindet und unterliegt 
deshalb der Aufhebung. 

Bei freier Benrtheilung erscheint nicht zweifelhaft, dass die schwer 
erkrankte Ehefran S. am 26. Juli 1887 nicht ohne Gefahr für ihr Leben 
und ihre Gesundheit in ihrer Wohnung verbleiben konnte, welche — wie 
von der Bekl. nicht bestritten worden ist — nur ausy einer Stube und 
einer EntreekQche bestand und fünf Personen zum Aufenthalt diente. 
Dass S. Vermögen besessen hätte, ist nicht behauptet Bei einem Arbeits- 
verdienste von 3,40 täglich, mit dem er auch zwei schulpflichtige 
Kinder zu unterhalten hatte, konnte er die Kosten einer anderweiten 
Unterbringung nicht sofort bestreiten. Unter diesen Umständen war Kläger 
zum Eintreten verpflichtet. Dadurch, dass er den Ehemann S. durch 
Aufnahme der Ehefran in ein Krankenhaus unterstutzt hat, sind auf ihn 
(§ 57 Abs. 2 und § 65 Abs. 5 Ges. vom 15* Juni 1883) diejenigen An- 
sprüche übergegangen, welche der Ehemann für seine Ehefrau gegen die 
Beklagte auf Grund der Vorschriften in § 9 des Statutes vom 25. Mai 
l '^^^ in der Fassnnc^ des Nachtrages vom 18. Juni 1886 gegen die be- 
klagte Betriebs-Krankenkasse hesas^. Der von der letzteren unter Bezug- 
nahme auf die Vorschriften in § 1 zu c( der Vorordnung über die Ein- 
führung kürzerer Verjährungsfristen vom 31. März 1888, denen zufolge 
mit dem Ablauf von zwei Jahren die Forderungen der „Verpflegungs- 



15G Eatidi. dei DeaUehm Raiclugeridits TOm 22. Februar I8i)2. 



aiistalten aller Art für Unterhalt*' verjähreo, erhobene Einwand, dase die 
gedachten Anspräche verj&hrt seien, ist hinfällig. Auch wenn die Arnien- 
verbäode Verpflegnngsanetalten im Sinne des § 1 zu 3 a. a. 0. sein sollten, 
wie die Beklagte im Widerspruch mit den AtasfahmDgen in dem Erkennt- 
nisse des Ohertribuuats vom 29. Janaar 1866 — Entsch. Bd. 56 S. 76 — 
annimmt, würden die Anordnungen des § 1 zu 3 a. a. 0. keine Anwendung 
finden, weil Kläger die auf ihn durch nothwendige Gessiou übergegangene 
Forderang des Kassenmitgliedes S. gegen seine KrankeDkasse geltend 
üiacht, diese Fordernag aber den Vorschriften über die Verjftbrang der 
ForderuDgeD nicht der „Verpflegnngsanstalten aller Art**, sondern der Hit- 
glieder der Betriebs-Krankeiikasseu gegen die letzteren unterliegt (§402 Iii 
und §§46 bis IS I 16 A.L.K.). Ueber die Verjährang dieser Forderungen 
dei- Mitglieder der Betriebs-Kraukeukassen bestehen reichsgesetzHche Vor- 
schriften überhaupt und für das Geltungsgebiet des Preuss. A. L. R. 
besondere landesgeset/Jidie Anordnungen nicht. Im Geltungsbereiche des 
A.L.R. verjähren sie daher erst in 30 Jahren. 

Gegen die Ilöhe des von dem Kläger auf 76,50 m berechneten 
Ersatzes ist von der Bekl. nur eingewendet worden, dass das im § 57 
Abs. 5 Ges. v. 15. Juni 1883 vorgesehene Pauschquantuni nicht für jeden 
der 90 Kalendertage, während welcher die Ehefran S. im Krankeuhause 
Enr und Verpflegung erhalten hat, sondern nur für diejeni«j^en Arbeitstage 
zu erstatten sei, die in jene S)0 Taeo gefallen sind. Der Einwand ist 
unbegründet. Nach dem Wortlaute des Abs. 5 a. a. 0. besteht kein Anhalt 
für die Annahme, dass das Pauschqnantnm nicht für jeden Tag der 
Krankheit zu zahlen sei. 



Nr. 114. EntBcli. des Benfsehen R«iehflgerielifs. 

3. Straf-Senat Vom 22. Februar 1892. 

[Jur.Wöcben»chr. 1892. Nr.3S/2S. S. IflS. 219.39.) 

§ 333 R. Str. G.B. Die objektive Bestechung setzt das Anbieten etc. von 
Vortheilen für zukünftige Amtshandlungen voraus. 

Das Anbieten von Belohnungen für l^ n its begangene Amtsptlicht- 
verletznng begründet nicht d^n Thatbcstaiid di r Bestechung im Sinne df^s 
§§ .333 Str.O.B. Entscheidend ist aber hierfür allein die Meinung und 
Absicht des Hesteelienden; er muss die pflichtwidrige Amtshandlung, zu 
der er den 13eatiiteii bestimmen will, für eine znkünftige halten und seine 
Absicht nm>s darauf gehen, solche dureh Angebot etc. herbeizuführen. 
Das Vorhandensein dieser Meinung und Absiclit genügt aber: der That- 
bestand der Boslechaug wird dadurch nicht ausgeschlossen, da$s, deui 
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Anbietenden anbewnsst, die Amtshandlung, deren Unterlassnng herbei* 
geffthrt werden sollte, durch den Beamten bereits pfliehtmftsstg vor- 
genommen war. 



Kr. 115. Ent8€h. des Deotschen Beiehsgeriehts. 

5. CiviUSenat Vom 24. Februar 1892. 

Die Rechte der Anlieger ßioer öffentliclien Strasse erstrecken sicli nicht 
auf die ausschliessliche Benutzung derselben. 

Der von der Kevision aufgestellte Hechtsgrandsatz, dass dem Eigen- 
thümer eines an einer stAdtischeo Strasse belegenen Hanses das dingliche 
Recht zustehe, dlf Strasse zu allen wirtbschaftliehen Zwecken seines 
Hauses ungeschmiil. rt /u benutzen, ist in dieser Allgemeinheit weder vom 
R. G. in dem Bd. 7 S. 213 fg. der Entsch. in Civilsachen nt i Inickten 
Urtheil oder sonst anerkannt, noch aus dem A.L. R. oder den iu dessen 
Geltungsbereich geltenden Gesetzen herzuleiten. In dem oben angezogenen 
Erkenntniss des I. HülfsseDats ist zwar eine auf stillschweigendem Vertrag 
bfnihende Dienstbarkeit an der städtischen Strasse zu Gunsten der an 
derselben errichteten Gebäude angenommen, als deren Inhalt aber nur 
bezeichnet, dass die Strasse „in erster Linie für die daran gebauten 
Häuser als nothwendiges Kommunikationsmittel diene, und ihnen zugleich 
den ihnon für die Befriedigung ihres Lichtbedfirfnisso^ wesentlichen freien 
Raum gewähre", nnd weiter dio Beschränkung liiiiziit;<'füiit. dass „riic 
Befugnisse der Adin/cnten an dor Strasse stets der llanptliüstimmung der 
letzteren untergeordnet bleilit n*'. Wenn es an einer antii ri ii Stelle dieses 
Urtheils heisst. ..dass das Vcrhaltniss der Hnnseigent liünier /.u der vnrüher- 
führenden Slras>r niclit aufgehe in der .Ifd'^rmaiin znsti'heiiden Betngniss, 
sieh der Strasse als Konininnikatinnsniittul zu bedienen'*, so hat damit 
nicht ein dem Umfange und Inhalte nach woiterijphendes Recht der 
Anlirger anerkannt vielmehr nur gesairt ^vrrden sollen, dass das Reeht 
der Aniiitifr von der Indiglich iitfentlich-rechtlichoTi. nnch Prcu-siM-hrm 
Herht nur prdizrilich geschützten Befugniss jedes auilert'n Verkchrs- 
iiitert'ssenleu sieh , durch das besondere verniögeiiHreclilliche Interesse" 
unterscheide, und weil aul vertrac;smUssigem Grunde ruhend, reciitlichen 
Schutz «Tfeuif^sse. In dem Rrkeniitniss des II. Hülfssenats vom 25. Sep- 
tember I8S2 (Gruchot l'd. 27 S. ist zwar die Frage, ob den Eigen- 
thfimern der an eine stadtische Strasse grenzenden städtischen Wohnhäuser 
ein privatrechtlicher Anspruch auf die Fortgewähr der durch diese 
Lage bedingten Vortheile zusteht? ohne weitere Einschränkung bejaht, 
aber gerade unter Hiuweisuug auf das obeu besprocliene Erkenntniss de» 
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I. Hülf.^iscnats. Es war ilamals offenbar nur streitig. ol> die Lage an 
einer städtischen Strasse lediglich als eiu thatsäehliehf^r Vortbeil oder als 
ein besonderes Keeht im Sitiiio de> ^ 7') der Einleitung zum A.L.R. zu 
betraehten sei; eine Austühiniis lilx'r die (ijenzen dieses Rechts war 
entbehrlifh. da der Fall der Ti<'t\M legung der Strasse vor (lern betreffenden 
Hause dem vom I. Hülfssenat entschiedenen der Uoherlegung rechtlich 
gleich lag. in spateren Pmzessen, wo gerade d«e (Frenze der priv;itpji 
PtTcciitigung der Anlieger streitig wni-. hnt denn ir rh das R.G. wicdi'rlioll 
liusijt'sprnchen . (h<9 die'« l\echt iiirlit weiter ;* u^/.u<lehnen . als das 
Koiiiiiiunikiii inn-inti'r('<>(' ert'ünl<-i-t ((inicliot Bd. ?9 S (wS). (!;i>< ^das 
Recht des Mauseigenlhümers an der Strasse iiiilit weiter gehe, wie sich 
:nis der Natur und dem Zwecke der letzteren von selbst eii^eli.»^. 
(Gruchoi \k\. 31, S. 'X'r2: Entseh. ?n r'ivil>achen i^d. 24, 8. 245, l'- i. l>5, 
S. 24*?\ Her Zweck der städlis» heu Slrussen ist aber nicht blos der. 
den Kinwoiiuern den Anbau und di'"- l^eniit/ung von Wohnhäusern ?n 
erleichtern, sondern auch dem öfteiitlieli mi N erkrln- zu dienen: die Theii- 
nahme au dem allgemeinen städtiseheii Ve rkehr j-t andererseits der 
bewegende (^rnnd, ans weleliem ukiu .^irh an slüdLi^cllell Stra<^cu anbaut. 
Aus dieser Wech.Nelhe/.ichuiig rechtfertigt sich die Anerkeniiung des Kin- 
uud Ausganges zu und von der Strasse als Individualrecht der anliegenden 
Hnuseigenihüiiii'r: aus dieser Wechselbeziehung ergiebt si(di aber weiter, 
ilass dieses liuli\ idualrccht kein unbeschränktes sein kann, weil nüt solchem 
Kerlit sämmtlicher Anlieger der Dienst der Strasse für den ortlieli und 
zeillich vers( hiedenen öffentlichen Verkehr unvereinbar wiire. Nicht jo<le 
Erschwerung des Aus- und lliimana^ au> niid zu dem Hause durch 
den Strassenverkehr ist daher als ein Emgril!' iu das individnalreclit diM* 
Anlieger zu eiuehten, die im vorliegenden Falle behauptete Ver/ogerung 
der Au&iahrt aus dem Thorwege, wenn man das Individualrecht auch 
aut diese ausdehnen will, dnrch vorbeikommende Pferdebahnwagen um so 
weniger, als eine solche Verzögerung auch dorch das Vorbeigehen von 
Fussgängern und — noch in grösserem Masse — durch im Schritt vorüber- 
fahrende Lastwagen verarsacht wird. — Derartige Störungen muss sich 
der berechtigte Graudeigeuthümer gefallen lassen, weil sein Recht Ja gerade 
im Zutritt zur öffentlichen Strasse besteht EL verlangt nnn freilich 
anch dafür fintsebftdiguug, dass Wagen, die früher auf dem Strassendamm 
vor seinem Hause hielte, wAhrend ihre Insassen bei ihm (rescb&fte 
erledigten, jetzt anf dem zweiten Gleise halten» dort aber den in Zwischen- 
rfinmen von wenigen Minuten sich folgenden Pferdebabnwagen Platz machen 
müssen. Dieser Entschfidignngsauspruch wäre indess nnr dann begründet, 
wenn das Individnalrecht des £1. sich anf die ausschliessliche Benutzung 
der Strasse oder der betreffenden Strassenseite, soweit sein Haus an die- 
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selbe immcii/t. rt^^trockte. Ein soweit gehendes liHÜvidualrecht würde 
den rreiii«'in^< l>i:iiii li der Strasse gänzlich vereiteln und ist de?ihalb nicht 
uji/nci Im iiiieii. Die Voithoiie, die ein Gesrhntt>h;in« diireii die Be^schart'enheit 
der Strasse hat. an weleher es lir^ct. duiuiiter aueh die l'reito der Strasse, 
uclche ein bequeuie;. Vuiluhien und Halten von Wagen ge-tati'-t. sind 
vielmehr rein thatsjiehlifher Natnr. ihre Sehniiilernng dorch andere Ein- 
richtungeu begründet keiueu Eutächadigungsausprueb. 

Nr. 116. Entsch. des Deutschen Keielisgerichts. 
3. Civil-Senat. Vom 2G. Februar 1892. 

SohadeBsersaUpfliclit für Brandschaden durch Betrieb einer Feldeisenbalm. 

Den vier flenieinden A. B. C. D. i.st znr Anlage und zum Betriebe 
einer Feldeisenbahu zwecks Bern^M i^rhiim ihrer Felder von der Königlicbeu 
Kegienm? die Konzession ertheiit. lunncbtung und Betrieb der Bahn, 
letzterer aiii ine Rechnung, ist durch Vertras: mit den (letneindeu auf 
den Bekl. überttai:' ii. iiarh d«^^*sen Tode seine Erben in den Prozess 
eiiiic^ treteu sind. H'-iiii l')' tiiiOM' die^or Bahn ist durch Fnnkcnllug aus 
einer mit einem Fiinkeiifiuii^^cr nicht \ liMdieiien LcilNonint ivc ziniiichst die 
aiiureu/etidc Weide und Haide, dann aber durch denMi Vernjitiehiii^ eine 
fiskalisch'' For.-laiilaire iji lUand gesetzt und stark bc-cliridicrt. Auf (j rund 
die>cr. olme erkennbaren Ilcciitsirrthum vniu G. l>. te>t:;cstcllt<'i! Thnt'-'a'dien 
bat (ias>cllie in Bestätigung des Frtlieils 1. .1. den i-iugeklaglcji Schaden 
dejfj Grunde nach zugesproelien. 1"> liat /war nii ht das Fehlen des 
Funkent;inger> auf ein eigenes Verschulden th*.-, iJcivl. /urii' l%i;'^fiihrt. j«>dAoh 
die actio ucuatoriu auch bezüglich «les Schadenersatzes deshalb hcurüudet 
angesehen, weil, wie ferner festuc>tc|lt i^i. der Bekl. der Gefährlichkeit 
des Betriebes für die benaehliarlen Grundstücke sich hätte bewusst sein 
iiiiisseii. und dies um so mehr bei einer so abnormeu Dürre, welche die 
Feuersgefahr eriieMich erhöiit habe. Diese Ausführungen befinden sich m 
völliger üebereinstimmung mit tlcn vou dies •m Senate in Entsch. des 
R.G. Bd. 17 8. }i):u\. aufgestellten Graudsätzen, von denen abzugehen 
auch jetzt keine Veraulassuug vorliegt. 

Nr. 117. Eitseli. dei Deutsdieii BeiehsgerichtB. 
8. Civil .Senat. Vom 26. Februar 1892. 

[PnDBs. Vww.Bl. Zm. Kr. 27. S. 917.] 

SehntKaospnioh gegen benaclitlieüigende Einwlrkimg einer gewerbUclien 

Anlage. § 26 Reic1i8.Gewerbe«0rdnnng. 

Die Vorschrift des § 26 Gw.O. giebt demjenigeo, welcher durch die 
Einwirkaug einer gewerblichen Anlage leidet, das Recht anf Herstellang 
der thanlichen mit dem Betriebe Tereinbaren Einrichtungen zur Abhälfe. 
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Dieses Recht besteht auch dann, wenn nur solche Einrichtangeu an<- 
fiihrbar sind, durch welche jener Zweck wenigstens lheihvpi<p orreicht 
wird, ivläger behauptet eventuell das Vorliegeu der Mr»i;liclikeit einer 
solchen beschränkten Abhülfe, indem er dieselbe verlangt. Die Behauptung, 
dass eine gänzlidh- oib r theilweise Abhülfe ausführbar sei, braucht Kläger 
nicht durch Anführen bestimmter Schutzeinrichtungen näher zu begründen, 
sondern der im Allgemeinen erhobene Anspruch erscheint zunächst 
begründet und wird nur insoweit ausgeschlossen, al» die Unthuuliehk« it 
der Abhülfe sich ergiebt (vergl. Urtheil dieses Senates vom 13. März 1891 
No. 291 90). Da Kläger die Möglichkeit einer theilweisen Abhülfe 
behau j>tet hatte, so war der Ber.-Richter verpflichtet, die ihm hiermit 
gestellte Frage zu entscheiden und seine Eutscheidang m begründen. 

Nr. 118. Entsch. des Deutechen Relehsgeriehts. 

4. Straf-Seiiat. Vom 26. Februar 1892. 

[Pfctisp. Venr.Bl. Nr. S. 37'J.] 

Amt und Beamter im Sinne des ^ 230 und des § 359 des Reichs - Strai- 

Geafelzliuehs, 

Der Reuriti" de< Amtes itii i'^O 8tr. f I. H. ist nicht derselbe, welchen 
der $ 3r)9 Str. (J H. hei der Begriffsbestimmung des Beamten voraussetzt. 
L'^t'/terer verlangt eiii<> Anstellunir d^^r bf'trelTenden Person im Dienste des 
Reichs oder im niiniittell>:irrMi oder mittelbaren Dien«t eines Bnnde'S'^taats. 
Der ^ fordert dagegen nur, dass der Tliäter «lie Aufmerksamkeit 
vt riiarhläs->ifrt halie, zu der er viM-möge seines Amtes, Berntes oder Tto- 
werbes besonders verpflichtet war. Aus dieser Neheneinanderstellung und 
dem Zwf'ck (J< -t t/A's ergiebt sieh, dass es hier nur auf die Art der 
gewählten ThiUiuk- it ankommt, welche, weil sie ein*' i;e\vi-^t' Krfabrnng. 
Uebung oder Vorbildung mit sich bringt, r'mr hrdiri.' Vt iimlwnrtlirhkcit 
begründet. Der Charakter des Amts als eines ölVentliclien, wdi In r di m 
§359 zu Grunde liegt, ist in den Fällen des § 230 nicht maassgebend ; 
es kann aie h riiie Privatbedienung sein, sofern mit ihr Geschäfte, die im 
w'dinliehen Leben als anitiiche bezeichnet werden, verbnnden sind. Der 
V(itd*^rrichter lä<st es dahingestellt, ob der Angeklagte wegen etwa nicht 
ein-flmlLer Bentutignng der Könisrl. Rf^uif^rung in seinem Amte als Naclit- 
waehler (iu Preussen) für einen Beuiiilcn im Sinne des Str. CIk angr^tiien 
werden könne. Der Vorderrichter konnte v<»n dem V(»rh;itideü.>t in der 
für die leijeitragung eines öflVutliehen Amtes bestehenden staatlichen 
Vorbedingungen absehen, da das Beamten vergehen des § 340 Str. G.B., 
welches eine vorsätzliche Körperverletzung voraussetzt, nicht vorlag. 
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Nr. 119. BntMlr. des Destwlioii Betcksgerlebts. 

5. Civil-Senat Vom 27. Febrnar 1892. 

BfTiiL'kDichtiguiig der bisherigen Böuutzuügsart eines enttiigneteu Gruntl- 
aLucks bei der Abschätzung gemäss § 10 Abs, 1 Preuss. Enteign.-Ge8. vom 
11. Juni 1874. Berechnung des bezüglichen Geldbetrages. 

Dei' Ber.-Rirhter erkennt u,ruiulsiitzlich an, das8 der Kanfwerth eines 
ijeeigneten l^rsatzi^niudstncks einen Faktor (Mnassstab) für <\u' dem Kläger 
gebührende (ieldenl Schädigung bilde, so dass die EutscLudiguug über den 
Kautwerth des Er.satzgrundgtückes nicht hinausgehen dürfe. Er lehnt aber 
eine Berechnu«?? der Hntsohädigungsforderirug naeh den Kosten des Er- 
werbes und der Htrriclitang des vorgeschlagenen Ersat/.stflckes des^halb 
ab, weil es Voraussetzung einer Schadensberechnung auf dieser Grundlage 
sei, dass das Ersatzstück sieh nach allen seinen objektiven Hi^^enschaften 
als gleich nutzbar mit dem enteiuiieton in dem Augenblicke darbiete, in 
welchem der EntÄchädigungsbereclitigte »Miien rechtlichen Anspruch auf 
dasselbe erwarb. Eine gewisse Thätigkeit zur Gewumung de« Ersatz- 
stückes sei dem Letzteren wohl zuzumuthen, uäuilich die der An- 
schnffung, nicht aber eine mit erheblicher Arbeit verbundene Umge- 
staltung, wie sie vorliegenden Falles nothig sein würde, dies auch nicht 
unter vollständiger Vergütung der ümgestAltungskosten , zumal sich noch 
hinterher nicht vorauszusehende Momente ergeben könnten, welche die 
vorher vorhandene gleiche Nutzbarkeit des Krsatzstüekes wieder herab- 
setzen köiiuttu. Anscheinend mit Grund weise Kläger gegen die CWeich- 
Nverthigkeit des Ersatzstückes auch auf die umständliche und geföhrliche 
Hiuidhabung der nüthigen Drehscheibe und uut die durch Abschrägung 
des i'lalzes entstehenden ungünstigen WasseraMius>vt;rhaltnisse hin. Diese 
Ausfuhrungeu suul iiitht Irui vou Keehtsirrthuin, Der § 10 Abs. 1 Eut- 
eiguiiugs-Ges., auf welchen der Ber. -Richter hinweist, lindet überhaupt 
nicht unmittelbare Anwendung; er trifft den Fall der Absrfiätzung nach 
der seitherigen thätsächlichen Benutzungeart des enteigneten Grundstuokes. 
Aber wenn die Benutzungsföhigkeit des GrandBtäckes für ein bisher nicht 
dai«i|f betriebenes Gewerbe geschätzt werden . soll, so bedarf es keiner 
besondem G^setzesvorschrift, mn dtti selbslverstfindliehen Sate -zn redi^' 
fertigen, dass der Enteignete toU entechidigt ist, wenn er die Eoftoo ' 
des Erwerbes und der Einriehtong eines anderen GmndstfieiEes eriifilt, anf 
welehem erweislich der Betrieb in gleicher Art und mit gleldiem Yortheile 
möglich ist. Ebenso im Falle der Theilenteignung: kann die durch die- 
selbe eintretende Werthsverminderang des Bestgrandstftckes dnrch neue 
Eänrichtnngen anf dem Bestgrnndstücke selbst gehoben werden, so kann 
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<]ie Werthsverminderung nicht richtiger als nach den Kosten dieser neuen 
Einrichtungen geschätzt werden: dass vorliegend ausserdem noch der Er- 
werb eines anstossenden Landstuckes und dessen Einrichtang nöthig 
werden würde, ändert grundsätzlich nichts. Erforderlich ist nar, dam mit 
Zuimifenahme eines solchen LandstQckes die Werthsvermindening ausge- 
glichen werden kann. Dazu mnss, entgegen der Ansicht des ßev.-Be- 
klagten, dargethan weiden, dass ein bestimmtes Landstück zur Ver- 
fügung steht, welches diejenigen Einrichtungen möglich macht, die znr 
Wiederherstellung der durch die Theilentcignung gestörten Benutzongs- 
fähigkeit des Restgrundstückes nöthig sind, und ein solches Landstück hat 
Rev.-Kläger bezeichnet. Dass das zu Hülfe zu nehmende Grundstuck, 
welches im vorliegenden Falle zngjlcich Ersatzstück nichf für ein enteignetes, 
sondern für ein durch die Bahnunlagc von dem Ueberreste Jibgetrenntes 
Theilstück bilden soll, diejeiiiLr»'u Einrichtungen, welche es zu dieser Be- 
stininmng geeiü:net machen würden, schon fertig trage, ist nicht nöthig, 
da es nur darauf ankommt, reehnungsmässig festzustellen, wie hocli viioh 
die aus dem Preise dieses Grundstückes und den Kosten der atit diesem, 
wie auf dem Grundstücke des Klägers selbst zu trefFeTiden Kinnchtungen 
zusammensetzendrn Gesammtkosten belaufen, welche erforderlich sind, 
damit Kläger den Betrieb, zu welchem sein Grundstück vor der EnteiG^unng 
hätte nutzbar gemacht werden können, auch nach der Enteignung i bonso 
wie vorher einrichten könnte. Mit der Bezahlung dieses Betrages ist der 
Schaden des Klägers ausgeglichen. Die gegeutbeilige Ansicht des Ber.- 
Kichters lägst sich nur dadurch erklären, dass derselbe, obwohl er seine 
Ausführung mit dem richtigen Satz beginnt, die Eutschftdi^nng des Klägers 
habe nicht mit dem Ersatzstficke in natura zu erfolgen, souderu es solle 
dasselbe nur zur Ermittelunfj des Betrages der Geldentschädigang heran- 
gezogen werden, doch sich schliesslich von der V^orstellung hat leiten 
lassen, als solle das Ersatzstück zum Gebrauciie des Klägers wirklich 
eingerichtet und verwendet werden. Nur aus dieser Vorstellung lassen 
sich Wendungen erklären wie die, das Ersatzstück müsse sich als gleich 
nuizbar (mit dem zu ersetzenden) in dem Augenblicke darbiuten, in 
welchem der Eutschädigungsberechtigte einen Anspruch auf dasselbe 
erwarb; und: der Expropriat solle nicht jeder Mühewaltung, insbesondere 
nicht der des Anschaffen s des Ersatz^lü(:ke8, entli(il)eu sein, aber eine 
erhebliche umgestaltende Thätigkeit sei ihm nicht anzusinnen. 



Entach. dM Dmttubsn Reichsgeridito vom S9. Februar 1898. 163 



Nr. 130. Entseh. des DMtechen Beiclugerlelits. 
6. Givil.Senat Vom 29. Februar 1892. 

DMik. d. Vtr. denlMli. BMnb.T«nr. 108. Nr. W. 8. S7ft.] 

Als übIUI beim EisenlmlinbiBtriebe gemftss $ 1 des Haftpfliehtgesetaes Ist 
anoli eine Yerletsimg dmcli Verladen von Vieli aniuselieii, wenn dieselbe 
ai!f die hierbei gebotene Siie asrilekziilBhreit ist 

Auf der als Sekundärbahn betriebuiieii Bayerischon iSüuitsbalm Laiids- 
berg-Augsburg fuhr ein gemischter Zug, welchen Klager als Wagenwiirter 
begleitete, mit 1 Minute Verspätung in der Zwischenstation Ottmarshausen 
ein. Fahrplanm&ssige Anfenthaltszeit daselbst ist 1 Minute. Einzuladen 
waren zwei Kälber and ein mittolgrosses Schwein, wobei Kläger instiuktions- 
gemftss Hilfe zu leisten hatte. £r packte demnächst das Schwein mit 
beiden Händen an den Ohren und snehte es, während ein Hetzger das 
Schwein an den Bemen haltend nachhalf nnd in dem Gflterwagen ein 
Wagenwärtergehilfe znr Empfangnahme des Schweines bereit stand, anf 
den Wagen hinanfznheben. Hieibei sträubte sich das Schwein so sehr, 
dass der Kläger hierdurch eine Huskelzerrung der rechten Schulter nnd 
des rechten Oberarmes erlitt, die in ihrem weiteren YerlanfiB zu einer 
chronischen Schleimbentelentzttndung der rechten Schulter fQhrte und' die 
vollständige und immerwährende Arbeits- und Dienstunfähigkeit des Klägers 
zur Folge hatte. Noch am 1. Hai 1889 machte er von dem Yorüüle 
Heidnng bei der Betriebsweritstätte Augsburg, welche Ober seine Angaben 
ein Protokoll aufnahm. Kläger machte bei dieser Gelegenheit |iicht geltend, 
dass er den Unfall auf die grosse Eile, mit welcher das Verladungsgesch&ft 
auszuführen gewesen, znrüdcfBhre. Auf Grand der bahnärztlichen Gut- 
achten wurde Kläger mit einer jährlichen Pension von 1018 «/^ in den 
Ruhestand versetzt Er verlangt nun von dem Königlich Bayerischen 
Eisenbahnfiskns in G^mSssheit der §§ 1, 8 Nr. 2 des Haftpflichtgesetzes 
vom 7. Juni 1871 den Ersatz des durch den Unfall erwachsenen Schadens, 
welchen er in der Differenz zwischen der gewährten Pension and den ge- 
nossenen Dienstbezttgen findet. Von dem Gerichte I. Instanz wurde die 
Klage, abgewiesen. Auf die Berufung des Klägers hat das Ober-Landes- 
gericht den Bayerischen Eisenbahnfiskus dem Klageanträge gemäss ver- 
urtheilt. In beiden Vorinstanzen wurde nur darfiber gestritten, ob ein 
Unfall im Sinne des § 1 des Haftpflichtgesetzes als vorliegend anzusehen 
sei, was das Ober-Landesgericht entgegen der Auffassung des Beklagten 
and des Gerichts L Instanz b^aht hat Hiergegen und gegen die Be- 
grttndung dieser Annahme Seitens des Berufungsgerichts wendet sich die 
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Hevision, welche aber vom Beichsgericbt verworfen wurde ans folgenden 
Grfioden: 

Daes der Betrieb einer Eisenbahn (§ 1 des mehrgedachten Reicbs- 
gesetzes), wenn der Eisenbahnzug anf einer Zwischenstation behufs des 
Ein- und Anssteigens der Passagiere, des Aus- und Einladens von Gütern, 
zamal nur so kurze Zeit, wie vorliegenden Falles, hült, nicht unterbrochen 
ist, steht durch die constante Praxis des Keichsgerichts fest. Ebenso 
aber aach, dass die instruktionsgemässe Thütigkeit eiues Eisenbahn-Fahr- 
beamten, welche darauf abzielt, innerhalb der Haltezeit das Ein- und Ans- 
iaden der Güter in den und ans ! f?^ Iialtenden, demnäcJist weiter fahrenden 
Zuge zu besorgen, als eine zum Betriebe der Eisenhalm gehörige Thütig- 
keit an sich anzuaehen ist. Maassgebend ist hierbei insbesondere die 
Rficksicht anf die voraussetzlich zu beobachtende Eile und Präzision, 
welche in anderen Betrieben regelmässig nicht, wenigstens nicht in gleichem 
Maasse anzuwenden sind. Hiervon geht auch das Ober-Landesgericht muh, 
wobei es betont, dass der Kläger im Hinblick auf die Verspätung, mit 
welcher der Zug eingetroffen, und anf die kurze fahrplanmässige Auf- 
enthaltszeit des Zuges in Ottmarshausen „offenbar* besondere Eile be- 
thätie^t habe, sowie dass der Kläger bei dem fraj^liclien Einladegeschäft 
durch Vorschriften der Fahrdicnst-Instrnktitni auf den Bayerischen Staats- 
eisenbahnen, welche die genaue Einhaltung der fahrplanmässigen lialtezeit 
bezwecken, zumal des § bi)?> Abs. 2. Nvonach auf Vizinalbahneu (eine 
solche ist (iie Bahn Landsberg-Aui;sbnrg) eine Kfirznng der vorgeschriebenen 
Fahrzeit durch Einfahren verboten werde, zur Eile veranlasst worden sei. 
Die Revision wirft dem angefochtenen Urtheile insoweit vor. dasselbe Ver- 
stösse gegen die Angaben des Klägers selbst vor der Hisenbahn-Betriebs- 
werkstätte Augsburg und die Feststellungen <les Urtlieils I. Instanz, da 
hiernach der Kläger den Unfall nicht auf eine besondere File, mit welcher 
er das Einladen des Schweines habe besorgen müssen, zuiüekgeführt habe. 
Richtig, aber rechtlich bedeutungslos ist, dass KhiiitT nach dem von der 
Betrichswerkstätte Augsburg aufgenommenen Protoknile vom 1, Mai 
der Eile keine Erwähnung gethan hat. Nach deiT! Thatbestande zum 
Urtheil I. Instanz dagegen stützte er die Klasse ausdrücklich auch anf die 
Behaui»tung, dass in Folge der kurzen Aufenthaltszeit und bereits ge- 
gebenen Verspätnng bei Verladung des Schweines höchste Eile geboten 
gewesen sei. In den Gründen zu dem klagabweisenden Urtheile I. Instau/. 
ist hierzu bemerkt, die bei dem rioschüfte des KidgtMs augewondete Kilo 
käme nur in Betracht, wenn sie durch die besouderen Gefahren des 
Fisenbahuverkehrs veranla.sst wonicn wäre; dass eine solche Eile vor- 
handen gewesen, habe aber Klüver selbst ni( ht behauptet. Dieser An- 
schauung, welche in einigen frühereu jDulscheiduugen des Reichsgerichts 
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eine ecbeinbare Stfitze findet, stellt das Berofangsgericht in der ange- 
fochtenen AnsfÜbning die richtige in einer Reihe anderer reichsgerichtlicher 
Entseheidangen nnzweidentig znm Ansdrack gelangte Ansieht entgegen, 
das« nach Lage des Falles die mit dem Eisenbahnbetriebe Überhaupt 
verbundene PrSzision nnd Eile des Handelns, welche in concreto noch in 
besonders hohem Haasse erforderlich gewesen sei, die ünterstelinng des 
dem Kläger zngestosaenen Unfalles nnter den § 1 des Beichs-Haflpflicbt- 
gesetzes rechtfertigen. Selbstverständlich war hieibei das Bemfongsgericht 
an die angebliche Feststellnng in den Grfinden zum Ürtheile I. Instanz so 
wenig gebunden, als an die von dem Biehter I. Instanz den Angaben, des 
Klägers vor der Betriebswerkstätte beigelegte, dem Kläger nngftnstige 
Bedeutung. Der Berufungsrichter hatte die ihm vorgetragenen Thatsacben 
von neuem selbstständig zu prfifen (G.P.O. § 487) und mehr hat er auch 
nicht gethan. 

Die Revision rflgt sodann, in den Grftnden des Bemfan^nrtheils 
fehle der Kachweis des Kausalzusammenhanges des dem Klä^r zuge- 
stossenen Unfalles mit dem Eisenbahnbetriebe. Der Berufungsrichter stelle 
als Grund des Unfalles nur das Sträuben des Schweines in Verbindung 
mit dem Umstände fest, dass keine den voranssichtlicheD Widerstand des 
Schweines brechende Vorsicbtsmaassregeln hätten getroffen werden kOnnen. 
Das Schwein hätte sicli aber auch bei längerem Anfenthalte des Eisen- 
balinznges oder beim Einladen auf ein gewöhnliches Fnhrwerk in gleicher 
Weise sträuben kOnnen; überdies , habe Kläger keinen Grund anzugeben 
gewosst, warum er Vorsichtsmaassregeln nicht zu treffen vermocht hätte. 
Letztores ist richtig: Kläger war aber schon bei d< r durch die kurze 
Haltezeit des Zuges bedingten besonderen £ile des Veriadungsgeschäftes 
nicht in der Lage, irgend welche Vorsichtsmaassregeln zu treffen. Im 
übrigen findet der Bemfungsricbter den von dem Revisionskläger vermissten 
Kausalzusammenhang zwischen dem Unfälle und dem Eisenbahnbetriebe 
nicht bloss darin, dass das Sdiwein sich hefti^^ gesträubt habe, sondern 
auch in der durch den Eisenbahnbetrieb auf dem Bahnhof Ottmar.shausen 
instruktiousmässig, noch mehr aber durch die damalige Verspätung des 
Zuges gebotenen Eile, der zufolge das Verladungsgeschäft überhastet 
werden rousste. Hierbei geht das Berufungsgericht zudem von der richtigen 
Ansicht aus, dass das Haftpflichtgesetz § 1 nicht ausschliesslich auf solche 
Gefahren berechnet sei, welche nur dem Eisenbahnbetriebe eigen sind, 
bei anderen Ik'trieben in gleicher Weise nicht vorkommen können. Die 
gegentheiligc Anschauung niüsste zu ganz eigenthOmlicbeu, dem Zwecke 
des HaftpHii'htgcsetzes geradezu widersprechenden Resultaten führen. Die 
ZDrückfiihiiiii':!: Unfalles niif die uötkig gewesene grosse Eile ent- 
spricht aber durchaus der Erfahruugsthatsache, dass, wer in solcher Eile 
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ein an sich schwieriges Geschftft zn besorgen hat, mit grosserer Kraft* 
anwendnng anfassen mnss, nm die Arbeit in der gebotenen ZeitkGrze 
vollenden zu können, sowie dass deshalb ein entgegengesetzter Widerstand 
nm so plötzlicher nnd gefthrlicher wirkt 



Nr. 1*^1. Entsch. des Deutschen R«ich8gerichtg. 
2. Strat-Öenat. Vom 11. März 1892. 

[Kntoch. d. Keichsirer. iu ätrab. Bd. 22. S. 41C. Nr. 139.] 

Die Anwendbarkelt des § 151 des Oes. über die Invaliden- and Alters- 
versicherung vom 22. Juni 1889 ist nicht abhängig von der Absicht, in 
welcher nach § 108 L o. nnsolässige Eintragungen gemacht werden. 

To dem angefochtenen Urtheiie wird festgestellt, dass der Angeklagte 
als Angestellter des Hanrermeisters R. seinen Namen in die Qaittnngskarte 
des von R. beschäftigten Manrers E. eingetragen nnd den Namen mit 
einer Harke dergestalt uberklebt hat, dass er sichtbar war, wenn die 
Karte gegen das Lieht gehalten wurde. 

Der Yorderrichter erwägt: 

„Die Eintragung des Namens sei zwar uaeh dem unzweidentigen 
Wortlaute des § 108 des Qesetzes Ober die Invaliditäts- und Alters- 
versicherong vom 22. Juni 1889 nuzulfissig, es sei aber dem Angeklagten 
g0{^anbt worden, dass von ihm entlassene Arbeiter wiederholt behauptet 
hätten, es sei nicht die erforderliche Zahl von Marken eingeklebt worden, 
nnd dass er durch die Eintragang seines Namens lediglich eine Eoutrole 
Aber die thatsächliche Verwendung der Marke bezweckt habe. Der An- 
geklagte habe daher nicht mit dem Bewusstseio gehandelt, dass er eine 
nach dem Gesetze unzulässige Eintragung oder einen gesetzlich unzu- 
lässigen Vermerk mache. Das Vergehen aus den §§ 108 und 151 des 
Gesetzes vom 22. Joni 1889 sei ein vorsätzliches, es erfordere das Wissen 
nnd Wollen einer nach dem Gesetze unzulässigen Eintragang, und <lu 
Voranssetznng treffe bei dem Angeklagten nicht zn; derselbe habe nicht 
bewnsst rechtswidrig gehandelt und müsse ans diesem Grunde frei- 
gesprochen werden." 

Hiemach beruht die Freisprechung des Angeklagten auf der Annahme, 
dass der Begriff des vorsätzlichen Vergehens nur Handlangen umfasse, 
welche mit dem Bewnsstsein der Kechtswidrigkeit vorgenommen seien. 
Die Annahme ist jedoch irrig. Hat das Gesetz nicht die Widerrechtlich- 
keit der HaTidluiig in die Bet^rifTsbcstimniiiiii; ries Deliktes aufgenommen 
oder eine besondere Willensrichtung des Tliaters als Voraussetzung der 
Strafbarkeit bezeichnet, so kommt es für den Thatbestand eines vorsätz- 
lichen Vergehens nicht darauf au, ob der Xhäter wusste, dass die von 
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ihm mit Wissen und Willen vorgenommene, gesetzlich mit Strftfe bedrohte 
Handlung einem rechtlichen Verbote zuwiderlief. Diesen Rechtssatz hat 
das Reichsp^ericht in ständiger Rcchtsprechunfi zum Ausdrucke gebracht. 

Vgl. insbeaooderd Eniach. des B.G. in Strafs. Bd. 15 S. 16a, Bd. 20 
S. 393. 

Der § 108 des Gesetzes vom 22. Jnni 1889 erklärt die Eintra^^ung 
eines ürtheiles über die Führung oder die Leistung des Inhabers, sowie 
sonstige durch dieses Gesetz nicht vorgesehene Eintragungen oder Ver- 
merke in oder an der Quittungskarte für unzulässig, und in dem § l5l 
wird mit Strafe droht, wer in Quittungskarteu Eintragungen oder Ver- 
merke macht, welciio naoh § 108 nn^nüi^sicr sind. Durch diese Vor- 
schriften, welche aus der Absicht der geseUgebcnden Faktoren, die weitest- 
gehenden Vorkehrungen ge^en die Mögli' hkeit eines Missbrauches der 
Qnittmigskarten zu treffen, hervorgegangen sind, werden, wie der Senat 
bereits in seinem Urtheüe vom 2. Februar 1892 gegen H.Rep. 3723 '91 
(vgl. oben S. 321) dargelegt hat, ohne Unterschied alle Eintragungen oder 
Vermerke in der Quittungs karte, welche in dem Gesetze selbst oder in 
den von dem Bundesratlie auf Grund des Gesetzes erlassenen Kassirungs- 
bestimnmugen nicht als zulässig vorgesehen sind, als stratbar bezeichnet. 
Dass auch ein verdeckter, aber für den Eingeweihten wahrnehmbarer Ver- 
merk auf der Quittungskarte hiemach verboten und strafbar ist, wird von 
dem Vorderrichter zutreffend angenommen. Einen solchen Vermerk hat 
aber der Augeklagte, wie festgestellt wird, in die Quittungskarte vorsätz- 
lich eingetragen, und es ist für die ßeurtheilung, ob er sich strafbar 
gemacht hat oder niclit, gleicligiiltig, in welcher Absicht er dies getlian 
hat: denn der § 151 erfordert uicht, dass der Tliäter bei der Eintragung 
einen besonderen Zweck verfolgt, luimeiitlich nicht, dass er beabsichtigt, 
durch die Eintragung ein nach § 108 unzulässiges L'rtheil über die Führung 
oder die Leistungen des Inhabers der Quittungs karte zum Ausdrucke zu 
bringen. Ebensowenig hängt die Anwendbarkeit des § 151 davon ab, ob 
der Angeklagte das Bewnsstsein hatte, dass er gegen dieses Strafgesetz 
Verstösse. Das, was er mit Wiseeii und WiUen gethan hat, ist in dem 
§151 verboten nnd mit Strafe bedroht; er hat die Merkmale dieser Straf- 
▼oTBehrift dnroh eine vorafttzliche Handlang erfüllt und sich nicht in Un- 
kenntmBB befanden hinsiehtlich deijenigen Thatomstfinde, welche n dem 
gesetKÜehen Thttbestande gehören. Geirrt hat er nar inaoweiti als er fILr 
erlaubt gehalten hat, was nach der Vorsehiift des § 151 verboten nnd 
strafbar ist Kkfat anf der Unkenntiiiss von Thatomstftnden, welche ihm 
na«^ § 59 Str. G.B. bei einem vorsätzlichen Vergehen nieht zur Sehnld 
marechnen sem würde, beruhte somit sein Irrthum, sondern daianii dass 
er nieht wuaste, dass seine Handlungsweise unter die Straf bestmunuog des 
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5151 des Gesetzes vom 22. Jani 1889 falle. Der Irrthum, iu Avelc^em 
er sich befundeu iiat, betraf also lediglich den Inhalt und die Bedeutung 
des Strafgesetze»; eio solcher Irrthnm kaoD ibm nicht zur Eutscbnldignog 
gerMcheo, vielmehr nur bei der Strafausmessung und bei der Entschoiäiuig, 
ob mildernde Umstände vorhanden sind, beräoksiehtigt werden. 

Auf die Revision der Staatsanwaltschaft war das angefioohtene Urtheil 
demnach «a&nhetien. 



Nr. 122. Entsch. des Deutseben Reichsgerichts. 

3. Straf-Senat. Vom 17. März 1892. 

Der BahnhofspeiTon ist ein abgesohlcisspner. zum üffentliclien Dienste b#- 
Btimmter Raum im Sinne des § 123 £.Str.&.B. (HMsfriedensbrneii). 

Die Annahme des Vorderrichters, dass der am Balmhofagebände 
20 W. belegene, ftr die mit den fiiaenbalinzfigen ankommenden nnd ab- 
gehenden Reisenden bestimmte Perron als ein abgescUoesener, zum 
Olfeniiiehen Dienste bestimmter Banm anzusehen sei, ist nicht reebtsirrig. 
Die Revision vennisst ancli nnr die Feststellung, dass der Perron ^in 
jenem Augenblicke*' ein zum Öffentlichen Dienste bestimmter abgeschlossener 
Raum gewesen sei. Aber ohne Grund. Der Begriff ,,abgeschlo8sen* be> 
trifft die bauliche Begrenzung, nicht die Ausschliessung des Zutritts 
von Personen. In dieser Richtung ist ein Angriff nicht «hoben und die 
Sachlage giebt hier zu Zweifehi keinen Anlass. Ohne Befugniss verweilten 
die Angeklagten auf dem Perron, da sie die Eisenbahn nicht benutzen 
wollten. 



Nr. 128. Entsch. des Deutschen 'Heichsgeritlito. 
4. Civil-Senat Vom 21. März 1892. 

üebor die Pllieht zur Verindennig der Lage der Schienen einer fM»- 
eisenbalui wegen Erbfibung des StnwsenkOrpezs lat nicht im yerwaltnigs- 
wege, sondern Im Beehtswege su entseheideu. 

Nach § 1.3 Ger. Verf. Ges. gehfjron vor die ordentlichen Gerichte alle 
büi^erliclieii Ktn-htsstreitigkeiten, für welclie nicht entweder die Zuständig- 
Iceit \ün Verwaltuugsbfhüideu oder Verwaltuiigsgerichten begröndet ist, 
oder reichsgesetzlich besondere Gerichte bestellt oder zugblassen sind. 
Eine Verwaltnn8:sbehürde ist zur Entseheidutig über den Anspruch nicht 
zubtündig. Ebeiisoweuig ein Verwaltunersgericht. Die ^§ 55 tT. Zust.Ges. 
vom 1. Anglißt 1883 haben keinen iiaum. zur Anwendiiiii; zu kommen. 
Denn ee handelt nkh uicht um eine Leistung, bei der die Aufsicht über 
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die OffeulUGlMn Wege und die Soige daffir, dass den Bedürftiissen des 
4}ffBiiftidieii Verkehrs in Bezug anf das Wegcnresen GenQge geschieht, in 
Frage steht Die Kosten der Vedbidemng der Lage der Pferdebahnschieiieii 
sind entstanden, weil das Bedfirfilise einer ErhdhtiDg der Strasse, auf der 
die Piradebahoschienen lagen, eintrat and damit die Notiiwendigkeit der 
Verftndenmg der Lage der Pferdebahnschienen von selbst gegeben war. 
Die Sorge für die Verlegung der Pferdebahnschienen nach Maassgabe des 
dan^ die Erhöhung des Strassenkörpers yerftaderten Bedürfnisses gehört 
aber nidit zu der im § 55 a. a. 0. erwähnten Sorge fftr die Bedürftiisse 
des öffentlichen Verkehrs in Bezog auf das Wegewesen. Die Soige fBr 
die dem Zwecke des Pferdebahnwesens dienenden besonderen Anstslten 
liegt vielmehr der Beklagten ob. Die Pferdebahnschienen aber gehOreo. 
zu den Anlagen, für deren zweelanässige Anlegung die Beklagte zu sorgen 
hat, nnbeechadet ihrer Befagniss, bei einer nothwendig werdenden Ver- 
AnderuDg der tSchienenlage Hergabe oder Erstattung der Kosten dieser 
Veränderung von denvenigen Bechtssobjekte, das daza verpflichtet sein 
möchte, zn fordern. 



Nr. 184. Entseh. ta Henttchen BeieifsgorielitB. 

6. Oivil-Senat Vom S4. März 1892. 

§ 1. 2 Reichsliaftptüchtgesetz. Unfall beim Eisenbahnbetriebe ist eine 

Beschädignng. welche dnreli ein aussergewöhnliches , den regelmässigen 
Betrieb unterbrechendes, uiitbin zeitlich bestimmtes Ereigniss verursacht 
ist, aiclit eine allmählick durch die Betriebsarbeil herbeigeiiilirte Erkrankung. 

Wie schon der III. CS. in dem ürtheile vom 6. Juli 1888 in Sachen 
H. wider Preussischen Fiskus (s. Entsch. des R.6. in Civilsachen Bd. 21 

5. 77 f.) überzeugend nachgewiesen hat, ist uuter einer Kf^rperverletzung 
oder einem Unfall (§ 2 des Gesetzes) nur eine solche Beschädigung des 
Klägers zn verstehen, welche durch ein mit dem Betrieb in Verbindung 
stehendes den regelmässigen Betrieb in aussergewöhniicher Weise unter- 
brechendes Ereigniss verursacht wird. Das ünfallversicherungsgesetz v^m 

6. Juli 1884 befindet sich in dieser Beziehung mit dem K. H.G in Imu- 
klan^. Eine Koihp nicht auf ein solches zeitlich bestimmbares Ereigniss 
zurückzutTihrrnder, vielmehr auf einen langen Zeitranm sich vertheilender 
Einwirknn^eiK dnrrh deren Fortsetzung und Znsammenwirken erst all- 
mähitich die i^esohiuli^uug der ( iesutidiieMt '^v:'h entwickelte, köünen nicht 
als Körperverletzung im Sinne des li.Ii.G. beurtheilt werden. Dies folgt 
für dieses Gesetz ganz überzeugend aus der Vorschrift des § 8. Hiernach 
vegährea die Forderungen auf Schadensersatz 1 — 3) in zwei Jahren 
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vom Tage des Unfalls an; nur gegen denjenigen, welchem der Getödtete 
Unterhalt zu gewähren hatte (§ 3 Nr. 1), beginnt die Verjährung mit dem 
Todestage. „Vom Tn^e des Unfalls an" heisst vom Tage des bei dem 
Betriebe erfol^^ten Ereignissts an. welches die Verletzung zur Fol^^e hatte. 
Schon" der Wortlaut der Vorschrift ersieht und die Verhandlungen der 
gesetzgebenden Körperschaften bestätison in durchaus unzweideutiger Weise, 
das» der Anfang der Verjährung hiermit absolut auf den Tag des Unfalles, 
welcher die Tödtnng oder Körperverletzung verursachte, gelegt werden sollte, 
dass also für den Beginn d»^r Ver)ährung eine bestimmte Zeit, nämlich 
das betreffende zeitlich bestimmte Ereigniss massgebend ist (s. bei Eger 
R.H.G. 3. An«. S. 571 f., 583, 600). Als ein Unfall, auf welchen die 
Bestimmungen des 11. G H. Anwendung zu hnden hätten, kann also nicht 
eine Erkrankung?, wie diejeuisc'^ des Klägers, welche nach seiner Behauptung 
auf die eine Reihe von Jahren hindurch fortgesetzte Einwirkung der Er- 
schütterung seiner Arbeitfistättc auf sein Nervensystem zurückzuführen ist, 
augesehen werden. 



Nr. 125. Entsch. des Deutschen lieiehsgericlits. 

8. Straf-Seuat Vom 2i. März 1B92. 

. §260 Str.P.O. § 316 Abs. 1 StE.6.B. Oefthrdiuig eines ElsenbaliiLtraiisporta. 

Die Urtheilsgründe der Strafkammer stellen fest, dass, wie sich aus 
den in beglaubigter Abschrift vürliegendeu Akten des Eisenbahnbetriebs- 
amts ergebe, die Maschine des Güterzuges geringfügige Beschädigungen 
erlitten habe. Das Protokoll über die llauptveriuiudlung ergief)t nicht, 
dass die bezeichnete Urkunde in der llauptverhandlung vorgelegen habe 
und dass der hier einsehlagendc Inhalt derselben durch Verlesung der 
Urkunde oder auf sonst geeignete und zulässige Weise festgestellt worden 
sei. Die gedachte Feststellung stützt sich mithin auf ein nicht in gesetz- 
mSssigcr Weise erhobenes Beweismittel, ist daher unter Verletzung des 
§ 2(10 Str.P.O. erfolgt. Nun ergiebt zwar die Urtheilsbegründung zur 
Genüge, dass die Festetellong des ersten Richters, durch die labriässige 
Handlung des Angeklagten sei der ZoBammenstoss einer Zngslokomotive 
mit dem Wagen des Angeklagten, also die Gefftfarduug eines Eisenbahn* 
transporto herbeigefOhrt worden, nidit auf jenes nielit ordmmgsgemftss 
erhobene Beweismittel, sondeni auf die sonstigen £igebnisse der münd- 
lichen Veihandlnng gestätzt worden ist Dagegen sehliessen die (TrÜieiis- 
gründe in ((einer Weise die MOglichIceit ans, dass der erste Siebter nicht 
bei Ansmessnng der Strafe zum Nachtheile des Angeklagten den 
Umstand berücksichtigt habe, dass durch die Handlung des Angeklagten 
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nicht bloss ein Eisenbahntransport gefährdet, eondem sogar eine wirk- 
liebe Beschadignug desselben, sei sie aach nur eine geringfügige» ver- 
otBacht worden sei. Dass bei der StrafansmessiiDg die Geriogfflgigkeit 
dieses Schadens zu Gnnsten des Ai^eklagten verwertbet worden sei, 
ist nirgends gesagt Das ürtheil ist aufgehoben. 



Nr. 1S6. Entieh. des Deutschen Belehsgeriebts. 

2. GiTil-Senat. Vom 29. März 1892. 

[PniUi.Tcnr.BL XUI. Nr. SM. 8.401. ~ Jnr. WoebeaMbr. 1889L Nr.S4/SS. &S14. 2fft4.] 

§§ 20, 22 G.P.O. § 16 AllerlL Erlass vom 24. November 1879, betr. die 
Organisation der StaatselsenbtümTerwaltung. Zuständig für Klagen gegen 
den Prenss. Eiienbaluiflslnui Ist dasjenige öerieht, in dessen Beslrk die- 
jenige StEKtBflbenhakibeMrd« (Direktion oder Botriebsamt), auf doren 
Geseh&ftsbetrfeb die Klage Bezng hat, ihren Sitz hat 

Dnrch den AUerliöchsten Erlass vora 24. Nnvemher 18 7y ist den 
Königlichen Eisenbahndirektioiien nnd den ihnen iinteri^ ' rdiiüten Betriebs- 
ämtern ein bestimmter (iescbiiftskreis zugewiesen, imimiialb dessen den 
einen und anderen die selbstständige Verwaltung und Vertretung zusteht, 
und hat der § 16 desselben den zuletztgeuannten Behörden, welchen die 
Erledigung der laufenden Geschäfte des Baues und Betriebes zusteht, in 
den zu ihrer Zuständigkeit gehörigen Angelegenheiten auch die Prozess- 
vertretuug übertragen. Darun knüpft sich denn nun die Bestimmung des 
§20 C. P. 0., nach welcher der Gerichtsstand des Fiskus» durch den Sitz 
der Behörde bestimmt wird, \Yclcho denselben im Prozesse zn vertreten 
berufen ist. Was nun da^ bezogene reiehsgeriehtliche Urtheil vom 23. April 
1881 (Rep. V 624/81) angeht, so war im Falle desselben eine Klage 
anf Grund des Hat'tf)tlichtge8etzes gegen die Oberschlesische 
Kisenbahugesellsciiart, eine Privatgesellschaft mit Königlicher Ver- 
waltung, erhoben, letzterer gegenüber daher die Anwendung des sj 20 eit. 
ausgeschlossen. Das Urtheil führt nun aus, dass zufolge § IG des ge- 
nannten Erlasses dem Betriebsamte zu K. die prozessualische Vertretung 
der Gesellschaft zustehe, und da den Betriebsämtem mit ihrem selbst- 
ständigen Geschäftskreise die Eigenschaft einer Niederlassung im Sinne 
des § 22 G.P.O. beiznlegen, der Gerichtsstand der letzteren als begründet 
anznerkennen sei. Jenes Urtheil hat also einen von dem vorliegenden 
wesentlich verschiedenen Fall znm Gegenstande. Es hat denn anefa das 
Reichsgericht in einer Sache, wo es sich am eine Klage der angegebenen 
Art gegen den Fiskns handelte — Entsch. Bd. VIII 8. 405 ange- 
nommen, dass nach § 16 des mehrerwfihnten Erlasses in Verbindong mit 
§ 20 der C.P.O. das Gericht am Sitze des den Fiskns vertretenden 
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Botriebsamtes D. zuständig sei, und die Tersnehte Gegenansf&hrang, dass, 
weil die sonSchst vorgesetzte Direktion in K. iliren Sitz habe and daher 
an letzterem Orte eine Niederlassung im Smne des § 32 leg. cit, bestehe, 
die Znstftndigkeit des dortigen Gerichts anznnehmen sei, mit der Erw&gang, 
dass immerhin nicht diese Niederlassung, sondern das Betriebsamt die 
Stelle sei, anf deren Geschftftsbetrieb die Klage Bezog habe, zorüek- 
gewieeen. Ans dieser /Entscheidung ist, was den gegenwärtigen Fall be- 
trifft, unmittelbar die Folgemng herznieiten, dass, weil es sich hier nm 
eine dem Gesdiftftskreise des Betriebsamts entzogene, der Direktton Tor- 
behaltene Angelegenheit handelt, das Gericht des Sitzes dieser letzteren 
Behörde als zuständig zu erachten. Zu demselbfto Resnltate würde man 
aber auch gelangen, wenn man von dem Gesichtspunkte der Nieder- 
lassung, dessen Anwendbarkeit auf die Betriebsämter dahingestellt 
bleiben kann , ausgehen wollte, da der Gerichtsstand des § 22 Klagen, 
welche auf den Gescbäftskreis der Niederlassung Bezug haben, voraus- 
gesetzt, diese Voraussetzung aber nach dem Angeführten im gegenwärtigen 
Falle nicht vorliegt. Schliesslich mag denn noch darauf hingewiesen 
werden, dass auch bei mehreren Schriftstellern die Ansicht sich ausge- 
Sprödien Hudet. dass der für die ßetriebsämter bei dem Gerichte ihres 
Sitzes begründete Gerichtsstand unter die Vorschrift des § 20 der C.P. 0. 
und nicht des § 22 leg. cit. falle. (Vergl. Förster, zu § 22 Anm. 1 : 
Busch, Zeitschr. Bd. V S. 62 Anm. 14; Wach, Bd. 1 S. 426 Note 27; 
Wilmowski und Levy, zu § 22 Anm. 2.) 



. ' • . 

Nr. 129. Entseh. des Prenas. Ober-VerwaU.«06r!cht8. 

Disziplinar-Senat Vom 30. März 1892. 

[BbttdL 4. O.Y.Q. Bd. ». S. m) 

Disziplinarverfahren. Handlungen, welche von einem Beamten vor dem 
ersten Eintritt in die Beamtenstellung begangen sind, können nicht den 
selbetst&ndigen Gegenstand einer disziplinaren Bestrafung bilden. 

Vor seiner am 2. Mai 1887 erfolgten Anstellunir als stÄdtischer Steuer- 
erheber in K. ist der Ans:e8chuldigte Q. dnn h r lü kräftiges Erkenntniss 
des Landgerichts zu B. vom 5. Roptember 1*^82 ^vegeu eines, gegen die 
Fenerversicherungsgesellschaft versucht4?n_ Bctrui^es zn einer Gefängniss- 
strafe von sechs Monaten und zum Verlust d^r bürgerlichen Ehrenrechte 
auf die Dauer eines Jalires veriirtheilt. Obwohl diese Vorbestrafung' weder 
gemäss § M Nr. 3 des Strafgesetzbnelies. noch gemäss § 7 des Disziplinar- 
gesetzes vom 21. Juli 1^^52 den Verlust des später übertragenen Amte^ 
von Rechtswegen zur Folge hat, erachtet der Vorderrichter dieselbe alleiu 
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ifir genfig6sd> mn den Aogeseholdigten aaf Grand des § 2 Nr. 2 dee 
letzteren Gesetzes aas seinem Amte zu entfernen. Denn — so wird in 
Aniehniuig an Seydels Kommentar zu jeaem Paragraphen ausgeführt — ' 
die der Amtswiirde entsprechende persönliche Integritftt sei, wie ein 
wesentliches Erforderniss, so auch die PBicht des Beamten. Ancfa habe 
der Staat das Recht nnd die Pflicht, seiner wegen mangelnder Integritftt 
unwürdigen Organe sich za entledigen. Die Disziplinarstrafe trage nicht» 
vie die Eriroinalstrafe, ihren Zweck in sich selbst, sondern sei nnr Mittel 
za dem Zwecke, Ansehen und Würde des Beamtenstandes zn erhalten und 
aas demselben alle Individuen za entfernen, welche sich — wann und wie 
auch inamer — als unwürdig erwiesen hätten. Da» Disziplinarverfahren 
biete daher die gesetzliehe Handhabe zur Kiitlassang anch derjenigen 
Beamten, von denen sich nachträglich ergebe, dass sie vor dem Eintritt 
in ein Amt die zu ihrem Bemfe erforderliche Achtung verloren hätten. 

Diesen Ausführungen vermochte der unterzeichnete ( Ii richtshof , wie 
in früheren Entßchoidongen, so anch jetzt nidit beizutreten. Zunächst 
ist nicht anzuerkennen, dass die Disziplin nach Inhalt und Zweck be- 
griffsmässig und nothwendig auf die Entfernung anch solcher Per- 
sonen aus dem öflfentlichen Dienste sich erstreckt, die nicht während der 
Amtsstellung, wohl aber vor Beginn derselben sich unwürdig erwiesen 
haben. Das Gegentheil folgt schon aus der bezügliili der Reichsbeamten 
in den §§ 10 und 72 dos Reichsgesetzes vom 31. Marz 1873 (R.G.Bl. 
S. 61) gotrnffenen Regelung und daraus, dass der diese Vorschriften im 
obigen Sinne erweiterndo rüeset/.eiitwiirf vom 19. Februar in der Sitzung 
des Reichstatr*»-: vom IH. April 1885 (vergl. Stenographische Berichte 
S. 2087 bis iMu.i; Aiilairfii Nr. 204 S. 79G) abgelehnt worden ist. Aller- 
dings bezweckt die Zutügung des Uebels der Disziplinarstrafe nicht den 
Schutz 'itT allgemeinen Ixeehtsordnung, sondern nur die Aufrcchtcrhaltung 
der Ordnung des öffentlichen Dienstes, iudem Beamte, denen nur geringere 
Pflichtwidrigkeiten zur Last fallen, durch korrektive Maassregeln gebessert, 
unwürdige aber gänzlich ausgeschieden werden sollen (vergl. Erklärung 
des Kegierungskommisfäsars a. a. 0. S. 2094). Nun ist zwar die persön- 
liche, der Amtsvvürde entsprechende Integrität eine nothwendige Eigen- 
schaft jedes Beamten: aber — und hierin liegt dui» Irrthümliche des ersten 
Satzes der vorderricliterlichen Ausführung — nicht die Integrität selbst, 
sondern nur ein Vi rhalteu, welches jede Minderung dieser Eigenschaft 
ausschliesBt, ist — neben der gewissenhaften Krlullung der Amtsfunktionen 
— die Pflicht des Beamten, so dass der vom Willen des Beamten völlig 
unabhängige Unistand, wctdurch eine seine Integrität ausschliesseude, aber 
vor dem Eintritt in den öffeutiicheu Dienst liegende Handlung nachträglich 
bekannt wird, au sich nichts als eine Ptlichlwidrigkeit aud auch nicht 
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nothweiidig als Gegenstand des Disziplinarverfahrens erscheint Eine £r- 
weiterang des begriffsmäBsig nofhwendigen ümfangs dieses Verfahrens so, 
wie es der vorgedachte Entwurf des Reichsgeseties erstrebte, ist zweifellos 
znlSssig und wird auch, wenn vielleicht nicht immer, so doch vielfach 
durch das Offiontliehe Interesse geboten sein. Dies insbesondere da, wo 
der Erwerb der amtlichen Eigenschaft nicht — wie es die Regel bildet — 
von dem freien Ermessen der Anstellungsbebörde, die dann bei einem 
nicht völlig Idar vorliegenden Vorleben den Eintritt in das Amt verhindern 
Icann, abhangig ist, sondern wo jener Erwerb von dem Privaten als ein 
subjektives Recht beansprucht 'und von der Behörde nur unter bestimmten 
tliatsächlichen Voraassetznngen versagt werden kann. Aas einer dies- 
bezüglichen Erwägung i^t zweifellos der § 64 der Rechtsanwaltsordnaug 
vom 1. Jali 1878 (H.G.Bl. S. 177) entstanden, wonach im ehrengericht- 
lichen Yerfnhren die „Ausschliessung*^ eines Anwalts anch wegen der, 
vor seiner „Zulassung" begangenen Handlungen erfoli^en darf. 

Allein eine solche Erweiterung des durch den Begriff der Disziplin 
erforderten Umfanges des bezüglichen Verfahrens setzt nothwendig eine 
positive Bestimmung des Gesetzes voraus. Und das Prenssische Gesetz 
vom 31. Jiili 1852 bezeichnet keineswegs die Entlassnng im Disziplinar- 
wege als das einzige und überall anwendbare Mittel, um ungeeignete 
Elemente wider ihren Willen aus dem Beamtenstande zu entfernen: dies 
kann auch durch unfreiwillige Versetzung in den Ruhestand (§§ 87, 88), 
durch EntlassnTig der anf Probe, Kündigung etc. Angestellten (§§ 83 ff.) 
geschoben. Vielmehr behandelt das Gesetz als Gegenstand de^ Disziplinar- 
verfahrens nur die „Auwendüni? der in §§ 14 — 16 bestimmten Disziplinar- 
strafen diese finden nach § 17 nur statt wegen „Dienstvergehen", das 
ist (wie der § 3 ergiebt) wegen „der im § 2 bezeichneten üaadiongen'', 
also nur bei 

„einem Beamten, welcher 

1. die Pflichten verletzt, Avelcbe ihm sein Amt auferlegt, oder 

2. dnrcb sein Verhalten in oder ausser dem Amte der Achtung, des 
Auscbens oder des Vertrauens, die sein Beruf erfordert, sich un- 
würdig zeigt." 

Während für die Zeit vor dein Eintritt in jede Amtsstellung eine 
der zu 1 erwähnten Handlungen undenkbar sein würde, ist in diesem 
Zeitraum ein jede Achtung etc. aufhebendes Verhalten allerdings möglich, 
w le es auch sprachlich nicht absolut unzulässig erscheinen mag, ein solches 
vorumüiches Verhalten als ein ausseramtlichcs zu bezeichnen. Denn 
der Ausdruck y,ausser dem Amte" muss an sich nicht nothwendig sachlich 
auf den Gescliäftskreis, sondern künule immerhin auch zeitlich auf die 
Dauer des amtlichen Berufes bezogen werden. Aber da das voramtUche 
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VeriialteD nothwendig dasjeDige eineB Privateu war und das Gesetz nur 
tOD dem eines Beamten redet, so kann schon dieserhalb jener Ausdrack 
Dvr in der sachlichen, nicht in der zeitlichen Bedeutung gebraucht sein. 
Vor altem fällt jedoch f&r diese Auslegung in's Gewicht, dass das Gesetz 
hier den Begriff der „Dienstvergehen" detinirt, das i^t der Verfehlungen 
gegen die den Beamten neben den allgemeinen Menschen- und Staats- 
biigerpflichten noch obliegenden besonderen Pflichten, welche ledi^dich 
aus der Uebernahme eines öffentlichen Amtes entspringen; denn es würde 
eis Widerspruch in sich selbst sein, dass jemand darch seine Handlangen 
ZQ einer Zeit, in welcher er noch nicht Beamter war, diejenige Pflicht 
verletzt haben sollte, die er eben nur als Beamter anf sich nehmen nnd 
fiberkomraen kann. 

Nach Wortlaut und Sinn des Gesetzes vom 21. Juli 1852 können 
daher solche Handlangen, welche vor dem ersten Eintritt in irgend eine 
ßeamtensteilung — (über die in früheren Aemtern begangenen verhält 
aicli die Obertrihunals-Entscheidnns: vom 15. Mai 1865, J.-M.-Bl. S. 147) 
— hoL^:iTigen sind, nicht den selbstständigen Geg:enstand der disziplinaren 
Beötrafaiig eines Beamten bilden. Als solche scheiden doiini-ich vorliefiend 
aas sowohl die Handlinrj^en dfs Q., wegen welcher seine Kriniimlbestrafmig 
wegen Betrngsversuches durch ürtheil vom 5. September 18ö2 erfolf(t ist, 
als auch der fernere, von der Anklage erwähnte und vom Vortreter der 
Staatsanwaltschaft in der mündlichen Verhandlung hervorgehobene Um- 
Staad, dass der Q. in dem zwecks seiner Bewerbung, aber vor dem Ein- 
tritt iu das Amt unaufgefordert überreichten Lebenslauf vom 21. April 
1887 zwar das Brandunglück nnd den In rdnroh entstamicneu Vermögens- 
verlast, aber nicht die hierauf bezügliche \ urbestraluug erwähnt hat. 
Wenn auch in dem absichtlichen Verschweigen dieser That.sache, welche 
voraussichtlich seine Anstellung gehindert haben würde, ein Mangel au 
der schuldigen Wahrhaftip:keit und damit die Verletzung einer ethischen 
Verpiliclitunf? zu erbliukcü sein mag, so konnte eine Fortsetzung dieser 
Verfehbuiif nnd darum ein diaziplinarisch aus § 2 zu 2 des Gesetzes zu 
ahndend* s Dltü.■^lvergehen doch darin nicht gefauden werden, dass Q. auch 
wahrend seiner Amtsführung seine Vorbestrafnng aus eigenem Antriebe 
nicht zur Anzeige gebracht hat; dies hätte jedenfalls nur dann augeuommen 
werden können, wenn er — was weder behauptet, noch aus den Persoual- 
akteu ersichtlich ist — auch einer ausdrücklichen Anfrat(e «;egenüber jene 
Thatsache unterdrückt haben sollte. Audererseitö hindern diese Erwägungen 
nicht, den gerichtlich festgestellten Betrugsversuch ebenso wie die drei 
durch Ordnungsstrafen am 12. September 1888 und 18. und 20. Februar 
1890 i^erfigten Dienst Widrigkeiten für die Beurtheilung der verbleibenden 
Verfehiuogeu und bei der Strafzmnessung in Betracht zu ziehen. 
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Die drei noeh verbleibenden ÄDscbaldigungspiinkte sind sämjntlM^ 
Gegenstand einer gerichtlichen Untersuehang wegen Unterschlagung ge- 
wesen, die dnrch das freisprechende Urtheil des Landgerichts za K. vom 
21. Jannar 1891 beendigt ist. Nach § 5 des Disziplinargesetzes ist daher 
der Disziplinarrichter an den gerichtsseitig festgestellten Thatbestand ge- 
bunden und hat nur zu prQfen, ob und inwiefern dieser zugleich ein 
Dienstvergehen darstellt. Bei der bezüglichen, vom Vorderrichter unter- 
lassenen Prüfung im Einzelnen ergiebt sich Folgendes: 

X» * • • • 

(Es folgt die thatsÄchliche Würdigung der drei Anschu! !"j:n!i^s- 
punkte. Sodanu schliesst das Urtheil mit folgender Ausführung:) 
Diese letztere Verfehlung zeigt ferner, dass der Angeschuldigte dureh 
die schwere, auf zeitige Entziehung der bürgerlichen Ehre lautende 
Krirainalstrafe sich nicht abhalten lässt, Vermögensvortbeile auf unerlaubtem 
Wege, wie damals durch betrügerische Uaudlnngen, so jetzt unter Ver- 
letzung seiner Amtspflichten sich zu verschaffen. Wird daneben erwogeo, 
dass er, der dnrch jene Strafe auf die Beachtung der äussersten Vorsicht 
in Geldangelegenheiten nachdrücklichst hingewiesen war, in dem vorstehend 
unter 2 erörterten Falle instruktionswidrig und zum allermiiidesten in der 
leichtfertigsten Weise sich dem Verdachte grober Veruntreuung au8ge8etzt 
hat, und dass auch die dreimaligen Geldstrafen ihn zu einem vorsichtiofr'rrii 
Verhalten nicht zu bestimmen vermocht haben, so konnte der unter- 
zeichnete Gerichtshof mit Rücksiciit auf die gesaramte bisherige Führung 
des Anpeschuldigteu iu der Verhäugung selb-^t der liüchsten zulässigen 
Geldstrafe eine ausreichende, der Sicherung des Dienstinteresses ent- 
sprechende Süiine der zur Untersuchung gestellten Dienstvergehen nicht 
erblicken. Daher erübrigte nur die Dienstentlassung und die Bestätigung 
der Vorentscheidung. 



Nr. 1S8. Entseh. des Dentsehmi Aeiehsgeriehte. 
6. Givil-SenaV Vom 31. März 1892. 

CPnnii.Terw.BL Xm. Mr.S7. 8.484.] 

EntsoliUlg^iijig bei nnbereehtigtem Moktrltt des Dienstherrn vom DiaiBt- 

miethevertrog. 

Es ist richtig, dass der Dienstherr (in casii Marienbarg-Mlawkaer 
Eisenbahn), wenn er ungerechtfertigter Weise von einem Dienstnüethevertrag 
zurücktritt, nach § 409 I 5 A.L.R. den Gegentheil nur zu entscbftdigen, 
dagegen niebt unbedingt den vollen verabredeten Lobn zu zablen bat Es 
ist vielioebr anf den Lohn nicht bioss der anderweitig gemachte YerdiMst 
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aiUEitrechB0D, sondern es ist auch deijenige, welcher onberechtigt ans dem 
IMenstverhftltnisse entlassen worden, nicht befogt, einen seinen Verhftlt- 
oissen entsprechenden Erwerb, welcher sich ihm darbietet, anznsehlagen 
VDd trotzdem von seinem früheren Dienstherm den verabredeten Lohn za 
verlangen. Es kann daher nicht als richtig angesehen werden, dass Be- 
klagter, weil Klttgerio von dem Dienstvertrage wieder abgegangen, schon 
Daeh den $§ 408, 409 I 5 A.L.R. den zngesicberten Lohn beansfinudieB 
könne, anch wenn sie ihm seinem Gesandheitsznstande und sonstigen 
Yerhftltnissen entsprechende Arbeit angeboten nnd er solche ohne ge- 
nügenden Grand abgelehnt hat. 



Nr. 189. Entmb. des Deotaohen Relehsgerldits. 

2. Civil-Senat. Vom 4. April 1892. 

[Ztjc. (1. Vfr. deutsch. Kisenb.Verv. 1892. Nr, 55. 8.576.] 

§ 1 Haflpfiiclit^esetz. Nachweis der höheren Gewalt. 

Es ist richtig, dass derjenige, welcher sich auf höhere Gewalt beroft, 
ttschznweisen hat, dass im kritischen Falle der Uofall bei \ ernfinftigom 

Ermessen der Umstände auch durch äusserste Sorgfalt und Anspannung 
aller Kräfte der mQ^cliehen Voraussicht nicht abgewendet werdeu konnte, 
nnd es ist nicht Aufgabe des erkcnnondt n Gerichts, je im Einzelnen aii' 
zngeben, was in dieser Richtung hätte g^chehen können und versäumt 
worden ist. Allerdings gelangt der Berufungsrichter im Verfolg seiner 
Erörterungen auch zu dem Satze, dass, weil der Unfall sich aus dem Be- 
triebe des Pferdebabnbetriebes selbst entwickelt habe, die Beklagte die 
Haftung nicht durch den Einwand abwälzen könne, dass der Unfall durch 
höhere Gewalt verarsacht sei. Die Frage ist, ob ein aus der eigeuthüm- 
lichen Natur dos Pferdebuhnbetiiebes entstandener Schaden überhaupt als 
durch höhere Gewalt verursacht angesehen werden könnte, bedarf jedot h 
im vorliegenden Falle keiner Erörterune;. Denn wenn auch diej'elbe bejaht 
werden niüsste, so ist doch nicht erkennbar, dass die Verneinung durch 
den Berufuugsrichter im vorliegenden Falle durch einen Rechtairrthuiii 
beeinllusst wäre. Seim; Entscheidung beruht vielmehr auf der einen 
Rechts Verstoss nicht enthaltenden Ausführung, dass die beklagte Ii* -^cll- 
schaft den ihr obliegenden Nachweis der hüheren Gewalt nicht er- 
bracht habe. 
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Mr. 180. Sntseh. des Preas». Ot^er-Yerwalt.-Oerlehte. 

Vom 13. Ap l il 1S92. 

Die im § 54 Abs. 2 des Bahnpolizei-Reglements bezeichneten Beamten sind 
zum Betreten des Bahnkörpers eto. nnr befugt, wenn dies die Art der 
Ausübung ihres Dienstes direkt erheischt, bezw. ihre Berufsthätigkeit die 
Vomahme von Amtshandlungen auf dem Bahnkörper unmittelbar erforder- 
lich macht — z. B. Steuerbeamte behufs Revision eines Zuges, Verfolgung 
Mups D( Iraadantpu — nicht aber bei jedem in Veranlassung ihres Dienstes 
Torge&ommeAen &ange, z. B. um den Bestimmungsort durch Uebersohroitoiig 

der Bahn bequemer zu erreichen. 

Der EOnigliobe EiseDbahn-BaniDBpektor B. zu Nordhaiuen hatte darch 
Verfügung vom 13. Augnet 1S9I gegen den Hanptamtsassietenten A. nnd 
gegen den SteneranfBeher R. Strafen wegen Uebertretnng des Bahnpoluei- 
BeglementB festgesetzt, weil sie am 1, Angnst 1891 ohne Genehmigung 
der Station Oberröblingen nnd ohne in AnsOtamg des Dienstes begriffen . 
zn sein, die Geleise am westlichen Ende des Bahnhof» Oberr<iblingen Uber- 
schritten bitten, femer dnreh VerfBgnng vom 20. Angnst 1891 gegen den 
A. eine zweite Strafe, weil er sich am 18. desselben Monats dieser Ueber« 
tretnng von Neuem scbnidig gemacht haben sollte. Gegen diese Straf- 
verffignngen wnrde der Antrag auf gerichtliche Entsebeidang gestellt. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem SebOffengericht zn Eisieben 
behaupteten beide Angesch u klickte unter Ueberreiehnng einer Bescheinigong 
des Hauptsteueraints zn Halle, dass sie sich im Dienste befunden hätten 
und deshalb befngt gewesen seien, die Geleise der Staatsbahn in Ober- 
r&blingen zu überschreiten. 

Nach Verlesnng eines Schreibens des Eisenbahu-Betriebsamts vom 
17. Juni 1891 (wonach dasselbe mit Rücksicht anf die der Eisenbahn ob- 
liegende Haftpflicht sich mit dem Hanptsteneramt zu Halle in Verbindung 
gesetzt und den Steuerboainten das üeberschreiten der Geleise auf Bahnhof 
Oberröblingen in der Annahme, dass hierzu ein dringliches dienstliches 
Bedürfniss vorliege nnd dies nicht etwa zum Zwecke der beqnemeren 
Erreichung einps Zieles geschehe, unter der Bedingung gestattet hatte, 
dass die Steuerbeamten jedesmal nach dem Verlassen des Zuges und vor 
dem Üeberschreiten des Geleises zur Vermeidung von Unglücksfällen sich 
die Erlaubniss des dienstthuenden Stationsbeamten einholen, was die An- 
geschuldigten unterlassen hätten) erkannte das Schöffengericht, dass die 
Angeschuldigten A. und R. wegen Uebertretnng des Bahnpolizei-Reglements 
zu bestrafen, und zwar er.-terer mit 2 , // hezw. 1 Tag Haft, letzterer mit 
1 c iL bezw. 1 Tag Haft. Das SchOffeugericüt hatte nämlich für festgestellt 
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erachtet, daj^s beitlü Augeklagte aiti 1. Augu?l 18 Jl zu übciiübiiiigeii die 
Geleise der Eisenbahn überschritten hatten, ohne dass sie im Besitze einer 
Krlanbnisskarte gewesen waren und ohne dass sie sich iu Ausübung ihres 
Dienstes befunden hatten. 

Nachdem von beiden Angeschuldigten die Berufung eingelegt worden, 
erhob der Provinzial-Steuerdirektor zu Magdeburg durch Beschluss vom 
*2. November 1891 den Konflikt, weil die angeschuldigten Beamten, worüber 
weder der EiseubahnTerwaltuug noch dem Gerichte eine Entscheidung zu- 
stände, eich im Dienste befuideii b&tten und deshalb gemäss § 54 des 
Bahnpolizei-Reglements vom 4. Jannar 1874 zor Uebersdiroitiing des Ge- 
leises befugt geweseD wftren. 

Bas Ober-VerwaltQDgsgericht spricht in seinem Erkenntniss vom 
13. April d. J. ans, dass es den Koniikt nicht f&r begründet ansehe, indem 
es ansftthrt: 

Na<^ Art 97 der Verfiissungsurkunde vom 31. Januar 1S50 werden 
die Bedingungen» unter «eichen OfFentlicfae Civil- und Hilitftrbeamte wegen 
dnreh Uebersehreitnng ihrer Ämtsbefngnifise verübter Hechtsverletzangen 
gerichtlich in Ansprach genommen werden ktanen, durch das Gesetz ge- 
regelt. Nach dem dieseriialb erlassenen Gesetze vom 13. Febraar 1854 
mit der darch j 11 des Einffthrnogsgesetzes znm Gerichtsverfossungsgesetz 
vom S7. Januar 1877 bestimmten Einschränkung steht der voigesetzten 
Provinziai- oder Centraibehörde, wenn sie glanbt, dass den gerichtlich 
verfolgten Beamten eine Ueberschreitong ihrer Amtsbefdgnisse oder eine 
Unterlassong einer ihnen obliegenden Amtshandlung nicht zur Last ftUt, 
zwar die Beftigniss zq, den Konflikt zu erheben, die Entscheidung über 
diese Frage wird aber lediglieh von dem zur Benrtheilnng des Konflikts 
berofenen Gerichtshofe getroffen. Die im Konfliktsbeschlusse vertretene 
Ansieht, dass allein die Steuerverwaltung darfiber za befinden habe, ob 
die angeklagten Beamten bei der zum Gegenstande der gerichÜieheo Ver- 
folgung gemachten Th&tigkeit „im Dienste* gewesen seien, entbehrt daher 
der lechtlicfaen Begründung. Zu erörtern ist flbrigens nicht, ob die an- 
geklagten Beamten, wie in dem Konfliktsbeschlusse allein ins Auge ge&sst 
ist, »im Dienste waren*', sondern ob sie sich ,in Ausfibung ihres Dienstes 
befanden''. Denn nach § 54 des — an die Stelle des im Konfliktsbeschlusse 
erwähnten Bahnpolizei -Reglements vom 4. Januar 1875 getretenen — 
Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands vom 30. November 1885 
(Centralblatt für das Deutsche Reich Seite 541 ff.) ist das Betreten der 
Bahnanlagen ohne Erlaubnisskarte nur den „In der Ausübung ihres Dienstes 
befindlichen, dort speziell bezeichneten Beamten gestattet. 

Die Hotivirung des Konfliktsbeschlusses ist hiernach in den Gut- 
achten der Justizbehörden mit Recht als nicht zutreffend erachtet worden. 

12» 
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Die Tondirift in f 54 Absatz 2 des Bahnpolizei-Beglements, dass 
das PabUlcam die Bahn nur an den zn Ueberfabrten oder üebergftQgen be- 
stimmten Stellen, und auch nur so lange, als die letzteren nicht darch 
Barrieren Tersdilossen sind, übersclireiten darf, entfaftlt ein allgemeines 
Verbotsgesetz, dem gegenüber das im Absatz 1 a. a. 0. IBr gewisse in 
Ausftbnng ihres Dienstes befindliche Beamte ohne Erlanbnissicarte znge* 
lassene Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen BOschnngen, 
Pftmme, Grftben, Br&elcen and sonstigen Anlagen sich als eine Aosnahme- 
hestimmung charaicterisirt. Letztere mnss einerseits mit R&eksieht anf dio 
dnrch das Verbot zn schQtzenden Interessen, andererseits mit R&eksicbt 
auf den für die Ansnahme maassgebenden Zweck strikte ausgelegt werden. 
Während das allgemeine Verbot dui Sieberang des Öffentlichen Verkebrtv 
/>uiu Gegenstaude hat, gelil der Zweck der nachgelassenen Ausnahme- 
bestimmung offenbar dabin, dass gewissen zur Wabrnehmung anderer 
öffentlicher Interessen berufenen Beamten bei Ausfibong ihres Dienstes 
durch jenes Verbot nicht Hindernisse entgegengesetzt werden, welche ihnen 
die Erfüllung ihrer Dienstpflichten unmOgUch machen würden. V< > Ute 
Vorsorge getroffen werden, dass Kollisionen vermieden würden zwischen 
den Anforderungen der Eisenbahnverwaltung und denen anderer Ressorts. 

Werden gewisse Beamte der letzteren von der Einholung einer £r- 
laubniss der ersteren zum Ueberschreiten der Geleise entbunden, wr^un 
sie sich in Ausübung des Dienstes befinden, so kann darnnter 
nnr diejenige Berufisthiitlskeit verstanden werden, welche die Vornahme 
von Amtshandlungen auf dem Bahnkörper unmittelbar erforderlich macht. 
Ohne Erlaubnisskarte sind die betreßendeu Beamten nicht schon bei jedem 
Dienstgange, welchen sie in Veranlassung der Ausübung ihres Dienstes 
zu machen haben. indem nur dann zum Betreten des Bahnkörpers befugt, 
wenn dies die Art der Ausübung ihres Dienstes direkt erheischt, sei es, 
dass die Diensthandlung — wie die Zollrevision eines Eisenbahnzuges — 
auf dem Bahnkörper selbst vorzunehmen ist, sei es, dass der Bahnkörper 
von dem in der unmittelbaren Ausübung seines Dienstes — wie z. B. in 
der Verfnlgunt; eines Zolldefraudanten oder Wilddiebes — begrifleueu Be- 
amten überschritten werden muss. (Vergl. Entscheidnnp^en des Obor-l andes- 
gericlits zu München vom 5. Januar und 8. Oktober 1886. Etier, Eisen- 
bahnrechtliche Entscheidungen Deutscher und Oe&terreichiädier Gerichte- 
Bd. V S. 1 f., 284 f.) 

In diesem Sinne bat aucii der Provinzial-Stouerdirektnr der Provinz 
Sachsen in s'^iieMn Scbn-ilieu an das Hauptsteueranit zu Halle vom 
31. Januar 18M den mit § 54 des Bahnpoli/.ri-Keiilenients vom '60. No- 
vember 1885 gleichlautenden § 54 des Bahnpolizei-Reglements vom 4. Januar 
1875 ausgelegt. Denn er ordnete damal» nicht nur an, dass von der dea 
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SteadrtmnteD naehgegeboDeo BefngniBB zam Betraten des ESisenlNibii' 
kOrpefs mir in Fftllen dringenden dienstlichen Bedfiifiiieees Qebraneh ge- 
raaelit werden sollte, sondeni erkl&rte anch, dass ein solches Bedttrinlss 
bklit vorläge, wenn die Qeleise snm Zwecke der bequemeren Erreicbnng 
einer Betriebsanstalt aberschritten Warden.- 

In den vorliegenden F&llen haben die Angeklagten die Bahnanlage 
nicht zu dem Zwecke betreten, nm nnmittelbar auf derselben ihren Dienst 
anesafiben, sondern lediglich ans dem Gnmde, um anf einem kttrceren 
Wege das Ziel ihrer Reise, die Znckerfabrik Erdebom, zn erreichen. Sie 
befanden sich zwar während ihrer Anwesenheit anf der Station Ober- 
röblingen im Dienste, hatten denselben aber nicht dort, sondern erst in 
Erdebom selbst zn verrichten. Die Voranssetznogen im Absatz 1 dee § 54 
des Bahnpolizei-Reglements treffen sonach anf sie nicht zn; sie nnter- 
standen vielmehr dem allgemeinen, im Absatz 2 a. a. 0. vorgesehenen 
Verbotsgesetze nnd fiberschritten ihre Amtsbefngnisse, wenn sie ohne 
Erlanbniss des dienstthnenden Stationsbeamten die Geleise, wie geschehen, 
betraten. 

Selbst wenn die Augeklagten sich über das objektive Recht im Iriv 
thnme befanden haben sollten, wflrden ihre Handlangen nm deswillen nicht 
anfh^lrai, Amtsüberschreitungen zu sein (Entecheidangen des Ober-Ver- 
waltnngsgerichte Bd. XIV S. 431, Bd. .W S. 450, Bd. XIX S. 449). 

Ihrer Verantwortlichkeit hätten sie unter den liier obwaltenden Um- 
ständen auch nicht dnrch die behauptete all^^emeine Anweisung ihrer Vor» 
gesetzten enthoben werden können, weil eine solche sie nicht von der 
Beachtung des hier in Frage stehenden Verbotsgesetzes entband. 

Der Konflikt konnte hiernach nicht für begründet erachtet werden 
nnd es ist daher dem gerichtlichen Verfahren weiterer Fortgang zu geben. 



Nr. ISl. Entseh. des Dentsehen Relehsgerlehta. 

5. Civil-Senat. Vom 27. April 1892. 

Geschieht der Abverkauf eines Trennstücks aus einem Llrundstückb ausi- 
drüeklioh oder ducli dem Käufer uud Verkäulei' bewusst zu dem Zwecke 
eines luBtiuiuiten üntenieliineiii, so kann der Verkäuier als Eigenthümer 
das Restgrundstückes nachträglich nicht floch Entschädigungsansprüche 
aas Beeinträchtigungen erheben, welche der Gebrauch des Trennstftckes 
zn dem betreffenden Zwecke znr Folge hat. 

Der Eicfenthunier, der sein ganzes Gmndstuck gegen baare Zahlung 
an einen beliebigen Erwerber veräussert un'i damit aus jeder reohtb'clien 
Beziehung zu dem abgetretenen Grundät&ck ausscheidet, hat kein Interesse 
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aD der künftigen Gebrauchsart des Grnnclstficks, hat von seinem Stand- 
punkt aus auch keine Veranlassung, auf diese Gebrauchsart bei Bcstimmanj 
des Kaufpreises Wcrtli zu legen. Di'r Kigenthümer dagegen, der nur 
einen Theil seines zusammenhangenden (irnndbesitzes veräassert, hat Nach- 
theile nicht allein aus der etwaigen, für die Bcnntznng oder Verwertliung 
ungünstigeren Gestaltung der iiim verbleibenden Bodenfläche, sondern auch 
durch den freien (lebraneh zu gewärtigen, den der Erwerber de-i Theil- 
Stacks von demselben zu machen befugt ist (§§ 26 ff. Tit. 8 Th. I d. A.L.R.). 
Indem er durch den Abverkauf die ausschliessliche Gewalt über das Trenn- 
stück aufgielit und dem Krwerber einränmt. unterwirft er sieh den Be- 
eintrüchtigungen des Restgrundstücks, die nach den Vorscliriflen d«;s 
Nachbarrechts zulässig sind. Legt er AVertli auf die datnit aufgegebene 
Freiheit, so wird dies entweder iti dem Vorbeiialt entgegen^! -« t/ter (rruMd- 
gerechligkeiten oder in der Erhöhung des Kanf[>reises seiiiKU Au^iiiu ^ 
finden. Immerhin aber wird bei dem Abverkauf der Vrrausöorer nuht 
schutzlos gegenüber solchen Einwirkungen von Seiten des I rennstucks auf 
ihn ihm verldiebcne (irundstfn k, welche das Maass des Gemeiuüblichen 
überschreiten und ihn im (itoiaiich de» letzteren erheblich beeinträchtigen. 
Ganz anders aber gestaltet sich die Reclitslage, wenn der Abverkauf aus- 
drücklich oder doch beiden Tlieilen be^usst zu dem Zweck eines be- 
stimmten Unternehmens geschieht. Sind von diesem unerträgliche Nach- 
theile zu befürchten, so wird der Eigenliiumer zunächst den Verkauf ab- 
lehnen; wenn er sich aber zum Verkauf entschliesst, kann er wiederum 
dem Käufer keine Bedingungen stellen, die die Benutzung des Trennstücks 
für dieses Unternehmen hindern würden; er ist also genöthigi, i ii lurdie 
jreffirchteten Nachtheile ilurch Vereiubarutig eines höheren Kaiilpreises 
schadlos zu halten. Der Käufer, der den Zweck, zu welchem er das 
(Jrundstück erwirbt, offen angiebt, der die Schwierigkeiten, die sich wegen 
dieses Zweckes dem Geschäftaabschluss entgegenstellten, sei es durch Be- 
willigung eines höheren Kaufpreises, sei es auf andere Weise, überwunden 
hat, darf nun daranf rechnen, dass dem Unternehmen, zu dessen Aus- 
führung allein er gekauft hat, von Seiten des Verkäufers keine Hinder- 
ttiflse bereitet werdttk Nor dnreh eine Uebergabe, die mit dieser Wirkung 
geleistet wird, wird er In den Stand gesetzt, fiber die gekaufte Sadie 
nach dem Inhalt des Kontrakts zn verfügen (§ 124 Tit. 11 Th. 1 d. A.L.R.)- 
Der 66hnuu^, den «r Ton dem GnidstHek sam Zweck des beabdehtigten 
üntemehmens maeht, mag von jedem andern, nur nicht von dem Veitftnftr, 
der gerade an diesem Zweek verkanft hat, als ein nnznlftssiger Eingriff in 
seine EigenthnmssphSi« angofoehten werden. 
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Hr. m. Entecli. des Deatachen lieidisgeriohta. 
6. Civil-Senat Vom 28. April 1892. 

Auf geveibondLflfligo Bamtntamehmfir findet die knne YeijUming des § 1 
Ziff. 1 des Oes. Tom 31. Wkn 18S8 niolit Anwendimg. 

Was den von dein Beklajiten erhobeueii Kuiwuud der Verjaiiraug an- 
geht, so ist er vom Berufun^^sriclitor verworfen woideu, weil der Beklagte 
gewerbsmässiger Baaantenicluner gewesen tiei und daher die kurze 
Verjährung des §1,1 des Gesset/es vom 31. MSrz 1838 nach Abs. 2 da- 
selbst nicht Piat/. greife. Ohne ersichtlichen lieehtsirrthuin hat der Be- 
rat nngsrichtpr festgestellt, dass der Bekl.tgie sowohl den fragliehen l>;m, 
als auch andere Bauten berufsniu.>6ig in der Ahsichi uiilLin iiiiiiitju liabe, 
die errichteten Gebäude mit Gewinn wieder zu veraussern. Diese Fest- 
stellang rechtfertigt die Anuahme, dass der Beklagte das Geschäft eines 
Baonnternehniers als Gewerbe betrieben hat, und es ist dann weiter nicht 
zweifelhaft, dass die in Rede stehende Forderang in Bezog anf diesen 
Gewerbebetrieb des Beklagten entstanden ist. 



"Sr, 133. Enisch. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Benat. Vom G. Mai 1892. 

[Prea«s. Verw. Bl. XIU. Nr. 89. S. 465.] 

HaftBBg des Gesch&ftslierni ffir den doroh seine Angestellten in AnstUnmg 
der ihnen übertragenen Funktionen vemrsaohten Schaden. 

Der erkennende Senat hat schon wiederholt entschieden, dass der in 
Art. 1384 G. e. ansgesprocbene Grundsatz, nach welchem der Geschäfts- 
faerr fflr den durch seine Angestellten in Ansflbnng der ihnen übertragenen 
Fonktionen verarsaehteo Schaden haftet, anch auf den Staat Anwendung 
finde, und was letzteren angeht, nicht auf Handlungen der Beamten, 
welche dem privatrechtlichen Gebiete angehören, z. ß. staatliche Eigen- 
thnmsveriiftltDisse, Transportrertrfige n. s. w. betreflfon, zu beschränken sei. 

Nr. 184. Entgeh, des Deatseiien Beiehsgeriehts. 
5. GiTiUSenat. Vom 11. Hai 1892. 

[Jar. Wo^enKtur. 1SB2. Xr.M/SL 8. m ZIIL «a - Pnua. Tcrv.BL XIU. Mr. 4jk S. MS.] 

Bei Auiähnng von Hokeitareelitftii haftet der Staat für Versclinldeii sainor 
Beamteii niolit, aiuser wenn dies vom Gesetze ansdrfteUioli bestimmt ist 

Für ein Verschulden seiner Beamteii muss der Staat zwar haften, 
wenn es sidi iim die Verletzung vertragsmässiger oder sonstiger privat- 
rechtlicher, z. B. aas dem Eigenthnm und Nachbarreeht tliessender Yer- 
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pflichtoDgeo oder um Aiisfibiing fiskalischer Reehte, nleht aber, wenn 
es sieh um Ansübung von Hoheitsrechten handelt, wenn nicht im 
letzteren Falle eine Haftpflicht des Staates vom Gesetz aasdrücklich aus* 
gesprocheu ist. Hiei ubcr herrscht wenigstens im Gebiet des Preassischen 
Sechts in Theorie und Praxis Einstimmigkeit (Vergl. Dernburg, Preuss. 
Privatrecht 4. Aufl. Bd. 1 S. 117 Note 16, Förster-Bccius 5. Aufl. Bd. I 
S. 551, Koch, Recht der Forderungen Bd. U S. 605, Turn au Grdb.O. Bd. II 
S. 523, Entsch. des Obertribonals Bd. 61 S. 1 ff., Entsch. d. £.G. Bd. 19 
S. 850, Bd. 26 S. 841). 



Nr. 185. Entseb. des Preuss. Ober-Tenralt^eriehts. 

8. Senat. Vom 12. Mai 1892. 

rPratttt* Votw. Bl. Xm. Nr. «7. 8. 484.7 

§ 6a Abs. 1 Ziff. 2 — § 26 a Abs. 2 ZilT. 2 Kranken -VerBich.-Ges. Begriff 
der „Tnmkfälligkeit". Ein ErstaUiingsanspracli t^^emäss § 57 1. c. ist wenn 
er niu' theüweise begrüüdet ist, nicht gänzlicli, sondern nur in Betreff 
des unsubstantürten Theiles abzuweisen. 

Die Vorschrift im § 26 Abs. 4 Nr. 2 Ges. vom 15. Juni 1883, wonach 
durch die Statuten der Ort«krankenkasse bestimmt werden darf, dass 
Kasseiimitf^liedern , welche sich die Krankheit dnrcli Trunknilliffkeit zu- 
gezogen haben, das stututi'nmassige Krankengehi gar nicht oder nur theil» 
weise zu gewahren ist, soll nach der dem Entwurf des Gesetzes hei- 
gegebeuen Begründung (Nr. 14 der Drucks, des RiMchst. für 1882) dazu 
dienen, „die Infinspruchnalime der Kasse bei Krankheiten, weiche durch 
lasterhaften Lebeuawandel (»der sonstiges pilichtvvidrigc* Verhalten herbei- 
geführt sind, auszuschliessen'*. lu dem von der Kommiösion des Reichs- 
tages über den Gesetzentwurf erstatteten Bericht (Nr. 211 der gedachten 
Drucksachen) ist bemerkt, dass es sich „bei den durch Trunkfälligkeit 
verursachten Erkrankungen in der Mehrzahl der Falle um Delirant-^n 
handeln werde, für die ein Bedürtnis;;, sie vor der Armenpllege zu be- 
wahren, am allerwenigsten vorliege"*. Danach, sowie nach dem Wortlaute 
des § 26 Abs. 4 Nr. 2 des Ges. ist anznnelimeu. dass unt^r die Vorschrift 
der Nr. 2 am angeführten Orte jede durch die Trunkfälligkeit unmittelbar 
oder mittelbar lierbeigeffihrte, mit iler Truukfälligkeit im Verhältnisse der 
Wirkung zur Ursache (im Kausalzusammenhänge) stehende Krankheit föUt. 
Unerheblich ist, ob die Krankheit die nothwendige, unabwendbare Folge 
der Trunkfalligkeit gewesen; es gouügt, da.ss die Krankheit wirklich 
durch die Trunkfalligkeit herbeigeführt ist. Die Annahuie des Bezirks- 
ausschusses . dass zur Vorenthaltung des Krankengeldes nach Maassgabe 
des ^ 26 Abs. 4 Nr. 2 a. a. 0. nur solche Kraukheitea berechtigen, wekhe 
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dueh TninkftUigkeit n. s. w. nn mittelbar lienoigenifeii worden sind, 
ht rechtmnthftmlich. 

Eine Verletzung des Begriifes der Trankl&lligkeit, unter welcher ein 
gewohnheitsmiesigea und fibermftBsiges Trinken zu verstehen ist, bat durch 
den Vorderrichter nicht statljgefiiaiden; er hat thatsichlieh festgestellt) dass 
F. sich während der Woehe ein- bis zweimal zu betrinken pflegte' und 
nicht selten derartitc, dass er noch einen ganzen Tag lang seiner Arbeit 
nachzugehen unfähig war. Diese, sowie seine weitere thatsächliche Fest- 
stellung, dass F. auch am 16. Januar 1891 ^ieh wiederam dem Tranke 
ergeben hatte, dass sein Unfall mitbin durch Trankfälligkeit veranlasst 
sei» würde aber nur in dem Falle zum Gegenstände einer Beschwerde ge- 
macht werden kOnnen, wenn der Nachweis zu erbringen, dass sie den 
Ermittel unß:en im Streitverfahren nicht entspreche, aktenwidrig sei und 
sonach auf einen wesentlichen Mangel des Verfahrens zurückgeführt werden 
müsse. Die angefoehtene Entscheidung 6ndet jedoch in den von il)r mit- 
getheilten Zensreiianssa^en ihre vollstftndige Begründung und kann, da das 
Gericht gemäss § 79 Landesverw.Geft. nach seiner freien, ans dem ganzen 
Inbegriffe der Verhandlungen und Beweise geschöpften Ueberzeugung zn 
entscheiden hatte, nicht dadurch erschüttert werden, dass Kläger aus den 
Zengenaossagen der Arbeiter Z. und L. Folgerungen zieht, die der Vorder- 
richter nicht für berechtigt gehalten hat. Soferne der Bezirk sausschuss 
somit dem Kläger das Krankengeld abgesprochen hat, ist seine Entschei- 
dung für begründet anzusehen, — nicht so, insofern von ihm die ganze 
Klage abgewiesen ist. 

Der Vorderrichter erkennt ansdrücklieli an. dass die Kasse von dem 
Krsatze der freien ärztlichen Behandlung und Arznei nicht entbunden sei, 
und entspricht diese Annahme auch dem Gesetze und dem Statut der 
Kasse — §6 Nr. 1 Krankenversich. Ges. § 11 Nr. 1 des Statuts. Erweist 
aber den Anspruch auch auf diesen Tfaeil der Unterstfitzunnf ab, weil er 
mit demjenigen auf das Krankenueld verbunden und weil wegen unrichtiser 
Berechnung des letzteren eine zu hohe Fordernnor gestellt sei. Hierin 
liptrt Rf)chtöirrthum. Dahingestellt mag bleiben, ob sich aas den vom 
Kläger in Bezug genommenen §§71 und 100 Landesv ersieh. (ies. und den 
130 nnd 293 0. P. 0. Einwendungen gegen die ^cti nllooe Entsrh' iduiig 
erj4*'brii. it'deufalls entlifliit dieselbe eines zutrettenden Rechtsgrundes. 
Nirgend enthalten die Gesetze eine Vorschrift, welche ein Gericht er- 
mächtigte, von ihm als einer Partei zusLelicad anei kannte Forderungen 
allein aus dem Grunde ab/nwfisen, weil neben ihnen unberechtigte An- 
sprüche erhüben Bind; iin ntiieil ist in den §§ 273 11", C.P.O. gestattet, 
Theilartheile zu erlassen, wudurcli anerkannt ist, dass eine der Theiluug 
io quanto fähige Forderang nicht nothwendigerweise wegen eines einem 
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ihrer Theile anhaftenden Mangels ganz abgewiesen werden muss. Hier- 
nach war die VorentscheiduiiK. sowoit sie dio als Ersatz für ar/tli' he 
Behandinng und Arznei geforderte Summe von 2Ö,8Ü c-/^ zum Geg iistinuie 
hat, aufzuheben iiiul war der bezeichnete Betrag, auf den sich der Kiage- 
auspruch beschränkt, dem Ortsarmeuverbande zuzaerkenoeo. 



Nr. 136. Entsefa. des Deiit§ehen ReiebBgerlehts. 

6. ClviUSenat. Vom 12. Mai 1893. 

Zu tien EntschädigUDgsberechtigten gemäss § 11 des Preuss. Eiiteign.-Ges. 
vom 11. Juni 1874 gehören Pächter und Miether auch dann, wenn ihre 

Rechte nicht dinglicher Nator sind. 

Inhalt und Wortlaut des Gesetzes zwingen zu der Annahme, dass 
(lurcli dasselbe dem Pächter und Miether ohne Hficksicht darauf, ob ihm 
nach dem für das Pacht- und Miethverhältniss maassgebenden Civilreehte 
dingliflie oder nur oblii^atorist he Reehts<?tellnng zukommt, der Ansju iK h 
auf Entschädigung gegen üuteruuhmer mit der in § II auagesprochenen 
Maßgabe gewährt werden soll. Der § 1 1 redet ganz allgemein. Die 
Nebeneinanderctellung der Nntznngs-, Gebram hs- und Servitutenbereehtig^ten 
einer- und der PSchter und Miether andererseits gestattet nicht den Öchhiss, 
dass das (lesetz hier nnr dieji rdgen Pacht- und Miethrechte im Auge habe, 
welche nacli dem für >ic geltenden Rechte dinglicher Natur sind. Diese 
Unterstellung erscheint geradezu ansgesehlosseu, wenn man erwägt, dass 
das Gesetz für die ganze preusaisehe Monarchie bestimoit ist und in den 
einzelneu Theilen der Monarchie, wie aus der Nachweisung der bestehenden 
Gesetzgebung erhellt, hinsichtlich der Frage, ob und wie, bezw. von wem 
der Pächter uud Miether im l alle einer Knteignnng zu entschädigen ist, 
eiuen sehr verschiedenen lieciitszustaud. iusbe^sundere solche Gesetze an- 
traf, welche dem Unternehmer die Entschädigung des l*ächters und Miethers 
neben dem Eigenthümer auferlegten. Hätte das Gesetz (§ 11) wirklich 
nur die dinglich berechtigten Pächter mal Miether im Auge gehabt, so 
mnsste und kouute dies in einer jeden Zweifei ausschliesseutleii Weise 
zum Ausdruck kommen (vergl. das Preussische Eisenbahngesetz vom 
3. November 1838 § 12, das K.Ges. betreffend die Beschrankungen des 
Grundeigenthums in der Umgebung von Festungen, vom 21. Dezember 1871, 
§§ 34, 37). Die UumOglichkeit der von der Revision vertretenen be- 
schränkten Auslegung des § 11 wird überdies dargethan dmeh die Vor- 
schrift in ö Abs. 2 des Gesetzes, wonach im Fall« der Benattang des 
(rnindeigentbums zu Vorarbeiten den Betheiiigten der abgeschätzte Sehaden 
sofort aaszuzahlen ist, als Betheiligte aber neben dem Eigenthümer der 
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Nutzniesser, Pächter uod Verwalter aufgezählt sind. Dass hier der 
Pachter ohne Unterschied, ob er ein dingliches Recht hat oder nicht, ge- 
meint ist, wird nicht zu bestreiten sein and ist wohl auch nirgends be- 
stritten. Diese Fassnng des § 5 nOthigt aber ohne Weiteres zn der An« 
nahine, dass auch dem § 11, sofern er allgemein von dem Entsehädigangs- 
anspmche des Püchters und Mietbers spricht, dieselbe unbeschränkte Be- 
deatnng ankommt. In ebenso allgemeiner Weise sind die angeführten 
Bestimmangen des § 25, welche den anderen Betheiligten nnd Neben- 
berechtigten die Berücksichtigung im Verfahren gewährleisten, za ver- 
stehen. Auch die Vorschrift in Abs. 6 daselbst, dass jeder „an dem zu 
enteignenden (Jrundstücke Berechtigte** befugt sei, im Termine zu er- 
scheinen und sein Interesse wahrzunehmen, ist nicht geeignet, der von 
der Revision vertheidigten Auslegung des Gesct/os znr Stfitze zn dieii' n. 
Die Worte „an dem Gmndstüpke Berechtigte'' dürfen nicht so verstaiiden 
werden, als hiermit nur die dinglich Berechtigten gemeint seien. Hier- 
gegen spricht der übrige Inhalt des § 25, sowie der Umstand, dass die 
von der Kommission des Abgeordnetenhauses vorgeschlagene Bestimmung 
„In dem Termine ist je<ler iin dem zu enteignenden Ohjekte dinglich 
Berechtigte befugt, zu erscheinen . . . nur in der jetzigen Fassung 
Aufnahme fand (siehe bei Eger das Gesetz über die Enteignung von 
Grundeigenthum vom U.Juni 1874 S. 212 ff.). Auch at^iresehen hiervon 
gewähren die Materialien des Gesetzes zum Mindesten keinen Anhalts- 
punkt für eine dem beseliraukten Standpunkt der Revision entsprechende 
.\nslegung df^ «Tr-^rt/es. Di*» Hegierungsmotive zn sj 11 beschäftigen sich 
nach Ei"wähnuiig verschiedener ii>utcignungsgeset/'e im Wesentlichen imr 
mit der Frage, ob dem Pächter und Miether ein Entschädigungsauspruch 
gesren den Unternehmer zu gewähren sei. Sie iiiliren, ohne den ünter- 
lichied der Rechtsstellnng des Pachter» und Miethers in den verschiedenen 
in der Preussischeu Monarchie bestehenden Rechtsgebieteo (gemeines Recht, 
preussisches Landrecht, rheinisch-französisches Recht) zu berühren, aus, 
dass die Auflösung des Pacht- und Miethsverhiiltnisses durch Expropriation 
rücksichtlich der Kontrahenten als eine durch vis major herbeigeführte 
anznsehen sei nnd demnach eine Entschadigungspilicht des Verpächters 
und Vermiethers nicht angenommen werden könne. Anders gestalte sich 
das Verhältniss des Unternehmers gegen den Pächter niul ,\Iiether. Da 
er im ötTentlichen Interesse die Auflösung oder Schmälernng des Gebrauchs- 
und Nutzungsrechtes des Pächters oder Miethers herbeiführe, so sei der 
Anspruch gegen ihn auf Entschädigung gerechtfertigt, vorausgesetzt, dass 
der Pächter oder Miether durch die Entziehuug des Objekts einen Ver- 
mögensnachtheil leide, welchen er bei kontraktmässiger Fortsetzung seines 
Pacht- nnd Miethsverhältnisses nicht erlitten haben würde. Bei den Be- 
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lathnngen der gesetzgebeuden Faktoren aber wurdn im Wesentlichen nor 
Uber die Art osd Weise der Entschädigang des Pärbtera und lliethera 
gesprochen (siehe bei Eger a. a. 0. S. 285 f.). Die Kommentatoren desi 
Pi eussisehen Entugnan? ^^^setzes sind in Ansehaug der zn entscheidendeo 
Frage verschiedener Ansicht. Bahr and Langerhans bespreeheo za 
#11 den dem Pächter nnd Miether etngeräamten Entj^cbädignogsaasproch 
allgemein, ohne die Unterscheidaug nach seiner Bechtsstellang, ob sie 
dinglicher oder persönlicher Natnr ist, hineinzutragen, bemerken dagegen 
/u § 25 Abs. 6, ,an dem Gnmdstücke Bereclitigte'' seien Miether und 
Pächter, seihst wenn ihnen, wie nach gemeinem Rechte, ein dinglicfaes 
Becht nicht znstehe (S. 53, 55). Loebell (das Preussiscbc Enteigunngs- 
gesetz vom 11. Juni 1874) spricht sich dahin ans, es müsse bei der 
Oeltnng des Gesetzes für die ganze Monarchie angenommen werden, da.ss 
gemäss § 1 1 auch Pächtern und Miethern, deren Recht, wie nach gemeinem 
Rechte, dingliche Natur nicht zukomme, weninjsteus dann, wenn sie sich 
im Besitze befinden, Entschädigung Seitens des Unternehmers za s:ew;ihren 
sei. Ob letztere Voranssetzniig anzuerkennen, ist hier, wo der Klüger 
zweifellos sich im Besitze befand, nicht zu uutersnchen. Dagegen stehen 
Dalcke, Seydel und besonders Eger (a.a.O. Hd. 1 S. ;)3f.. 328 f.. 
Bd. 2 S. 213, 221 IT.) nnf demjenigen Stuudpunkte, auf den sich die 
Revision stutzt. Die hiertiir geltend gemachten Gründe sind die von dem 
Revisionskläger angeführten. Dass dieser StaTid[)imkt als ein berechtigter 
nicht anzuerkennen ist imd den hierfür eutwickelten GröndtMi entscheideud«' 
Bedeutung nicht beigemessen* werden kann, ist im Vor^tehendpn ausge- 
führt. Insbesondere kamt ans der Auordnnnisj; des (Gesetzes und der B»'- 
grt dnr Enteigminii>- ttMekte im Tit. 1. wie die Vergieichnug mit der 

be ti hl :ideu Gesetzgebaug zeigt, ein Argument für jenen Standpunkt nicht 
entnommen werden. 



Nr. 137. fintseb. de« Deutsehen Reichsgerichte. 
2. Civil-Senat Vom 13. Mai 1892. 

CPnttis.T«nr.BL XDI. Nr. 97. B.435w - Jnr. Wo^Msdir. 1891 Mr.lO.M 8. 281. Ziff.5L] 

SntMh&digangspflioht dar Oemetaidfii in Folge des FlnehfliiiisiLidaiies. 
Absch&tnuig der sor lateigamig bestimmten FUtohe als Baulmd, obwoU 
dieselbe dnreh den FlnolitUiiieiLplaii der Bebansog entiogen war. < 

Die Revision findet eine Rechtsverletzung dann, dass die zur Ent- 
eignung bestimmte Fläche als Bauland abgeschätzt worden ist, obwoiii 
dieselbe durch den Fluchtlinienplan vom 3. September 18Ö5 der liebauuug 
entzogen war. Dieser Angriff" ist imbegründet, denn jene Schätzung ent- 
spricht, da nach der im Urlheil getrotfenen Feststellung der Fläche zur 
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Zeit der ZusteUang des BntaehftdigTuigsbesehlaases die Eigensehalt als 
Bauland an einer bereits erOOfoeten Strasse zakam, dem ans § 10 Ab«. 2 
EnleigiiaDgsges. vom IL Jani 1874 sich' ergebenden Reehtsgrnadsatze^ 
wonach diejenige WerthvermindeniDg, welche das znr Enteignnng be- 
stimmte Land erst „in Folge der nenen Anlage" erleidet, bei Bemessnog 
der Entscfaftdignng nicht in Berftcksichtignng gezogen werden darf. Diesem 
Grandsatze des Enteiganngsrechts seine Anwendbarkeit an entziehen, wenn 
das Untemehmen in Anlegung neaer Strassen besteht nnd die Nicht- 
bebaunng des zar Strasse bestimmten Geländes durch einen Flachtlinien- 
plan gemftss § 1 1 Ges. vom 2. Jnli 1875 gesichert wurde, ist unzulässig, 
da § 13 dieses Gesetzes unter Nr. 1 fOr den Fall, dass die zu Strassen 
nnd Plätzen bostiTnmtPn GrandHftchen anf Verlangen der Gemeinde (Ör 
den öffentlichen Verkehr abgetreten werden, ausdrücklich Entschädigung 
wegen Entziehung des Grundeigenthums zusichert. Nach dieser Gesetzes- 
vorschrift tritt in Folge des Fiuchtlinienplans die Entschädignngspflidit 
der Gemeinden ein, wenn und soweit dieselbe Abtretung des Grondeigen- 
thums beansprucht, woraus von selbst folgt, dass, wenn es znr zwangs- 
weisen Abtretung kommt, fQr das Maass der Entschädigung lediglich die 
f&r die Enteignung gegebenen Vorschriften maassgebend sind und ins- 
besondere eine Ahw M -hung von dem oben erwähnten Grundsatze nicht 
stattfindet. Das Bauvt rbot, welches nach § 11 Ges. vom 2. Juli 1875 mit 
der Offenlegung des Planes beginnt, wirkt auf die Entschädigungsfrage 
nnr indirekt ein nnd zwar insofern, als es den EigenthQmer verhindert, 
auf der betroflenen Fläche Neu-, Um- und Ausbauten vorzunehmen und 
dadurch die EntschadignngspHicht der Gemeinde für den Fall, dass die- 
selbe zur Enteignung schreitet, zu erschweren. Weiter geht in dieser 
Beziehung die Wirkung des § 11 nicht, insbesondere hindert, derselbe 
weder den Ki^cnthfimer, durch Verbesserung der Benutzuugsfähigkeit der 
fraglichen Grund(läch<' den Werth dorselhon zu erhöhen, nnch hcniubt er 
ihn des Vortheils, welcher ihm ans einer von seinem Willen unabhkngitieri 
Werthserhöhung erwächst, wozu insbesondeie diejonige gehört, welche mit 
der Eigenschaft als Hauliiiid an einer anderen als der neu erölfneten 
Strasse verkmipft ist, sei es, dass diese Kigensehaft schon vor dem 
FluchtHuicuplan vorhanden war oder uuabhüngig von dem g«'ii:enwrirti'j:en 
Unternehmen in der Zwisehenzt.'it zwischen dem Flnchtlinienplan und der 
Enteignung, genauer der Zustellnng des KntsehiUliguugsbeschiusses, er- 
worben wurde. Dass »'s nicht in der Absieht drs Gesetzgebers lag, durch 
§§ 1, 11 und 13 des Ges. vom 2. Jnli 187') den ohrnerwühnten Grundsatz 
des EnteicTTiuiigsreehts abzuändern oder den /fit[)unkt. in weh-htjra die 
Baubesrhränkuiiü; de-- § 11 eintritt, als denjenigen zu bestimmen, nach 
welchem der Werth der Grundfläche bei der künftigen Zwaugseuteiguung 
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bemeasen werden soll, ist bereite in dem Urtheile des Beichsgerichts 
Bd. 8 der Kntoch. S. 238 ff. fiberzengend dargethan (vergl. auch das in 
dem Prenss. Verw.Bl. 1886/87 8. 123 abgedrackte Urtheil vom 22. Sep- 
tember 1886). 



Nr. 138. Entsdi. des Oeniseken Beidttgeriehte. 

4. Straf-Senat. Vom 20. Hai 1892. 

§ 333 Str. G.B. VorausseUiingen der Beamtenbestecliuug. 

Weder nach dem Wortlaute noch nach dem Sinn und Zweck tles 
Gesetzes kann es als noth wendige Voraussetzung der Bestechung ange- 
sehen werden, dass das Geschenk zur Zeit des Anbiotens schon nach Art 
und Maass fest bestimmt ist. Der Gedanke, der dem § 333 StrJx.B. /u 
Grunde liegt, ist, dass keine gesetzwidrige Einwirkung auf die Amts- 
thätigkeit ausgeübt werden soll. Reclitsirrig ist es nun schon, wenn die 
Vorinstanz davon ausgeht, da^s .,zweifell().s'' die angebotenen Vortheile 
sich in den Aniren dessen, der zur Verletzung einer Amts- oder Dienst- 
pfliciit bestimmt werden süH, als ein j,Vermögensv ortheil'' darstellen 
müssten (vergl. Eutsch. Bd. ^ S. IGG). Ks lasst sieh aber auch nicht be- 
zweifeln, dass schon das Anbieten eines noch nicht fest bestimiulrn Ge- 
schenkes, wenn es nur von <i''n] Beamten oder dem Mitgiiedc di r be- 
waffneten Macht als einstlifli geiiieiat aufgefasst werden konnte, geeignet 
ist, die Amtä> oder Dieustthätigkeit iu unzulässiger Weise zu beeiutlusseu. 



Kr. 189. EntsclL des Deatsehen Reklisgeriehts. 

2. Civil-Senat Vom 24. Hai 1B92. 

Voraassetzungen, anter weichen eine Arbeitsb&hn als Eisenbahn im Sinne 
des § 1 des Reichshaftpüiclitgesetzes zn betrachten ist 

Soweit es sich um die Frage Landelt, ob die von der Beklagten er- 
bante Arbeitsbabn als eine Eisenbahn im Sinne des § 1 des Haftpflicht- 
gesetzes anzusehen sei, hat dar; O.L.G. sich der Rechtsprechung des 
R.O.H.G. (Entsch. Bd. 20 S. 151, Bd. 21 S. 243, Bd. 25 S. 203), sowie 
des R.Vr. (Entsch. Bd. I S. 174, Bd. 2, S. 38, Bd. 7 S. 40; Eisenbahn- 
rechtliche Entsch. Bd. 1 S. 136, Bd. 2 S. 226. Bd. 3 S. 17^ und 360) an- 
geschlossen. Nach dieser ist eine auf eiserneu Schienen laufende Bahn 
dieser Art dann als eine Eisenbahn im Sinne der erwähnten Vorschrift 
anzusehen, wenn eine objektive Gefährlichkeit des Betriebes vorliegt, 
welche degenigen bei dem Betriebe einer dem aligemeineu Verkehr die- 
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neoden Bisenbahn gleichartig ist Dass diese Voranssetzniigen im vor- 
liegenden Falle gegeben sind, wurde mit genügender thateSehlicher Be- 
gründung festgestellt. Deshalb konnte das OX.G. ohne Reehteintliam 
annehmen, dass der ünfiUl bei dem Betriebe einer Bisenbahn erfolgt sei. 



Kr. 140. Bntsefa. des Hentaeheii B«fehsg«ridit8. 

4. Straf-Senat. Vom S.Juni 1892. 

§§ 246. 350, 359 Str.G B. Unterschlagungen, T-dche ein beim Eisenlialmbau 
diätariscli beschättigter Landmesser (Feldmesser) bet^^elit, sind nicht als 
Ontersehlagimgen amtlich anvertranter Gelder anzusehen. 

Als Landmesser (Feldmesser) ist der Angeklagte nach § 36 der 
G«weri>eordnang vom 1. Juli 1883 nur Gewerbetreibender, selbst wenn er 
ifir seine Bemfsth&tigkeit obrigkeitlich verpflichtet war. Denn die ' dort 
den verfassnngsmftssig dazu befugten Behörden oder Korporationen er- 
theilte Ermftchtigung, Feldmesser, Auktionatoren und ähnliche Gewerbe- 
treibende auf die Beobachtung der für sie bestehenden Vorschrüten zu 
beeidigen und öffentlicli anzustellen, hat, wie sich aus dem Absatz 2 da- 
selbet ergiebt, nur den Zweck, ihnen eine besondere Glaubwürdigkeit bei 
Ausübung ihres Gewerbes zu verschaffen, nicht aber sie zu Organen des 
Staates zu machen. Beamtenqualität erlangte der Angeklagte gemäss 
§359 Str. G.B. erst durch die Anstellung im unmittelbaren oder mittel- 
baren Dienste des Staates. Wie feststeht, ist er nur zu der Beschäftigung 
beim Bau der Bisenbahn, bei welcher er sich der Unterschlagung an dem 
ihm zur Löhnung der Arbeiter ubergebenen Yorschuss schuldig machte, 
durch Verfügang der Königlichen Eisenbahndirektion mit der ausdrAck- 
liehen Maassgabe berufen worden, dass er sausserhalb des Staatsbeamten- 
Verhältnisses'' vorübergehend als Landmesser diätarisch beschäftigt 
werden sollte. Der hierin ausgesprochene Wille der btjrufenen Behörde 
mosste als entscheidend dafür angesehen werden, dass der Aiugeklagte 
nicht in das Verhältniss eines Staatsbeamten getreten war. Eine andere 
Auffassung war höchsteos dann möglich, wenn die aufgetragenen Ge- 
schäfte nur von einem Beamten verrichtet werden können, was vorliegend 
nicht zutrifft 
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Nr. 141. Entsch. de« Dentseiieii R^ichsgeridite. 
5. Civil-Senat Vom 15. «Toni 1892. 
9iut«iUiixig des EataobMignnigafeatateUiuigri^ im prenifiMlicii 

Die aus der Vornahnie der Zostellnng in der Form einer Srsatz- 
zostellnng Tom B.6. entDommeae Beanstaodang der Zasteliang war flber- 
haupt oline £rhebliclikeit, and zwar deelialb, weil das znzaateUende Schrift- 
attlck nnbestrittenermaassen trotz der etwaigen Unznlfeaigkeit der von dem 
zaetellenden Beamten beabsichtigten Ersatzznatellnng alsbald von dem 
Ersatzempftoger, dem Botenmeister des Hagistrats, diesem selber einge- 
liftndigt worden ist, der Magistrat sonach das znznstellende Schriftstück 
alsbald im Wege der Znstellnng erhalten bat Es trifft anf diesen Fall 
die BegrOndnng zn, die der III. CS. des R.G. in der Entscheidung vom 
18. Januar 1887 O^atscb. Bd. 17 Nr. 101 S. 403 ff.) für einen &hnlidi 
liegenden Fall gegeben hat und auf die hier Bezog zu nehmen ist. Der 
Zweck der Zustellung besteht in der Uebergabe des zuzustellenden Schrift- 
stQcks an den Adressaten; dieser Zweck ist im vorliegenden Fall 
vollstfindig dadurch erreicht, dass der zugestellte fintsdiftdigangs- 
Feststetlnngsbeschlnss alsbald, das praes. des Magistrats datirt sogar 
vom 24. März, das Datum der Zusiellungsurkonde vom 25. Mflrz 
scheint demnach von dem zustellenden Beamten versdirieben worden zu 
sein, an den Magistrat selbst gelangt ist, und zwar durch den Boteo- 
meister, dem es zugestellt worden war, und, wie fflglich nicht bezweifelt 
werden kann, worüber jedenfsUs Abweichendes nicht behauptet worden 
ist, unter Mittheilung von der an ihn zum Zweck der (Ersatz-) Zustellung 
geschehenen Uebergabe. Mag daher auch die Ersatzzostellong an den 
Boienmcister ungerechtfertigt gewesen sein, so ist doch dieser Mangel 
dadurch geheilt , dass der Magistrat selbst, und zwar im Wege der Zo- 
stellnng den Entschädignngs-Feststellnngsbeechluss erhalten hat. Die Form- 
widrigkeit, die Ton der Beklagten selbst gerügt und vom B.R. nnerOrtert 
gelassen ist, nämlich das Fehlen einer der Beklagten zn übergebenden 
Abschrift der Zustellungsnrkonde, kann überhaupt nicht zu einer Ungültig- 
keit der Zustellung fuhren. Die hierdurch etwa verletzte Vorschrift des 
§ 173 Abs. 3 der C.P.O. ist lediglich inatmktionell : ihre Verletzung be- 
irrüiidet keine Ungültigkeit der Zustellung, vergl. die Urtheile des R.G., 
V. CS., vom 15. März 1882 und des IV. CS. vom 22. Juni 1883 in 
Grnchoi, Beiträge Bd. 27 S. 1082 und 1084; auch das ürtheil des 
Bayerischen Obersten Landgerichts vom 31. Marz 1887 in Seuffert, 
Archiv Bd. 42 Nr. 327. 
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Nr. 14)2. Entscb. defi Preoss. Ober-Ver«^alt -Oeriehte* 
3. Senat. Vom 5. Januar 1891. 

CSato«'!). d. (). V.(J Bd. 21. S. SlO ] 

Waaseimlit-Bäiimimg der Privatflüsse. Gesetz über Benatimig d«r 
Pri?ataiiMO vom 28. Felnmar 1843 § 7. 

Die iiD § 7 des Gesetzes von SS. Februar 1843 den Uferbesitzera 
zur Pflicht gemachte Räamang bMweekt die £riHdtatig des Flusslaafes ia 
norimileiii Znstande, soweit es zur B^adiaffaig der Yorflnth nothweDdig 
ist, die BeBeitignng alles deoeoD, was tni Flassbette den Weaserableiif 
hindert. Brbebt sidi das Wasser in Folge von Hoehwaaaer, Eis vor- 
stopfongen oder ans anderen Ursaehen zeitweise auf die Ufer und findet 
es dort ein Vorflnthsfaindemisa, so erwächst den üferbesitaseni aus § 7 
a. a. 0. keine Fllieht, dies Hindeniiss zo beseitigeu. 

Nr. 148. fiiitaeli. 4m Prmiis. OlMr<Yeritali-0«rteli1». 

4. Seuat. Vom 17. Februar u. 3. April 1891. 

rPftMs. Eii«iib.Areli. 1893. F. 1030.] 

Reohtliohe Wirkuugeu des BebaniiDgsplaues. Baufluchtengesetz vom 

2. Juli 1875. 

Ein Bebaunngspiau nach Ilaassgabe des Gesettee vom 2. Jnli 1875 
wirkt nur soweit rechtlicb, ab er Flnchtlinieu festsetzt Die sonst vor- 
handenen . Wege und Strassen, auf welche die Fluchtlinientestäetsnng sich 
nicht bezieht, welche aber in dem Lageplane mit dargestellt worden mfissen, 
werden in ihren Rechtsverhältiiisseti nicht verSndert D&» Gesetz vom 
'2 Jnli 1875 bietet keinen Anhalt dafür, dass etwa alle Mentiiehen Wege 
auf solchen Gebieten, ffir die ein Bebanongsplan an|gestellt wird, ohne 
Weiteres mit der Feetstelinng des Bebanongsplanes oder mit seiner Dnreh* 
fOhrnng eingehen. 

Nr. 144. Entsch. des Prenss. Oher-Verwalt-Gerichts. 

4. Senat. Vom 10. Miiiz 1891. 

i 

[Eut-sih. d. <>, V. (}. Hd. "-M. S. JSi. \'ivu>s. Ki*<-ub. Arch. 1W S. KU" ) 

Zttstäadigkeitsverhftltnisae besügUolL der Uatsrhalting von ChaossesA. 

Die Handhabung der Chansseebanpolttei steht regelmftssig nidit der 
OrtepoliaeibehMe, soodeni dem RegiernngsprAsideiiten, als der Landes- 

Bf«r, EiMBtahnnaeliflldte Eatididdiiiigaii IX. 13 
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polizoihphörde, zn. Eine im Zuge einer Chaussee gelegene Brücke unter- 
stellt demnach, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich bestimmt ist, als 
Theil der Cliaiis-^^o hp/ficrlich der ünterhaltune; dpr Landcspniizei. Die 
Ortspolizeiheiiördo kann nicht ohne Weiteres und selbstäudiof in die Auf- 
gaben der Laudespolizei eingreifen und ibrerseit« den Bestand der Brücke 
ibwwacbeo. , . . 



... Nr. 145. Entaeh. des Deutschen Reichsgerichts. 

i- 1. Civil-Senat. Vom 13. März 1891. - ^ 

. • ' (Knt«cli. d. B<iictiSK«r. i. Civil« Bd 2S. Nr. 5. 8. 29.) 

Anspmcli dessen, der eine Eisenbahnanleihe öffentlich zur Subskription 
anbietet, gegen den Zeichner auf Zahlung des gezelohnetMi Betrages gegen 
• * ' • ' ' Abnahme der Stücke. \; 

KlAgerin hatte zvid . Zwecke des Banes einer BiaoiMio ia Schweden 
and Norwegen miitelat eines Ph»pektes, welcher Ober die Reotabitttftt 
dieser Bisenbahn Angaben machte, eine von ihr in einzelnen Stocken anf 
den Inhaber, aonnigebende Prinrititsaiileihe von X 500 000;£ Oflentlich zvr 
Snbekription angeboten nnd Beklagte 1000 ^6 gezeichnet Als letztere die 
Stocke gegen Zahlnng abnehmep soUte, .weigerte sie dies, weil, wie sie 
behanpfete, wesentliche Angaben des Frospektes Über die RentalnlitSt 
des' 'der Anleihe zar Grnndlage dienenden Qisenbahnnntemehmens unrichtig 
seien. 

' Aas den Gründen: ' 

' ' «Die vom Bemfhugsgerichte an die Spitze seiner AnSffihmngen ge- 
sieilte' Ansicht, dass Elflgerin, am ihren Ansprach anf Abhabme/der 'OMi- 
gatiöoenl darchffthren zn kennen, den Beweis der Richtigkeit der Angaben 
ihr^s Prospektes zn führen habe, soweit diese eiheblicb sind nnd^ ih^ 
Bichiigkeit von den Beklagten bestritten wird, Ist freilich nnricÜtig. 'Die 
Sache lie^t nicht anders wie bei einem Spezieskaufe anter einer Zusage 
des- Yerkänfers in Betreff der Beschaffenheit des Eanfgegenstandes. Es 
ist alsdann durch den Vertrag die Spezies bestimmt^ durch deren Angebot 
die BrfBUaog seitens des Verkäufers erfolgen soll. Bs giebt keine andere 
BrfMIung als durch diese Spezies. Die Brf&UnngsweigernDg des Kftufers 
stellt sich daher nicht als ein Beetreiten dar, dass der als EifOllung an- 
gebotene Gegenstand zar ErfUllnng des geschlossenen Vertrages geeignet 
sei, wobei zonSehst — wenn man von den Wirkungen nicht rechtzeitiger 
ErfHllung oder den' Folgen der Wahl gerade dieses Gegenstandes zur Er- 
liUlang seitens des Yerkflnfers abaieht» — noch die Möglichkeit* der Br<- 
fttllung durch eine andere Spezies bestehen bliebe. - VielfUfthr. stellt sich 
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die ErfQÜangBweigernng in solchem Falle als Aosprach anf Abgehen von 

dem Vertrage dar, weil der Verkftafer die zugesagte Beschaffenheit des 
allein als Gegenstand des Kaufes and seiner Krfullang gesetzten Eaaf- 
objektes nicht gewähren könne (§ 326 A.L.R. I. 5). Id solchem Falle 
nniss der K&nfer zur Begründang dieses Anspruches das Fehlen der zu- 
gesagten Eigenschaft beweisen ohne Rücksicht darauf, ob er die Sache 
bereits entgegengenommen hat oder nicht. 

Vgl. 1. 4 Big. de probat 23, 3; 1. 8 Cod. de aedil. aotion. 5, 58; 
' Thol, Haadelsteeht 5. Anfi. Bd. 1 Tbl. 2 8. 845. 
Im vorliegondea Falle- sind die einseinen Obligationen des von der Klä- 
gerin ansgegebenen Anlohna allerdings im Verhftltnisse zn einander ver- 
tretbar. Aber die Geaammtheit dieser Obligationon bildet insofern eine 
SpezieS) als die Zusagen des Proepektes, mn die es sieh hier handelt, fAr 
alle entweder zvtvelfen oder fehlen. . ; Dabei ist es fttr die zn entsOhei* 
dende FhMso unerheblich, ob man das durch die Zeiehnang and ZntheilitBg 
der OUigationen nnter den Parteien begrflndete fieehtsveiliAltniBs als Eaof 
oder ab Yerpfllehtong der Beklagten, der Klägerin ein Bariehn za g«- 
wählten« anlKÜst Denn avch im letzteren Falle wflrde wegen der Beweia- 
lasl ganz dasselbe gelten, wenn das- Dariebn vom Darlehnsnehmer anter 
der Tersiehemng bestimmter thatsiohlicfaer 'and reohtlieher Verhftltnisse 
des Uotemehmens, fttr welehes das Darlehn gewflbrt and ans dessen Er> 
trftgen es verzinst and mrftekgezahlt werden soll, erfordert ist, nnd • der 
daa Dariebn Vefapreebende von dem Yerspreohen - ' wegen < Unrichtigkeit 
dieser Versidiennif sarftektreten will. Uebrigens - kann, * wenn nach die 
Klfigeiin diejenige ist, wekhe die Obligationen eist kreiren sollte nnd 
wollte, nnd die Obligationen ninthmaasslieh als skriptnrmlasigen Schold- 
gmnd daa Anlohn bezeichiien, das Wesen des Geschäftes aar in üeber- 
einstimmang mit dem ia Entsch. des B.O.H.G. Bd. 20 S. 248 flg. abge- 
druckten Urtheile in der üeberlaasang von Inhaberpapieren in flöhe einea 
bestimmten Nominalbetrages za einem bestimmten Preise za Eigentham 
geflind^, das Geschäft also nnr anter den Begriif des Kaufes sabsumirt 
werden. Die Anffassiing, als wären die betrelfeaden Papiere in dem Zeit- 
pankte, in dem sie in die Hand des ersten Nehmers gelangen, nur Sebald- 
nrknoden über ein gewährtes Darlehn, widerstreitet dem Wesen der 
Inhaberpapiere und wQrde sich mit der ausgebildeten Technik dos Emis- 
sionageBchäftes, wie dasselbe anch hier gehandhabt worden ist, in Wider^ 
spmeh setzen.** . . i 
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Nr. 146. Cnlseli. des Prems. <^lM»r-yer«ra1t.*G6ri<!hts. 

4. Senat. Vom i:^ Mai / 1891. 
JteohtemitUl in we^E^lixeillelieii stiatsaiheD. ^latändigkeitigMAU tmi 

Nach § 56 Absatz 4 des Znstindigkeitsgesetzes hat der KlAser, weui 
«r nieht etwa die poliMiliehe Anerdnaog aiiabhftagig v<hi der Frage, wer 
wegebaa|)flicbtig isly anficht, zar Abwehr der ihm aagttoapeaeii Wegeban- 
leUtang die Klage anaaer gegeo die WegepoliieibehOrde ^sagleieh' aach 
gegen den Dritten aa richten, den er aas Gründen dea Öffentlichen Beebta 
statt seiner für verpflichtet htlt. Ufiterlgsat er dies, so geht er seines 
Binwaadrst daaa nieht er, sondern ein Anderer Terpflichtet sei, der Be- 
hörde gegenOber lAr den vorliegenden Fall verlnatig, die poIifeiUehe Ver- 
ffigniig wird gegen ihn noanfechtbar, und er kann nicht fordeni, daaa die 
Behörde sich aa einen Andern halte. 

Nach der angexogeaen Gesetzesbestironang i^t die Klage, auch so- 
weit sie dich gegen den angeblich verplichteten Dritten richtet» an dieselbe 
aweiwOehentlicbe Präklusivfrist gebandeo, wtlclie ihr gegenQber der Wege- 
peiiaeibebörde vorgeschrieben ist. Eine Nachfrist gemSas § ft6 AbsatxB 
m. a. 0. lediglich zur ErinittioDg des WegebaapflichtigeQ and znr na^htrag- 
iicbeu Ausdehnung der ursprünglich nur gegen die Wegepolizeibehörde 
gerichteten Klage auf denselben kaoo in Folge eines erst naeh Ablauf der 
zweiwOchentlieheu Klagefriet darauf gerichteten Antragse nicht ertheHt 
werden. 

Nr. 147. EntMb. dei Ober-Lftodeageridili HaMtarf . 

1. Civit.Senat. Vom 16. März 1891. 

[Zt«. d. Ver. dnitteb. BfwBb. V«rw. mi. Nr. 47. 8. 4M.] 

$ 53. Abs. 2 Eisenb. BetriebsReglemtiit. Die Eisenbahn ist zur Nach- 
forderuDg der von ihr irrthümlich zu niedrig berechneten Pracht auch 
dann berechtigt, wenn der Empfänger dnrch die Nachzahlung unverschuldet 

geschädigt werden wärde.^) 

An liitekt K. plli'gte ge\vi,sst' Baumaterialien, vsekhe er von auswärts 
iK'/ug, an den Beklagten, einen 1' uiirniaiin, adressiren zu iasaen, damit 
dieser sie an der Eitenbahn in Kniplang iiehnie und nach der Haustelle 
transportire. Der Beklagte that die», legte die Fracht aus und eriuelt 

*) A. M. K|4er, l>eiits. hcs Fracbiiecht, 2. Aufl. H.l. Ii, S. 423. Vgl. die dort zu- 
lieffend gegeu obige Auiiubuie gclutid g«ui:icLleu Grunde- 
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sl« nit dem Fährlohn von H. eratattet. Nach Veitenf mehrtrer Mimata 
orbob das &iB«il«hnbetriebsaBit eine NachtorderoDg gegen den Beklegioo , 
voll in mehreren FftUeo infolge irrtbamlielier Anwendung elnat imrfciiclgeii 
TftftliMdee die Fraebt in nedriy , berechnet worden sei. 0er Beklagte 
lebete die Neebseblong ab» indem er geltend mecbte: ibm sei der Tarif 
qlrht bekanal gewesen; die nnriebtig» Anwendaug deeaelben bebe die 
Eieenbubaverwaltnng verseboldet; er würde doreb NaehiaUnng der Diffe- 
reoz in einen nnversebnldeten Veilaet geratben, da nein Anftraggeber R. 
inzwiseben ijwoheiit geworden aei nnd daher sein Regress gegen den- 
selben bei der ünanllnglicbkeit der KonkmmtBee erfolglee oder dodi nnr 
von eebr gerinfcm ISrlnlg sein verde, wtiirand er, wenn von vornherein 
der ricbtife Fnchteate erhoben wäre, denselben alabald voi B. ersefcat er* 
halten beben Wirde. Die Klage dea £isenbabn-BelriebeamtB wnrde im 
mUm Rechtsznge «bgttwieBen, im zweiten ihr aber Folge gegeben ane 
fotgenden Gründen: ,»§ Ü3 dea Eisenbahn^BetriebsfeglenMota vom 11. Mai 
1874 trtigt die Uebersebrfft j^Zablnng der Fracht«' nnd enthbü im Abeatz 1 
die Beetimmnnf, daas die Frachtgelder bei der Aufgabe des Gnftea be- 
richtigt oder anf den Empfiinger zur Zahlung angewiesen werden. Wenn 
sieb daran im Absatz ä die Bestimmung anscfaUesst, dass «nnricbtige An- 
Wendlingen dee TanÜi« sowie Fehler bei der Gebäbrenberesbnung weder 
der lusenbabn, noeb dem zur Zablnng Vorpfliebteten znm Nacbtbeil ge* 
releben . aollen*, so ist damit, wie schon vom B.-Ober«Handel08eviebt 
(Bd. JCXl 8. 186; Bd. IX S. 78) bemerkt worden, noch besonden zom 
Attsdmek gebracht, wnt aneh ohnehin Beirbtens eein wftrde. Bei nicht 
fmnkirteii Bendnngeu wird nimlieh das Frachtgut von der Bahnverwaltang 
dem Empfänger gegen Zablnng der im Frachtbrief bereebueten Fracht in 
der Vomnesatinng abgeliefert, dasa die Frachtberechnung dem Reglement 
und den Tarifen, anf Grund welcher regelmfissig die Sendung erCslgt 
(vergl. BQch die Frachtbriefe) entspreche. Ist dies infolge eines bei der 
Frachtberechnung vorgekommenen Irrtbums nicht der Fall, so ist salbet- 
redend dez zn wenig Gezahlte vom Bmpfibiger naehznzahlen, wie das zu 
viel Gezahlte von der Bahnverwaltaog herausznzahlen ist So versteht 
ersiditlicb auch Thul (Handelsrecht Bd. III § 61) diese Bestimmung, 
wenn er sagt: «Unrichtige Berechnungen sollen ausgeglichen werden.'' In 
einfacheter Form hat der im § 53 Abs. 2 ausgesprochene Gedanke seinen 
Anadruck gefunden im § 12 des Berner Entwarfs eines intemationaleu 
Transportrechts and dem entsprechenden Artikel 12 kh». 4 des gegen* 
w&rtig dem BeidiBtage zur Beschlassfassnug vorliegenden internationalen 
Ünbefeinkommena Qber den Eisenbahntrachtverkebr vom 14. Oktober 18')0, 
wo es heisst: „Würde der Tarif unrichtig angewendet oder sind Rech- 
nuQgafehler bei der Festaetzong der Frachtgelder und Geböhren vorge- 
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koflomeD, so ist das zn w^ig Geforderte DaebmahleD und das xo weuig 
Erhobene za Erstatten * — h StrdtfftUeii, welche vor dem Inkrafttreton 
des jetzt geltesdeo, zuerst eine fiestimmoDg wie $ 53 Abs. 2 eathaltendeD 
Beüfebsreglemento vom 11. Ma! 1874 anhängig vrardeDf sind die froheren 
Hamburgiscben Gerlehte Ton der AniTassang ansgegangen, däss die irr- 
thUmliehe Fraehtberechooog als eio Veraehen der Eisenbahnverwaltnog za 
behabdeln sei, welches ihfe Nachforderong ansschliesse, wenn dadnreh der 
Empfibiger unTersehnldeter Weise in Verlust geratbe. Aneb der ange- 
focbtenen, auf Eger (Fracfatreebt' 2. Aafl. Bd. II S. 423} sieh stfitaenden 
Entsefaeidiuig liegt diese Ansiebt zn Omnde. Die Frachtbeiechnong auf 
dem Fraebtbriefe ist aber nnr eine einseitig von der Bahnverwaltang vor- 
genommene FeststeUnng der ihrer Beretrbnnng nach von dem Empfftnger 
nach Maassgabe des allein entscheidenden Yertragsgesetzes,' des Betriebs- 
reglements und der Tarife, zu entricbtenden Fracht, sie ändert darchans 
nichts an dem: Vertragsverhfiltniss, welches sich, soweit die Höhe der zu 
zahlenden Fracht in Frage kommt« ansscbliesslicfa nach dem Betriebs- 
reglement nnd den Tarifen, anf welche die vorschriftsmüssigen Fraehtbrief- 
förmnlare ansdrflckllcfa verweisen, regelt Es würde deshalb, da der Em- 
pfänger die Tarife als Tbeil des gesetzlichen Vertrages kennen muss, der 
Ansrechnnng des Frachtbetrages anf dem Frachtbriefe, wie sie im Ver- 
kehrsinteresse liegt, nicht bedfirfen, am* die tarifmftwige Fracht etiizn- 
fordem; denn diese tarifmfissige Fracht, nicht den anf Gmnd einseitiger 
Berechnung der Babnverwaltnng in den Frachtbrief eingetragenen, mfig> 
licherweise unrichtig berechneten oder ermittelten Betrag schuldet der 
Empfänger. Er erfüllt deshalb, - wenn er ohne eigene Pr&fang*) die im 
Frachtbrief zn niedrig ausgeworfene Fracht berichtigt, seine Verpflichtonif: 
aus Art. 406 des U.-G.-B.'s, gegen Annahme der Güter nach Mauss- 
gabe des Frachtbriefes in dem vorstehend erlänterten Sinne Zahlung 
zn leisten, nicht vollständig nnd bleibt folglich znr Nachzahlung des za 
wenig gezahlten unbedingt verbunden. Diese ausschliessliche Maaasgeblicb- 
keit des Reglements und der Tarife und die entsprechende llnnuiassgeblicb- 
keit der Frachtberechnnngen auf dem Frachtbriefe sowie der darauf ge- 
leisteten oder erhobenen Zahlnngeu für nnd gegen die Eis- tihahnverWÄl- 
tungen ansdrficktich festzustellen, ist als der Zweck des § 53 Abs. 2 an- 
zusehen. — Der Beklagte selbst sieht auch das Verschulden der Bahn- 
verwaltnng, welches sie des Rechts der Nachforderung zu wenig bezahlter 
Fracht verlustig machen soll, nicht sowohl in dem Versehen bei der Au- 
wendung des Tarifs oder bei der Frachtberechnung, als in der verzögerten 
Geltendmachung ihres Anspruchs, wodurch ihm der Rückgriff auf seinen 



*) Zw üieMr Prnfoiif ist d«r Absender in der Regel nicht ins Stande. (Anni. d. IL). 
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Anftraggieber ereehweit, wenn nicht lumflglfoh gewotddo Mi. Daa& ist 
68 aber Dicht dio unrichtige Fnefatbereehmuig, «eldie dem Beklagten zun 
KuditheU gereicht» sondeni die angeblich eclraldvoU verepfitete -Geltend 
naehnng- der Nadifordenuig,' welche doch, da ble der einj&hrigeD ' Yer^ 
jAhmngefrirt der AH. '408 und 886 des H.-G -fi.'8 nicht • ttnteriiegt; be- 
rechtigter Weise bis znm Ablahif - der-' ordeatlichea''''VeijifarnngBfri8t 
(Art* 412> geltend' an maehen wtr. Deeaelbe gilt von den 'Von Eger 
(a.= a. >0. S. 423) aogeflihrten Beispielen« ^ Bftlt man;* wie ee geboten ist, 
daran fest) das« die Höhe des vom Empfänger geeehnldeteii Fruefatbetrages 
dnreh die Tarife, anf Onind welcher die fiendnng erfolgt, gegeben, soinit 
eine nnrichtige Piachtberechnnng im Frachtbrief nnr eine einseitige * un- 
richtige Folgening ans für beide Theile, Bahnverwaltang and EmpfiUiger, 
feststehenden Faktoren ist, sowie dass § 53 nichts weiter bezweckt, als 
beiden Theileo ^r den Fall vnrichtiger Tarjfanweiidnng nnd Fraditberecb- 
nnng ihr Beeht zu wahren, anssehliesslieh nach Uaassgabe der Tarife 
Fracht XU fordern nnd Fracht an zahlen, so erhellt ohne weiteres, dass 
im vorliegenden Falle bei nobeetritten znm Nachtheil, der Bahnverwaltung 
stattgehabter nnriehUger Tarifanwendong ihr Ansprach aof Bi9seitlgnng 
dieses Nachtheiles dnrch Nachzahlnng des zu wenig Gezahlten seitens des 
Empfftngers begründet sein mnss, ohne dass der Beklagte in der Lage 
wftre, ans der bisherigeü Kicbteinhebnng - der schon bei Empfangnahme 
der Gflter gesehnldeten, jedoch 'za wenig gezahlten Fracht der Bahnver- 
waltnng einen Vorwurf zn machen. 



Nr. 148. Bntneli. des BeiMie» BatehngfrlditB. 

6. Givil-Senat. Vom 13. April 1891. 

Verpfliclitüng der im Gewerbebetriebe Beschäftigten, sich der in ihrem 
Besitze befindlichen Schatzmittel zu bedienen. Eigenes Verschulden bei 

Zuwiderhandlungen. 

Es war fest^estelit, dass Kläger selbst eine Sehatzbrillü besass, das* 
er sie noch am Tage des Unfalles aufgehabt, dass ihn aber der Unfall in 
einem Augenblicke betroffen habe, wo er die Brille abgenominrii Auch 
sei diese Brille jede nfall s, niöfi;e sie nun damaU schon ilne jetzige 
Gestalt und Beschaffenheit gehabt haben oder nicht, geeignet gewesen, 
den Unfftll zu verhüten, wenn Kläger sie im kritischen Aageobiicke auf- 
gehallt hätte, und dann wäre der Unfall nicht geschehen. Habe 
sich hiernach Kläger im Besitze eines t,^ n tilgenden Schutzmittels befunden, 
so könne es nicht mehr daraul aiikonimeu, dass er ilie Brille sich selbst 
beschafft, und ob beklagter Arbeitgeber, ein Graveur, davQn 
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KttDütiiUs g^bubt, dm Ktttgor ein« SehntibriUe hewit. Beide Um« 
stftnde hfttteQ auf den Hencaiig keinen Sioflosa gehfiht. Nicht auf die 
etweigö VeiuMhJiieigwg der dem Beklagten ane 6.0« $ 120 obUogmden 
Verpflichtung, eondern anf das eigene Vereehen den Kligert aei 
der Unfail »nrOekzofahreo. Ebeoao »ei nnerheblich, ob Beklagter 
unteriaaien, eelnen Arbeitern die Benataimg der Brillen ati*8 Hen m 
legw, da El&ger ui<-iit als Lehrling, sondern als (leaelle bei Beklagtem in 
Arbeit getreten, aick dea SobatSDiUeia aelbat dfters bedient und 
«lie Gefahr gekannt, es dem Klüger gegenüber daher einer Erinahaong 
nicht mehr bedurft h«be. J>ie Klage eaf KntaekAdigoog war abgewieapn; 
Revision aarOekgewieaen. 



Nr. 149. fintgeh. des Bevtaelieii Relclisgerlelits. 

2. Civil-Senat Vom n. April 1891. 

[Boll*. Pnxfi IM. 13. 8. IM. Nr. SS« n. 8. tfft. Nr. SSI] 

Verfall der Konventionalstrafe für verzögerte Kiesliefeningen. Schadens- 
nacliweis ist mckt erforderlich. Auch eine Bereiclieruiig ist durch das 

Gesetz nicht ausgeschlossen. 

V. hatte die Lieferung von 140 000 cbm Rbeiukies m die Bahnver- 
waltung; in der Zeit vom 15. Mftrz bis 1. November 1888 fibemommen 
lind sich verpflichtet, für jede Woche des Verzugs 300 M. Konventional- 
strafe zu zahlen. Dem B. vcrpHichtctc «sich D. und L. vom 15. Mär/, 
bis in. April, an jedem Arbeitsta^'C bQi). und von da l)is zur lieL'ndigung 
dir Liefenin!,' an jedem Arbeitstage JOOO cbm Hheinkies /u liefern, im 
Falle der Nielitüeferuijg aber für je 100 fehlend«' Kubikmeter 25 M. Knt- 
sehririii;nng zu zaiilen. D. n. L. übertrugen die Lieferung der 140 000 cbm 
Hbeiiikies an P. und H. mit demselben .Slrafscding, wie sie eingegangen 
waren. Ihre Lieferungen begannen um G. April und wurden am 15. De- 
zember beendigt. Gegen die Klage von P. und R. auf den Restpreis 
wollten 1). und L, 4000 M. Konventionalbtr.ife autieehnen. Die Einrede 
war nicht um deswillen abzuweisen, weil V. keine Koinentionttlatrafe an 
die Babnverwaltunp: zu zahlen gehabt habe. Wenn das Berufnngsurthdil 
an-fiihrt, es kOnne nicht anffennmmeii werden, (iu^^ die .Stipulutionen den 
Zweck verfolgt hätten, den Hauptunternehiner auf Kobten seiner Lieferantt-n 
be/w de« letzten Unternehmers zu bereichern, so wird hierdurch dai? 
Bedenken erreL^t. «>l> der Berufungsrichter von einer zutreffenden Auf- 
fassung des J^trafgedings, inshcirondero des Code 12'2fi — 1230 ausgegangen 
sei. Der Zwerk de.s Strafgedings geilt niebt nur dahin, den Schuldner 
zur Erfüllung anzuhalten, sondern dasselbe soll auch dem (^laubiger seinen 
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SdhftfleDMinBpnidi erielehtern und afekeratttUfHi. Der GlAubiger ist darcii 
das 8tnil|g:ediDg der Verpflichtung eotbobeii, d«i Blutriit einet Schadet) s 
zu beweieen. Weao wie im forHegmden Falle die Straft fir die melit 
raebtzMtige Liefemng veieprodiea wnrde, eo ki dieaelbe whoo dnreh den 
Verzug verwirkt, nnd dieser itt unter Beweis KerteUt.. Sin« Sereiebe- 
rnng kann in Folge des Btrafgediogi eintreten; eine eoleiie. ist ai)«r, ine- 
bieiondere ioi Falle der Strafverwirknng öorch Verang, dnrcli das Gesetz 
nicht ausgeecbloaaeD. Uebrigens würde V. nach seiner AufsteUnng aooli 
die Strafe an die Balinverwaltiuig verwirkt haben. Wenn die Bahnver» 
waltang dem V. gegeaftber von der Einforderong Abstand nahm, so folgt 
darans nieht, dass die KUger- aaeb den Beklagken gegenilber befreit 
Warden. 

In dem BerafungBartheile ist femer flberaehen, dass der Haaptuoter- 
nehmer, obgleieh er der Bahoverwaltong eine Vertngsetrafe m leleteii 
nieht angehalten wnrde, einen Schaden wirklieh eiiilten zo haben be- 
hauptet Wie er unter Beweis gestellt hat, sind die Kiiger mit ihren 
Lleferaugen hftnflg im ROekstande geblieben, und das tAgliehe Binbanen 
ist dadoreh verhindeit worden; in der spiteren Zeit haben sieh die Lie» 
,fBningen derart gedrftngt« dass ein Tbeil der Arbeiten bie zum - Frtthjehre 
▼ersehoben werden musste. Sind diese Behauptungen richtig, so war V. 
duveh die S&amniss der KlAger gezwungen, die Beendigong seiner 
Leistungen zu verschieben und seine Arbeiter, Arbeitsgerftthe, Loko* 
metive und Sehienenanlage Iftnger als nOthig beizubehalten, ein Nach- 
thell wfirde also, auch abgesehen von der Konventionalstrafe, herbeigeftthrt 
worden sein. 



Kr. IM. Entaeh. des neutselien Beickaguriehts. 

a. CiviUScuat. Vom i^^--^^ IÖS)1. 

Verfall der einer Stadtgemeinde von einer Strassenbahngesellschaft ge- 
stellten Kaution wegeu yertragswldriger Einstellung des Betriebs. 

i>er StrasBeiibuiinaktiengesellscbaft war die Beimtzong dm öiTentlicbea 
Strassen- uud Ptatzareals der Stadt zum Betrieb einer Pferdebahn zam 
Persooen- und Gütertransport für 45 .Jahre von der Stadt Hagen uber- 
lassen. Die Gesellschaft hat die Pflicht fibernomraen, u. A. die Pferde- 
bahn in Betrieb zu führen, die Gelcisanlageu, den Strassenkörper und das 
Strasscnpflastcr im Stand zn erlialten. Falls die Untertielinicr dirsc V»t- 
pflichtaogen der Krhaltnn^ nicht erfiillen, soUon die städtischen Behörden 
berechtigt sein, die erforderlichen Arbeiten aal Kosten der LiDteroehmer 
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aaafftbreD zu laineii; Die UBterDehibeir haben; als Kantioii Ar pltaiktliohe 
Erifillang der 8äiuitiilicheii>io- dem Vertrage- gegen' die Stadt flbemoin- 
m^nen Verpflicbtnngen eine haare Samme von 1S200 Hk. bei der Städt- 
kaaae hinterlegt: Nadi $ 18 des Vertrages ist die Stadt berechtigt^ ans 
dieser Kantion' die' von - der -üntemehineria' zn entrichtenden Stenern, Ab-* 
gaben and eönslig^ UnkostaBi namentlidf andi fiHrdie eigene Anelfihniiig 
der nach dem Vertrage von der Dntftmehmerin QbeFnommenen Arbeiten 
zn - decken. N(Bch> dem VertragiB ' erliacht die' Konaettion nebet allen 
Rechten der UnteroÄhmdrin.aoB dem Vertrage nnd die gesammten Geteia- 
anlagen lallen ebeneo 'iiie-:die' Kaution der- Stadt Hagen ohne Bntaebftdi* 
gang ÜB 'Elgeiitham zn» wenn - der Betrieb der' Pferdebahn aooh nur aal 
einer Linie dem Vertrage zuwider ganz oder theilweiee eingestellt oder 
boaehrlnkt irird. Alif . Besehlaas der Generalversammlnng derj Aktien- 
geoeüsichaft vom 27. Juli 1889 wurde. der'Personenbatrieb auf allen 
lialen.Am 28. Juli Abends eingestellt, hat auch am 29. Juli Vormittags 
ni^l stattgefundeu, vielmehr ist an diesem Tage Vormittages der Stadt 
vom Vorstande der Aktien^^esellsebart schriftlich angezeigt^ daaa der Per- 
Bonenbetrieb' in Folge :BescliIasse8 der Generalversammlung eingeetellt seL 
Hierauf ist an demselben Ta^e der Eonkurs über das Vermögen der 
Aktiengesellschaft eröflfnet. Auf die Anzeige des Verwalters des Kon- 
knrses am Mittag .desselben Tages, der Betrieb werde sofort wieder auf- 
genommen werden, ist die Wiederaufnahme zuerst untersagt, um 30. Juli 
aber. dam. Verwalter unter Vorbehalt alier der Stadt aus der Betriebeeii^ 
Stellung erworbenen Rechte widerruflich gestattet. Die Kantion war ver- 
fallen, mag man die Vertragsbestimmung als kassatorische Klausel oder 
il- Konventionalstrafe auffassen. A.L.R. I, 20, § 33 trifft nicht zu, weil 
der Verfall der Kaution nicht „bei ausbleibender Zahlung** bedungen ist. 
Denn die Aktiengesellschaft hatte den Willen bekundet, den Betrieb nicht 
blos zu uiiterbrecht'ü, sondern dauernd einzustellen. Ob der Beschluss 
der Generah ersammlang ungültig war, weil er ohne vorgüngige Mitthei- 
lung des Gegenstandes der Tagesordnung und unter Stimmabgabe von 
niehtstimmberei-htigten Personen gefasst sei, nuerhcblich Denn die Be- 
triebseinstellung ist durch den Vorstand erl'olgt. Es kann nur in Frage 
kommen, ob der Aktiengesellschaft deshalb Hechte gegen die Personen der 
Vorstandsmitglieder zustehen. ' 

• t, 

j » . t > 
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Nr. J&l. Jßatfldi. des l^eutocheB Belchagerichto. 

6. Givil-Senat. Vom 37. April 1891. 

§ 1 des ■R.eichsliaft.pflicM.gesetzes findet auf durcli die regelmässige Be- 
rnfothätig^eit kerbeigetüiirte Erkrankungen ohne Dazv. isclientretea eines 
ausserordentlichen Betriebsereignisses keine Anwendung. 

• Untentelli man die Richtigkeit der Sacbdaietelliii^ der Elftger, so 
wiie allerdings anziuiebiiieii, dass der vetatorbene Lokomotivbeizer B. sich 
am 10. April 1886 durch angestreogte Berofathitigkeit im Eisenbahndienste 
eine Lungeukrankheit zugezogeii, dass dieee Kranlsbeit, veil B. am 11. 
April nm der Arbeit nidbt befreit, vielmehr noch zur weiteren Dienet* 
leisUmg in der Nacht vom 11. zum 12. April herangezogen wurde, «ieh 
erhebUeh veracblimmert hat, und dass in Folge dessen B. am 12. Januar 
1888 gestorben ist Dies genügt aber zur Anwendung des § 1 des Haft- 
pflichtgesetzes keineswegs. JOenn dieser Paragrapb setzt einen bei dem 
Betriebe einer Eisenbahn eingetretenen Unfall voraus, und dar- 
unter ist, wie unter Hinweis auf den Wortlaut und den Grund des Ge- 
setzes vom Reichsgerieht wiederholt dargelegt worden, ein ungewöhnliches 
Ereigniss zu verstehen, welches mit deu besonderen, dem Eisenbahn* 
betriebe eigenthümliclien Gefahren in mittelbarem oder unmittelbarem Zu- 
sammenhaiisc steht. (Vgl. E. 1, S. 52; 3, S. 20; 17, S. 77; Bolze, 
Praxis, Bd. V, Nr. 357.) Dass ein derartiger Onfall nicht vorliegt, wenn 
B. bei der regelmässigen Verrichtung des von ihm fibemommenen Dienstes 
ohne das Dazwischentreten eines ansserordentlichen Betriebseretgnisses 
den Grand zu seiner Krankheit und zn dere n Verschlimmerung gelegt 
hat, ist von den Vorinstanzen mit zutreibender Hotivirung ausgeführt 
worden. (Vgl. auch £ger, ^aftpflichtgesetz, 3. Auflage. S. 67.) 

Im vorstehenden Fall nahm das Reichsgericht abweichend vom Be- 
rufungsgericht an, dass ein den Eisenbahnfiskus verpflichtendes Ver- 
schulden des Werkstättenvorstehers M., welches den Fiskus aus dem An- 
^tellnngsvertrage zum Schadensersätze verpflichtet hätte, nicht vorlag. Als 
M. durch den Heizschuppen ging, meldete sich der B. am 11. April fröh 
gegen 8V2 krank, ohne anzugeben, woran er litte und ohne die Anfälle 
vom Tage vorher zu erwähnen. M. sagte ihm: warum er sich nicht frfiber 
gemeidet habe; es würde schwer fallen, eine Yertretuu£c zu bekommen, 
weil ea der erste schöne Tiv^ im Jahre sei, und die Leute wahrscheinlich 
alle ausgeflogen sein würden. Ob er denn nicht noch den Nachtdienst 
thun könne? B. erklärte sich dazu bereit Eine Verweigerung der Ver- 
tretung ist nicht zum Ausdruck gekommen. Allerdings hat der Dienst- 
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herr auf Erkrankungen fler von ilim besobiirtigten Penionen sorgftltig za 
achten, und er darf sie nii;ht zu Dienstleistungen heranziehen, wenn die- 
selben mit weiteren fiefiibreri fSr ihre Gesundheit verknflpft sind. Auch, 
wenn der Dienstherr die Erkrankung zu erkennen nicht im Stande ist, 
würde er sich unter Umstftqden verantwortlich machen, falls er einen 
Dienstpflichtigen, welcher sicli für krank und dienstunfähig erklArt and 
seine Entbindnng von der Dienstteistong verlsngt hat, durch Missbraach 
seines Ansehens, durch Gewalt oder Drohungen m Foitsetzang der Arbeit 
bestimmett wollte! Allein B. hat sich lor Leistung dos Naehtdienstes aus 
Dreien ßtilcken bereit erklftrt. Die Festatellungen ergeben keinen Anhalt 
dafftr, dass M. die Oeeandheitsgefilbrllohkeit des Naehtdienstes erfcaDst 
bat oder hatte erkennen müssen. Und eine VerpHichtnng des ü, den B. 
anf seine Krankmeldung sofort behufs seiner ünteraoebung zum Uabmungt 
zu 'schicken, Iftsst sirh wader aus dem privatreohtiichen Dienatvarlng« 
noch aus den für das Beamtenverhältniss maasgebenden OfTentlidi-recht- 
liehen Grundsätzen herleiten. Nach } 12 der Bestimmungen fKr dia 
Beamten im EiHenbahodienst hat der erkrankte Eisenbahnbeamte seinem 
VorgeHPtzten sehrirtlicfae Anzoi^e /u machen und die Krankheit nachznweiean 
oder die Untersuchung durch den Bahoarzt naebzusucben. 



Nr. 152. Knt>ieh. des Dentschen Keichsgerichtjs. 
4. Civil-Seiiat. Vom aO, April 1891. 

Ist in einem AnstelluigsTertrage der Yorbehalt der KUEdigung nnelnge* 
sehrinkt erfolgt, so dauert das EflndignngsreolLt aucli dann noeli fiort, 
wenn bei dem Angestellten die YorauBsetKuiigeii für die Pensloidmiig be- 
reits vorliegen und ist mithin die vorgesetzte Behörde befiigt, denseAen 
aueli ohne Biseiplinarverliihren ans seiner Stellnng sn entfernen. 

Dpi* Vorbehalt dvr Krmdi^unii ist in «letii mit deui Kliii^er iiesrhlos- 
seuen Anstelluagsvertrage olim* allo Kinsrhrunkuiig »'rfolgt; dor Berutiiugs- 
richter s»'ht darum nirbt f^hl, w«uu er annimmt, dass das KüiuHgongs- 
rec-bt aui h dann luicb fortdauerte, als bei dem K!ät,'er di*> Voiaussetznnpren 
für die PensKuiiiuim ht-riMts vorlagen, und «lass (k-shallj die vorgesetzte 
Behörde nicht Ix liiml« rt wur. au h ohne Dis« iplinarverfahren den Kläger 
aas seiner Stellung /u enlferncu Ob dan iindfrs liefen wurde, wenn die 
Dienstbehörde das Kündiieuuffsrecbt niisibraucht hatte, um den Anspruch 
auf Pension geflissentli«ii ah/nsclmeiden, konnU dahingestellt bit iben. 
iJeiiii die Dienstbehörde war nirbt der An&icht, dass der Beamte bereits 
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«inen AoBpracli auf Pensionitung erworben hatte, vieloiebr nmgekelirt 
der Mehmiti, dof«6kbe eel dienfitfthig und ainrnKre nor seine augeblichen 
Leiden. 



Kr. .158. EüiuHk. det DMtiidieii Keiehflg^riflhto. 

ü. Clvil-Seuat Vom 5. Mai 1891. 

YorauaseUunj^ea der Banpittzqualitat 8 10 Preuss. Eateign. Qm. 

V. 11. Jani 1874. 

Die UiuauBschiebnng der Stadtmavallnog hatte m gesetzlichen Fois^c, 
da^ die Hayoubeschriinkaiigen uufhöreii muii:}tün, uml sohoD hierdnrch 
worden die Grundstöcke, welche bisher nur als Gartenland benutzt werden 
konnten, im VVerthe erhöht. In dem Zeitpunkte der iStadterweiteruug 
bestand /.war das während der Rayonbes^hränkun^cn errichtete Ortsstatat 
über die Kluchtlinien, aber es stand keineswegs fest, welche iu dem neuen 
Stadttbeile liegenden Grundstücke für die Anlage von Strassen in An- 
sprach genommen würden. Der Flnchtlinienplan, nach welchem der ent- 
eignete Theil des Gmndstäckes zur Strasse bestimmt war, ist erst am 
24. Kebraar 188(5 festifcstellt worden, «iid erst mit dessen Ofteniegang 
trat nach ^ 11 des (Tesetzes vom 2. Juli 187ö din Hoschränkuug (le.< 
rjrundeigeiithümers endfjfültig ein. Der Ijerotungsrichtt^r M istösst daher 
nicht gege!) (!a^ (leset/, wenn » r annimmt, dass die zur iStra.s.senanlage 
enteignete Flache zur Zeit der Oft'enlegung des Phin<'s n^inhmd ijf^wesen 
8«i, nud <lie durch den Plan eingetretene H'^stiiniiiuug dys bütrotieaden 
Theilos des Grundstückes, zur Strasse ge/o-en zu. werden, woranl' die Be- 
buuuitt^ ausgeschlossen war, bei *\*^r Seiiaf /.ii iig des zufolge Knteignuugs- 
hei^viilusses vorn '2. Juli 1888 < iitt iiiiirü n drundstückes als werthvermin- 
dernd nicht berucksiciitigt werden durtc iias Berufungsgericht hatte 
bereits in dieser Beziehung ausgetVihri : W w nach 10 des Enteignungs- 
gesetzes \om 11. Jani 1.S74 eino VVertiieiholiung, welclie das abzutretende 
Grundstück erst in Folge der neuen Anlage erfahre, nicht iu Anschla?; zu 
bringen sei, so müsse auch eine Werthvermiuderung, welche erst durch 
das Unternehmen hervorgerufen ucrde, au;>ser Betracht bleiben. 

Ohne Rechts irrtbum wird angenommen, dass die La^e der Grund- 
stücke an der neuen Strasse den Werth derselben beeinllusste, weil es 
sich nicht um eine in der Zukunft liegende Ungewisse Erwartung der 
bebauuiigstahigkeit handelt, sondern diese Erwartimg durch die That- 
sacben bereits vor der Enteigimng eine feste Gestalt angenommen hatte 
und sich in der Folge als eine wohlbegründete erwies. Zur Zeit der Ab- 
tretung war die Strasse ausgebaut und dem Verkehre übergeben, die 
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Militärverwaltung hatte bereits mehrere GebRade an der oeuen Strasse 
errichtet, nnd seither sind mehrere Privatbauten an derselben entstanden. 
Der Umstand, das«? die Grundstücke nicht sofurt bebauungsfähig waren, 
dass die Bauerlaubnis« versaift oder an Iflstiso Bedingungen geknüpft 
werden konnte, ist von dem Berufan^sricliter dahin richtig beurtheilt, dass 
für die Eiarensebaft von Bauland niclit die MdiiHehkeit der sofortigen Be- 
bauung entscheidend sei, sondern die anf Grund der besondt rtMi ru tlit lien 
üud sonstigen Verhältnisse über die demnäclistige VerwerthbarkeiL zu Bau- 
zwecken sich bildende Meinung des betheiligteu Publikums, sofern diese 
nur mit Hücksieht auf die begröndete Aussicht alsbaldiger Bebauimgsmög- 
lichkeit eine feste Gestalt angenommen habe and den gegeuwartigen Kauf- 
wertb beeinflusse. 

Nr. 154. Eotseh. des Prems. Olier-Tsnrall-Cieiiflhts: 

4. Senat. Vom 12. Mal 1891. 

pEolMh. d. 0.7.a M. SL 8. Ml] 

Ipansprnduiftlime m WsgetheUsn Ar d^n {SffenfiUsli^ Vorksbr, wenn es 
sieh niD (Hianss^n lumdolt Znstlnd.Ges. 1. Aug. 18S8 § 50. 

Während dem ReKierungspräsidenteu die BefuE;niss zu solchen Au- 
orii[iun«^en, welrhen den Bau und die ünterhallung der Chauseen anlangen, 
atissehliesslich zusteht, unterliegen AnorUiiuiigen, die nirbt die Chanssee- 
Baupolizei, sondern nur den polizeilichen Schutz der Chaussee gegen 
Eingriflfe Dritter in Hinsicht des öffentlichen Verkehrs betreffen, der Zu- 
ständigkeit des Landraths. In diesem Sinne steht die Inanspruchnahme 
von Wegetheilen für den öffentlichen Verkehr, sobald es sich um Chausseen 
handelt, den Landrathen zu. Gegen die betreffenden Verfii gut igen des 
Landraths findet das Einsprm'hsverfahren gemäss § 56 des Zuständigkeits- 
gesetzes statt, nicht aber die Beschwerde nach § 127 ff. des Landesver- 
waltuugsgesetzes. ' - ' 



^r. 155. Entsch. des Deutschen KelehsiBreriehto. 

3. Civil-Scnat. Vom 12. Mai 1891. 

(Bolze, l'rtxi» Bd. VI. S. 131. Nr. 2S0.] 

YenuiglftQkiiBc; beim Bau. Schadeiisaiisprnoh bei konknniiendem Ver- 

schulden nach gemeinem £eeht 

. H. ist bei eioero Bau veronglilekt niiter Konknrrenz s^ner eigeneD 
FahrUtosigfceit ond der Fabrlissigkeit der Baolelter. Bas fientfiiagsgeriebt 
hat aägeQominen, das VerBcholdeD der Letsteren, für weldies der Bau* 
Unternehmer hafte, sei das grossere, nnd deshalb den Bannutemehiner den 
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Hinterbliebenen verartheilt. Aafgehoben, abgewiesen. £in derartiges Ab- 
wegen bei konknrrirendem Verscbnlden ist dem gemeinen Rechte nicht 
bekannt. Das Veni'jiiilden der Bsnleiter wftre.ohne eigenes Verecbnlden 
des Vemnflclüetiten nnsch&diich gewesen. 



Nr. 156. Benehl. den INmtoeheir Bnlelngwlclit«. 

3. Civil-Senat. Vom 32. Hai 1S91. ' 

[Ztf. & Ter. daalNh. Btowb. V«nr. IBM. Nr. IS. 8. IBS.] 

Anvgniben, Mehe der Kläger V«r dem Piomsb nr Ermittelmig seiner An- 
sprSslie nnfj^ewandt liat, gehSiek nioht in den Proiesskoften; dagegen 
sind Kosten flir SitiiitionsiiMae Pro^ 

Mit Kecht hat das , Beschwerdegericht die Kosten für die von dein 
Kläger vor der Klageerhebnng veranstaltete nnd der Klageschrift ange- 
schlossene Taxe gestriehen. Die ivot^tf n, welche der Kläger vor der Klage- 
erhebnng znr Erpiiitelaüg und Begründung der von ihm za verfolgenden 
Ansprüche anfwendet, gehören fiberlmupt nicht zn den dnrch den Reclitt«- 
streit veranlassten Kosten, zu deren Tragung der untcrlif^eiMle Theil 
schon auf (xraud der Thatsuche des Ohsieges der anderen Parit^i ver- 
pflichtet ist. 

Dagegen knun die Eigenschaft von Rechtsstreitkost m aiclit den Kosten 
für Situationspläne abgesprochen werden, welche das Streitobjekt, bei 
EntschädigUDgsklagcn die in Betracht kommenden örtlichen Verhältnisse 
veranschanlichen. Sie sind auch erstattungtslUhig, wenn sie geeignet 
waren, die richterliche Prüfung zu erleichtern and die Verhandlung zn 
verein&cheu. .. • 

• * ■ - ^ -i- ■ 

Nr. Entscli. des Prenss. 0ber-yerwalt.4lericht8. 
' f Sennt. Vom 26. Mai 18Ö1. ' 

* ' ' [Pr«iiM. ElMpb.ATC]L.1883. 8. liDl«.] 

\ Zwnngsmittel in ^egebaasaolien.. Landesrönraltnngsgsseti : 

30. JnU. 1883 § 132, . 

Dor. $ 182 des I^andesverwaltangsgesetzes . stellt als Regel anf, dsss 
die .Mftsde,' sofen es thnnliob' ist, die zu erzwingende flsndinng durch 
eitfen ' Dritten ansflihren lassen nnd nnr dann rar Androhung von Oeld- 
bnssen Msbreiten soll, .wenn. die Handlung nieht durah Dritte geleistet 
werden kann. Die Androhung einer Geldbnsse ist dsher ein der B«gel 
naih . beim Wsgebnn . nozulSssigeB; polizeitiches Zwangsmittel. . 
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Kr. 158. €a<<«b. dM Dentaehen RelehigeHehls. 

*2. Civil-Senat. Vom 29. Mai 1891. 

CBolw. Prula Bd. t& 9. 900. Nr. JffS. 679i 8. m. Nr. rieOLj 

Wirkung des § 9 des Preoss. EateigitGeB. t. 11. Juni 1874 im Nie der 
DrlngUclikeit (§ 34 1. c). , — Die nadifheiligen Folgen der Bahnsnlage 
selbst mflisen flr die Fnge der Anwendbaüieit des § 9 ansser Betraolit 
bleiben. Verbftltnlss des § 9 snm § 8 Abs. 9. 

Die l\efjieiung hatte ausgesprochen, daiss der Eiscnhahiiliäkus das ge- 
^aromte Areal des Marienhospitals zu Köln zu öberneiiintju l<abe — § {> 
des Enteii;miiigsgesetzes vorn vom 11. Juni 1S74 — , znclt'irh war die 
Dringlic hkeit aus'^esprofhen — § 34. — Umichtig, dass duniii der Eiseii- 
bahnfiskus detiniLiv gebnnden sei, weil da« Eigenthnm auf Fiskus über- 
gegangen sei — § 44. — AVeun die Kevitjioo sich hier auf die Vor- 
sehrifteu der vj§ 82 und 44 b c:. cit. b«ruft, so ist dabei übersehen, dass 
die erstgenannte liest immun;;, aa welche sich der § 44 <'it. knOpft, den 
regelmässigen Fall vor Augen hat nud voraussetzt, dass (la^* ganze Ver- 
fahren einschliesslich des dnrch § ;-JÜ 1. fit. eröffneten Recht«weges er- 
ledigt ist, während io den Ausnahniefallen des § 84 L (it. — und vou 
einem solchen iiaudelt es sich hier — die Enteisenung vor Erledi- 
gung des Rechtbweges ausgesprochen werden »oll, und erst in Ver- 
folg des letzteren die Entschädignngsfragc nnd mit dieser der in da.s 
Gebiet derselben gehörige iStreit Aber die Äuweudang des § 9 cit vor dem 
ordentlicbeti Richter Ihre EntecheidQng findet 

Bei Anweodaug des § 9 BnteigiraDgsgesetxes komiit nnr in Frage, 
ob durch die in Folge der Abtretung herbeigefUhrte Verkleinerung oder 
Zerstückelung die verminderte Bnucbbarkeit des Restgrandbesitses ver- 
ursacht sei. Das lag nicht vor, die aaobtbeiligen Folgen der Bahnaiiliige 
selbst roOssen ffir die Frage der Anwendbarkeit des § 9 ausser Betracht 
bleiben. Wenn das' Oberlandesgericht bei Prfifung der von ihm verneinten 
Fn^e anfuhrt, dass das Hospital in den letzten Jahren dnrch Abbrach 
zahlreicher ebenfalls zu Bisenbahnzweeken enteigneter H&nser anfge- 
seblossen, und dass das Besitzthnm, namentlich der Bofranm durch Itieder* 
legnng der Kachbarfaftaser der Sonnenwarroe eneblossen sei« ao becieheo 
sieh diese Folgen nicht anf das gegenwärtige EnteignungaverfUimo. 
deshalb ist die Bttge, dass das Oberlandesgeriobt solche Yortbeile, wekfae 
durch die neue Bshnanlage entstanden, zur Vemeinong der Anwandbnr> 
kett des § 9 verwende, nosntreffend. 

Antrüge nur Anwendung des § S des £ntdgnuagsgeseties waren sieht 
gestellt; es ist nicht richtig, dass in der Geltendmachong des Rechts ans 
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§ 9 leg. cit. als des iiiajos auch das VeiiaDgen einer Entschädigung nach 
§ 8, Abs. 2 cit. al^ de^ minns eutbalten sei. Beide Ansprüche sind nach 
G^eoetaod wie Begrüudang wesentlich verschieden. 

Hr. 159. Entseh. des Deatsehen Reiehsgertehts. 

2. Civil-Senat. Vom 5. Jnni 181)1. 

Uuterlassoiig der Zuführung von Abwässern. Sdiadensersatzklage. Signe 
apparent de servitude (oode Art 694). 

Die KöDigliche EisenbfihiiTerwaltiing hatte aoter einein von dem 
EisenbahnfiBkns demoftcbet verkaniten Grondstfick entlang eisen Kanal 
geffilirt, welcher Abwftsser von anderen Grnndstfleken der Eisenbahn nach 
der Wupper leitet. Das Oberlandesgericht hat festgestellt, dass der Ein- 
steigeschacht bei der Zeichnung sich anf dem kiftgerischen Grund- 
stöcke gelbst betindet, dass diese Schachtaniage, wenn auch die Schacht* 
dfihimg znr Zeit des Verkaufs mit Brettern mehr oder weniger bedeckt 
gewesen sdn mi^ge, doch erkennbar gewesen und von mehreren Zeugen 
auch gesehen worden sei. Bei dieser Feststellung stand rechtlieh kein 
Hinderniss im Wege, dass das Oberlandesgericht in diesem Einsteige- 
schachte in Verbindung mit der ganzen Anlage das vom Code 694 ver- 
langte signe apparent de aervitnde erblickte. Hieniaoli kann unerörtert 
bleiben, ob es statthaft gewesen wäre, in thatsflcblichcr Würdigung das 
signe apparent auch lediglich in solchen Anlagen zu finden, welche sich 
ansserhalb des angeblich dienenden Grundstückes befinden. 

Im vorstehenden Falle wurde die Klage des Käufets gegen Fiskus 
auf Unterlassung der Zuführung von Abwassern und Gestattung der Ver- 
raanernng des Kanals abgewiesen. Es wird mit Unrecht eine Rüge daraus 
hergeleitet, dass das Oberlandesgericht die Berechtigung der Stadt Elber- 
feld an der Kanalleitung und die zum Bewoiso erbotone Behauptung, dass 
diese Leitung seitens der Stadt mit liücksi« ht auf die /.wischen den Grund- 
stücken der Parteien helindliche ofTentliehe Strasse nur hittweise gestattet 
worden sei, nicht genügend heriieksiehtlKt habe. E.i handelt sich im vor- 
liegenden Streite ledigli<'h um die Privatrechte der beiden Parteien be- 
zuglich des fraglichen Kanals, und die etwaigen Reehte der Stadt Klber- 
feld bleiben unberührt. Sollte dit^ letztere l)efuct «^eiu, die Erlaubniss, die 
Kanalleitung unter der öiVeDtlicheu J^trasse durchzuführen, zurückzuziehen 
und damit den ganzen Wasseriauf zu inhibiren, bo die« doch zur Zeit 
nicht geschehen, und jedenfalls erwächst dadurch den Klägern kein Recht, 
dem Beklagten die Fortbenutznng der VVasserleitnng zu untersagen. 
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Nr- 160. Kutsch, des Deutschen Ueiehggerichts. 
3. Civil-Senat. Vom 9. Juni 1891. 

[BoUe, Pnul» Bd. 12 S. 25 Nr 40 1 

6T0iiscn des erlaabten BenutzniigBreGlits des Eigenthnms. Au^g^nbiugen, 
welehe den Wasserlauf d«8 Naohbarn beeintraohtigdu. 

Fisknfi hat in einer EotfemDUg von 7 V2 bezw. 4 V2 Meter von dem 
Ralkofen des ElSgera bis zn einer Tiefe von nngefElhr 6 Meter aasgraben 
lassen. Der Bemfnogsriehter hat angenommen, dass eine Aosgrabnng bie» 
zu einer Tiefe von 6 Meter, wie sie bei Brunnen nnd nnter Dmatftnden 
auch bei Kellern Iceinesvregs als abnorm betraehtet werden könne, aach 
im konkreten Falle die erlanbten Grenzen des Benntznngereebts des Eigen- 
thnms nicht Qberachreite, weshalb der Beklagte nicht habe verantwortlich 
werden kdnnen, wenn in Folge einer — nicht einmal als nothwendig vor* 
ansznsehenden — Yerftndemng des nnterirdisehen Wassorlanfs dem kläge- 
rischen Gmndstflck und dem anf demselben befindlichen Kalkofen ein 
grosseres Maass von Feuchtigkeit zugefQhrt worden sei. Diese Erwft- 
gnngen können als reehtsirrthftmlich nicht bezeichnet werden. Seit Er- 
richtung der Fnndamentpfeiler ist die Feuchtigkeit verschwunden. Die 
Klage anf Schadensersatz ist abgewiesen. 



Nr. 161. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

3. Straf-Senat. Vom 11. Juni 18^1. 

[Jurist, mm. 8 m Z»«- d Ver. dealsch. Liscnb Verw. 1S<>2. Nr. 4.V 8. 47S.1 

Bahnpolizeiliches Verbot der Mitnahme feuergefährlicher Stoffe in Personen- 

wagen. 

„Darch § 2 de^ Eiseiihulm-Poiizcireglements vom 80. November 
1885 ist (las Verbot des Eisenbahn-Betriebsregtements, „feuergeAhrliche" 
und alle „leicht entzündbaren" Stoffe in Personenwagen mitzunehmen, zu 
einem Theil der die Sicherheit des Verkehrs regelnden, eigentlich poli* 
z ei liehen und daher Öffentlich rechtlichen Normen erhoben worden nnd 
in diesem Znsammen hange fällt § 62 des Eisenbahn- Polizeireglements mit 
anter die vom § 9 Abs. 2 des Sprengstoffgesetzes vom 9. Juni 1884 vor- 
ausgesetzten polizeilichen Bestimmungen.** 
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Nr. 102. Kntseh. des Deutschen Keichsj;ericht8. 

1. Civii-Sunat. Vom 15. .Juni 18!)1. 

[KnUeb. d. Ueicbsger. i. CivlLo. lid. 26. Nr. 50. 8. 

Unter welchen ÜmBtänden kann ein Arbeiteransstand als ein Znfall an- 
geselieii werden, doroli welchen die ünmögliohkeit entsteht, einen ge- 

sehloesenen Vertrag zu erfüllen? 

Der Beklagte hatte für das Jahr 1889 die Lieferong des gesammten 
Bedarfs der Klägerin in 1' gewaschenen SehmelzkokB der Zeche „Dannen- 
bäum* in Bochnm fthemommen nnd im Mai 1889 mit Rficksicht anf den 
im xhejniseh-westph&lischen Kohlenrevier aasgebrochenen Arlieiteransstand 
die übemommeDen Lieüeningen Ar einige Zeit nnterbrocheo. Die Klftgerin 
hat sich deshalb ihren Bedarf in Koks anderweit besduifft nod gegen den 
Beklagten anf Ersatz des ihr entstandenen Schadens geklagt. 

Das Landgericht erkannte dem Klagantrage gemäss. Anf die Bern- 
fang des Beklagten bat das Kammergerioht die Klage abgewiesen. Das 
Bernfnngsnrtheil ist anf die Revision der KIftgerin anfgeboben worden 
ans folgenden 

Gründen: 

^Daf aiigefnchtcne Urtheii beruht anf der entscheidenden £rwägang, 
dass der Beklagte sich vertragsmässig verpflichtet habe, der KIftgerin je 
nach deren Bedarf die Spezies „Dannenbanmlcohie" zn liefern, nnd dass 
ihm die Erfüllung des geschlossenen Vertrai^es durch Zufall anmöglich 
geworden sei. Diese Erwägung ist rechtsirrthümlieU. Nach seinem Schrei- 
ben vom 80. November 1888 hatte der Beklagte „I* gewaschene Schmelz- 
koks der Zeche Dannenbaum'' zu liefern, mithin eine Waaro, welche nach 
ihrar Beschaffenheit und Uerknnft bestimmt war. Dareh eine solche Be- 
attimmnng allein wird aber eine Sache noch keineswegs zn einem Sach- 
individuum (Spezies, corpus) im rechtlichen Sinne; vielmehr sind, falls 
nicht die Umstände des einzelnen Falles eine anderweite Annahme be- 
gründen, die in solcher Weise bestimmten Sachen lediglich als eine Gat- 
tung (genus) mit besonderen Eigenschaften gekennzeichnet. Im vorliegen- 
den Falle sind aber irgend welche Umstünde, aus weichen zu folgern wäre, 
dass die einzelnen Koksmengen, welche der Beklagte der Klägerin nach 
Massgabe ihres Bedarfes liefern sollte, zufolge der Vorkehrungen der Par- 
teien oder anderweit als Sachindividnen Iiätten erachtet werden können, 
vom Beklagten nicht behauptet ntH von» Berufuugsrichter nicht festgestellt. 
Es würde daher, fall« der Beklagte bei dem Verhältnisse zwischen der 
Oesammtforderring der Zeche „Dannenbanm" und dem Bedarfe der Klä- 
gerin überhaupt in der Lage sein sollte, die Ansicht zn vertreten, dass 

14* 



^ j . -Li by Google 



312 



Bntseh. dti DMtBebai ItofebigwiehU vom 16. Juni 1891. 



der Vertrag über Lieferant von Sachindividuen abgeschlossen sei, und 
falls (lioser TTrnstand für die Entschpidung auch femer als erheblich er- 
.\ 1(1 II ollte, ^itttDäcbst hierüber einer weiteren Verbandiang und 
tnUicii e ul u n u I ' ^ ' ' i ) i rf eiT . 

Die Ei wii^rungeu des Berufuiit^srithters über die Unmöglichkeit der 
Erfüllung dm V<Ttiac:e8, welche ersichtlich von der in dem üriheile ver- 
tretenen Anffassnui^ l)czriL']ich des Gegenstandes der vom Beklagton über- 
iiommeueii Lieleruiigea hci-inflnf^st sind, gehen dahin, dass der Arboiter- 
ansstand im Jahre 1889 in Ansehung des Beklatjten als Znfall anzusehen, 
und dass, da der Beklagte durch den Ausstand an Bevvirkung der von 
ihm nicht ausgeführten Tiiefoningen verhindert sei. der Vertrag gemäss 
§ 364 A.L.H. 1. 5 als aui'geholien zu erachten sei. Diese Erwägungen 
sind nicht geeignet, die Anwendung der angezogenen Gesetzesötelie zu. 
begründen. Dieselbe besagt: „Entsteht die Unmöglichkeit, den geschlos- 
senen Vertrag zu erfüllen, durch einen Zufall, — — so wird der 
Vertrag für aufgehdiien angesehen.'* Der Bernfungsri- hi«'r hat aber nach 
den von ihm als festgestellt erachteten Thatsachen leiiigiieh angenommen, 
dass der Beklagte durch Znfall gehindert werden sei. die Lieferung einer 
best im inten Menge Koks in der Art, wie er es nach den von ihm ge- 
trofVenen Vorkehrungen in Aussicht genommen hatte, zur Ausführung zu 
bringen. Damit ist keineswegs testgostellt, dass die Unmöglichkeit, den 
geschlossenen Vertrag zu erfüllen, durch einen Zufall herbeigeführt 
worden sei. Demgemäss ist zu prüfen und zu entscheiden, ob der er- 
mittelte oder noch zu ermittelnde Sachverhalt eine solche Feststellung 
rechtfertigt oder nicht, wobei davon au.nzugehen ist, dass der Beklagte, 
welcher die Unmüglichkeit der Vertragserfüllung behauptet, zu beweisen 
hat, sowohl dass em „Zulalh im Sinne des Gesetzes eingetreten, als auch 
dass durch diesen Zulall die Unmöglichkeit, „den Vertrag zu erfüllen", 
bewirkt worden sei. In erster Beziehung kann nicht unterstellt werden, 
dass jeder Arbeiterausstand in dem betreffenden Kohlenrevier au sich für 
das Yerhältniss zwischen dem Eobleohündler nnd seinem Abnehmer ala 
^ZqM'' zu erachten sei, vielmehr darf einem Ansstaude diese rechtliche 
'Bedentnng nur beigemessen werden, wenn er derart unTorbergesehen nnd 
mit solcher Wirkang eintritt, dass er etwa einem Einstnrze oder Inbraod- 
gerathen der Zeehe oder fthnlichen Ereignissen gleich zn achten sein wftrde. 
In letsterer Beziehnng kommt dann weiter in Betracht^ ob die im eioz^nea 
Falle thaksftchlich hervorgetretenen Folgen des Ansstandes derart geweasn 
sind, dass die NichterffiHnng eines geschlossenen Vertrages hierauf nnd 
nioht anf eine NachUtesigkeit des Veipflichtetsn mrflckznfiihreo ist. Dem- 
gemftss ist im vorliegenden Falle zu er&rtem, ob der ßeklagte behaupten 
nnd darthnn kann, dass der im Jahre 1889 ausgebrochen« Ansstand als 



^ j . -Li by Google 



Kutsch, des Deutscbeii ReichägerichU vom 16. Juni 1891. 



213 



ZahXL 10 dem vorstehend dargelegten Sinne erachtet werden mfieae nnd 
die ünmOgUebkeit^ den geeehloBsenen Vertrag zu erfflllen, verursacht habe. 
In dieser Bedebiug konnte eine Bemfnng anf die in der Presse gesdul- 
derten allgemeinen AnsstandaverhiUtnisse im Jahre 1889 keinesfalls ge- 
otgen, es wflrde vielmehr allein der Nachweis erheblich sein, dass der 
AQshroeh des thatsftehlich stattgehabten Ansstandes anf der Zeche „Dannen- 
banm* nnd dessen thatsftehlich erfolgte Einwirkung anf das Vertragsver- 
hftltnias der Parteien fftr den Beklagten als nnvorhergesehen und unab- 
wendbar erachtet werden mfissten. Sollte dem Beklagten dieser von ihm 
bisher nicht versuchte Nachweis gelingen, so würde noch der von der 
Klftgerin erhobene Einwand |zu prfifen sein, dass der Beklagte die Sorg- 
füt einee ordentlichen Eanfiaaannes im Sinne des Art. 382 H.6.B. ausser 
Acht gelassen habe, indem er es bei Abscbluss des Vertrages vom 80. No- 
vember 1888 nnterliess, die Möglichkeit, dass wfthrend der anf das ganze 
Jahr 1889 festgesetzten Vertragsdauer ein Ausstand der demnächst statt- 
gehabten Art stOrend in die von ilim getroffenen Vorkelirungen eingreifen 
könne, mit in Berechnung zu ziehen und aneh ffii in n solchen Fall in 
geeigneter Weise Vorsorge zu trefTen. Der von der Klägerin /nr Begrün- 
dung ihres Einwandes beispielsweise herangezogene Gesichtspunkt, dass 
der Beklagte sich durch Festsetzung hoher Konventionalstrafen der Zeche 
gegenüber habe sichern können, ist, wie die Revision mit Recht ausgeführt 
hat, vom Berufungsrichter unzutreffend erledigt. Darauf, ob die Zeche 
auf eine entsprechende Verabredung eingegangen sein würde oder nicht, 
kommt es nicht an. Falls der Beklagte erkannt haben sollte, dass in der 
Verabredung einer KonventioDalätrafe ein geeignetes Mittel gelegen haben 
würde, der demnächst eingetretenen Unterbrechung der Lieferungen vor- 
zubeugen, und falls er aus eigener Eotschliessung oder nnf eine ablehnende 
Erklärung der Zeche von Anwendung dieses Mittels abgesehen und den 
Vertrag mit der Klägerin vorbehaltlos abgeschlossen hätte, so würde er 
die demnächst eingetretenen nachtheiligen Folgen nur dann von sich ab- 
wälzen können, wenn er nachzuweisen vermöchte, dass auch die P^est- 
setzuDg einer Konventionalstrafe nach I-age der Verhältnisse wirkungslos 
gewesen wäre. Eine etwaige Erledigung dieses einzelnen (lesiehtspnnktes 
zn Gunsten des Bekla£cten würde den Richter nicht der Pllii ht flbei lieben, 
nach dem tiesammten Verhalten des Beklag"ten der Kläii;erin und der Zcchf 
gegenüber zu prüfen, ob der von der Klägerin mit Hücksicht aul Art. 282 
H.G.B, orhnhenc Kimvand als beirriindot anzuerkennen sei oder niclit. . , . 
Namentlich die Ausliitiruugen der Klä^^crin, da.ss der Beklagte jedcntalh 
habe Vorkehrungen treffen müssen, um aucli beim Ausbleiben von Liefe- 
rangen seitens der Zeche seinen Vertragspflichten iiaeli/.nkommen, bedürfen 
noch weiterer Erörterungen. Der Beruf angsrichter bat aoscheinend in 
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dieser Beziehung nur erwogen, ob es dem Beklagten iuibe zogemntliet 

werden kdanen, den gesammten Bedarf der Kliigerui vorräthig zn halten 
oder vorkommondon Falles anderweit zu beschaiTen. Nach den Umständen 
des festgestellten Sachverhaltes steht das aber nicht in Frage, es ist viel- 
mehr nur ZQ prüfen, ob der Beklagte habe Vorsorge treffen können und 
müssen, um während eines Zeitraumes von 19 Tagen durch Lieferung 
von 3000 Centnern Koks die thatsächlich stattgehabte Unterbrechung der 
T.icfernng zn vermeiden. Falls der Beklagte hierbei die Ansicht ver- 
treten sollte, dass die Ert'üllung de^ Vertrages nnr unter Aufwendungen 
scinerseit:« möglich gewesen wäre, zu deren Ueberualime er der Klägerin 
gegenüber nach Lage der Saciie nicht verpflichtet gewesen sei, so würde 
unter Darlegung der als erheblich zu erachtenden Umstände zu erörtern 
sein, ob von diesem Gesichtspunkte aus an sieh ünmöglirlikeit der Er- 
tTillung im Sinne des Gesetzes iinirenommen werden könnte, und eventuell 
ob der Beklagte die für eine solche Annahme erforderliclien YoraasfietzoDgeD 
nachgewiesen habe. . . . 

Hiernach war das angefochtene ürtheil, da die getroffene Entscheidung 
jMil Verkciiming der Recht sbegritie „bestinuntt ^ache*" und „Gattang"" und 
auf Vcrletzuni; dos § 364 A.L.R I. 5 durch irrige Anwendung beruht, 
aui/ülieheii und dir Sache zur «inderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zm^ückzuverweiseu.** 



Nr. 168. Entgeh, des Oesterr. Terwalf. (jlerlchtohollBS. 

Vom 20. Jnoi 1891. 

[Uwt Eiteob. V«rordii.B|. Nr. 90. 9. m BadirlBSkt XV. S. 517.J 

Bftubediagniflse und Kosfeenvoianeeliläge, welclie wesentüclie Bestaadtlieile 
eines BamrtmgeB büden, sind bei der Werihennittliuii; in Abstellt auf 
die OebfibrenbemeBBiuig mit in Betraebt zn sieben. 

In einem gegebenen Falle wurde seitens der Finanzbeiiürden, in letzter 
lu8t;ni/. seitens des Finanzministeriums . von den ungestempelten Bau- 
bedinguissen für einen Neubau in Folge amtlichen Befundes dem Ban- 
nnternehmer, weicher den Bau unternommen hatte, von der in& Verdienen 
gebrachten Bausumnie von 25*228 11. 71 kr. gemäss T.P. 40, lit. b. und 
65, a, des Gesetzes vom 13. Dezember 1863, R. G.ßl. Nr. 89, dann §vj G4 
und 79 des Gesetzes vom 9. Februar 1850. R.G.Bl. Nr. 50. die Gebühr 
nach Scala III mit 158 ff. 75 kr., vom zweiten Bogen nach Absatz 2 der 
Vorerionernngeu zum Tarife des Jahres 1850 der Stempel von 50 kr., von 
den Pifinen per Bogen der Stempel voo 1 H. und eine Steigerongsgebfihr 
im zweifachen Betrage per 338 fi. 50 lir. vorgeschrieben. 
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Der BuiiioterBehiuer flberreiehto ge^^en die EDtsoheidoog des Finanz- 
mioiBterivnm die Beeebwerde beim VerwaltiuigB-Geriditeliofe und bek&mpfte 
hierin die anfrediterbaltene Yoraebreibnng mit der Bebanptong, die Ehra- 
bedingoisee enthielten nnr einzelne Bestimninngen des Vertrages, nicht 
aber diesen selbst; ansserdem richtete sich die Beschwerde onter Benifang 
anf die instmction vom 17. Januar 1885, Z. 1828, dagegen, dass die 
Gebühr nnd die Steigemng dem Beschwerdeführer allein vorgeschrieben 
wnrde. 

Der Verwaltangs-Gerichtshof wies die Besehwerde als nnbegründet 
ab nnd war hierbei von folgenden Srwflgnngen ausgegangen: 

Die fraglichen Banbedingnisse sind vom Baaberm nnd vom Be- 
sehwerdefBbrer unterfertigt. Was den Inhalt dieser Uricnnde anlangt, so 
erscheint der Gegenstand des Vertrages bezeichnet, nnd ist vereinbart, 
dass der Ban nach den vorliegenden FUnen nnd nach dem Kostenüber^ 
schlage m erfolgen und der Banftberoehmer die gesammten Materialien 
beiinstellsn hat, es ist die Bauzeit festgesetzt, weiters bestimmt, dass 
die Uebemahme des Baues auf Grund des Eostenvoranschlages, der Bau- 
pläne und der vorliegenden Bedingnisse zu erfolgen faat^ und dass in 
einem eventnellen Streitfälle für die Beurtheilnng desselben die PIfine, 
der Voranschlag, die Baubedingnisse nnd der Augenschein maassgebend 
sein sollen. 

Aas deo) Inhalte der Banbedingnisse ergiebt sich, dass die Baupllne 
und der Kosteu Voranschlag integrirende Bestandtheile der Banbedingnisse 
darsteUen, und dass sie mit den Baubedingnissen zusammen den Bau- 
vertrag bilden. In dem letzteren handelt es sich um ein Bechtsgescbift, 
durch welches nach den bürgerlichen Gesetzen Herhte begrflndet werden, 
es ist sonach die Gebohrenpflicht dieser Urkunde im § 1, A.Z. 3, des 
Gebfihrengps<'t7f's begründet. 

Auch darin, dass die (icbülir und die 8teigerang nur dem Beschwerde- 
föttrer und nicht auch dem Bauherrn vorgeschrieben wurde, war eine 
Gesetzwidrigl«eit nicht zu erkennen, da zwischen diesen Personen eine 
Solidarverpflichtung besteht, eine solche Verpflichtung aber dem Gläubiger 
das Recht giebtj das Ganze nach seiner Wahl \nn allen Mitschnldnem 
oder nur von einem einzigen zu fordern (§ 891 A. B.G.B.), and die In- 
struction vom 17. Januar l '^Bö. Z. 1328. auf welche die Beschwerde sich 
beruft, schon aus dem Grunde nielit in Betracht zu ziehen war, weil die- 
selbe mit allgemein verbindlii her Kraft nicht kundgemacht ist, vielmehr 
nur eine für die Gebühreubemessungsämtcr ergangene interne Weisung 
darstellt« ans welcher die Parteien Rechte fttr sich abzuleiten nicht ver- 
mögen. 
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Mr. 164. EDtoeh. dM Prom, Ober^Yerwali-Geriehts. 

4. Senat Vom 23. Juni 1891. 

[fmm. Btsenb. Areb. 1899. 8. tOlT] 

Einziehimg und Verlegung: öffentlicher Wege. Zustand. Ges. 
V. 1. August 1883. i{ 57. 

Der § 57 des Zuständigkeitsgesetzes findet nicht nur dann Anwendung, 
wunu ein öffentlicher Weg überhaupt, also für alle darauf möglichen Be- 
nutzuogsarten , eingezogen werden soll. Vielmehr muss jede nicht aar 
voröbergehcnde, sondern dauernde Ei nschränkung der Beoutzungs- 
art eines öffentlichen Weges, die Umänderung? eines Fahrweges in einen 
Fussweg als Einzieiiung des Faiirweges, und, wenn der Fahrverkehr 
auf einen neu geschaffenen Ersatzweg y;ewiesen wird, als Verlegung des 
Fahrweges im Sinne des § 57 a. a. 0. behandelt werden. 



Nr. 165. Entmh. des Oesterr. Terwalt. Gerichtshof»». 

■ Vom 3. Jali 1891. 

[OmL Eisenb. Torordn. Bl. V. Nr. 65. 8. «7. Bndwfiwki XV. 8. 5^1 

Zu den ..Betriebsbeamten" im Sinne de» Arheiter-Krankenversicherungs- 
Gesetzes gehören alle Beamten und Diener einer Unternehmung mit ver- 
sicherungspflichtigem Betriebe ohne Unterschied der Art ihrer Verwendung. 

Die Oesterr.- alpine Montangesellschaft (?rhob gegen die Entscheidung 
des Ministeriums des Innern vom 4. August 1890, Z. 13007, womit die 
Verpflichtung dieser Gesell schaff zur Anmeldung der in ihren Wiener 
Bureaux angestellt<?n Beauiten und Diener bei der Bezirkskrankenka^se 
ausgesprochen worden war. Besehwerde vor dem Verwaltungs-Gerichtshofe, 
ausführend, dass unter dem Begriffe ^Betriebsbeamte" im § 1 des Gesetzes 
vom 30. Miirz 188S. H.(x. Bl. Nr. 33, nicht alle, sondern nach einer vom 
Ministerium des Innern selbst in seinen amtlichen Naehriehten, Jahrg. II 
Nr. 3. mit Erlass vom Ifi. Januar 1890, Z. 527, uegebenen Erläuterunu 
uur jene zu \.M-stelien seieo, welehe ihrer Beschäftigung nach in irgend 
wek'li r Weise den mit dem Betriebe verbundeneu (Gefahren, wenn auch 
nur unmittelbar oder nur zeitweilig ausgesetzt sind. 

Die Beschwerde wurde vom Verwaltangs-Gerichtshole mit folgender 
Motivirung als unbegründet abgewiesen: 

Wälirend das Gesetz vom 2b. Ueeember 1887. R.G.Bl. Nr. 1 ex 1S.S8. 
die VersichcrongspHicht nur gt gen die Folgen der beim Betriebe iiewi.sser 
gesetzlich bestimmter Uüternchmungen sich ereignenden Unfälle anordnet 
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und sie daher auch auf jene Personen beschräukt, welche in deilei Be- 
trieben einer Unfalisgefahr ausgesetzt sind, liat das Gesetz vom 30. März 
1888, R.G.Bl. Nr. 33, keineswegs blos die mit gewissen Betrieben ver- 
biudene Krankheitsgefahr, sondern jene ganz allgemeine Gefahr der Er- 
krankuug zum Gegenstände, welche in jedem menschlichen Organismus 
vk und für sieh gelegen ist, und verordnet die Versidiernng gegen diese 
Ennklieitegefalir, indem es die betreffende VerBichemogspflicht allerdings 
tnf bestimmte, im § 1 aufgezählte Unternehmungen besebrftnict, bezuglich 
dieser Untemehmiingen aber ansnahmslos anf alle in derselben beschäftigten 
Arbeiter nnd fietriefaiEd>eamt6 ansdebnt. — Hierans erhellt vor Allem, dass 
die von der Beschwerde bezogene Erlftntehing des Begriffes „Betriebs- 
beamte*' im § 1 des Arbeiter^DnfoUversicherangs-Gesetzes, welche das 
MiniBterinin des Innern mit dem fibrigens nicht mit allgemein verbind- 
licher Kraft verlantbaren Brhuse vom 16, Jannar 1890 Z. 527 nnd ans- 
drjleklich nnr nnvoigreiflich der instanzmfosigen Entscheidung im einzelnen 
Falle gegeben hat, anf den Begriff „Betriebsbeamte'' im § l des Arbeiter- 
Krankenversichemngs- Gesetzes keinen Bezog hat; dass vielmehr unter 
diesem letzteren Begriffe alle Beamten nnd Diener ohne Unterschied der 
Art ihrer Terwendnng zn verstehen dnd, welche in einem nach § 1 des 
letztbezogenen Gesetzes vom 30. März 1888 versichernngspflichtigen Be- 
triebe beschäftigt erscheinen. 

Da nnn die Beschwerde selbst zngiebt, dass das Unternehmen der 
Oesterr.-aljnnen Hontangesellschaft unter die nach § 1 des Krankenver- 
sichemogs-Gesetzes anfgezfihlten Unternehmungen f&Ut, und dass die in 
den Wiener Bnreanx beschäftigten Beamten nnd Diener dem von dieser 
Gesellschaft betriebenen Unternehmen Dienste leisten, so ergiebt sich, dass 
die Versicheningspfliebt dieser Beamten nnd Diener zur Bezirkskranken- 
kasse im Gesetze begründet ist. 



Nr. IM. Entadi. des Dentaeben Beiehsgeriehts. 
B. Civil-Senat. Tom 7. Jnli 1891. 

[BDlieb. d. BtldMBar. t. Olvil«. Bd. 3a Mr. W. S. S7L} 

Ist bei Festsetzung der zu gewährenden Entschädigung die BaupiaLz 
eigenschaft eines zu enteignenden Grundstückes auch dann zu berück- 
sichtigen, wenn sie durch den Bebauungsplau, zu dessen Ausfuhrung die 
Zwangsenteiguuug erfolgt, schon längere Zeit vor der letzteren aufge- 
hoben war? 

Bf»kla£3:er ist Eigenthumer cino^ in d^r Stadt Ilnnnovcr lielegetieii, 
von der Btadtetr^se begrenzten Grundstückes. Die zur Verbreiterang der 
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8tn8B6 im Jahre 1885 für erforderlioli eracbtete FlachtÜDie wurde durch 
BekaDotiDMhoDp vom 5. November 1885 endgflltig feet^stellt, and mr 
AvBffihrang dieses Planes seitens der Stadtgemeinde die Abretnng des in 
die Strosse fallenden Theiles im Jahre 1889 anf Gmnd des § 18 Ziff. 1 
des Banflachtliniengeeetzes vom 2. Jnli 1875 verlangt fis dem darauf 
eingeleiteten £nteignmigsverfidire& haben die bestellten Saefaversttodigen 
die zn enteignende Fl&che an sieh als Bauplatz auf d2l4 gesobfitzt, 
davon jedoch, ihrer Instruktion folgend, die Hftlfte abgesetzt, weil die* zu 
enteignende Flftcbe dem nachtheiligen Einflüsse des fianfluGhtliniengesetns 
unterliege, daher zur Zeit die BebauungsliUiigkeit nicht mehr besitze. Der 
Bezirksausschuss hat dagegen dureh Bescheid vom 17. Oktober 1889 die 
Entschidigung auf 3214 tJC festgesetzt, weil die enteignete Fläche schon 
vor der im Jahre 1885 erfolgten Feststellung der Fluchtlinie die Eigen- 
schaft eines Bauplatzes gehabt habe, und deshalb die Entsehfldigung nach 
dem Werthe als Bauterrain zu bemessen sei. 

Gegen diesen Bescheid hat die Stadtgemeinde Hannover den fiechts- 
weg bes^uittei. Die Klage, in welcher die Festsetzung der Entschädigung 
auf 1 607 t/Ä begehrt wird, macht namentlich geltend, dass die enteignete, 
in die verbreiterte Strasse fallende Fläche nach § 11 des Fluchtlinien' 
gesetzes die ihr bis dahin allerdings zugestandene EigODSchaft als Bauplatz 
bereits durch Oflfeiilegung des Bebauungsplanes verloren habe, nnd dass 
fflr diese Beschriiukijmg nach § 14 jenes Gesetzes keine Entschädigung 
gewährt werde, daher iiii lit die frühere Eigenschaft als ßaaplatz, sondern 
gerade die Unbebaubarkeit der Knteignungsfläche fär deren jetzigen Wertb 
maasBgebend sei. 

Die Klage ist io erster Instanz abgewiesen, die Berufung verworfen 
worden. Die gegen das Bemfungsurtbeil eingelegte fievision ist zurdol^' 
gewiesen worden aus folgenden 

Gründen: 

^Das Berufungsgericht geht in der Begründung seiner Entscheidung 
davon aus, dass zur Zeit der Enteiirnung das Grundstück infolge der 
Offenlegung des Bebauungsplanes die bis dahin vorhandene Bauplatzeigeii- 
schaft bereits verloren gehabt habe, daher an sich nicht als Bauplatz zu 
schätzen sein würde, dass aber für die dnnrh jene Offenlegung bewirkte 
Beschränkung eine EnLschädimirm r ohen derjenigen für die Entziehung des 
Grundstückes und gleichzeitig mit dieser /u geben sei. Die vnrherc^e- 
gangene Bescliränkung vollziehe sich nicht entschndit-uimsfrei: vielniehr 
iiiü>sf tiir sie vnllor Ersatz geleistet werden. DirMi \\'r[)fHrhtaug werde 
mit Erfüllung > 1 1 (!,'< Gesetzes <ofviYf existent, nur ihre Geltend- 
machuutj sei Ik fristet zur Einverleibung der betretfendon Gmndstncks- 
theile in deu Strasseukörper. Dies folge aus § 13 Abs. 1 des Gesetzes, 
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wo im GegeoBatze zu der EiogaogsbeBtimmnnSf dass im Falle des § 12 
oiemala EntsehftdigiiDg wegen BeBebrftnkmig gefordert werden kOnao, 
weiterhin drei FAlle angeführt seien, in denen wegen ^Entnehnng oder 
BesehrAnlcang* ein Entachfidigangaanepraeh zugelasaen werde. Daran» 
ergebe eieh, daee aneh in dem hier vorliegenden Falle des § 18 Ziff. 1 
das Gesetz grundsätzlich eine EntschfidigongspAicht wegen fiesehrflnlciing 
anerkenne, welcher AnfTassnng Abs. 8 niebt widerspreche, dii die hier er- 
folgte Hervoihebnng eines einzelnen Falles nicht den Schlnss rechtfertige, 
dass in anderen FfiUen des § 18, namentlich der Ziff. 1, eine Entschfldi- 
gungspflicht wegen Beschrinkong nicht bestehe. Ausserdem spreche dal&r 
die Bestimmnng des § 18 Abs. 8. 

Dieser Begr&ndnug des fiemfnngsgeriohtea kann nicht beigetreten 
werden. Bedenklich mnss schon machte, dass, wenn sie riditig wftre, die 
spezielle Hervorhebung im zweiten Satze des Abs. 2 überflüssig sein 
würde. Stftnde der Abs. 1 des § 18 allein, so würde man ihm vielleicht 
die BedeatuDg beimessen können, dass in allen noter 1 — 3 anfgeführten 
Fällen auch wegen Be^chrüiikuDg Entsch&dignng zu leisten sei. Der In- 
halt des Abs. 2 zeigt aber deutlicb, dass dies nicht dt-r Wille des Gesetz- 
gebers ist. Eist dieser Abs. 2 bestimmt, litatn die Entsch&digung fftr 
Entziehung, wann sie für Bescliränkung zu gewShren ist, und daraus 
folgt, dass im Abs. 1 nur im allgemeinen ein Anspruch wegen Entächädi- 
gung, sei es für Entziehung, sei es ffir Beschränkung, anerkannt werden 
sollt(\ wfihrond die Frage, wann das Flino. wann das Andere, erst nach 
Aufzählung der in Frage kommenden Fälle im folgenden Absätze geregelt 
werden sollte. 

Anscheinend wird zwar die Ansicht des Berufungsgerichtes gestützt 
durch eine Entscheidung des V. Civilsenates des Reichsgerichtes vom 
25. September 1882, in welcher es heisst, dass nach § 13 wegen Ent- 
ziehung oder Beschränkung des von der neuen Fluchtlinie betroflfeneu 
(Tfundeigeulhumes, also mit Aussei ilut^s des F'alles des § 12, auch wegen 
blosser Beschränkung der Baufreiheit, unter gewissen, in ZiflF. 1 — 4 spe- 
zialisirten Voran ssctzungeii Entschädignns: ijefordert werden könne. Allein 
diese Begründung, welche ausdrücklich ohne genanero 8pe/ialisirong die 
iiachfnlqondon Voraussetzungen vorhohült. Ifisst umsoweniger erkennen, 
das> sif auch für den jetzt m cntsi heideuden F;ill der Ziflf. 1 <^inen An- 
sprucii aui Fjitsfhndisrnnj^ wegeu Beschränkung aiicrkennen will, als es 
sieb (Inhei mir nni den Fall der Ziff. 8 des § 13 handelte. 

Kann hiernach zwar diese Begründung des Bernt'nnt;suerieiites nicht 
gebilligt werden, so war dennoch die Hevision zurückzuweisen, weil die 
Entscheidung seihst aas den im L'rtheile des !. r'ivilsenates des Reichs- 
gerichtes vom 18. August 1882 (Eutsch. des U.G.'s in Civils. Bd. 8 

V 
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B. 287 flg.) gegetMoen GrfindeD gerechtfertigt ereoheiDt Riebtag irt zwar, 
daes der Werth zur Zeit der Enteignung maassgebend ist Wenn aber 
naeh § 10 Abs. 1 des EnteigDungsgesetzeg von 1874 eine durch die pro- 
jektiite neue Anlage bewirkte Werthserhöhnng nicht zu berfickstehttgen 
ist, so kann darin nur ein Ausdruck des Prinzipes gefbnden werden, dass 
der Werth entscheidet, welchen das Grundstück abgesehen von der 
neuen Anlage haben wftrde, also auch der durch sie bewirkte Minder- 
Werth unberficksiehtigt bleibt. Jede neue Anlege dnrchlftuft mehrere 
Stadien, sie wird projektirt, beschlossen, ausgef&brt Das Gesetz will 
nicht, dass dies zu Speknlationszwecken ausgen&tzt wird, aber es will 
keiucswegs dem Exproprianten die Befugoiss geben, darch schrittweise?^ 
Vorgehen zunächst das zu enteignende Grnndstftck zn entwerthen. nm hjj 
dann för einen erheblich billigeren Preia zn enteignen. Werden darch deo 
Bebauungsplan nene Strassen in Aussicht genommen, so sind zwar die 
(Trun(l^;tücke, welche erst dadurch Bauplatzeigenscliaft erlogen, nicht als 
Bauplätze zu schätzen, wohl aber, wenn sie diese Eigenschaft vorher 
hatten, dieselbe ihnen abor durch den Bebauungspinn entzogen wurde. Be- 
bauungsplan und Enteignung zwecks seiner Ausführung sind einheitlich, 
ersterer ist nur, wie jedes Projekt einer Neuanlage, Vorbereitung der 
letzteren. Das (lesetz will zur Erleichterung der Gemeinden ihnen einen 
von langer Hand vorbereiteten einheitlichen Bebauungsplan ermöglichen, 
ohne dass sie für die dadurch bewirkten Baubeschränkungen sofort ent- 
schädigen müssen; die Entschädigung findet, abgesehen von Ziff. 2, erst 
bei der Entziehung und nur für diese stall, dann aber so. dass Projekt 
und Ausführung als einheitlich angesehen, also die Grundstöcke ohne 
Rflcksiclit auf hpidfs i^escliützt werden. 

Für ilicsc Absicht do< Gesetzes lässt sich auch der vorn Berntungs- 
gerichte bereits versvtTthetc Abs. 8 des § 13 heranziehen, insofern der- 
selbe den Exprojirianti n /iir Uebornahme des etwaigen Restgrundstückes 
verpflichtet, laiis dieses nach den ));uipolizeilicben Vorschriften des Ortes 
nicht mehr /nr Bebauung geeignet ist.'' 

Nr. 167. Entach. der Königl. Ungarischen Kurie. 

Vom 10. Juli 1891. 

fKrtll, Eiicnbahoi Fnt'ich. IS'M. .Nr. S IM ; 

Niohthaftnng der Bahn für den Schaden infolge Bruches von in Rahmen 
gefassten Glastafelu mangels Nachweises einer Faliriasbigkeit der Eiseu- 
bahnorgane § 425 Z. 4 Allg. Hand. Ges. (Art. 424 Z. 4 D. G.G.B.) u. § 67 

Z. 1 u. 6 Eisenb.Betr.Regl. 
Im Sinne der 424 und 42j des H.(!. kann die £isenbahn sich 
ausbedingen (Punkt 4), dass sie in Ansehung solcher Güter, welche ver- 
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mllge ihrer eigenthttmlichen Beschaffenheit der besonderen Gefiüir aus- 
gesetzt sind, g&ozlichen oder theilweisen Verlust oder Besehftdigangf na- 
mentlich Bmeb, Best etc. zu erleiden« für jene Schfiden, welehe ans diesen 
Gefkhren entstehen kOnoen, die Haftung nicht flbemehme. 

Im Sinne des vorletzten Alinea der zitirten Gesetzesstelle aber wird 
festgesetzt, dass» wenn eine der in diesem Paragraph zugelassenen Bestim- 
ranngen bedangen ist, zagleich bis zam Nachweise des Gegentheiles die 
Vermnthnng als bedungen gilt, dass der eingetretene Schaden, wenn er 
ans der nicht übernommenen Gefahr entstehen konnte, wirklieh aas dieser 
Gefahr entetanden ist. Der § 67, Pnnkt 1, b des Eisenbahnbetriebs- 
feglemente, welcher solche gesetzlich gestattete Bedingungen enthält nnd 
in welchem anter den aogeffihrten GAtem nch auch Glas befindet, nnd 
besonders erwähnt ist, ist im obsehwebenden Falle laut den Bestimmungen 
des § 425 zweifelsohne maassgebend. 

Da aber die Beschädigung laut der Klage vom Bruche der in Rahmen 
gefassten Glastafeln der zum Bahntransporte aufgegebene Photographien 
entstand, welche der Gefkhr des Zerbrecbens ausgesetzt waren, da ferner 
die Kläger den Umstand, dass der Schaden nicht aas deren eigenthttm- 
lichen Qualität, sondern aus Fahrlässigkeit des EiseDbahnpersonala ver- 
orsacht worden wäre, nicht erwiesen (was aber Angesichte der angefahrten 
Vonnathung ihre Pflicht gewesen wftre), so kann auch die kOnigl. Curie 
hinsiebtlich der durch die Kläger behaupteten Fahrlässigkeit die zweKr 
richteiiich angeführte richtige Hotivirung als begründet anerkennen. 



Nr. 168. lihitseh. des Prensa. Ober-Yerwalt-Geriehts. 
4. Senat Vom 11. September 1891. 

[ItolidL d. O. V.a Bd. >1. S. m PiwM. »irab. Aieh. IttS. S. lOia} 

StreitrerfUuen in Wegebausaehen, ZustSndigkeitsgesetE yom 

1. August 1883. § 56. 

Naeh § 56 Abs. ö dm Ziistündigkeilsgeset/.t's unterliegen Streitig- 
keiten der Betheiiigtcn darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche 
Verpäichtuns? zur Anlegung oder Unterhaltung eines fiffent liehen Weges 
obliegt, allgemein der Entischeidung im VerwaltungsstrciLverfahren. Hier- 
nach ist im Verwaltungsstreitverfahren ausnahmsweise anch die Fest- 
stellungsklage zugelassen, wie sie das bürgerliche Keeht kennt (§ 281 ' 
der Zivil prozessordüuug). Die Voraussetzungen dieser Klage können im 
wevsentlichen keine anderen sein, als sie das bürgerliche Recht, dem sie 
eatnummen ist, vorschreibt. Die beiden anerlässlichen V oraassetzangen 
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sind Menaeli das VoriumdeDseiD eines objektiv erkemÜNireD rechtliclien 
Interesses und ferner eines solcben an der alsbaldigen Feststellnng 
des Rechtsverhältnisses. 



Nr. 169. Entseb. des l^evtsehen Reiehsgeriebts. 

6. Civil-Senat. Vom 24. September 1891. 

Bestimmung des Warthes fies Streitgegenstandes, wenn es sicii um eine 
für verschiedene Zeitraum^ in verschipdpner Höhe zu entrichtende Ent- 

schädigougsrente handelt 

W&hrend das Oberlandesgericht iu seinem Beschlüsse vom 24. Sep- 
tember 1889 die vom Elftger als EntscbAdigung wegen eines Eisenbahn- 
nnfalles auf die Dauer von 84 Jahren fllr verschiedene Zeitrftnroe in ver- 
sclnedener Höhe beansprochten JubreHbezflge ztisammeugerechnet, hiervon 
die dem Klfiger nach einem Vergleiche vom Beklsgten nDstieifig zu 
zahlenden Beträge mit 1490 tM fQr da^s Jahr abgezogen und danach, 
nnter Bcrüeksichtigang der ausserdem geforderten Kur- und Heilnngs- 
kosten, den Werth des Streitgegenstandes für die Berufungsinstanz anf 
32 000 JC festgesetzt hatte, ist dur<-h den jetzt angefochtenen Beschinss 
der Streitwerth auf 'J7 425,40 JC herabgesetzt worden, weil Kläger non- 
mehr nachgewiesen habe, dass er ans dem Kc<1a''hteu Vergleiche vom 
1. April 1890 ab jährlich 1 h^b ,M gezahlt erhalten habe und vom 1. April 
J893 ab Jährlich 1 640 , 1( erhalten werde, und weil deshalb von den be- 
anspmchteu Jahresbezügen nicht durchweg 1 490 , //, sondern für die Zeit 
vom 1. April 1890 bis dahin 189H ifthrlich 1565 nnd fQr die Zeit 
vom 1. April 1893 ab jährlich 1 640 JC in Abzug zu bringen seien. 

Von dem Besi'hwerdeführer wird hiergegen geltend gemacht, dass zur 
Zeit des Erlasses des in der Revisionsinstanz aufgehobenen Bemfnngs- 
urtheils vom 19. November 1889 von einer Erhöhung der Vergleichsrente 
über den Betrag von 1 490 JC hinaus nicht die Rede gewesen, snlehe Er- 
höhung vielmehr 'Tst im Jahre ISHO von dem betreflfenden Eisenbahn- 
Betriebsamte vertilgt sei, und dass es danach für die bis zum Frtheile 
vom 19. November 18S;9 erfols^ton Verhandlungen bei der Festsh'Umig des 
Objekts auf 32 000 , l( vei bleiben rnnsso nnd eine Herabsetzung auf 
27 425,40 ,i{ nur für den Theil der zweiten Instanz eintreten dürfe, der 
hinter der Zurückweisung: in die Berufungsinstanz liegt. 

Ob dieser Ausführung beizutreten sein möchte, bedarf keiner näheren 
Prfifhng. Denn wäre dies auch der Fall, so mn?ste doch der Beschwerde 
der Erfolg versagt bleiben, \veil bei richtiger Autfassung der Vorschriften 
der Civilprozessordnung der Werth des Streitgegenstandes weder auf 
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32 000 JC^ noch auf 27 425 Jt, sondern erheblich niedriger festzu- 
setzen gewesen wäre, der Beschwerdeföhrer also dureh den aogefocbt^en 

ßeschluss keinesfalls verkürzt ist. 

Wenn das Berntnngsgericht seiner Festsety^ung eine Zusammcnrecbnung 
von 34 Jahresraten zu Grunde legt, so lilsst ps unbeachtet, dass der Kläger 
die angegebenen Jahresbeträge nicht unbedingt, sondern nur für die Dauer 
seines Lebens — also jede einzehie ,Tahrp>rate nur nuter der Voraus- 
set/ung seines Lebens zur Zeit ihrer Fälligkeit. — beansprucht bat. 
Demgemäss wäre für die Festsetzung des Streit werthes der § 9 Oivil- 
Proz.-Ordn. maassgcbend, sofern der Anspruch des Klägers Jahresleistungen 
von gleicher Höhe zum (rcgenstande gehabt hätte. Würde beispielsweise 
der Kläger den Jahresbetrag von 2fi01.iO ^if , welchen er als linrfisten 
erst vom 1. April inO^> al) heansprnelit, athou vom 1. April 1888 ab 
durchweg auf seine Lebenszeit gefordert haben, so wäre der Werth des 
Streitgegenstandes, abgesehen von dtMi Kur- und Heilungskosten und von 
den Rückständen, höchstens auf 2 604 6i) , 1f — \ 490 = 1 114,60 04" 
X 13^/2= 13 932,50 . // zn berechnen gewesen, so dass sich im ganzen 
ein Streitwerth von Ihm iisiens 16 000 bis 18 000,//^ ergaben haben würde. 
Nun kann allerdinus wegen der Verschiedenheit der beanspruchten Jahres- 
leistung der § 9 cit. uidtt zur Anwendung koinmen. allein daraus folgt 
nicht die Znlässigkcit einer Zusajuniensetzung der säinnitlichen Jahresraten, 
vielmehr nur, dass der Werth des Streitgegeuüüiudes gemäss § 3 Civil- 
Proz.-Ordn. nach freiem Ermessen festzusetzen war. Eine selijstversitänd- 
liche Beschränkung erleidet jedoch das freie Ermessen im vorliegenden 
Falle insofern, als die Festsetzung denjenigen Betrag nicht übersteigen 
darf, auf welchen der Streitwerth nach § 9 Civil-Proz.-Ordn. festzusetzen 
gewesen wäre, wenn Kläger eine Jahresrente v on 2 604,60 JC nicht erst 
vom 1. April 11)08, sondern schon vom 1. April 1888 ab für die Dauer 
seines Lebens beansprucht hatte. Nachdem also in dem angefochtenen 
Beschlüsse der Werth des Streitgegenstandes, stall .luf höchstens Iii 000 
bis 18 000 ,JC^ auf 27 420,40 ^fC festgesetzt ist, liegt ein Grund zur Be- 
schwerde für den Prozessbevollmächtigten des Beklagten nicht vor. (Vergl. 
die Beschlösse des Reichsgerichts vom 22. Februar 1889, VI. B. 58/59 
and vom 17. April 1890, VI. B. 44/90, sowie die Entscheidungen in 
Civilsachen Band 22 S. 411 und Seuflfert, Archiv Band 43 Nr. 62.) 

Da von anderer Seite eine Beschwerde nicht gefuhrt und eine Aende* 
rung der Werthfestsetznngen von Amtswegen nach der gegebenen Sach- 
lage unstatthaft erscheint (EntBcheidimgen des Reichsgerichts io Civil- 
saeheo Band 14 8. 852), war hiernach die erhobene Besehwerde auf Koeten 
dee Besehwerdeflihrers (§ 92 Civil-Proz.-Ordn.) zorfickznweisen. 
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^r. ilü. Eiit8ch. ih s Künimergericht8 Berlin. . 

Vom 1. Oktober 1891. 

[Ztg. d. Ver. dentsch. Elsenb. Verw. 1892. Nr. 87. S. 875.] 

Beobaehtong der Polizeistunde in Balinholinrestaiiratloiien. 

Die Ansieht dee RevideDten, dass er al» Bahnhoferestaaratenr an die 
fflr gewöbnliehe Schaokstnben feetnesetzte Polizeistunde nicht gebnndeo, 
vielmehr in seinem Restaurationsbetriebe nnr den Anweisungen und der 
Eontrole des Stationsrorstebers nnterworfen sei, entbehrt der Begr&ndnng. 
Das spezielle Anfsichtsreeht des Stationsvorstehers beschrftnict sich nach 
§ 4 des mit dem Angeiclagten abgeschlossenen Pachtvertrages aaf den Be- 
trieb der eigentlichen Bahnhofsrestanration, d. h. derjenigen Restanration, 
welche nach § 3 doch lediglieh für das die Bisenbahn benutzende Pnbli- 
kam bestimmt ist. Insoweit ihm dagegen die zum Restaurationsbetriebe 
allgemein ertheilte polizeiliche Eonzession auch zur entgelüichen Yerab- 
reiehnng von Speisen nnd Getrftnken an das die Eisenbahn nicht be- 
nntzende Publikum ermfichtigt, ist er an die seinen Gewerbebetrieb 
im allgemeinen regeloden Polizeivorschriften ebenso wie jeder andere 
Restauratenr gebunden. Zn den letzteren gehören aber auch die (für die 
Eisenbahnreisenden allerdings nicht geltenden) Vorschriften über die von 
allen Schankwirthen zn beobachtende Polizeistunde. Dieser AuiFassiuig 
stehen auch die B^timmnngen des Bahupolizei- Reglements vom 26. No- 
vember 1885 nicht entgegen nnd der § 6 des Preussischen Gesetzee aber 
die Polizeiverwaltnng vom II. M&rz 1850 steht derselben entschieden zur 
Seite. 



Nr. 171. Uek. Klitsch, des Reichs-Yersicherungsamts. 

Vom 12. Oktoher IBHl. 

fAmtl Narhr. i\. U.V.A. rij.jsaiiiint Ausr.) Vll], Nr. Ib. S. Z. 114:1] 

§ 1 On£ Vers. Ges. Unfall wahrend der Ruhepause. 

Ein Arbeiter begab sieh nach mehrstfindiger Arbeit in dem Betriebe, 
in welchem bestimmte Rnhepansen nicht eingeffihrt waren, nach einem 
nahe gelegenen Wirthshause, um sieh dort ein Glas Branntwein zn holen. 
Auf dem RCckwege erlitt er ausserhalb der Betriebsstätte emen UnüBll, 
indem er bei Glatteis fiel nnd sich die Hand verletzte. 

Das Reichs -Versichemngsamt hat durch Rekursentscheidnng von 
12. Oktober 1891 entgegen dem Schiedsgericht den von dem Yerlette 
geltend gemachten Entschftdigungsanspmch zurfickgewiesen. Es ist aller- 
dings anzuerkennen, dass ein Arbeiter, welcher auf knrze Zeit die Arbeit 



^ j . -Li by Google 



Batsch. des Deutacbeo ReicbsgericbU vom 22. Oktober 18i)l. 



225 



uiterbricht, mii eine £ifneciiiuig za sieh m nehmen oder ein BedürffDise 
zn Terrichten, damit noeb nidit nnter aUen Umstanden ans dem Betriebe 
aoansdieiden braneiit, namentlidi dann nieht^ wenn die Einetellnng der 
Betriebsthätiglceit nnr eine ganz vorftbeigeliende ist, und der Arbeiter den 
gew^bniicben Betriebsgefishren ansgesetit bleibt, z. B. wenn es sieh nm 
die regeimlssigen Arbeitspausen handelt, wShrend weleher die Arbeiter 
auf der Betriebast&tte verbleiben (zn ^ergleiehen Relniraentseheidongen 477 
nnd 47S, Amtliche Nachrichten des.B.V.A» 1«S8 Seite 176; ancfa Bnt- 
scheidnngen 949 nnd 1031, daselbst 1891 Seite 196 nnd 248). im vor- 
liegenden Falle jedoch, in welchem sich der Verletzte im eigenen person- 
lichen Interesse ans dem örtlichen Bereiche des Betriebes entfernt hatte, 
war der Znsammenhang mit dem Betriebe als geltet zn betrachten. Dieser 
Znsammenhang wurde aneh dadurch nicht erhalten, daas der Üntetnehmer 
seinen Arbeitern gestattet hatte, sich Lebensmittel ans der Schenke zu 
holen, da durch diese Erlanbniss der einzelne Gang des Arbeiters in das 
Wirthshans noch nicht zn einer den Zwecken des Betriebes dienenden 
Handlang wurde. Eine andere Entscheidung konnte unter ümstftnden 
dann gerechtfertigt sein, wenn z. B. innerhalb der Betriebsstfttte ein 
Ausschank ffir die Arbeiter eingerichtet w&re. 



lir. 172. Entseh. des Deutschen Beichsgerichta. 
6. Civil-Senat. Vom 22. Oktober 1891. 

Der $ 10 des üofhllflinorgegesetses vom 15. K&rs 1886 hat nieht die 
Bedentong, dass dem Verletiten und desssn Hinterhlieheiien die Oeltend- 
naehBig toi Ansprftohen aus § 1 des RelohshaftpllichtgeBetKes gegenftber 
dem Beiehe und den Bundesstaaten gSnzUch Tersagt ist 

„Dorch Abs. 1 des § 10 des Reichs- Fürsorgegeaetzes 'a^t zunuchst 
ausser Zweifel fjestellt, da.ss § 1 des Ueichshaftpflichtgesetzes seine Gcltang 
auch für diejeiiii^en Eisenbalmuntulle behält, von welchen die uuter das 
Fürsorgegesetz fallenden Personen littroffen werden. Nur in zwei Rich- 
tungen sind wegen der Haftpflicht für soh-he LjifuU«* Aendt ruu-en vorge- 
nommen, indem mich Abs. 1 die den gedachten Personen oder ihren 
Hinterbliebenen ^egeu Eisenbahn- Betriebsnnternehiner zustehenden An- 
sprüche „auf die Betriebsverwaltuni;, welche dem Verletzten oder desöcn 
Hinterbliebenen anf Grund des gegenwärtigen Gesetzes oder auderweiter 
n ifhsgesetzlicher Vorschrift (§§ 1, 2) Pensionen, Kosten. Renten oder 
Sterbf^iTcMfM- /n zahlen hat, in Höiie dieser Bezüge und vorbehaltlich der 
BestimiDungeii des Art. 8 des (lesetzes vom 20. Dezember 1875" über- 

Kg<r, ElsmbkhiirMlitUcbe Eatacbcldiuigen IX. 
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gehen und indem ferner oach Abe. 2 „weitergehende Ansprache als anf 
diese Bezfige* dem Verletzten und dessen Hinterbliebenen gegen das Reich 
nnd die Bandesstaaten nicht mtehen. Ans Iceiner dieser beiden Aende- 
rangen iSsst sich der Satx herleiten, dass dnrcfa § 10 jede Inanspruch- 
nahme einer Staatseisenbahn seitens des Verletzten ansgeschlossen sei. 
Schon die Fassung des Abs. 2 Tergliehen mit der Ansdmcksweiso des 
§ 8 scheint deutlich dafGr zu sprechen^ dass das Gesetz, indem es dem 
Verletzten und dessen Hinterbliebenen „weitergehende Ansprflche'* als auf 
die bezeichneten Bezüge versagt, eine Inanspruchnahme des Reiches oder 
dw BnndeBstaaten an sich nicht hat aasschliessea wollen. Davon, dass 
die Ansprüche des Verletzten schon mit dem Zeitpunkte ihrer Bntstehnng 
auf die Betriebsverwaltung, in deren Dienste der Verletzte dienstunfähig 
geworden, übergehen, ist nicht die Rede; vielmehr soll der Uebergang er- 
folgen auf die Betriebsverwaltung, welche auf Grund eines Reicbsgesetzes 
u. 8. w. Pensionen ^zu zahlen bat*" und zwar in Höhe der danach zu 
zahlenden Betrftge. Stimmt auch die Ausdrucksweise des Abs. 1 des 
§ 10 des Fürsorgegesetzes mit der des § 98 des Unfall -Versicherungs- 
gesetzes nicht wörtlich übcroin, so liegt doch beiden Vorschriften, ebenso 
wie dem Abs. 3 des § 10 derselbe Gedanke zu Grunde, der Gedanke 
nämlich, dass der EDtschädigungsherechtigto die ihm zukommende Ent- 
schädigung nur einmal erhalten soll und deshalb das ihm bereits auf Grund 
der Fürsorge- oder Unfall- Versicherungsgeset/e Gewährte nicht noch eio- 
mal Von dem ans anderen Gesetzen haftenden Dritten verlangen darf. 
Wenn das Fürsorgegesetz die auf Grund seines § 1 zu gewährenden Be<» 
Züge als ^Pension" bezeichnet und dementsprechend gemäss § 7 ihre Eia- 
klagung im ordentlichen Rechtswege mit den in den §§ 149 ff. des Keicbs- 
beamtengesetzes vorgesehenen Maassgaben zulässt, so ist daraus nicht zu 
folgern, dass in Hohe jener Bezüge eine Klage des Verletzten gegen dritte 
Personen. wel<-h«' aus ander'Mi (iesetzen haften und insbesondere gegen 
den naeh § 1 des Reichs-Haftpflichtgesetzes haftbaren Eisenbahn- Betrit^bs- 
unternehmer unstatthaft sein soll. Soweit es sidi hierbei nm eine Frivat- 
bahn handelt, ist in dem Umfange der Haftung des Unternehmers durch 
das Fürsorgegesetz nichts geändert und kein Grund ersichtlieh, das Klage- 
recht des Verletzten hier anders zu beurtheilen, als im Falle d^s § 98 
des Unfall-Vorsicherungsgesetzes. Gegenüber dem Reiche und den Bundes- 
staaten beschränkt sich allerdings der Haftpflichtanspruch der unter das 
Füitiorgegesetz fallenden P'»rs()neu auf die in den §§ 1 und 2 dieses Ge- 
setzes bezei<"lineten Bezüge, indess, dass der so besrhränkte Anspruch 
von dem Verh tztuu oder ih ssen Hinterbliebenen in keinem Falle gegen 
das Reick oder die Bnndesbtuaten geltend zu machen wäre, ist ans dem 
Gesetz nicht zu entnehmeD. Erst dann, wenn nach Maassgabe der 6 
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oiid 7 festgestellt ist, dass und in welchem Umfange die Bctriebsver- 
waltnng Pensionen u. s. w. an den Verletzten „zu zahlen haf*, künueii dessen 
Ansprüche an den Eisenbahnanternehmer auf die zur Zahlung verpflichtete 
Betriebsverwaltuiig und Höhe der zu zahlenden Bezöge übergehen. Da- 
gegen miiBs solcher üebergang ansgeschlosseu erscheinen, solange die Ver- 
pflichtung der BetriebsTerwaltung noch nicht feststeht, ebenso wie er dann 
nicht mOgiich wäre, wenn der Verletzte infolge einer Venutheilung im 
Disziplinarverfahren gemäss §5 des FQraorgegesetzes einen Ansprach 
gegen die Betriebsverwaltung nicht erheben darf oder wenn er der letzteren 
gegenfiber aus anderen Gründen mit seinem Ansprüche abgewiesen ist, 
soweit aber ein Oebeiguui^' der AnsprQcbe ans § 1 des Haftpflichtgesatzea 
anf die BetriebsTerwaltnng noch nicht stattgefunden hat« ist der Verletzte 
durch keine Gresetzesvorschrift behindert» diese Ansprüche innerhalb der 
durch § 10 Abs. 2 des FOrsorgegdsetzes gezogenen Schranken gegen den 
fiisenbahnunternehmer im Wege der Klage zu verfolgen, and schon mit 
Racksicht aof die kurze Verjährung des § $ des Haftpflicbtgesetzes wird 
er auf rechtzeitige Erhebung der Klage bedacht sein müssen.'* 



Nr. 178. Entsch. des Prenss. Ober-Verwalt-Gerichts. 

Disciplinar-Senat. Vom 31. Oktob(?r 1891. 

[Entefh. .1. Ü.V. G. Bd. 22. S. 438 Prcu«.'». Ekcab. Arcb. 1892. S. 1022.) 

Verhältniss des Disriplinarveriaiirens zum ß:erichtlichen Strafverfahren. 
Discipliuargesetz vom 21. Juli 1852 §§ 5. 38. 

Wird gegen einen Beamten wegen solcher Tbatsachen, welche znm 
G offenstände einer gerichtlichen Untersuchung gemacht sind, auch das 
Disziplinarverfahren eingeleitet, so ist der Riditer in diesem stets an die 
thatsftchltche Feststellnng des Strafrichters gebunden, sei es, 
dass die voransgegancjene strafgerichtliche Untersuchung zur Freisprechung 
oder zu einer den Verlust des Amtes nicht zur Folge habenden Verur- 
theiiung des Beamten geführt hat 



Nr. 174. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

6. Civil-Scnat. Vom 2. November 1891. 

[Entsch. d lUi. in ClvUs. Bd. 28. S. I Vi ) 

Für die matcripll reclitliche Beurthcilnng von Ansprüchen preussischer 
Staatsbeamter aus dem Beamtenverhältnisse gegen den prpiissischen Fiskus 
sind, gleichviel welchem Staatsgebiete der Ort ihres amtlichen Wohnsitzes 

16* 
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und das mit dam Reclitflstroito bofMwte Qeiidit iBgeMrai, lediglick die 
YoraQhilfkai dos pnnssiselieB Rookts naassgeboid. Zv disssn iiatetiell- 
mhtUslien YonolulftoiL gehört «neli die Bestimmiug in § 5 des Oeeetzes 
Yon 24. Juni 1861 über die Irweitenag des Beclitsweges. 
Seehflielie Natnr der IfltgUedseliaft bei einer Besrntenpendonskasse. 

Der Kläger, welcher früher im Dienste <ler B. II. Eiseubuiui- 
gesellschaft als Bahnwärter auf KfindijErnng angestellt war und sodann 
bei der V'erRtaatlichung dioBer Eiseubahn in gleicher Stellung aU auf 
Kündigung aiiueHtcllter Staatsbeamter in den Bleust des prenssischen 
Staates fiborfriiii;, ist seit dem 1. Januar 1887 von seiner vorj; (»setzten Be- 
hörde, dein kinigUohen Eisenbahubetriebsamte IL, nach vori;{tii<riiier. 
rechtzeiti^^er KündifiUH^ aus dem Staatsdienste entlassen, und zwar weil 
er sich durch die von iiim bei einer gewissen (Telogenheit an den Tacr ge- 
legte verwcrUiche Grsinnungsweise der Achtung uud des Ansehens, welche 
sein Beruf erfordere, unwürdig gezeigt habe, sowie zugleich mit Rfleksieht 
darauf, dass seine sonstige Dienstführung wiederholt zu strengen Be- 
strafungen Anlass gegeben habe. In diesem Prozesse fordert er nun seine 
Pension nach Maassgabe des Reglements der Pensions- und Unterstützungs- 
kasse für die Beamten der B. U. Eisenbahngesellschaft, dessen Be- 
stimmungen, wie anbestritten imd aozweifelhaft ist, soweit zur Anwen- 
dung zn kommen haben, wie sie dem Kläger günstiger sind, als diejenigen 
der die Pensionsberachtignng der Staatsbeamten regelnden prenssischen 
Gesetze. Das Oberiandesgericht*) hat diesen Ansprach deshalb verworfen, 
weil aach nach dem erw&hoten Reglement, nnd zwar nach § 25 litt. c. 
daselbst, ein Beamter, der wegen schweret Pflichtverletzungen gegen den 
Dienstberm, insbesondere auch wegen nnehrenhafter Handlungen entlassen 
werde, seinen Pensionsansproch verliere, nno aber die Feststellnng der 
Verwaltungsbehörde, dass dem Kl&ger wegen einer durch gewisse Hand» 
Inngen an den Tag gelegten verwerflichen Gesinnnngsweise, sowie mit 
Rflcksicht auf die wiederholt über ihn wegen Dienstvergehen verhängten 
strengen Bestrafungen das Dlenstverhaitniss gekfindigt werde, ffir den 
Richter maassgebend, beziehungsweise, wie an einer Stelle der Entschei- 
dungegrfinde gesagt wird, insoweit der Rechtsweg ausgeschlossen sei. Dass 
dem Ansprüche der Verwaltungsbehörde diese Bedeutung beigelegt wird, 
ist ansschlieeslich auf den § 5 des prenssischen Gesetzes vom 24. Hai 1861, 
betreffend die Erweiterung de» Rechtsweges**), gestützt Soweit die Re- 
visionsangriffe sich gegen die Art der Anwendung oder gegen die Aus- 
legung dieser Gesetzesvorsefarift oder gegen die angebliche Verletzung 

•) zu II. 

G -S. S. 241. 



^ j . -Li by Google 



Bntwh. 4w DtotadiMi Rmelmtrichto Ton 8. NoT«mber 1891. 



anderer preussischer (Tesetzesbestiminungen richteten, Terdienten sie keine 
Beachtnugf da die fraglichen prenRAiscbreihtlichen Normen innerhalb des 
Bezirks des hanseatischen Oberlandesgerichts nirgends Geltung erlangt 
haben, also die Revision nach § 11 der Zivilprozessordnang, beziehangg- 
weise nach § 1 der kaiserlichen Verordnung vom 28. September 1879 ver- 
glichen mit § 6 des EinfQhrungsgesetzes zur Zivilprozessordnang auf ihre 
Yerietzong nicht würde gestützt werden können. 

.... Naehzuprüfen war hier hauptsäclilieh nur die Kra?e, ob naeh den 
die Ertliche (ieltuiig der Rechtsnormen regelnd'^n i^cmeinrcchtlichei» Grund- 
sätzen das» Oberiandesgericlit hier überhaupt mit Reeht preussiscbes 
Kechl zur Anwendung gebracht iiabe. Dieselbe inusste bejaht werden. 
Es handelt sich hier um Ansprüciie des Klägers &m seinem vormaligen 
Staatsbeamtenverhfiltnisse; denn obgleich die Voranssetzungeu und der 
Inhalt seiner Pensionsberechtigung unter Beachtung des Pensionsregleraent* 
der früheren B. H. Eisenbahngosellsrhatt zu bejjlimmen waren, so bcruhto 
doch auch die& auf ihm h. i «»Mner Anstellung als Beamten gi uiachteu 
Zusicherungen, keine^wt-gs unt einem privatrechtlichen Vortrags Verhältnisse, 
wie ' in ^olchcö allerdings früher zwischen ihm und tier B. H. Eisenbahn- 
gei^cUsi iiaft obgewaltet hatte. Da nun das fragliche Staatsbeamtfnver- 
haltniss ein preussisches war so kann keinem Zweifel unterliegen, 
dass es» jedeufalls in materioller Beziehung durchaus uach preussisciiem 
R(!cbte beortheilt werden musste. Hierfür ist es auch unerheblich, dass 
der Kläger dienstlich einer Behörde uulerstellt war, weli;be mit Zustinnuuug 
des hamburgischen Staates ihren Sitz in Hamburg hatte, nnd dass der 
Dienst, zu welchem der Kläger augestellt wurde, zunächst iu Mecklen- 
burg zu leisten war. 

Ein Zweifel konnte etwa nur in der Beziehung entstehen, ob die 
Frage wegen «ler der Entscheiduug des Eisenhahnbetriebsanites den kläge- 
rischen Ansprüt'heii gegenüber zukommenden Bedeutung zur materiellen 
Heurtheilunu der Streitsache gehöre. Das Berufungsgericht bezeichnet, 
wie .schon erwalmi ist, an einer Stelle seiner Entscheidungsgründe als 
Gegenstand dieser Frage die „Zulä-ssigkeit des Rechtsweges", indem es 
sich auf von Bar, internationales Frivatrecht (Aufl. 2), Bd. 2, S. 397 f., für 
die Ansicht beruft, dass die Entscheidung derselben nach dem materiell 
für die Sache maassgebenden Rechte zu erfolgen habe. Wenn diese Formu- 
lirung der Frage zuträfe, so würde die fintecheidnng fOr richtig nicht er- 
achtet werden können. Nach genauem Sprachgebraache kann man von 
einer Unzolässigkeit des Reehtsweges nur da reden, wo die Entaeheidnng 
ober einen Parteienatreit als eine noch ausstehende, znkQnfüge nicht den 
Geriobten, sondern einer anderen Behörde znkomiDt Das ist allemal eine 
frage der BekOrdenorganisation, Öffentlich-rechtlicher Natnr nnd daher 
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zweifellos iiur nach dem Rechte des Gerichtsortes zn benrtheilen. Davon 
sind aber allerdings solche Falle durchaus zu unterscheiden, wn die 
Existenz, beziehuii|2:sweise der 1 u halt eines Anspruches sich materiell- 
rechtlich unter anderm nach einem srhon vdrliegenden und sowoit also 
maadsgebendeu Ausspruche irgend einer Behörde bestimmt. Das (ieiiuugs- 
gebiet einer solchen Vorschrift des materiellen Rechtes ergiebt sicli selbst- 
verständlich nur aus deu allgemeinen privatrechtlichen Grundsätzen über 
die territoriale Abgrenznng der Herrschaft der Kecbisnormen. 

Der Unterschied dieser beiden Arten von Fällen ist in der vom Ober- 
landesgerichte angeführten Erörterung von Bars unbeachtet geblieben. 
Dagegen ist er, formell zwar nicht vom Staudpunkte des gemeinen deut- 
schen Rechtes, aber vou dem des preussischen Landrechtes aus, schon 
hervorgehoben worden vom 4. Zivilsenate des Reichsgerichts in der Sache 
IV 87186, eine Entscheidung, welche daher zu der von dem genannten 
Schriftsteller dargelegten Auffassung nieht in einem so entsehiedeneo 
Gegensatze steht, wie er selbst (a. u. 0. S. 397 Anm. 2), dem oslcnhar nur 
der Auszug bei Bolze, Praxi« des Reichsgerichts Bd. A No. 30, bekmun 
war, meint; verfrleichi' übritiens auch Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Zivilsachen Bd. 10 S. 320 und Bd. 11 S. 227, sowie Bähr. Rechtsstaat 
S- 60 ff. Im vorliegenden Fallt' nun handelt es sich, sowohl nach dem 
wirklichen Inhalte des § 5 des erwühuten preussischen Geset^zes vom 
24. Mai 1861, als auch nach der vom Oberlandesgerichte über denselben 
getrolfenen Feststellung» richtig aufgefasst nicht um eine eigentliche 
UoznläsBigkeit des Rechtsweges, sondern um einen Fall der zweiten 
Art. Dnrch den § 1 des angeführteo Gesetzes ist allen vermögensrecht- 
lichen Ansprüchen der Staatsbeamten ans 'ihrem Dienstverhftltnisse ohne 
jede £in8ohr&nkong der Rechtsweg erSflhet worden; allerdings mit 
gewissen Maassgaben''; aber diese Haassgaben betrofTeo, soweit sie ein- 
schribilcender Natur zn sein scheinen, nnr die materiellen Tonus- 
Setzungen gewisser oder aller hierher gehörigen Ansprüche. Das Ober- 
landesgericht hat in dieser Hinsicht nicht etwa das Gegentheil festgestellt, 
vielmehr an einer anderen Stelle seiner Orfinde auch seinerseits als die 
zu. entscheidende Frage diejenige nach der materiell -rechtlichen 
Wirkung, welche den Entscbddnngen der Disziplinar- nnd Verwaltimg«- 
behörden in Bezug auf die Entlassung eines Beamten zukomme, bezeichnet. 
Es liegt also auch im Bemfnngsurtheile nur eine Yerkennung der Existenz 
eines UnteFSchiedes zwischen den beiden oben auseinander gesonderten 
Arten von FiUlen vor, während die Entscheidung selbst, dass fftr die hervor- 
gehobene Frage hier das preussische Recht maassgebend sei, richtig ist. 

Dass das Oberlandesgericht, da es wegen des Anspruches des Eisen^ 
bahnbetriebsamtes als feststehend anssh, dass der Klüger wegen einer an 
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den Taf? gelegten verwerHichen (JcsinnaiiG'sweise. sowie mit Rücksicht auf 
mehrfache wegen Dienbtvergolien über ihu veriiüiiüte strenge Bestrafungen 
entlassen sei, weiter angenommen hat, dass ein lall des Vcrhistes der 
Pensionsberechtigung nach § 25 litt, c des Pensionsreglemeats ge^^eben sei, 
konnte kein Bedenken hervorrufen. Es kann dnhei ganz auf sich beruhen, 
nh (]f>r Inhalt des Reglements hier nach gemeinem deutschen oder nach 
preussischem Hechte zu beiirtheilen sei — in welchem letzteren Falle inso- 
weit die Nachprütunj; des Heic-hsy^erichts ausgeschlossen sein würde, — 
da keinesfalls eine revisibl - {u'«'liij?ni rm durch jene Annahme des Be- 
rufungsgerichtes verleizt ist; wie denn der Kläger in dieser Beziehaog 
auch Ii einen Bevisioosaugriff erhoben hat 



Nr. 175. Eafseli. des Preoss. Ober^YervAli-Qerlchte. 

4. Senat. Vom 13. November 1891. 

FPranm. Verw. Bl. XIII. Vr. 48.1 

Versagung der Baueriaubniss. 

Wird eine den geforderten Baukousens Tersagende Verfügung ange- 
foehten, so darf der Riehter im Streitverfahren seiner Entscheidung kein 
anderes Bauprojekt zum Grunde legen als dasjenige, welches der Polizei- 
behdrde zur Genehmignng vorgelegt und von dieser verworfen war. 



ÜT. 186. Kek. EutBCh. des Keichsversicherongsamta. 
Vom 16. November 1891. 
§ 1. üüf. Vers. Ges. vom 6. Joli 1884. AiiBd6]ui.6te8. vom 28. Hai 1885. 
Ein Unfall, den ein mit freier Rückfahrt vom Dienst ztirüokkehrender 
Balmbedienateter wftlirend der Rückfahrt erleidet, stellt aielL als Betrie1>B* 

mi&ll dar. 

Einem Dampfstrassenbahnschatfner, weicher nach Ablieferung seiner 
Tageseinnahme und des Fahrkarlenbestandes mit Freifahrterlaubniss der 
Bahnverwaltung einen Bahnzug zur Rückfahrt von dem entfernt belegenen 
Betriebsbüreau nach seinem Wohnort benatzt, in dem Dienstverhältniss zur 
Verwaltung im übrigen aber verbleibt, stehen für die Folgen eines auf 
dieser Fahrt erlittenen ÜnfaUs-Entschädigungsansprüche nach dem Unftill- 
verridiernugsgesetze zn. „Denn die GewShmng der freien Rückfahrt 
stellt sicli als ein Theil des Lohnes dar, als eine Natoralleistung, 'welche 
ihm auf Grund des Oienstvertrages gewährt wnrde. Diese ist aber ferner. 



232 Kotficb. der Kumgl. lioganücheu Kurie vom 17. November 1891. 

weil die Natar des BiseobahnbetriebeB, welcher Uber grösaere oder ge- 
ringere fintÜBrnnngen sieh erstreckt, die Gew&hraiig derartiger Veitbeile 
an die Bediensteten mit sich bringt, wenn anders die erforderlichen Ar- 
bdtaicrftfte beschafft werden sollen, durch die EigenthOmliehkeiten dieses 
Betriebes begrfindet. Es unterliegt welter keinem Bedenken, dass ein 
derartig auf Rfickiahrt befindlicher Schaffiier nicht nur znr Racksichtnahme 
gegenüber dem Pabliknm gezwungen ist, wie sie ein Fahrgast nicht an 
üben braucht, sondern auch anders, wie ein Fahrgast, in erster Linie mit- 
berufen and verpflichtet ist, Unr^ehnfissigkeiten in dem Betriebe abzn- 
stellen, z. B. bei Entgleisungen mit Hand anznlegen. Thftte er dies 
nicht* 80 würde die EiaenbahnTerwaltnng mit Becht hieraus einen Grand 
znr Auflösung des Dienstverhältnisses entnehmen kOnnen. Er legt dem« 
nach die ihm gewührte freie Rückfahrt nicht wie ein Fahrgast, son- 
dern als ein im Dienst der Verwaltung auch ferner stehender Angestellter 
derselben znrSck, mag er anch — bei stundenweiser Vergütung — für 
die Rflckfobrtszeit ein Entgelt nicht eriudten. — Wfthrend einer derartigen 
Rfickfshrt hat der Schaffner daher Anspruch auf eine Entschftdigung nach 
Maassgabe des Unfallversicherungsgesetzes für jeden durch den Bahnbetrieb 
als solchen herbeigeführten Unfall, sofern nicht durch die Art desselben 
— wegen vorsätzlicher Herbeiführung oder wegen seines sonstigen Ver> 
haltens, das ihn ausserhalb des Betriebsbannes stellen würde, — der Zu- 
sammenhang mit dem B^striebe für aufgehoben zu erachten isf^ 

Nr. 180. Ent8ch. der Könl^l. Lugarischen Kurie. 
Vom 17. N<>v einher 1891. 

flJMl, lüsnitidliiir r.iit>'li 18!)!. Nr. HO. S'. 

Die Bestimiming des ^ ß4 des Betriebsreglements, dass die Eisenbalm für 
jenen Schaden nicht haftet, welcher durch den äussrrJicli nicht erkenn- 
baren Mangel dpr Verpackung entstanden ist. setzt voraus fiass; df« Ver- 
paekung ursprünglich mangelhaft wrir und dass dies durch den Vermerk 

des Aufgebers im Frachtbriefe dargftlum wird 
Der Frachtführer wird von der Entschädigungs] üiüht dadurch nicht be- 
freit, dass die Leckage eines Fasses mit Oel infolge der grosseu Hitze 
eingetreten ist, denn er hätte die Sorgfalt eines ordentlichen Kanfmaiines 
in der Weise anwenden müssen, dass die Dauben des Oelfas^os gegen die 
Einwirkungen der grossen Hitze bewahrt werden. Die Stimmung des 
§ 425, PuuV-t 4 des ungai\ H.ü. (entspricht dem Art. 424, Punkt 4 des 
Allg. d. H. G Ii.) ist nur bei solchen Waaren anwendbar, bei welchen die 
aussergewölmliclie Leckage n. s. w. durcli deren eigenthünüiohe Beschaffen- 
heit vemrsaeht wurde. 
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Wenn weder Uüaclitsamkeit, noch böse Absicht obwaltet, ist die Eisen- 
bahn in Ermanglung einer ppgentheiligen Uebereinkunft nur den hierfür 
im BetnebareglentAiLt noxmirten gemeinen Haadelswerth zu vargäteii 

soholdig. 

Die Birektiou der köiiigl. uiiganseheu .^taatsbahneu wurde bei eiuem 
Badapester Bezirksgerichte auf Entschadiiiim^r für eine wälirend des Trans- 
portes ausgeronnene Menge Oeles nach desseu Fa( turaprei?<e geklagt. Diese 
Klage wurde mit iieziehuug auf § 425 H. G. und auf deu damit über- 
einstimmenden § 64 des Betriebsregh'ineiits abgewiesen, weil die Eisen- 
bahn für die dort bezeiehueten Waareu keine Haftung übern inaiit, nach- 
dem der Kläger selbst nicht behauptet, dass an dem Fasse Spuren einer 
äusserlichen Gewalt waiinieliinbar waren, und weil nach dem Konstatirungs- 
protokoll da.« Oel infolge der grossen Hitze, respektive der Lockerung der 
Dauben ih< Fusie», aus demselben geroniu n ist; es konnte daher gemäss 
§ 398 des ungar. H. G. (entspricht dum Art. 395 des allg. d. U.G.B.) 
die Haftung dt-r Eisenbahn nicht i)latzgreifen. 

Die künigl. Tafel in Budapest iluderto dieses Urtheil dahin ab, dass 
dem Kläger der im ^ 68 des Betriebsreglemcnts uormirte geraeine Hau- 
delawerth von 60 kr. pro Kilogramm gebührt. 

Grfinde: 

Die Berufung der Geklagten auf § 64 d» s Betriebsreglements befreit 
die Bahn von ihrer Haftung deshalb nicht, weil cb keiuem Zweifel unter- 
liegen kann, dass die darin euthaltene Bestimmung, respektive Befreiung, 
VCD dem rinstaiide bedingt ist, dass die Verpackung schon vor der Auf- 
gabe mangelhaft war und dies durch die Anerkennung seitens des Auf- 
gebers im Frachtbriefe erwiesen sei. Nachdem ein solcher Mangel vou 
der geklagten Eisenbahn nicht lieliuuptet und auf dem Frachtbriefe niciit 
ersichtlich gemacht wurde, ja sie selbst behauptet, dass die jfrosse Hitze 
die Ursache der Leckage des Oeles gewesen ist. so kann nicht der zitirte 
Paragraph des Betriebsroglements, sondern § 3U8 des H.G. (395 allg. 
d. iLG.) im vorliegenden Falle zur Anwendung gelangen. Dieser gesetz- 
lichen Bestimmung gemäss musste die Haftung der geklagten Bahn aus- 
gesprochen werden, weil sie selbst nicht behauptet, dass einer oder der 
andere der in diesem Paragraphen vorgesehenen BefreinngsföUe in der 
gegenwärtigen Streitsache obwaltet. Bie von ihr angefahrte Ursache der 
grossen Hitze wfirde sie ebenfalls belaateo, weil <tie Gdüagte mit der 
Sorgfalt eines oidentUchen. EaafmamieB in der Weise hätte vorgehen 
sollen, dass die Danben des Oelfasses vor der Loekemng bewahrt werden. 
Der Punkt 4 des § 435 kann hier nmsoweniger in Anwendnng kommen. 
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als die geklagte Bahn selbst nicht behauptet, dass die Leckage iafolge 
der aussergewöhn Hellen Beschaftenheit des Oeles entstanden sei. 

Die köiiigl. Kurie bat dieses zweitinstaDzliche Urtheil aus dessen Mo- 
tiven bestätigt. 

Gründe: 

Die Kurie hält an der, anch in frOheron StreitiftUen ausgosprodienen 
Ansicht fest, dass auf die im § 398 H.6. begründete Entscbädigungs- 
pflicht der Umstand gar keinen Einflnss übe, dass wegen der wäbiend des 
Transportes onTermeidlichen Erschütterung die Reifen eines Fasses sich 
sehr leicht ausweiten, auf welchen leicht erkennbaren Mangel Acht zu 
geben und den dadurch leicht entstehenden Schaden vn verhindern jedoch 
eine Aufgabe des Frachtführers bildet. 

Ein Mangel der Yerpacknng kauu denselben nur dann von der Eiit^ 
Schädigungspflicht befreien, wenn ein solcher durch die Erkl&ning des 
Angebers im Frachtbriefe erwiesen ist 



^r. 178. Knlsch. des Deutschen UefehH^erichts. 

6. rivil-Senat. Vom 26. November 1891. 

Zum Begriff des Werkverdingungsvertrages im Sinne der §§ 915 f. Tb. I 

Tit 11 des Preiufl. AUg. Laudreehts. 

Der liegritV des \VerkverdujL;ungsve.rtrages im Siuue der Vorschriften 
der §§ 91.') IV., I. 11 A.L.-K.'s erfordert keineswegs nothwendig, dass ein 
neues Produkt, eine besondere neue körperliche Sache hergestellt wird; 
eine Werkverdingung liegt viebnehr überall da vor, wo dem Werkmeister 
die Herbeiführung eines bestimmten Erfolges vermittelst seiner Arbeits- 
oder Dienstleistung im ganzen übertragen ist. Ob bei der Uebertraguug 
eine bestimmte Vergütung fftr das ganze Werk festgesetzt ist oder nicht, 
ob die znr Herbeiführung des Erfolges zu bearbeitenden Gegenstände von 
dem Besteller oder von dem Werkmeister angeschafft werden; ob dem 
Besteller in grosserem oder geringerem Umfange eine EiDwirinmg anf die 
Art der Ausführung des Werks eingeränmt wird, — alle diese Fragen 
sind für die rechtliche Gharakterisirang des Vertrages als Werkverdingung 
ohne Bedentnng, sofern auf Gmnd der konkreten Umstitaide featgeetellt 
wird, dass der Vertrag nach dem Willen der Vertragsscbliesser nicht bloss 
die Dienstleistnng selbst, sondern den dnreh die Dienstleistung zn bewii^ 
kenden Erfolg znm Gegenstande haben sollte. — Im Übrigen darf der 
Besteller, wenn er von seinem BQcktrittsrecht vom Vertrage wegen ün- 
tncbtigkeit des Werks Gebranch macht, nichtsdestoweniger Sehadenersatx 
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beaDspnichen, sofern die vertragemiesige BescbafTeobeit des TVerks durch 
das Versehen des Werkmeisters verschuldet ist Zwar lässt § 947, I. 11 
A.L.-R.'8 nach seinem Wortlaut dem Besteller nur die Wahl: „ob er vom 
Vertrage abgehen nud ftlso die ÄDuahme verweigern oder Schadlos- 
baitung wegen der bemerkten Fehler fordern wolle''; indesseii, wenn der 
Bücktritt gewählt wird, kommen auch bei dem Werkverdingnngsvertnige 
vie bei sonstigen Verträgen die §§ 285 ff. des 1. 5 a. a. 0. znr Ad Wen- 
dung und nach diesen Vorschriften muss der Werkmeister, soleni die ver- 
tragswidrige Beschaffenheit des Werks durcb sein, sei es auch nur ge^ 
ringes Versehen verschuldet ist, dem Besteller das volle Interesse ver- 
güten. Dabei liegt nicht dem Besteller der Beweis eines Versehens des 
Werkmeisters ob, vielmehr hat der Letztere nachzuweisen, dass ihn bei 
der vertragswidrigen Leistung kein Verschulden trifft. Ist jedoch die 
Fehlerhaftigkeit des Werks ans der Bescliaffeuheit der vom Besteller ge- 
lieferten Materialien entstanden, so haftet der Werkmeister, falls sein Ur- 
theil hierüber verlangt war. nur für ein massiges Versehen, anderenfalls 
sogar nur bei oifeubarer l utüchtigkeit der Alateriaiien und Unterlassung 
der Warnung. — §§ 057, 958, L 11, 

Mr. 179. £«k.£ntscli. des Beidis^YersieherniigSMiits. 
Vom 30. November 1891. 

[Antl. Nadir. S. B.V. A. «9«. Aug.) VUt Nr. tl. S. m ZOL t09L] 

§ 1. üiif.VeiB.Qe8. Ein Bnieli ist dann auf einen Betriebsinfsll Bnrftek- 
niAlireB, weim er in Folge eines aosseigewöludielien Betile1»seieigni8Bes 
besw. einer tber die ttbUclie Betrielnarbelt binansgehenden Anstrengong 
nun Anatreten gekommen ist, steht aber, wenn dies Folge der gewölm- 
liehen Betriebsarb^t war oder mit dieser nur leitlieh, nieht nrslohlich 

rosammenfSllt 

Das Rekursgericht erachtet es für hinlänglich wahrscheinlich ge- 
macht, dass am 10. März 18'J1, als der Kläger einen mit Kohlen gefüllten 
Eisenbahnwagen, der durch das Aufstossen mehrerer anderer Wagen in 
zu schoelle Bewegung gekommen war, mit dem Holzscheit plötzlich nnd 
gewaltsam aufhalten nnd zurfickstossra wollte, in Folge dieser nngewOhn« 
liehen, über den Rahmen der üblielien Betriebsarbeit hinausgehenden An- 
strengung der am folgenden Tage von dem Arzt L. festgestellte rechts- 
seitige Leistenbnich zum Anstreteu gekommen ist. 0ass der Elfiger diese 
besonders die Banehmnskeln stark anstrengende Arbeit venichtet hat, ist 
dnrch die Unfatlnotersnefanng erwiesen. £r bat auch kurz daranf seinem 
Mitarbeiter B. über starke Schmerzen in der rechten Seite geklagt, wfth- 
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rend er dies bis dahin nie gethan, nnd den Unfall schon am 13. März 1891 
zur Anzeige gebracht. Die Betriebsunternehmerin hat erklärt, dass ihres 
Wissens der Kläger vor dem 10. März 1891 einen Bruchschadeu nicht 
gehabt habe, und sich dahin p^eäussert, dass er den Brach in der von 
ihm behaupteten Weipf erlitten habe. Der «^edaelite Arzt stellt in seioem 
Attest vom IB. April 1891 fest, das.«? der Bruch friseh ausgetreten ge- 
wesen sei und nicht bereits früher bestanden habe. Der gleichfalls ge- 
hörte Kreisphysiküs H. erklärt en'Ilich in seinem Gutachten vom 13. Anorust 
1891, dass ans der geringen Weite der i:{rachpforte (sihwaeiier Bruch- 
anlage) und der beobachteten entzündlichen Einklemmung des Bruches 
mit Bestimmtheit ;iul ein plötzliches Austreten des Bruches in Folge 
heftiger Anstrengung beschlossen werden müsse. Aus allen diesen Um- 
ständen hat das Rekursgericht die Ueberzeugnng gewonnen, daas der 
Bruch in <ler oben angecjebenen Weise entstanden und daher — im Gegen- 
satze zu der alhnäliseii Entwieküluug der Bruchanlase zum Bruche, wo- 
bei das Austreten des let/.tereu höchstens in zufälligem zeitlichen, nicht 
aber in ursächlichem Zusammenhange mit der Betriebsari)eit erfolgt — 
als Betriebsunfall anzusehen ist (auch zu vei"gleichen Keknrseiitscheiduugeu 
230 und 4«;^ Amtliche Nachrichten desK.V.A. 1SS6 Seite 274 und 1888 
Seite 84). ih-r Grad der Erwerbsunfähigkeit ist im Ansehlnss au die 
ärztlichen Gutachten auf zehn Prozent festgesetzt worden (zu vergleichen 
Rekursentscheidungeu iMH und 291, Amtliche Nachrichten des R.V.A. 
1886 Seite 251 und 1887 Seite 36). 

Nr. 180. Bek. Kutsch, de» Koidis-YerHicheniiigsanitä. 

Vom 30. November 1«91. 

[Amtl. Nachr. d. K. V. A. (<Jis. Ausg.) VllL N, 18. vS. 318. Z. 11f.R.] 

Wann ist eine darch den thätlichen Angriff eines Mitarbeiters zugefügte 
Verletzong eines Arbeiten ab Betiiebranfall anznseban? 

Zwei in einer Bierbraaerei beschäftigte Arbeiter A. Qod B. hatten, 
knrz bevor sie nach beendeter Tagesarbeit die Betriebsstätte verlassen 
wollten, in der innerhalb der Betriebsgebftnde belegenen BedflrinissaDstalt 
einen Wortwechsel, welcher damit endete, dass B. dem A. eiaeo Schlag 
in das Gesicht versetzte. A. stürzte in Folge dessen und, da er wegen 
Angetrankenheit weniger widerstsndsf&hig war, nieder ond schlag mit den 
Hinterkopfe auf den liarten Zementboden anf. Er hat hierdurch das Ge- 
hör anf beiden Ohren vollständig verloren. Anlass zu dem Wortwechsel 
hatte der Umstand geboten, dass A. im Laufe des Tages dem B. und 
einigen anderen Arbeitern gegenflber gedroht hatte, eine Ordnungswidrig- 
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keit, die jenen znr Last fiel — sei es nim (naeb des A. Behanptmig) da« 
Mitbriogen und TrinkeD von Branntwein, sei es (nach Angabe des B.) die 
heimlicbie ntid verbotene Entnahme von Bier snm Gennsa w&hrend der 
Arbeit — , bei dem Branmeister inr Anzeige zu briogeo. B. ist wegen der 
schweren Schftdignng des A. mit einem Monat Gelängniss bestraft worden: 
Das Beiehs-Versi^emngsamt hat iant Reicnraentseheidnng vom BO. No- 
vember 1891 in Uebereinstimmnng mit den Vorinstaazen einen Betriebs- 
un&U für vorliegend nicht erachtet In den Gründen ist Folgendes ans- 
geffthrt: 

Bei der geschilderten SacbbHse handelt es sich znnSehst nicht nm 
einen Unfall, der lediglich darin bestSnde, dass ein Arbeiter bei einer 
dem Betriebe snzorechnenden Th&tigkeit innerhalb der Grenzen der Be- 
triebsstätte dnreb einen Starz zn Schaden gekommen ist (zn vergleichen 
Beknrsentseheidnngen 824, 804, Amtliehe Nachrichten des R.V.A. 1887 
Seite 134, 1890 Seite 168). Der Unfall ist vielmehr als eine Folge der 
freien Handlung des B. zn benrtheilen, nnd es ist zu prflfen, -ob der von 
B. anf A. verübte Angriff derart mit dem Betriebe in ursächlichem Zn* 
sammenbaage gestanden hat, dass die Verletznng des A, hiernach als* noch 
,bei dem Betriebe* erfolgt gelten kann. DasB sie zeitlich und OrÜich 
mit dem Betriebe zusammenhäagt, ist ans dem Sachverhalt ohne Weiteres 
ersichtlich (zu vergleichen anch Rekursentscheidongen &18, 560, Amtliehe 
Nachrichten des K.V.A. 1888 Seite 214, 288.) 

Das Kffichs-Vereiicherungsanit hat sich mit der Frage, wann eine 
dordi den tbätlichcn Angriff eines Mitarbeiters zugefügte Verletzong eines 
Arbeiters als Betriebsanfall anzusehen sei, in einer Reihe veröffentlichter 
Kekursentscheidungen (1049 ff., Amtliche Nachrichten des R.V.A. 1891 
Seite 261 ff.) griiiidsätzlich beschäftigt, in der Rekursentscheidnng 1054 
ist das Ergebniss der Prüfung dahin zasammeugefasst worden, dass eine 
vorsätzliche Körperverletzung, welche ein Arbeiter dem anderen bei Ge- 
legenheit von Zwistigkeiten nnd Thatlichkeiten auf der Betriebsstätte oder 
bei der Arbeit zagefugt, nin als Betnebsnnfall zn gelten, derart in erkenn- 
barem ursächlichen Znsammenhange mit dem Betriebe stehen müsse, dass 
sowohl die Veranlnssung dazu wesentlich in letzterem beruhe, als auch 
die verletzende Handlung selbst sich noch als ein Ausflnss der Beti iehs- 
gefahr darstelle. Der vorliegende Fall ist nun so geartet, dass die An> 
nähme eines ursächlichen Zusammenhanges zwischen der Verletzung des 

A. und dem Betriebe unter den bezeichneten Gesichtspunkten an sich 
möglich wäre. Denn erwiesenermaassen war die Veranlassung dazu, dass 

B. den A. angriff, die Drohung des A., den B. wegen einer Betriebs- 
widrigkeit beim Braumei;*ter anzuzeigen. Der A. war zwar nicht B.'s 
Vorgesetzter (zu vergleichen ReknrsentscheidaQgeu 1055, 1056, Amtliche 
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Naichrichten des R.Y.A. 1891 Seite 268, 264); gleidiwohl Wirdes als ein 
von dem Betriebsimteniehmer gewUneehtes und erwartetes Verludten an- 
gesebeo werden litonen, wenn anch gleicligestellte Arbeiter gegenseitig 
betreffs vorkommender Unregelmftssigiceiteii eioe Eootrole Oben. Insofern 
konnte die von dem A. gedrohte Anzeige also sehr wohl eine im Betriebs- 
interesse beabsichtigte Handlung darstellen. Anch eine Betriebsgefahr — 
welcher die Verletzung, um dem In der Eotseheidung 1054 aufgestellten 
zweiten Erforderniss zu genfigen, entspringen müsst« — licsse sieh unbe* 
denklich darin finden, dass der gewissenhafte Arbeiter, welcher Unregel- 
mässigkeiten zn vorliüten oder znr Aiindang zu bringen bestrebt ist, da- 
durch der ßache der durch sein Verhalten mit Nachtheil bedrohten Mit- 
arbeiter ansgcsptzt ist. 

Allein die IntM imch an sich wohl mögliche Annahme, dass der A. 
einen Betriebsunfall erlitten hat, findet in dem gedämmten Sachverhalt 
keine ausreichende tbatsächtiche Begründnni^ Es ist nicht liinliinglich er- 
wiesen, dass A. mit seiner Drohung, den B. anzuzeigen, im Betriebsinter- 
eese hat thätig werden wollen. Wie die Strafakten wider B. ergeben, 
war A. ein dem Tnmke eruHbenor Men<tch, bei dem bald nach seiner 
Yerletznng im Krankenhausc das alkoholische Delirinm aasbrach. Er ist 
femer offenbar von den Mitarbeitern geringschätzig bebandelt and des 
Oefteren geneckt worden. In Anbetracht kann nicht für festgestellt er- 
achtet werden, dass A. als gewissenhafter Arbeiter Anstoss an der beob- 
achteten Ordnangswidrigkeit genommen und sich dadurch gedrängt gefühlt 
hat, die Betheiligten anzuzeigen. Vielmehr wiir anzunehmen, dass er in 
jener Beobachtung lediglich einen willkommeneu Aniass gefunden zu haben 
glaubte, sich für die Nrirpekien der Anderen schadlos za halten, indem 
er f?ic durch seine nrolinuK in Fiin-iit ver8et/t<\ Der Aniass zu der Miss- 
handlung durch B. ii\uii somit nicht wesentlich aus dem Betriebe hervor, 
nnd es gebricht deshalb an einem zureichenden Grunde, um die Beklagte 
für die Folucn der ^lissliaadiuog gemäss § 1 des Unfaliversicherungs- 
gesetzes haftbar zu machen. 

Hr. 181. Dntsch. des Oeaterr. Yerwnlt Oeriebtshofes. 

Vom 2. Dezember 1891. 

[OwtMr. ElMDli.TeMi4n.nL Nr. HOSu S. 15CT. Budwlukl ZT. 8. aHS.] 

Die Beigbehdrde Ist heftigt, den BeigwerksbesitiEer sn Yorkelinuigeii nid 
Anlagen, wslohe die Beseitigung der Folgen eines Tagbniolies besweekeB. 

such ober Tags m TeranUssen« 

Innerhalb der Grenzen eines (Irubeuteldes war an einer Bezirlts- 
strasse iu l^olge Verbraches einer alten Strecke ein Tagbracb eingetreten. 
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Der Bergwerksbesitzer wurde Daeh YerBtflrziing des Tagbrachee durch 
die fibereiDetimmeiideii Erkenntnisse der Bergbanptmaonschaft und des 
Ackerbanmioisteriums Terpfliehtot: im Falle einer Nachsenknng der Strasse 
an der Yerbmchstelle die sofortige Nachschotternng in einer den Verkehr 
anf der Strasse danernd sicherstellenden Weise zu veranlassen; femer bei 
Auftreten neuer Tagbrüche auf der Strasse innerhalb der Grenze des 
Gmbenfeldes die Anzeige an die Gemeindevorstehnng und an das Revier- 
bergamt zu machen und den von letzterem angeordneten Sicherheiten 
Haassregeln bei den Folgen der §§ 172 nnd 178 des allgemeinen Berg* 
gesetzes vom 23. Mai 1854, R.-6.-B1. Nr. 146, nachzukommen. 

Der Bergwerksbesitzer betrat nun den Weg der Beschwerde vor dem 
Verwaltungs-Gerichtshofe, wobei er 

L auf die Bestimmung des § 106 allg. Berg.-Ges. (verwies, wonach 
der Bergwerksbesitzer IGr Beschidigungen an solchen Gebäuden, 
Wasserleitungen oder anderen Anlagen, die innerhalb eines Gruben- 
feldes erst nach dessen Verleihung ohne obrigkeitliche BaubewiUi- 
gung errichtet worden sind, nicht verantwortlich sei, 
2. behauptete, dass die ihm aufgetragenen Sicherheits-Vorkehrungen 
sich nicht als Sicherbeitsmaassregeln im Bergbaubetriebe dar- 
stellen. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof wies die Beschwerde mit folgender Be« 
grttndung zurück: 

ad. 1. Der angerufene § 106 allg. B.-G. hat schon deshalb nicht in 
Anwendung zu kommen, weil es sich im vorliegenden Falle nicht um die 
Vergütung eines Bergschadens, sondern direkt um Sicherheitsvorkehrangen 
handelt, bezuglich welcher der § 222 allg. B.-6. allein maassgebend ist, 
wonach bei Ereignissen im Bergbaabetriebe, welclie die Sicherheit der 
Personen, Gebäude, Grandstfiikc und anderer Anlagen gefährden, zu 
welchen firei^nisäeo der fragliche Tagbrach als eine unmittelbare Folge 
des Bergbaubetriebes gewies zaiilt, die erforderlichen Sicherheits-Maass- 
regeln von Seite der Bergbebürdc anzuordnen sind, welche nach § 178 
allg. B.-G. auch im Falle der Wahrnehmung eines sicherheits widrigen Zu- 
standes nach Umständen unter Zuziehung von Kunstverständigen die Art 
der Abstellung desselben und die Frist zur Vornahme der letzteren zu 
bestimmen und nOthigenfalls auf Kosten der Bergwerksbesitzer zu ver- 
iQgen hat. 

ad. 2. Die Bergbehörden sind ermächtigt, den Bergwerksbesitzer zu 
solchen Vorkehrungen und Anlagen, die auch die Folgen des Tagbruches 
zu beseitigen geeignet sind, zu verhalten, demnach auch berechtigt, zu 
dem gleichen Zwecke Vorkehrungen ober Tags zu veranlassen, und hat 
der Bergwerksbesitzer solchen Anordnungen Folge zu leisten. 
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Hr. 18*i. Eiitseh. des Preuss. Ober^Vernalt -lierichtä. 
3. Senat Vom 14. Dezember 1891. 

[Preuss Ei««nb. ArcL. 1892. S. 1028.J 

Bereeliiuuig der Dauer der Erankenimterstätzimg. Karemmitb 
Krank. VersioLGes. 15. Juni 18S3. 

Der GnmdBtte, dasB da, wo der Beginn der Krankheit und der 
Beginn der Unterstfltmng nicht znaammenMen, der Zeitranm von dreizdin 
Wochen, mit deaaen Ablanf die ErankennnterBtfitznng endet, nicht mit 
dem Tage der Erkrankung, sondern erst mit demjenigen Tage aeinen 
Anfiftng nimmt, an welchem die erste Unterst&tznog stattgefunden bat, 
findet nur Anwendung auf die Berechnung der Daner der Eranken- 
unter Stützung. Es ist nnzal&ssig, ihn auch auf sonstige, von der Zeit 
der Erkrankung abhfingige Rechtsverhältnisse, z. B. auf die Berechnung 
der Karenzzeit, zu übertragen. 

Die im § 26, Absatz 4, Ziffer 4, des Gesetzes vom 15. Jnni 1883 
zugelassene Karenzfrist ist eine solche, welche die Entstehnng des Unter- 
stfltznngsanspmchs ausschliesst Eine Statntenbestimmung,- nach welcher 
freiwillig beigetretene, innerhalb der Karenzzeit erkrankende Mitglieder 
keinen UnterstQtzungsanspruch haben sollen, verstOsst daher nicht wieder 
das Gesetz. 



Nr. 188. Beaehluss des Raleba-TmtelieniiigaMiitB. 

Vom 14. Dezember 1891. 

[PraoM. Venr.eL XllL Nr. «.] 

Die Vorschiift des § 160 des Invallditäts- and AltersTersicherangsgesetzes 
kann nur auf die Yersieherungsanstalten, nicht auch auf die zugelassenen 
besonderen Easseneimichtangen Anwenduug finden. 

Gründe: 

Bei der Vertheilung der bezeichneten Rente hat das Rechnnngsbüreau 
eine von der festsetzenden Versicbernngsanstalt vorgelegte Arbeitsbet^cheiDi- 
gnng, Inhalts deren der Rentenempfänger in der Zeit vom 1. Januar 1886 
bis zuu) 4. September mit Unterbrechungen als Arbeiter bei 

der königlich preassisciien Staataeiseubabnverwaltung beschäftigt gewesen 
ist, unberücksichtigt gelassen, weil die nach §§ 5 bis 7 des Invaliditäts- 
nnd Altersversicherungsgesetzes zugelassenen besonderen Kasseneinrich- 
tungen durch vorgesetziiche Arbeitsverhältnisso nicht belastet werden 
dürften, und der Sitz des Betriebs, in weichem die fragliche Arbeits- 
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leistnog Btettgefanden, im Bezirk der Pensionskasse för die Arbeiter der 
pronssiscben StaatoeisenbahiiTerwaltniig belegen sei. 

Gegen diese AaiTassiing des RecbnnDgsbGreaus wendet sich der recbt- 
zeitig von der Versicbeniiigsanstalt P. eingelegte Einsprach, darcb welchen 
die Belastnog der genannten Easseneinrichtang mit dem entsprechenden 
Kentenantheil beanspracht wird. Wenn auch der § 160 des InvaliditUs- 
nnd Altersvemcherangsgesetzes, so wird begrfindend ansgeffthrt, nur 
die Versicbeningsanstalten erwähne, so folge daraus nicht, dass die 
nach f§ & bis 7 a. a. 0. zngelassenen Easseneinrichtnngen von der an- 
theiligen Uebernahme der Versicherangslast hätten aasgeschlossen werden 
sollen. Nach §6 a. a. 0. seien die Easseneinrichtaugen den Versicherongs- 
anstalten ansdrücklich gleicbgestellt, nnd diese Gleichstellung müsse ancfa 
fftr die nach § 160 vorzn nehmenden Vertheihiugen gelten, derart, dass 
wenn ein Versicherter in der vorgesetzlicheu Zeit zwar innerhalb des Ort- 
lichen Umkreises der Versicherungsanistalt, aber in einem Betriebe be- 
schäftigt gewesen sei, der seine Zugehörigkeit za einer Kasseneinrichtang 
begründet haben wurde, diese Beschäftigung als im Bezirk der Eassen« 
einrichtun^r ausgeführt anzusehen sei. 

Der Vorstand der Pensionskasse för die Arbeiter der prenssischeu 
Staatseisenbahn verwaltnnir hat unter Hinweis auf den Wortlaut des § 160 
a. a. 0. und die demselben beigegebene Begründung dem Antrage der Eiu- 
sprachsklägerin widersprocliei^ und der Staatskommissar der festsetzenden 
Versicherungsanstalt- ist gleichfalls der Auffassung des Recbnnngsbäreans 
beigetreten. 

Der Einspruch ist unbctcrfmdet. 

Die Vorschrift des § l(jO des invaliditäts- und Altorsversicherun[j;s- 
e^esetzps kann nach ihrem Wortlaut und nach der Absicht des Gesetz- 
ueberd nur auf die Versicherungsanstalten, nicht auch auf die gomilss 
§§ 5 ff. a. a. 0. -/ugleicli mit den) Inkral'ttreteu des Gesetzes zugelassenen 
besonderen Kasscueiiirirhtunuen Anwendunf? finden. 

Im § 160 sind lediglich die auf (Irund des (^e^pt/^'< ^errichteten Ver- 
sicherungsanstalten erwähnt, und ein Vertreter der verbündeten Kegierungen 
hat bei der Bemthung des Gesetzes in der Küiumission die Erklärung ab- 
s:e-« ben, dass in dem § 14!) (jetzt § 160) absichtlich nur die Versicherungs- 
austalten genannt seien; die darin entiialtenen Bestinimungeu boliten sich 
deshalb nicht auf die Kasseneinrichtuniien erstrecken, weil für diese sonst 
bedenkliche Schwierigkeiten entstehen küunten, (vergleiche „Stenographische 
Berichte des Reichstages. 7. Legislaturperiode, IV. Session 1888/89" Band 
V, Seite 986). DerGrnnd für diese Maassnahuie ist offenbar in der Erwägung 
zu sehen, dass es als unbillig erachtet wurde, die Kassenciurlchtungen, 
welche nach ihren Statuten mit Leistungen für bereits ausgeschiedene 
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Kasselimitglieder bisher nicht belastet waren, auch eine solche Belastung 
b^i Bemessung ihrer Beiträge nnmüglich iu Betracht ziehen konnten, 
durch Gesetz zu oöthigeo, Dachtr&glicli derartige Leistnogen za fiber- 
nebmeD. 

Auch im § 6 Absatz 1 des luvaliditats- und Altersversichernngs- 
gesctzes t^ind für Vertlieilung der von den Kasseneinrichtunj;en festgesetzten 
Renten nur die Bestimmungen der 27. 89 und 94 als niaassgebend an- 
geführt, während der § IfiO hier nicht erwähnt itt und zwar, wie an^; der 
Aensseruug des Ahueordueten Struckmann in der Keiclistafjsverhandluug 
vom 1. April lö8Ü (vergleiche die vorerwähnten „stenographischen Berichte 
dc5J Reichstages" Seite 1168) hervorgeht, deshalb niciit. w.'ll man die 
Kasseneiurichtungen der vorerwähnten Erklärung des Regierung^^verircters 
entsprechend bei der Veithcilung der lieuteu auf Grund des § 160 ab- 
sichtlich nicht heranzielien wollte. 

Ist demnach anznnehmen. dass die Ausnahmebestimmung des § 161 
des luvaliditats- und Altersversicherungsgcsetzes auf die mit dem 1. Januar 
1891 eingeritliteteu Ka?!seneinrichtaugen keine Anwendung zu Huden hat, 
so folut hieraus weiter, dass Renten, welche, wie die Alteröreutcn der beim 
Inkralttreteu das Gesetzes bereits 70 .lalire alten Personen, lediglich auf 
Grund eines vorgesetzlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnisses gewährt 
sind, überhaupt eine Vurtheilnng zwischen den Versicherungsanstalten und 
den oben erwähnten Kasseneiiinclitungen nicht unterliegen, gleichviel in 
welcher Beschäftigung sich die Versicherten während der letzten 15 Jahre 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes befunden haben, und ohne Rücksicht 
darauf, ob die Festsetzung der Rente von einer Versicherungsanstalt oder 
einer Kasseneinrichtung erfolgt ist. Bei einem derartigen Verfahren wird 
der dargelegte Gesichtspunkt gewahrt, wonach die Kasseneinrichtungen 
nicht mit Leistungen für bereits ausgeschiedene Mitglieder der Kusse be- 
lastet werden sollen; denn die Renten dieser Personen werden ebeu von 
der Versicherongsanstalt, in deren Bereich sie übergetreten sind, festge- 
setzt und die Kasseneinrichtungen davon nicht betroffen. Der erwähnte 
Grundsatz wird aber ebenso wie zn Gunsten der Easseneinricbtaogen auch 
za Gunsten der Versicherungsanstalten gelten mfiasen. Wollte man etwa 
annehmen, dass zwar die EasseDeinricfatiuigen nicht durch die ^on den 
Yersicherangsanstalten festgesetzten Renten, umgekehrt aber die Veraiche- 
rungsanstalten durch die Renten der Kanseneinrichtaogen bdastet werden 
können» so wflrde dies eine nnbülige Belastung der letzteren zur Folge 
haben, deren Beiträge, wie die Entstehungsgeschichte des Gesetzes beweist, 
nur mit RQcksicht auf eine der Zahl der Versicherten entsprechende Tor- 
aussichtliche Anzahl von Bentenbewilligungen bemessen worden sind. 
Diese UnbiUigkeit würde namentlich dann hervortreten, wenn innerhalb 
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des Bezirks einer Versicherunsrsanstalt ein^ Kasseneiariclitmig mit orhcb- 
licber Mitgliederzabi vorhanden ist Sofern in einem eolclieu Falle die 
Zahl der Mitglieder der Yersicberongsanstalt eine verhültuissmässig geringe 
wäre, so könnten dnrch die einseitigen Belastangeu während der Ueber- 
gangszeit die Verpflichtungen der Versicberungsanstait eine Höhe erreichen, 
welche bei Bcmessnng der für die erste Beitragsperiode vom Gesetz fest» 
geaetzteo Beitr&g*' (§ 96) nicht berficksicbtigt ist. 

Dazu komoat, dass eine Vertbeilung der während der Ueberj^gszeit 
festgesetzten Kenten zwischen Versichemngsanstaltcn und Kasseneinrich- 
tODgen auf Grund der vorgesetzlichen Arbeits- und Dienstverbaltuisse 
schon um dnswillon unausführbar sein würde, weil es an einer Bestimmung 
darüber fehlt, welcher Beitragssatz in konkurrireiulen Fsüen für die nach- 
gewiesenen Arbeitswochen zu Grunde gelegt werden soll; denn die im 
§ 160 a. a. 0. für die Vertheiiung testgesetzte Lohuklasse I gilt nur für 
das Belastuiigsverhiiltniss zwifchen den einzelnen Yeröieherungsanstalten 
und kann niehi ohne ^^'eiteres auf das Verhiiltuiss zwischen Kassenein- 
richtuntjcn und Versicheruncrsanstalten augewandt werden. 

Die für die Anscrleicdiung der Belastung zwiselien den Ver<iclierungs- 
Hiistalten gegebene Vorschritt des § IRO hat sonaeh für Kasseneinriehtungen 
keine Geltung und kauu deshalb weder bei Kenteuvertheilungeu zwiselien 
deu verschiedeneu Kasseneinrichtniigen, noch bei Rentenvertbeiluugen 
zwischen Kasseneinrichtungen und Versicherungsanstalten in Betracht ge- 
zoj^cn werden. Bei diesen Vertheiluiigen sind vielmehr, sofern Kassen- 
ciuriehtungen der hier in Hede stehenden Art, das heisst solche, welche 
bereits seit dem 1. Jauuar 1891 zugelassen sind, in Frage kommen, nur 
die §§ 89 und 94 des Invaliditäts- und Altcrsvcrsicherungsgesetzes zu be- 
rücksichtigen. Soweit vorgesetzüche Arbeitszeiten vorliegen, bleiben die- 
selben bei der Vertheiiung unberücksichtigt. 

Demgeinüss musste der Antrag der Versieherungsaustalt als unbe- 
gründet erachtet und, wie geschehen, zurückgewiesen werden. 



Nr. 184. £nt8eli. des Freass. Ober-Verwalt-Gericlits. 
3. Senat Vom 17. Dezember 1891. 

[Enlscb. d. O.Y.a. Bd. 31. 8. m Pienaff. EiMBl>.Aftb. 1B93L 6. MS.} 

UebenuJune der Xrankoidisiupflege Seitens einer Xisnkenkasse soldiesst 
aneli die Tragong der üeberfUmingskeflten in siek Krank. Vers. Oes. 
T. 15. Jnol 1883. Dn£ Vers. Ges. v. 6. JnU 1884. § 5. 

Wenn eine Krankenkasse sich entschliesst, ihrer gesetzlichen Ver- 
pflichtaug gegen ein Kassenmitglied durch die Kraukcuhauspflegc zu 
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genügen, so hat sie auch die Kosten der Üeberfuhrung des Ver- 
sicherten nach dem Krankenhause zu tragen. Zur Gewährung der Krankcn- 
hausprtcfje gehören alle diejenigen Leistungen, die erforderlich sind, damit 
der Kranke der KrankenhauspHegi' aneh wirklieli theilliaftig werde; die 
Kasse hat daher den Kranken, vscnn er unfähig ist, zu gehen, unter Ad- 
wenduDg geeigneter Tranäportmittel in das Krankenbaos za Bchatfea. 



Nr. 185. EntHch. des Prenss. Ober-Verwalt -Gerichts. 

4. Senat, Vom 22. Dezember 1891. 

[Entwh. d. O. V. G. Bü. 22. S. 199. Prenss. Eisenb. Arch- 1892. 8. 1019.] 

ümwaudlimg öffenüiolier Wege in OhansseeiL Kor- und ueomärkisclLes 

Recht 

Die nach kiir- and Deumärkisehem Rechte den zar Unterhaltang der 
gewöhnlichen OfTentiichen Wege Verp6icbteten obliegende Verbindlichkeit, 
bei der Umwandlnng dieser Wege in Chansseen zum Ban und zar Unter- 
haltaog der letzteren .den verhältnissmftssigen Beitrag, den sie zur Her- 
stellnng der bisherigen Wege za leisten verbanden sind/ za geben, besteht 
aasschliesslicb dem Staate gegenüber für die von ihm gebauten and 
anterhaltenen Chaaseeen, nicht also insbesondere für freischaoseeen. 



ür. 18t>. Entsch. des OeNterr. Terwalt. Gerichtshofes. 

Vom 23. Dezenihcr 1801. 

foo'-t, i:iseiib. Vcr^rdu. Hl. \ . Ni. i'.s. S. lor^l.] 

Durch die vorhehaltlos erfolgte definitive üel)eniahme einer Strassen- 
korrektion Seitens der Strasseiiverwaltnng ist festgestellt, dass die Eisen- 
bahn üntemehmnng der ihr gemäss § 10, Punkt c. Alinea 1 des Eisen- 
hahu-Konzessions-Gesetzes obgelegenen Verpflichtung der der behördlichen 
Anordming entsprechend Wiederherstellung der durch den Bahnbaa 
zerstörten iLonunonikation nachgekonunen ist 

Der Verwaltangs-Gerichtshof hat fiber die Beschwerde der Mflhlkreis- 
bahn-6esellsehaft in Linz, gegen die Entscbeidang des Handelsministerinms 
vom 21. Dezember 1890, Z. 46 726, betreifend die Wiederherstellnng ab- 
gerutschter Theile der Eromaaer Reicbsstrasse, nach darcbgefiihrter OfTent- 
Hoher mündlicher Verhandlang zn Recht erkannt: 

Die angefocfateue Entscheidang wird nach § 7 des Gesetzes vom 
22. Oktober 1875, R.-6.-B1. Nr. 86 es 1876, aafgeboben. 
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Eiitscheiduuj;sgrüude: 

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde die Mühlkreisbahn- Gesell- 
schaft beaaftragt, die Wiederstellung der abgerutschten Theile der Krumauer- 
Keicbsstrasse In km 52,9 der MühlkreisbahD, die Errichtung einer Wand- 
maner, Pflastemng des Strassengmndes, sowie die Inatandsetzung des 
Graode« des Fruiz Hannerer zu venmlasseii. 

Diese Entsdieidaiig etfltzt sich eioerseits auf die im politischeii Be- 
gehnngs-ProtokoUe vom 7. Jaoi 1887 gestellte Forderaog des Vertreters 
des Strassenftrars, dass die Strassenböaolroiigen und der Strassengrabeo, 
weoD es rieh zeigen sollte, dass sieh dieselben im natfirlichen Erdreiche 
nicht standhftltig wie bisher erhalten sollten, der letztere zn pflastern und 
die Böschungen darch Wandmauem ja. befestigen sind, andererseits anf 
die Bestimmungen des § 10 Pnnkt b des Eisenbabn-Konzessions-Gesetzes. 

In der gegen diese Entecheidjing gerichteten Beschwerde behauptet 
die Mühlkreisbabn zunächst, dass ihr die Herstellnng der fraglichen Arbeit 
nicht obliege, weil die ihr im politischen Begehungs-Protokolle auferlegte 
diesf&tllge Verpflichtung nur ffir die Zeit der Baufahrung oder höchstens 
bis zum Zeitpunkte der definitiven Uebernabme der Strassenkorrektion in 
die Erhaltung des Strossenfirars verstanden werden konnte, und dass daher 
mit der definitiven Uebemabme dieser Vorbehalt der StrasBenverwaltung 
jedenfalls erloschen sei. 

Der VerwaltungS'Gerichtshof raosste die Beschwerde aus nachstehen- 
den Erwägungen als begründet erkennen. 

Im vorliegenden Falle handelt es sich darum, dass ans Anlass des 
Baues der Mühlkreisbahn die Beichsstrasse bei km 52,9 umgelegt werden 
muBste. 

Gemäss § 10, Punkt c des Eisenbabu-Konzessions-Gesct/es, war so- 
nach die Eisenbahn-Unternehmung verpflichtet, die durch den Balmbau 
theilweise gestOrte Kommunikation nach Anordnung der Behörden 
anderweitig vollkommen wieder herzustellen. 

Dieser Verpflichtung ist die BahDunternehmung nachgekommen. 

Mit der Statthalterei-Ent^cheiduiig vom 21. Juni IS87, ZZ. 6405 und 
7167. wurde in Erledigung des Begehungs-ProtokoUes vom 7. Juni 1887, 
sub Punkt 31, angeordnet, dass, falls die Bahnuntemehmung von der Au8~ 
ffihmng einer GrabenpHasterung und einer Wandmauer zur Sicherung der 
umgelegten Strassenböscbung an dieser Stelle absehen will, sie verpllirhtet 
bleibt, die neuen Erdböschungen so l ine-e nachzunehmen, bis sich diese 
standbältig erweisen, und bis dabin hübe die Bauunternebmuug die Hein- 
haltung des Strassengrabens auf ihre Kosten zu übernehmen. 

kann hiernach krinem Zweifel unterliegen, dass mit dieser An- 
ordnung der Eisenbahu-Uuternehjuuug die im Begehungs-Protokolie vom 
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Vertreter der BeichsstrasseiiTerwaltiiog vorbehalteoe, eventuelle Herstelloiig 
von Wandmanera nod Strafisenpflaeterang nicht aufgetragen, sondern nur 
die Ansflihning dieser Vorkebningen in ihr Belieben gestellt und lediglich 
bei ünterlassnng dieser AosfUhnuig die Verpflichtong zur standhftltigen 
Anlage der Erdböschungen auferlegt worden ist. 

Dass dem so ist, wird umso klarer» wenn sich die Aensserang der 
Eisenbahn -Untemehmnng im Begehungs-ProtokoUe (Piuikt 13, Gemeinde 
Gepping ad Strassencorrection im km 52 '9, Seite 6S) gegenwärtig gehalten 
wird, wonach seitens der Eiseobahn-lintemehmang erkl&rt wnrde, dass die 
Eventnalitftt der Verkleidang der neuen StraasenbOsehnng mit Wandmanem 
glDzlich ausser Betracht za bleiben hat, da die neaea BOschnngen als 
Erdböschnngen solange naehgenommen werden sollen, bis sie ebenso gut 
halten, wie die alten heutigen StrassenbOschni^n, und dass den Eon- 
zessionären eine Melioration der dermaligen Verhältnisse des Strassenkdrpers 
anf Kosten der Lokalbahn nicht zngemnthet werden kOnne. 

Es kann daher der in der Statthalterei- Entscheidung vom 21. Joni 
1887, ZZ. fi405 und 7167 snb Punkt 38 enthaltene Passns: „In allen im 
Vorstehenden nicht abgeänderten Punkten bleiben die von der Begehongs- 
kommission getroffenen BeBtimmongen und vom Vertreter des Strassen&rars 
gestellten An forderangen aufrecht*', keineswegs die Deutnng zulassen, dass 
mit dieser Bestimmong anch der im ßiu;ohungs-Protokolle enthaltene Vor- 
behalt wegen eventueller Ausführung der Waiidninuer etc. aafreobt erhalten 
wurde, weil, wie gezeigt, bei der zur Korrektion der Strasse an der in 
Rede stehenden Stelle, in derselben Entscheidung früher getroflfeuen be- 
hördlichen Anordnung, die von dem Vertreter der Strassenverwaltuug ge- 
forderte Anlage dieser Wandmauer, anch in eventnm der Bahnunternehmung 
nicht zur Pflicht gemacht, sondern nur die Anlegung von Böschungen im 
Erdreiche und deren Nachnehnmng bis zur Standhältigkeit auferlegt wurde. 

Im Koraniissions -Protokolle vom I.November 1888, anlässlich der 
üebergabe und üebernahme der ausgeführten Strassenkorrektionen wurde 
sab Punkt II konstatirt, dass die neuen Strassenböschungen bei allen 
Korrektionen der Krumauer Reichsstrasse ontsprecliend an^geffihrt. ver- 
sichert und standfest hergestellt befunden wurden; es ward deren Üeber- 
nahme jedoch in Ansehung der kurzen Dauer dieser HerstelliiugfTi samuit 
den betreffenden Strn?:-5engräbeii nur unter der Bedingung zugesichert, dass 
sich die Banuuternuhmung der Bahn verpflichtet, die Erhaltung dieser 
Böschuns:en und die ReiTihaituug der betretenden Strasseugraben bis 
15. April 1880 zu besorgen. 

Bei der spüteren Lokalerhcbung wegen Üebernahme dor Stra.-^aen- 
höschungen wurde kons«t;itirt, dass sieh ni«' Böschungen im befriedigenden 
Zustande befinden und die btrasscngräben vollständig gereinigt und ordent- 
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lieh hergestellt sind, und es wurden sonach mit dem Statthaltorei-Brlasse 
vom 11. Mai 1889« Z.'8067, alle Strecken der in Polge des BaholMaes 
korrii^en Reiebsstrasse (mit Ausnahme der hier nicht in Betracht kom- 
menden FelsenbQschnng bei km 7 '9) definitiv in die Erbaltnug des k. k. 
StrassenArars flbemommen. 

Darch diese vorbehaltslos erfolgte definitive Uebernahme und dnrch 
den derselben zn Grande liegenden technischen Lokalbefand wurde sonach 
festgestellt, dass die Bahnnntemehmang der ihr gemSss § 10, Punkt c, 
Alinea 1 des fiisenbahn-Eonzessions- Gesetzes obgelegenen Verpflichtung 
der der behördlichen Anordnung entsprechenden Wiederherstellang 
der dnrch den Bahnbau zum Theile gestörten Eommnnikation nachgekommen 
ist, und hat in Folge dessen gemftss § 10 c» Alinea 2 1. e. das' k. k. 
Strassenftrat die Reiebsstrasse an der fraglichen Stelle weiterhin im brauch- 
baren Zustande zn erhalten, und es kann der Bahnuntemehmnog die Ver- 
pflichtung zur Ausfiihrung von weiteren Herstellnngen an der Keichsstrasse 
nicht mehr auferlegt werden. 

Die Frage, ob und inwieweit etwa die £ii>cnbahn-UnterDehinang fSr 
die durch die Strassenerhaltnng vergrösserten Auslagen ersatzpflichtig er- 
scheint, hat keinen Gegenstand der angefochteneu Entscheidung gebildet 
und entzieht sich dt* i malen der hiergerichtlichen Kognition. 

Die angefochtene Entscheidung musste daher gemäss § 7 des Gesetzes 
vom 22. Oktober 1875, R.-G.-BL <Nr. Bö ex 1876, aufgehoben werden. 



Nr. 187. Entseh. des Freum. Ober-Terwalt.*Gerf«fate. 
4. Senat Vom 12. Januar 1892. 

(Rntflcb. d. O. V.O. Bd. ». 8. 1». PreaMi ElwBb.Are1t. 1893. S. 1019.1 

Unterhaltuüg der Brücken über ölfentliclie und Privatflüsse. 
A.L.E. Th. IL Tit. 15. §§ 38. 53. 54. 

Der Grundsatz, dass Brück'en und Fähren regelmässig von demjenigen 
zu unterhalten sind, welchem die Wegebaulast wegen der öffentlichen 
Wege obliegt, in deren Zuge sie liegen, und dass sonach die Unterhaltung 
derartiger Anlagen ein Theil der Wegebaulast ist und den für den Wege- 
bau des betreffenden Orts geltenden allijpmeine!» und besonderen R«%n^ln 
folt^t, gilt nur für Brücken und Fähren iil»fr Pri vatflfissp. Brücken und 
Fähren über öffentliche Flüsse sind nicht /ulxluniin^cn der öffent- 
lichen Wegp, sondern müssen als besondere Anhit;*':) für Kninnuiiiikations- 
zweckn Hiitresehen werden, welche den besondfrcn für .sio erlassencii Be- 
stimmungen unterliegen. Nach den HR und b'A A.L.-R U. 15 trifft die 
Brüclceubaulast iu diesen Fällen im allgemeinen den ätaat. 



2i8 Entsch. d<3 Deutsehen Reiebsfeiichts Tom 18. u. 15. Juuar t89S. 



Nr. 188. Entgeh, des Dentoehen Relehsgerlehts. 

5. Civil-Senat. Vom 13. Januar 1892. 

[Pr. Vtnr. BL XIII Nr. 87. 8. MS.] 

§§ 8. 10. Prems. Enteign. Gesets 11. Juni 1874. Wertliabfleh&tziuig 
bei Yerändenms des OnmdBtilcks daroli ein mit der Enteignung niolit in 
iinAeUieliem Zneammenhange eteliendee Ereig^nlsB. 

Ist eiu entciguetos Hausgrundstfick vor dem Zeitpunkte des die Kiit- 
schädigung feststellenden Beschlusses diuTh ein mit der Euteiguung nicht 
in ursächlichem Zusammenhange btehendes Ereigniss (beispielsweise 
durch einen Einsturz der darauf betindlieh gewesenen Baulichkeiten) in 
seinem Werth vermindert worden, so hat der Eigenthümer diesen 
Nachtheil zu tragen: ist in Folge dieses Ereignisses die bisherige Be- 
nutzuni^sart nicht dauernd, sondern nur bis zur Wiederherstellung 
des Iriihereu Zustaudes verhindert oder eingeschränkt worden, so ist die 
bisherige Benntzuugsart des Grundstücks bei der Werthabschätzuug gemäss 
§ 10 Enteignungsges. zu berücksichtigen. 



Nr. 189. Jünteeh. des Beotsehea Beiehggeriehte. 

2. Civü-Senat Vom 15. Januar 1892. 

lEalaeli. d. RMdugw. J. CtvUa. Bd. 2& Nr. aa 8. t40.] 

Die Deklaration dee Inlialte oder Werflie einer Fraebtsendnng ist als eine 
VersielienuLg im Sinne des Art 387 Abs. 2 des dentseli. Hand. Ges. Bnobs 

nittht ansnsehen. 

Die Beklagt'" liat e- ubeinomnien , als Spediteur den Transport von 
zwei Kisten Seidoivvau.tMi mit dem Fakturen werthe von 640 hezw. 1!)(>0 <>/^ 
narii Leicester bezw. (ilasgow zu besorgen. Heide Kisten gingen auf der 
Loudon-Cbatam-L)over-Kisrnl»alin verloren: aueh lei>tete die Eisuniudni 
keinen Ersatz, da der Werth nicht deklarirt war und nach dem uiaass- 
gebenden englischen Gesetze, der sogenannten common carriers act vom 
23. Juli 1830, für Sendungen von Seide, deren Werth 10 ü übersteigt, 
Ei*satz nur gewährt wird, wenn der Werth deklarirt ist. Die Absender 
wareo durch Transportversicherung gedeckt; an ihrer Stelle aber klagte die 
Versicbernugsgesellschaft gegen den Spediteur auf Erstattung des an- 
gegebenen Werthee, sich darauf stfitzend, dass die Beklagte durch Unter- 
lassung der Deklaration die Sorgfalt eines ordentlicben Kaufmannes ver- 
letzt habe und daher nach Art. 380 H.G.B, haftbar sei. Das Berufungs- 
gericht hatte die Klage zugesprochen nuter Verwerfung des Einwandes der 
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Beklagten, d&ss m mangels eines ihr ertheilten besonderen Anftrages znr 
Deklaration, weldie unter den Begriff der Veraichemng im Sinne des 
Art. 367 Abs. 2 H.G.B, fidle, nioht verpflichtet gewesen sei. Anf die von 
der Beklagten eingelegte Bevision worde das Bemfnngsnrtheil zwar auf- 
gehoben, die Rüge aber, dass Art. 387 H.G.B, in Verbindung mit Art. 867 
Abs. 2 verletzt sei, zurfickgewiesen ans folgenden 

Gründen: 

^Unbegründet erscheint die Rüge, dass das Urtheil den Art. 387 
H.G.B, in Verbindung mit Art. 367 Abs. 2 verletze, welche RQge darauf 
gestätzt wird, dass die der Beklagten zageniutheto Wertbsdeklaration der 
Sendungen bei der englischen Eisenbahn als Versicherung anzusehen 
und sonach man^elf^ eines von den Absendern ertheilten Anftrages zur 
Vcrsir-hernng die Beklagte nach den erwähnten Gesetzen znr Deklarirung 
des Gates nicht verpflichtet gewesen sei. Der Berafangsrichter spricht 
ausdrücklich aus, dass in der von dem englischen Gesetze erforderten 
W'erthsdeklarirung des Gutes und der damit verbundenen Zahlung eines 
hdheren Frachtsatzes eine Versicherung nicht zu finden sei. Sofern dieser 
Aussprach eine Ausl^ung des cnglisilieM Rechtes enthält, ist fit treibe für 
die Hevisionsinstanz nach § 511 C.P.O. ananfechtbar. Immerhin kann die 
Behauptung der Revisionsklägerin, dass diese Doklarirung im Geschäfts- 
leben mit insurance bezeichnet wird, als notorisch gelten, wie es auch in 
Deutschland keineswegs ungewöhnlich ist, die mit Zahlung einer Gebühr 
verbundene Deklaration über (hu Inhalt oder Werth einer Frachtsendung 
als Versicherung oder Assekunuiz zu bezeichnen, wenn von f^olch'^r Drkln- 
rirung entweder, wie im Falle des Art. 3'i,5 Abs. 2 H.G.B, die Haitbiirkeit 
des Frachtfiiiirers iilierhaupt, oder, wie in den nach Maassgabe des Art. 427 
ergangenen Bestimm nngeu der §§ 68 — 70 des tk^triebsregleracnts für die 
iMsenhalmeii Deutschlands, die Höhe des im Falle Verlustes oder Beschä- 
digung eintretenden Schadl■n^ersatz€'s abliängt. So wird auch in diMi (ic- 
setzen Ober das Postta \ wcsen vom "28. Oktober 1S71 and 17. Mai 1873 
rii.' rrt'hnhr, ui t;en wekhe von der Post Verwaltung die Garantie für Werth- 
sendüui^en nlternftiumen wird, als Verhicheruimsirebühr bezei<'hnot, waiireiid 
das (i'-'sctz über das Postwesen vom 28. < 'ktober 1871 in den §§ t> Hg. 
von der Garantie <ler Poslverwaltnni^ , inriit \on üebernahme einer Ver- 
sicherung redet. Ks bleibt deshali) zu prüfen, (>b der Art. 3ß7 Abs. J das 
Wort „Versicherung" in einem Sinuc gebraucht, welcher die erwälmten 
besonderen G(Kstaltungen bezw. Nebenabreden des Frachtvertrages mit um- 
fasst, oder iu dem eugen ii Sinne, welchen die Rechtswissenscbaft, 

vgl. Guiü.schmidt, Uaudbuch des Handelsrechtes 2. AuH. S. 582; 

Grüuhnt, Kommissionshandel S. 352 Anm. 26, 
mit dem Worte Versicherungsvertrag verbindet. In letzterem Sinne ge- 
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höieo hierher nur diejenigen Verträge, (iurch welche die Piurteie]} als ein- 
zigen Zweciv und Inhalt die Uebernahme einer fremden Vermögensgefahr 
durch die « ine Partei gegen ein von der anderen zu leistendes Entgelt 
vereinbaren. Es darf non von vornherein angenommen werden, dase der 
Gesetsgeber in Art. 3(>7 Abs. 2 jenes Wort in einem Sinne brauchen 
wollte, weicher eine bestimmte Abgrenzung der hier dem Kommissionär 
abgenommenen Pflicht gegenüber den demaelben im allgemeinen obliegonden 
Pflichten l)ei Behandlnng de^ Komroissionsgntes zalässt. Für die letzteren 
ist der Art. 361 maassgebend, and in diese allgemeine ßegei greift der 
Art. d67 Abs. 2 ein, indem er einen einzelnen Punkt besonders klar stellt; 
nnr dann also, wenn diese letztere Vorschrift einem festen Begriffe ent- 
spricht, nicht auch dann, wenn ihre Anwendung von dem unklaren und 
willkürlichen Sprachgebrauche des sf'sthiUtliehen Lebens abhängig gemacht 
wird, erfüllt sie ihren Zweck. Dahin führt aucli die Entstehiin^^se^esehiehte 
jener Vorschrift. Erst bei der ersten Lesiini? des preussischeii Entwurfes 
(Art. 28"2) wurde es zur Beseitigung bestehender Zweitel für wüQsehens« 
Werth emchtet, (in Art. 310) folgende Bestimmung aufzunehmen: 

Zur Versicherung des (iiites gegen Feaersgetuhr ist er soweit 
berechtigt und verptiiehtet, als ordentliche Kaufleute unter den ob- 
waltenden Umstäudea in ihren eigenen Geschäften Versicherung zu 
nehmen pÜegen. 

Bei der zweiteu Lesung wurde in Folge einer Anstuhruug, wonach, weno 
man etwas Genügendes bestimmen und Slreitigkeilen absehneiden wolle, 
man entweder die Versieherung für alle Fälle vorsehreiben oder dem Kom- 
missionär nur im Falle bebondereii Auftrages die PÜicht zur Versicherung 
auferlegen müsse, ein der jetzigen Fassung des Art. 3G7 Abs. 2 nahe 
kommeuder Antrag gestellt. Es war hierbei die Streichung der Worte 
„gegen Feuersgefahr'* damit begründet worden, dass in dieser Fassung die 
Vor&ehritt, namentlich auch bezüglich der Seeversicherung, der Auffassung 
des Haudclsstandes entspreche, und auf den Einwand des hamburger Ab- 
geordneten, die Seeversicherung guhOre nicht hierher oder solle ausdrück- 
lich ausgeschlossen werden, wurde entgegnet, es handle sich nicht allein 
um die beiden Arten: Seeversicherung, und Versieherung gegen Feuers- 
gefahr, sondem auch um andere Assekuranzen, z. B. gegen die Ueber- 
schwemmung der Lagerräume (Protokolle S. 696. 1191; Grün hui, Kom- 
missionshandel S. 230. 232). Ist bei diesen Verhandlungen auch der 
Begriff der Versicherung nicht einer Erörterung unterzogen worden, so ge- 
hören doch die namentlich erwähnten Arten der Versicherung, d. h. die 
ursprünglich allein in Betracht gezogene Fenerversichernng , die See- 
verBichernng nnd die Versichemng gegen Ueberschwemmang, sämmtlich in ' 
das Gebiet der Versicherang im engeren und eigentlichen Sinne, ihnen 
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reiht sich ohne Zweifel die für den als Speditenr thätigen Kommissionär 
hanptsScUich in Betracht kommende Transportversichernng an» and es 
mnBs anerlcannt werden, dass mit derselben die obengedachten Klauseln 
nnd Nebenabreden des Frachtvertrages den wirtinehafUtehen Zweck, Siehe- 
mng gegen Verlust, gemein haben; allein diese sind doch immer nur 
Theile oder Zubehür eines anderen Vertrages, des Frachtvertrages, nnd 
werden regelmftssig mit Unternehmern vereinbart, welche die Gefahr nur 
deswegen dbeniehmen, weil ihnen der Transport Abertragen ist, and welche 
im übrigen mit der Uebernahtue vou Transportversicherung sich nicht id)» 
geben. Als juristischer Unterschied zwis« lieii der eigentlichen Transport- 
versichemog uud der Werthsdeklaration beim Fr a( htvertrage verdient noch 
hervorgehoben zn werden, dass, während die Trausportversichenmg im 
aligemeinen auch den Untergani:^ darch höhere (jlewalt begreift, 

vgl. z. B. Art. 1. 2 der Allgemeinen Bedingungen der klaffenden 

GeselUcbalt nnd w^en der Seever^^icherung Art. 824 H.G.B., 
der Frachtführer auch dann, wenn der Frachtvertrag mit Werthsdeklaration 
abgeschlossen ist, unter der gewöhnlichen für den Frachtvertrag geltenden 
Re?el der Art. 395. öO? H.G.B., § B IIb. des Postgesetzes vom 28. Ok- 
tober 1871 steht, wonach er für den durch Verlust oder Beschädigung des 
Frachtgutes entstandenen Schaden nicht haftet, wenn er beweist, dass der- 
selbe durch höhere Gewalt entstanden sei. 

Vgl. Urtheil des österr. Obersten Gerichtshofes bei Eger, Eisen- 

bahnrechtl. Kutsch. M. 3 S. 246. 
Naeh alledeii» muss aiigeiiorntnen werden, dass der Art. 367 Abs. 2 
sich nur auf Versicherungen im eigcntlicheu Sinno bezieht, und dass daher 
bczfiülieh der Fraise, ob der Spediteur sieh dureli Unterlassen der Dekla- 
ration von Krai lUunt verantwortlich macht, lediglieh die allgemeinen Vor- 
schrilten der Art. 3b0. 387. 361 H.G.B, maassgebeud sind.'^ 



Nr. 190. Entseli. des Oesterr. Terwalt. Oeriehtshofes. 

Vom 15. Januar 1892. 

rOest. Lisenb. Verordn Bl V Nr, 74. S. 1124.] 

1. Verfügungen, welche auf Gmud des Ergebnisses der politischen Be- 
gehung iu Absiebt auf die Aufrechthaltung des öffentlichen Verkehres 
getroffen worden sind, können bei Aenderung der Betriebsverhältuisse 

. eine Modifikation erfahren. 

2. Ueber die Frage, ob eine WegiU)ersetzung noch weiter mit dem Eisen- 
bahnbetriebe vereiubarlich sei, haben ausschliesslich die Eisenbalm- 
behörden nach freiem Ermessen zu entsuheiden. 
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3. In aUen FUlen, wo der auf Qraiid der polittseben Begehnng ge- 
sohaibiie BeohtssiiBtand eine Aendenmg erfUnen soll lumn nnr ge- 
fordert werden, dnes der gleiehe Vorgang eingehalten werde, wie liei 
der Nenanlage der Eieenbalm. 

Der Stadtrath in Prag hatte <ACjj;m die Entsch^'idnng des Haudels- 
miriisteriums vom 10. November 189U, Zahl 40 879, bctrcfTen«! die Auf- 
lassung eines üeherfahrtswcges der Prag-Bodenbacher Bahn bei Holesovic 
beim V^rwalttings- (irriciitshofc Beschwerde' geführt. Der Verwaltiings- 
Gerichtshüt hat nacli dun h^effihrter ütTentlicher mündlicher Verhandlujig 
zu Recht erkauut: Die Bes( hweide wird nls unliegrüudet abgewiesen. 

Kntscheiduügsgrüiide : 

Die mit der angefochtenen Entscheidung ert heilte Genehmigung zur 
Auflassung der iu km 41*2 -6/7 bestandenen Wegeüberset/ung der Eisen- 
baiinstranise niu list der Station Bubna iier priv. Oestorr.-ungar. Staatsei.sen- 
bahn* (leseiischatt, wird in der Beschwerde aU gesetzwidrig augelocb- 
teo, weil 

1, die ertheilte Genehmigung in Wideispriieh mit der Bestimmung 
des vj 10, Absatz 4, des Eiseubahn-Konzessionsgesetzes trete, da 
die fragliche Wegekommunikation bei der ersten Bahnaulage als 
unausweichlich j;eboten anerkannt wurde und die Wichtigkeit 
dieser Koinniuiiikatiun für den ötfeutlicheu Verkehr iu der späteren 
Zeit nur gestiegen sei, weil 

2. die Genehmigung der Wegeauf lassang auch der Bestimmung des 
§ 20 des Gesetzes vom 12. August 1864. Nr. 46 L.-G.-BI., wider- 
streite, da die Auflassung nur mit Zastimmang der autonomen 
un<l politischen Behörden hiitte erfolgen können, von Seite dieser 
Behörden aber die Zustimmung nicht nur nicht ertheilt worden 
ist, sondern vielmehr die N'othweiidigkeit der Aofrecbthaltaug der 
Komiiiunikation betimt wurde. 

Der V^erwaitungs- Gerichtshof konnte die Beschwerde nicht für be« 
gründet erkennen. 

Es ist zunadist hervorzuheben, dass die Voraussetzung der Beschwerde, 
als ob die für den Eisenbahnverkehr bei der ersten Anlage für nöthis: er- 
kan!»tf^n Vorkehrnniren in der Folge eine Alyändernng nicht erfahren 
könnten, nicht /utritbud ist. da — wie ans den Bestimmungen der 
§§ 89 de^^ GescUes vom 18. Februar 1S7S, Nr. 80 R.-G.-Bl. , sich er- 
gieht und in der Natur der Sache aurh u« le^M^n ist — die Bahneinrich- 
tungen >ti"t> den Jrwcili? bestehenden Bedürfnissen enfsi)rechen müssen, 
bei Aendernni; der ImM riebsvcrhiiltnisse also Verfügungen, welche nach 
Maassgab.e der iiesultate der politischen Begehuugs- Kommission getrotten 
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worden sind, also auch Verfüguof^en in Absu iit nnf die Aufrechthaltang 
des öffeüüichen Verkehres, eine Aendernng erfalucu könoen. 

Es wird deminuh in allen denjenigen Fällen, wo in Folge der ge- 
änderten Betriebsverluiltnisse auch eine Aendenin£^ des mit der Entschei- 
dung über die Resultate der ersten politischen Hei;ehuiigs-Kommission ge- 
troffenen Reehtszustaudes sich als uothig darstellt, nur gefordert werden 
können, dass der gleiche Vorgang beohaehtet werde, wie bei der Xenanlage 
der Kisenbahn, und dass in Betrett der neuen Projekte der Eisenbahn- 
Verwaltung genau dieselben Verpdichtungen obliegen, wie bei der ersten 
Anlage. 

Da nun — wie aus den Ergebnissen der kommissionellen Verhandlung 
vom H.August 1890 ersichtlich — die Auflassung der fraglichen Wege- 
übersetzung mit Rücksicht auf die Sicherheit des Bahn- und Stras«sen- 
verkehrs für geboten erachtet wurde, so kann es sich nur m^hr in An- 
wendung der Bestimnmng de?* § 10 ad c der Ministerial -Verordnung vom 
14. September 1854, Nr. 238 R.-G.-Bl., darum handeln, dass die Eisenbahn- 
Verwaltung verhalten werde, die gestörte Küuiumnikatiou anderweitig voll- 
kommen wieder herzustellen. 

Die angefochtene Entscheidung wird aber der Bestimmung des § 10 
ad e, Ht c, tbatsächlich gerecht, indem dieselbe eine Wegeumlegang in 
Aussicht nimmt. 

Wenn die Beschwerde ausführt, dass dieses Projekt den bestehenden 
KommiinikatioDS'Verhältnissen nicht entspreche, und die aufgelassene Bahn- 
Übersetzung zu ersetzen nicht vermOge, so konnte der Verwaltunge-Gerichts- 
bof aof diese Ausführungen keine weitere Rücksicht nehmen, weil bei der 
kommissioneilen Verhandlung vom 14. Aogust 1890 konkrete Anträge von 
Seite der beschwerdeführenden Partei in dieser Richtnng nicht gestelU 
worden sind, und weil die angefochtene Entscheidung sich auch nur auf 
die grundsätzliche Bewilligung zur Auflassung der Wegeübersetzung be- 
schränkt, und somit nach der Aktenlage die Austragung der durch die 
Wegeübersetzung hervorgerufeneu und nach Maassgabe der Bestimmaog 
des § 10 ad c zu lösenden Frage noch vorbehalten erscheint. 

Aber auch den ad 2 erwähnten Beschwerdepnnkt konnte der Verwal- 
tnngfl^Gerichtshof nicht als gesetzlich begrändet erkennen. 

Denn es handelt eich vorliegend nicht um den im § 20 des zitirten 
Gesetzes TOigesehenen Fall der Anflassnng eines Weges ohne Ersatz des 
KoDunnnikationsmittels, sondern nm den davon verschiedenen Fall, dass 
für eine bisher bestehende Koromnnikation, «eil dieselbe mit den BedGrf- 
nissen des Eisenbahnbetriebes nicht weiter vereinbarlieh erscheint, eine 
anderweitige Vorsorge getroffen werde. 
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Ob miD aber die bisher besteheude Wegeubersetzung noch weiter mit 
dem Eiseobahübetriebe vereinbarlich oder nicht vereinbarlioh sei, darüber 
haben ansscbliesslich die £iseDbahn- Behörden Dach freiem Ermessen zq 
erkennen. 

Die Einholung einer Zustimmung, sei es der politischen, sei es der 
antonomen Behörden, zu einer solchen Verfügung ist aber im § 10 ad c 
der Verordnung vom U.September 1854, Nr. 238 R.G.BL» nicht vor- 
gesehen, weshalb in der Unterlassung der Einbolaug derselben aiieh nicht 
ein Mangel des Verfahrens erkannt werden konnte. 

Die Beschwerde war daher als nnbegründet abzuweise». 



Nr. 191. Entgeh, des Oesterr. Verwalt. Gerichtshofe.s. 

Vom 15. Januar 189'J. 

[t t. >ti rr. i;i>i!ab. Verordn. BI. V. Nr. 80. S. Um.j 

a) Die f'iiH n Bau führende Eispnbahnverwaltnng nimmt den Baubehörden 
• gegenüber eine andere Stellung ein als eine Privatpartei, und üuden 

eben darum für dieselbe die formalen Vorschriften welche die amt- 
liche Austrat Uli der Bauprojekte Privater regelii, nicht in gleicher 

Weise Anwendung. 

b) Zu einer einseitigen Entscheidung über die Dimensioniruug einer 
Strassenüberbrückung, wodurch die Lichtwoite ohne Röcksicht auf 
die von der kompetenten Baubehörde für die Widerlager zu üxirende 
Banlinip bloss nach Maassgabe der fakti'ifhPTi Strassenbrpitp festge- 
setzt wird, ist die Staatseisenbahnverwaitimg nicht berechtigt. 

Mit der Entscheidang der General-Direktion der Oesterr. Staatsbabnen 
vom 25- Dezember 1890, Z. 10 324, wurde fttr die zum Zwecke der Rekon- 
struktion und ErweiteroQg des Franz Josef-Bahnhofes in Prag projektirten 
Herstellnngen der Bankonsens ertheiit, und zugleich Aber die von den bei 
dem Projekte betheiligten Gemeinden Prag, Königliche Weinberge und* 
Zi2kov bei der politischen Begehnngskommission erhobenen Einwendun- 
geo, dass 

1. das Projekt von der Ostseite Iftngs des sogenannten Paradies- 
gartens auf eine unrichtige Heguiirungs-, bezw. Baulinie basirt sei, 
und dass darum im Sinne der Bauordnung §§ 5 und 4 znnftchst 
die Amtshandlung wegen Bestimmung der Baultnie einzuleiten, 

2. desgleichen für die Iftngs der Strasse zwischen dem Stadtparke 
und dem Stationsgebäude projektirten Objekte zunlehst die Bau- 
linie nach § U der Bauordnung zu bestimmen, und endlich 
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3. dcB an der Nordseite projektirten Brücken eine der Strassenbreite 
von 24 m entsprechende Spannweite za geben wftre, 
dabin erledigt, dans in Betreff der 

ad I) erwftbnten Objekte das Bahnärar mit den Gemeinden das Ein- 
veroebmen wegen Herstellnug der behördlich genehmigten Kegnlirnngslinie 
pflegen and die er\Yeiterteu Stationsanlagen nnter Beacbtang dieser Grenz- 
linie zur Ausführung bringen werde, dass in Betreif der 

ad 2) erwähnten Hochbauten im Sinne der bestehenden Bauvorschriften 
und nach Erste] lutig der betreffenden Delailprojekte das Erforderliche 
rechtzeitig veranlasst werde, dass dagegen das 

ad 3) gestellte Ansuchen um Herstellung der neuen 'Ueberbrückuog 
in der Carlsgasse mit 24 m Lichtweite und um entsprechende Zurücksetzung 
der AViderlager bei den bestehenden Brucken auf die gleiche Licbtweite, 
abgewiesen werde. 

Die letztere Abweisung wurde mit dem Hinweise auf den bezüglichen 
in den thatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen begründeten Kom- 
missionsantrag mntivirt, dnrcli welchen festgestellt worden war, dass eine 
jjolche Krbreiterung der Stra^«o wegen des Bestandes; zumeist neuer Bau- 
objekte nicht leicht durchgetülirt werden kann, und das?? die Breite von 
20 ra dem lobhaftesten Strassenverkehre nach jeder Kiehtung entspreche. 

Gegen diese Entscheidung wurde von den betheiligten Gcnmiiide- 
vertretungen die Beschwerde beim Verwaltnngs-Ceriehtslioft' cingebraebt, 
in welt-ber <lie Gef«etzmässigkeit der Entscheidung bestriiirii wurde, weil 
der Baiikonsens für die fraglichen Projekte nicht habe ertheilt werden 
können, da es sich ja zunächst um die Feststellung der Bau- und Regn- 
liningslinien, in welche die prujektirteu Bauobjekte einzustellen waren, 
gehandült bat, und weil nach den §§ 127 und 24 der Bauordnung vom 
10. April 188fi, Ni 40 L.-G.-Bl., die Feststellung der Hauiuüen den auto- 
nomen Baubehörden zustehe, wesiiulb im Sinne des § 14 Bauordnung noch 
vor Ertbeilung des Baukonseuses die Bestimmung der Baulinieu zu ver- 
anlassen war. 

Der Verwaltnnu:s-Gericht»liof hob nun die angefochtene Entscheidujig, 
insoweit mit derselben der Antrag der Gemeinden auf Eiidntltuug einer 
Lichtweite von 24 m für die Ueberbrückungen abgewiesen wurde, nach § 7 
des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R,-G.-Bl. Xr. 36 ex 1876, auf, wies 
aber im Uebrigen die Beschwerde als unb''grüudet ab. 

Hierbei ging der Verwaltuugs- Gerichtshof von folgenden Erwägun- 
gen aus: 

Die angefochtene Entscheidung hat zugleich mit der Ertheilnng des 
Baukonseuses in Betreff der ad 1) und 2) erwähnten Einwendungen der 
beschwerdeführenden Gemeinden ausgesprochen, dass das Bahnärar wegen 
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FeBtstelioog der Bau- nud ReguliruiiQ;»>UDieii mit den Gemeinden das Ein- 
veroehmen pflegeo, nach Maassgabe der Erstellang der betreffenden Detail* 
Projekte wegen Bestimmung der fiaalmien das Erforderliche veranlassen 
and die erweiterten StatioDsanlagen nnter Beachtung dieser Grenzlinien 

zur Ausführung bringen werde. 

Hiermit erseheint für die Htiuobjekte längs des Paradiesgartens (Ein- 
wendung 1) und für die üocbbauten in der Carlsgasse und Park Strasse 
(Einwendung 2) ansgesprocheu, dass der Baukonsens vorbehaltlich der Be- 
stimmung der Baulinien ertheilt werde. Im Hinblicke hierauf konkretirt 
sich der Str« it in Betreff der Einwendungen 1 und 2 dahin, ob eine Ge- 
setzwidrigkeit oder doch ein mangelhaftes Verfahren bei der angefochtenen 
Entscheidung deshalb nnterlanfen sei, weil dieselbe den Baukonsens er- 
theilt. bevor die Amtshandlung und Entscheidung in Betreff der Baulinien 
erfolgt ist. 

Diese Frage ist /u veriRiiien. 

An.< den BestinniiiHiy;en der §§ 127 Absatz 3 und 24 Alisatz 2 dcr 
Bauordnuiiij; vom 10. April 1«86, Nr. 40 L.-H -B.l , ergiebt sieh, da^s für 
Bauten der Ei^enbahnverwaltuugen die hiertur bestehenden besonderen- 
Bestimmungen nutassgebend sind, und daas die Ertiieiiung des Konsenses 
nicht den durcli den § 124 Bauordnung berufenen Baubehörd*'n , sondern 
der Eispnbalinbeliürde zusteht. Hieraus folgt, dass die einen bau führende 
Kisüubahnverwaltuag den Baubehörden gegenüber keineswegs jene Stellnng" 
einnimmt, wie eine Privatpartei, und dass eben darum für diesellje h-m* 
formalen V'orsehrilten , welehe die amtliche Austragunt; der Bauprojekte 
Privater regeln, nicht in gleidier Weise Anwendung finden. Wenn daher 
der § 14 der Bauordnung bestimmt, dass im Falle ciue^- an einer öfteut- 
lieben Strasse oder Gasse zu führenden Neu-, Zu- oder Umbaues der Bau- 
lierr vor dem Einschreiten um die Baul>e\villigang , utn die umtlielie Be- 
kanntgabe der Baulinie und de.s Niveaus an/usnehen liulie, und weim aus 
dieser Gesetzesbestimmung für rrivatbauti ii allerdings folgt, dass eine Ver- 
handlung über das Baujnojekt selbst, und eine Konseutinuig desselben 
nicht vor Feststellung der Baulinie erfolgen könne, so kann daraus noch 
nicht gefolgert werden, dass auch die Eisenbahnvorwaltuug Uli der Ge- 
nehmigung von Eisenbahnbauobjekteu den gleichen formalen Vorgang ein- 
zuhalten, gesetzlich verpflichtet wSre. 

Allerdings bestimmt der § 127, Schlussabsatz, dass die Feststellung 
der Bauliuie und des Niveaus den nach § 124 Bauordnung bestellten Ban- 
behörden vorbehaltlich des gesetzlichen lustanzenzuges znstehe; allein ans 
(ii' ser Bestimmung kann nur abgeleitet werden, dass durch die Entachei- 
iluii^cn der Eisenbahnverwaltung über Eisenbahnbauprojehte den Rechtei» 
und der Kompetenz der Baubehörden in Betreff der Banlmie und de» 
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NiveaQB nicht voigegriffen werddn ktone, nicht aber, dass die AustragaDg 
dieser Frage in jener Reihenfolge erfolgen mfisste, welche durch die Ban- 
ordnang fftr Privatbanten allerdings vorgezeichnet erscheint. 

Wenn die Beschwerde darauf verweist, dass eine vorhergehende Be- 
stimmung der Baulinie und des Niveaus der Natur der Sache entspreche, 
weil vor Feststellung dieser Momente eine endgiltige Ausarbeitung des 
Projektes nicht möglich sei, so mag diese Ausführung von dem praktisch 
geschftftlichen Standpunkte gerechtfertigt sein; allein sie beirrt das Recht 
der EisenbahnverwaltuDg- nicht, einen der Eigenart der Eisenbahnbau- 
fubnirigeu etwa besser entsprechenden und den Bestimmungen über Eisen- 
babnbauten (Ministerial -Verordnung vom 25. Januar 1879, Nr. 19 B.-G.-B1.) 
angemessenen Vorgang zu beobachteu. 

Da nun, wie oben festgestellt, die Bestimraang der Bau- und Regu- 
lirnngglinien für die ad 1 und 2 erwähnten Objekte den Baubehörden vor- 
behalten wurde, die Entscheidung sonat li in die Kompetenz dieser Be- 
hörden nicht eingreift, erscheint die Beschwerde in diesen Punkten nicht 
als begründet. 

Ein Anderes ist es allerdings mit jenem Theile der Entsclieidung, 
welcher das von den (lemeinden tjestellte Begehren wegen Einhaltung einer 
Strassenl»!» itcvon ''4m beiden Ueberbrückungen in der Carlsgasse zurückweist. 

Da die Breitt» einer Strasse der Natur der iSacbe nach auf die Bau- 
linien derselben von bestimmendem EinHusse ist, so enthält die meritorische 
Abweisung der ad 3 erwähnten Einwendung der beschwerdeführendeu Ge- 
meinden allerdings eine Entscheidung über die einzuhaltenden ßaulinien. 
Eine solche Entscheidung zu troffen, ist aber nach dem Schlussabsatze 
des § 127 Bauordnung für l*rag die Bahnverwaltung ni« ht kompetent. 
Denn wenn durch die zitirte Gesetzesbestimmung normirt wird, dass die 
Feststellung der Banlinie uiul dos Niveaus auch bei den der Kompetenz 
der Bnnliohörden entzogenen Bautührungen gleichwohl diesen zusieht, so 
kann d\v>nr gesetzlichen Bestimmiin? keine andere Deutung golreben wer- 
den als <lie, dass die Ents( h. idung über die Frage, in \v<'li jic Haulinie 
und i?i welches Niveau t'iii Üauobjckt einzustellen ist, au^-' hli' >-li 'h in 
die Kompeten/, <i»T naiilM li'udi'n (§ 124 Bauordimng) falle, uml i>i dem- 
nach die EisenbahiivcrwaltiiiiLC nichl in der Lage, ühiM- die Baulinic und 
das Niveau, und dt shalb auch nicht über die Strasscnbreite , eine Ent- 
scUeiduii^ selbst>i;iiidii^ zu fällen. 

Eben danmi i;iiiL; es auch nicht an, einen Aussinndi m fällen, welcher 
der Entscheiduij«; der r>:iulM iiörde dadurch präjudiziiL, du.>.'> iür die Ueber- 
brückungen die besti liciidr taktische Strassenbreite und die durch dieselbe 
thatsächlich fixirto Baoliuie als maassgebeud erklärt wurde. 

E g e r, ' £is«nbahnrecbtUcIiA EutAcheidangen IX. 17 
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Nr. 192. ÜDtscli. des Dentsehe« Itoicliflgeridits. 

1. Straf-Senat. Vom 23. Januar 1893. 
§ 317 B.Str£Ge8.B. Vorsatz bei Gefährdong einer Telegraphenanlage. 

Nach §317 R.-Str.-G.-6.'8 0n der Fassung des Gesetzes Tom 13. Mai 
1891) '^ird derjenige, welcher Torsfitzlicti and rechtswidrig den Betrieb 
einer zu OffentUchen Zwecken dienenden Telegraphenanlage dadurch ver* 
hindert oder gefährdet, dass er Theile oder Znbehdrangen derselben be- 
schädigt oder Veränderungen daran vornimmt, mit Gefängniss von einem 
Monat bis zu drei Jahren bestraft. In Bozng aaf diese Bestimmung hat 
das Reichsgericht ansgesprodien, dass der Vorsatz sich nicht bloss auf die 
Besi iiädignog oder Verändernng der Telegraphoimnlage, sondern auch auf 
die Verlünderung oder Gefährdung des Betriebes lii hten nin?s und dass 
ein derartiger Vorsatz vorliegt, wenn der Thäter bei seiner Handlung sieh, 
bewnsst ist, dass diese Handlangen diese Betriebsverhinderung oder Ge- 
fährdung zur Folge haben kann uod er diese eventnelle Folge auf sich 
nimmt. 



Nr. 198. JKntsch. des Deutschen Beichsgeriehts. 

6. Civil-Senat. Vom 25. Januar 1892. 

Entächädigungsausprüoke der Aulieger wegen Verlegung einer öfTentlichen 

Strasse. 

Auf Antrag und im Interesse dos Beklagten wurde im Jahre 1887 
der Canenaer Weg — eiin' Strasse der Stadt Halle a. S. — an der iStelle, 
wo er den Bahnkörper der Halle-Leipziger Bahn überschreitet, für Fuhr- 
werke, — später nach Angabe der Klägerin auch für Fussgänger — , 
gänzlich gesperrt. In Folge der Sperrung ist der vorher Jahre lang vor- 
handen gewesene direkte Verkehr zwischen zwei der Klägerin gehfirigen, 
zum Betriebe einer Holzhandluug benutzten Grnmlstut ken. ihrem Geschäfts- 
iokale in der Königstrasse und ilirem jenseits des Bahnkörpers am Canenaer 
"Wege belegenen Fabriketablissement, unmöglich geworden, so dass jetzt 
die ElSgerin nur noch mit einem grösseren Umwege darcb die Delitzscher 
Strasse von einem Grundstücke zum anderen gelangen kann. 

Klägerin behauptet, hierdurch an ihivn Grundstücken, ihrem Ge- 
schäfte und sonstigem Vermögen erhebiich beschädigt zu sein. Sie be- 
rechnete den ihr durch Entwerthung des Grundstückes am Canenaer Wege, 
durch die bei diesem Gmndstficke nöthig gewordenen Bauten, sowie durch 
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HehranfwBDd für Fohren bisher eatatandenen Schaden auf 183 899 JC nnd 
beantragte, die Bnatsepilieht des Beklagten bezfiglich des ihr zu Folge der 
Spemmg erwaehaenen uid In Znknnft noch erwaehsenden Schadens fest- 
znatellen nnd ihn snr Zahlung von 188 899 jfC zu verartheilen. 

Beide Vorinetanien erklärten die Klage für nnb^grfindet, nnd zwar 
das Bemfongsgeridit mit folgender Atfbftthnings 

Allerdings erwerbe nadi Pieuaaiechem Reeht deijenige, welcher sich 
an einer öffentlichen Strasse aiibaat, dnrch stillBchweigenden Vertrag mit 
dem Eigenthümer der Strasse als danemdes Recht eine Grondgerechtigkeit 
des Inhalts, die Strasse zu Verkehrszwecken för sein Grundstück benatzen 
zu dürfen; dieses Recht gehe jedoch nicht weiter, als sieh ans der Natur 
nnd dem Zwecke der -Strasse mit Nothwendigkeit tod selbst ergiebt, und 
erstrecke sich nicht auf das Fortbestehen der Strasse m ihrer gan^n 
liSngenansdehnnng. Au« Ii uach der Beseitignng des Bahnäberganges sei 
der Klägerin die numittelbare Kommunikation zwischen dem von ihr am 
Oanenaer Wege bebauten Grandstücke nnd der Strasse nicht beschränkt, 
dem (Jenaer Wege aber wegen seiner offen crhalieiien Verbindaog mit 
anderen städtischen Strassen, insonderheit der Deiitzscher Strasse, die 
Natur eines öffentlichen Verkehrsweges Terblieben. Eine Garantie für das 
Forthestehen des zur Zeit des Bebauens vorhandenen Bahnüberganges habe 
die Stadtgemeinde Halle nicht übernommen. Im rechtlichen Sinne sei ein 
Pertincnzverhältniss zwischen den beiden Grundstücken der Klägerin ver- 
möge der Beziehungen, wie sie deren Geschäftsbetrieb zufi^llig geschaffen 
habe, nicht begründet worden, un<l, selbst wenn dies der Fall wäre, müsste 
der erhobene EDtHchiidi^uiiirsanspruph angerechtfertigt erscheinen, da 
Klägerin auf den Fortbestand der für eine gemeinsehaftliehe Bewirtli- 
schaftung günstigeren VerbindniiLi; :ui sieh kein Reeht t^ohalit habe und jene 
Bewirthschaftnng, wenn aurli unter Erscliwernissen, jetzt noch möglieh fiei. 

Das Reichsgericht vorwarf li»^ von der Klägerin eingelegte Kevision 
anter Angabc folgender Enttjcheidungsi^rüiule: 

Die Ausführungen des Vordorricbtcrs in Betreff der Sclimnkfn dos 
Hechts der Anlieger an einer ötieutHchen Strasse stimmen im Wrsentlicheu 
mit (ien Grundsätzen überein. welche das iioiclisgrrieht in dem Bd. 25 der 
Entscheidungen in Zivilsachen S. 242 abgedruckten Urlheile vom 28. No- 
vemtier 1889 ausgesprochen und näher begründet hat, (Vergl. ausser den 
dortiuen Zitaten noch Entscheidungen in ZivilE>achon Bd. 19 S. 355, Bd. 24 
S. 245, sowie Urtheii vom 21. September 1891 in Sachen H. & C. wider 
Reichsüskus, VI. 59/91.) 

Düss diese Grundsfitze zur Abweisung der vorliegenden Kla^e fiduen 
müssen, hat das Berufungsgericht mit iiceht angenommen. Allerdings 
hatte in dem Falle, welcher dem Urtheile vom 28. November 1889 zu 

17* 
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Bntich. 4m D«tttseli«ii R«ich8gericliti vom 85. Jumar 1892. 



Grande lag, eine VerändertiDg der Strasse erst in einer Entfernung von 
etwa 120 m vou den Graodstflcken des damaligen Kl&gers stattgefanden, 
während hier der Oanenaer Weg in unmittelbarer Nftbe des der Klilgerin 

gehörigen Grundstückes wesentlich verändert worden ist: allein dieser 
Unterschied in den thatsäohlichen Verbältnissen erscheint fiär die rechtliche 

BenrtlK'ilung bedeutungslos. Selbst wenn es richtig wäre, was jetzt von 
der Revision geltend gemacht wird, dass die Sperrung des Canenaer Weges 
sich über das Bahnterrain hinaus erstreckt und einen Theil der vor dem 
Gmndstficlce der Klägerin belegeneu Strasse mitumfasst habe, konnte 
daraus zu Gunsten der Klägerin nichts gefolgert werden. Denn dieselbe 
hat in den Vorinstanzen nicht etwa behaupt^'t, dass infolge der Spermng 
die Verbindung zwischen ihrem Grundstücke und dem Canenaer Wege 
irgendwie beeinträchtigt sei, oder dass sie durch eine Veränderung an 
dem vor ihrem i iindstücke belegenen Theile des Weges Schaden 
erlitten habe; sie hat vielmehr, wie der Tiiatbestand der Vorentscheidungen 
deutlich crgiebt, ihren Entsi hädigungsanspruch lediglich darauf gestutzt, 
dass durch die Einziehung des B;iiinnherganges die Kommunikation zwischen 
dem östlichen und südlichen städüschen Terrain erheblich erschwort und 
namentlich für die Klägerin der direkte Verkehr zwischen ihrem Ge- 
schäftslokale in der Königstrasse und dem l'altrikotahlissement unmöglich 
geworden sei. Was insbesondere die Forderung von 1 200 , f/ ^fnr Ver- 
legung des Einf}ihrt<thorcs nach der Delitzsclier Strasse zu** anlangt, so 
i-^t dit^se aufgeführt uüt( i- den „Kosten der Krii< litung von Bauten auf 
dem (Grundstück Cant'iiaer Weg 1, wclfhr» (hin li Kin/iehuii <; des dio 
Geleise pas^i renden Strassentheils uuthig i^i wonK ii sind." Hiermit 
stallt »^s nirlil im Kinklan'^o. w*>nn dio R'-vi-^iiem iiiciut, die Vrrlei?un2: des 
Eintahrtsthitrus habe di -hall» ei lMl^rn niüs-rn. weil die frühere Verbindung 
des Grun^lstücks der Kl:iu> iiii mit dem ( ani iiaor Wecje zufolge der an 
diesem We^re vorgenommenen Veränderunf;en aut^eliolit n oder dorh er- 
schwert wurden sni. Von solcher Erschwerung ist in den früherrn In- 
stanzen, soweit fr<irli! lirli. niciit die Hf»de gewesen. Vielineiir kTmuen die 
AnführuniTCn der I\l;iL,M rin nai h dem maassgebcnden Thatbestande nur 
dahin aufgefas>L werden, tla^s das ursprün «Jülich in der Nähe des Bahn- 
üb'M'jfnnges angelegte iLiiifahrtsthor /u entfernt von der Delitzscher Strasse 
gf w 11 sei und infolge der Ein/i''lnin? des Btiiiniiljerganges, um die 
Kuuununikal iiei zwiselien den btiidfü (irnndstiiekcn der Klägerin zu er- 
leieiiteku, na« Ii <ler entgegengesetzten Seite, nämlich nach der JDelitzscher 
Strasse zu, hab«j verlegt werden müssen. 

Dcnii^emäss ist der Ents('hadiii,unuöaDsprQch der Klägerin seinem 
gan/t'H Unifange nach von der Frage abhängig, ob die Klägerin ein wohl- 
crwuibeucs Recht auf das unveränderte Fortbestehen des Canenaer Weges 
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imd Beiner Eommnnikationswhftltaiese, auch soweit dieser Weg ihr 
Crnndstfick nicht berflhrte, gehabt, ob ihr namentlich eine Gmadgerechtig^ 
Iceit dea Inhalts zogestanden hat, den Canenaer Weg nach seinen beiden 
Achtungen hin für deu Verkehr and insbesondere ffir die direkte £om- 

mnnikation mit der Königstrasse benatzen zn dftrfen. 

Ohne Kechtsirrtham hat das Berafnngsgericht diese Frage verneint. 

Wie die Revision zutreffend ausführt, kann der Inhalt eines auf still- 
Bchweigender Veieinitarmig beruhenden Hechts nicht anders gefunden 
werden als durch Ergründnng des ans den Umständen zu entnehmenden 
Wüiens der Kontrabenten. Sieht man nun hier die Stadtgemeinde zu 
Halle a. S. iofolge ihrer Aufforderung zum Bebanen des Canenaer W^es 
und andererseits die Klfigerin, weil sie dieser Aufforderung nachgekommen 
ist, als Kontrabenten an, so mag nach den vorliegenden Umständen als 
zweifellos anzusehen sein, dass die Klägerin bei ihren Bauten und An- 
lagen am Canenaer Wege auf die damals vorhandene Verbindung zwischen 
dem Canenaer Wege und der Königstrasse besonderes Gewicht gelegt und 
das Fortbestehen dieser Verbindung, namentlich also auch die dauernde 
Beuutzbarkeit des Ucborganges über die Halle-Leipziger Bahn, stillschwei- 
gend vorausgesetzt und beabsichtigt hat. Allein für die Annahme, dass 
die Stadtgemeinde zu Halle bei der Aufforderung zum Bauen von 
der gleichen Voraussetzung oder Absicht aasgegangen sei und der Klägerin 
stillschweigend die Erhaltung jener Verbindung für die Zukunft garautirt 
habe, fehlt es an jedem Anhalte. Solchen Anhalt glaubt die Revision in 
der Natur nnd dem Zwecke einer Strasse zu linden; nach den unauü,e- 
fochteiieu und rechtlich unbedenklichen Feststellungen des V^ürchTiiriiters 
erfüllt indesöen der Canenaer Weg trotz der Beseitigung des liuhuüber- 
ganyes die Erfordernisse und Zwecke einer öffentlichen Strasse für die 
Klägerin, indem er noch jetzt deu Verkehr mit anderen städtischeu Strassen 
vermittelt und, soweit es sich um die Verlnndung mit dem Grundstücke 
der Klägerin und um det»seu Lichtverhältuisse handelt, völlig unverändert 
geblieben ist. 

Danach sind diejenigen Kochte an der Strasse, welche die Klägerin 
gönstigfiten Fallesi aus dem Zwecke und Wesen städtischer Strassen für 
sich herleiten könnte, von der Kassirung des Bahnüberganges nicht be- 
troffen worden. Dass aber die Stadtgemeinde zu Halle noch weiter 
gehende Verbindlichkeiten, namentlicli die Pflicht liabe übernehmen wollen, 
den zur Zeit des Bebauens bestehenden Zustand des Cauenaer Weges uud 
desöea damulit^c Verbindung mit amleren Theüen der Stadt nach allen 
KichtaDgeu für immer zu erhallen, ist vuu der Klägerin in keiner Weise 
wahrscheinlich gemacht uud au sich, wie schon in dc'm LUheile vom 28. 
A'ovember ISÖÜ bei ähnlicher Sachlage dargelegt worden, nicht zu vermutheu. 
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Sntoeh. du Deutseben Eeieb^garichU vom 26. Jamuur 1892. 



Es kann deshalb auch darauf nicht aukommon, ob es richtig ist, dass 
beide Grundstücke der Klägeriii durch deren erkennbaren Willen zu einem 
wirthschaltlichen Ganzen vereinigt waren und durch Kaesirnng des Ver- 
bindungswesens zum Scliaden der Klägerin anseinandergerissen sind. Denn 
war der Klägerin ans den mit der Stadtgemeinde Halle ansdrücklich oder 
stillschweigend gctroftcnen Vereinharungen ein besonderes Recht auf die 
dauernde Erhaltung des Baliuuherganges nielit erwachsen, so konnte sie 
üükhes Recht durch die nachträglich von ihr auf dem Grundstücke am 
Caneiiaer Wege getroffenen Einrichtungen nicht erlangen, zumal da sie 
nicht einmal behauptet hat, dass die wirthschaftlichc Vereinigung ihicr 
beiden Grundstücke von der Stadtgemeinde genehmigt w orden oder auch 
onr zur Kenutniss der gesetzlichen Vertreter der Stadtgemeinde ge- 
laugt sei. 

Für völlig ungerechtfertigt und unbegründet erachtet endh'ch die Re- 
visiousklägerin die Abweisung des Anspniches für die durch Kassirung 
der Verkehrsmöglichkeit nach der beim Bau allein berücksichtigten Rich- 
tung nothweudig gewordenen baulichen Veränderunsren, wie Verlegung 
des Eingangsthores nach der Delitzscher Strasse. Warum indessen dieser 
Theil der Eutöchädiguiigsforderung der Klägerin anders zu beurtheilen sein 
sollte, ii\ä die sonst erhobenen Ansprüche, ist nicht ersichtlich. Den hier 
in Rede stehenden Schaden hat die Klägerin lediglich sich selbst zuzn- 
sclirciben, wenn sie bei ihren Bauten und Anlagen am Caueiiaer Wege 
au:s6i'liliesslicli oder hauptsächlich eine Verkehrsrichtung berücksichtigte, 
auf deren Eortbesteheu ihr nach dem vorher Gesagten ein Recht nicht 
zustand. 

Hiemach hat der Vorderrichtcr weder die Grundsätze von den Rechten 
der Anlieger an städtischen Strassen, noch den § 75 Einl. oder den § 31 
Theil I Titel 8 Allgemeinen Landrechts, noch den Art. 9 der Preussischen 
Verfassungsurkunde und ebensowenig den § 259 Zivilprozessordnung verletzt. 



Nr. 194. Entseb. des Denischen RelcliHiferiehtg. 

2. Straf-Senat. Vom iT). Januar 1892. 

Frachtbeträge der Eisenbahjicu sind Gebulu^en im Sinne des § 353. 

R. Strf. G. B. 

Der § 353 Str.-6.-B. erwftfant znoäohst der Stenen, <t h. der Ab- 
gaben, welche die Obrigkeit eines GememweseoB den Untergebenen ohne 
spezielle Gegenleistung nach einem allgemeinen Haassstabe auflegt Za 
den Abgaben geboren ferner die Gebühren, welche bei einer besonderen 
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Berührung der Abgabepflichtea mit der Obrigkeit für die Benutzung oder 
Inanspruchnahme einer öffentlich-rechtlichen Anstalt oder Einrichtung nach 
einem von der Obrigkeit festgesetzten Tarife zu entrichten sind. Im 
Gegensatze zu den Abgaben stehen die Leistungen, welche ein Gemein- 
wesen nicht kraft seiiie» Beehtes, Abgaben au&nlegen, sondern als ju- 
ristiaeha Person ans dem Betriebe einer gewerblidien Unteraehmnng nädi 
privatrechtliehen Nennen tu beanspruchen hat. Die Orenze zwischen den 
znletst erw&hnten Leistungen nnd Gebfihren kann in einzeben Füllen 
zweifelhaft sein. Irrig ist aber die Ansieht» dass zu den Gebühren die 
Leistungen nicht zu rechnen seien, welche auf einem zivilrechtlichen Veiv 
tragsTerbfiltnisse beruhen, denn eine jede GebOhr, weiche ffir die Benutzung 
einer dem öffentlichen Rechte angehörigen Einrichtung beansprucht werden 
kann, iSsst sich auc(i auf ehie vertragsmassige Vereinbarung zurückfahren. 
Ausgeschlossen sind die lediglich auf geschAftlichen Racksicbten beruhen- 
den Tarife, wie solche auch Geschäftstreibende, die nur gewerbliche Ziele 
verfolgen, au&ustellen pflegen. — Von diesem Standpunkte aus mfissen 
die Frachtbeträge, welche die Staatseisenbahnen fordern, als Gebühren im 
Sinne des § 358 angesehen werden. Denn bei Festsetzung der Eisen- 
bahnfrachttarife seitens der Staatsgewalt sind nicht bloss gewerbliche RQck- 
sichten, sondern politische und volkswirthschaftliehe Gesichtspunkte maass^ 
gebend. 



Nr. 196. Rek. Entseh. des Kt^ichä-Versichernngsamts. 
Vom 25. Januar 1892. 

[AmU. Nachr. d. R.V.A. (Üesainmt-Ausg.) VIII. Nr. 11. S. 284. Z. 10%.] 

§ 1. Unf. Vers. Oes. £in Bruch ist dann nlclit nnf einen Betriebsunfall 
znrüokzof&hren, wenn er bei einer gewöhnlichen, besondere Anstrengnng 
nicht erfordernden Betriehsarbeit entstanden ist 

In einer Reknrsentscheidung vom 25. Januar 1892 ist auf den Rekurs 
der Berufsgenossenschaft der wegen eines Leistenbruchs erhobene Ent- 
schädigungsanspruch zunächst gleieh&lls wegen unzulänglichen Nachweises 
des „ünfalla* zurückgewiesen worden. Da femer, so heisst es im An- 
sehluss daran in der Begründung des Urtheils, der Kläger nach seiner 
eigenen Angabe sich das Bmchleiden beun Heben eines 75 kg schweren 
Hafersackes, also einer fUr ihn keineswegs ungewöhnlichen und nicht ein- 
mal besondere Anstrengung erfbrdemden Thätigkeit zugezogen haben will, 
auch den ganzen Tag noch bei der Arbeit verblieben ist und die An- 
schwellung m der Leistengegend erst des Nachts erlitten bat^ so hat die 
Annahme einer ilhnählichen Entwickelung der Bmchanlage zum Bruch, 
wobei das Austreten des letzteren höchstens in zufälligem, zeitlichem. 
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nicht aber in nrsachlicheni Zusammenhange mit der Betriebsarbeit erfolgt 
ist, eine ebenso grosse Wahrscheinlidikeit für sieh, wie die gegeiitheiiige 
Annahme des Schiedsgeridits, zuujul aiieii das iU/tlichc Gutaehten die 
Frage offen lässt, ob der rechtsseitig normale Bi'fimd mit dem Bruchieiden 
und nicht vielmehi: mit dem ebenfalls vorhaudeuen Ma&kelrheamatümos io 
Verbiuduog steht. 



Mr. 196. £ut»ch. des Oest«rr. Obersten iüerichtshofes. 

Vom 27. Januar 1892. 

£OccUrr. ElMub. Veronln. BL V. Mr. 70. S. 1051t.] 

Zum Zwecke des Nachweises des eiirenen Verschuldens des Beschädigten 
im Siune des § 2 des Gesetzes vom 5. HLäxz 1869, R.-(t.-B1. Nr. 27, genügt 
es nicht, solche Bmstäude zu beweisen, aus denen sich mit blosser Wahr- 
seheixüichkeit die Amiafame eines solchen Verschaldens erglebt» letsteres 
mnss vielmehr von der geklagten lüsenbabn strikte erwiesen werden. 

Der Hetzger Johann D. eriiti bei einem Waggonbnmde in der Strecke 
Wörgl— Eitzbfihel YerletzuDgen an der rechten Hand, und klagte die k. k. 
General-IMrektion der Oesterr. Staatsbahnen auf Sdiadensersatz und 
Schmerzensgeld. 

Das k. k. Landes- als Handelsgericht in Innsbrack wies mit 
ürtheil vom 17. September 1891, Z. 4005, das Elagebegehren gftnzlich 
ab, nnd zwar im Wesentlichen mit folgender Begrün dnnjic: 

Die Vertretung der geklagten Staatsbahn lehnt vor Allem jede Ver- 
pllieliiuiiii zum vSchadenscrsatze unter Hinweis anf die Bestimmuug des 
§ 2 des Gesetzes vom 5. März 186U, IL-G.-Bl. Nr. 27, ab, da nach den 
vorliegenden Thatsaehen das Feaer oflfenbar dnreh den Klüger oder seinen 
Begleiter vernrsacht wurde. Bereits bei dem am 7. Mai 1886 im Straf- 
verfahren anfgenommenen Augenscheine des angebrannten Waggons Kr. 748 
hat sich ergeben, dass die vier Seitenwfinde und die Decke vollständig, 
nnd der Boden za zwei Dritteln im Innern angebrannt, nnd dass an dem 
angebrannten Boden zwei dnrcbgebrannte Löcher ersichtlidi sind, dass 
ferner an der Anssenseite des Waggons nur jene Stellen beschädigt sind, 
welche unmittelbar an der Thüre, bezw. an der Decke sich befinden. Die 
Sachverständigen folgern ans der Beschaffenheit des Waggons, daas das 
Feuer im Innern entstanden ist, und nicht von Aussen in den Wa^^n 
getragen wurde. Durch Bremsen konnte das Feuer nicdit entstehen, weil 
der Waggon keine Bremsen hat, ebenso ist ein Heisslaufen der Achsen 
ausgeschlossen, weil am betreffenden Waggon kein ausgebranntes, bezw. 
ausgeglühtes oder verkohltes Achsenlager konstatirt werden konnte, ein 
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^»olches Heieslaufen aber erfabrangsgemABS unbedingt bereits beim Aafent> 
halte in der Vorstation hätte wahrgenommen werden müssen. 

Die Beweise der geklagten Staatsbahn haben aber auch folgende 
wicütige Thatsachen ergeben: Franz F., Begleiter des Johann D., wurde 
vom Bezirksgerichte Kitzbühel wegen Uebertretung des § 452 St.-G. be- 
straft, weil er damals im Waggon auf der Strecke Innsbruck — UOigl 
rauchte. Johann D. war bereits bei der Abfahrt von Innsbruck augeheitert, 
sprach wieder in Wörgl dem Weine zu, steckte Schnaps zu sich, wovon 
er zwischen Wörgl und Kitzbühel trank. D. hatte eine Tabakspfeife bei 
sich, die er in Wörgl reinigte, weil sie ihm von Bahnbediensteteri mit 
Koth verstopft worden war, und hat D. in Wörp^l ans dieser Pfeife ge- 
raucht, die er iai Wai<f'ou aufgehängt zu haben behauptet; er hat in 
Worgl auch eine Kerze grkautt uud mit sich in den Waggon genommen, 
da ihm dort keine Lateino zur Verfügung stand, mit der zugegebenen Ab- 
sicht davon nothigentalls Gebrauch zu macheu. Einige liahnbedienstete 
haben die Wahruehmung gemacht, dass in dem Waggon ein Lichtschein 
gesve^en sei, <ler vod einer brennenden Kerze herrühren mochte Diese 
Thatsacheu lassen deu Beweis erbracht err>eheinen. dass der liraud des 
^Vaggons am 17. April 1886 durch Verschulden tles Klägers oder seines 
Begleiters entstanden sei, weshalb die s^ckiagto Bahn nach § 2 des Ge- 
setzes vom 5. März Ibti^, R.-(7.-Bl. 2sr. 27, von jeder SchadensersatzpÜicht 
befreit ist. 

Ueber AppeUation des Klägers änderte das k. k. Oberlandesgericht 
für Tirol und VorarllMMg mit l'>ikenntiiiös vom 25. November 1891. 
Z. 5697, das erstrichterliciie Urtheil ab, und verurtheilte die k. k. Staats- 
bahu zur Zahlung eines Scluuei zensgeldes von 150 H. und eines Sehadens- 
er.>5utzes von 6H Ii. unbedingt, uud eines weiteren Betrages bis zur Höhe 
von 63 fl. bei Ableguug iles Scbätzungseides. 

Iii deu Gründen wird im Wesentlichen Folgendes bemerkt: 
Es ist nicht streitisr, dass der Kläger während der Falirt auf der 
Staatsbahnnt recke Wörgl — Kitzbühel iu Folge eines in dem Lastenwaggon, 
der ihm zur Beförderung dieute, ausgebrochenen Brandes, also durch eine 
im Verkehre der Eisenbahn vorgefallene Ereiguung, Verle£zuugeu an der 
rechten Hand erlitt, und tritt demnach gemäss § 1 des Gesetzes vom 
5. März 1869, Nr. 27 R.-G.-Bi., die gesetzliche Vermuthang ein, dass der 
UofaU dnrch ein Verschulden der Unternehmnng oder derjenigen Personen 
eingetreten sei, deren sie sich zur Ansfibnng des Betriebes bedient. Gegen 
diese Vermothnng hat die geklagte Bahn die Einwendung erlioben, es sei 
das im Waggon entstandene Fener doreh den Klftger oder dessen Begleiter 
venunsaoht worden. Allein das Vorgebrachte ist nicht geeignet, em Ver- 
sehnlden des Klägers zn erweisen. Die Umstände, dass Kli^er in Wörgl 



266 



Entacb. d«t Oeslwr. OlMnten G«iielitdiof«t nm S7. Jttmar 1891 



einen angetrunkenen Znstand zu erkennen gegeben, dass er sich im Be- 
sitze einer Tabakspfeife befanden und am Bahnhofe in Wörgl eine Kerze 
gekauft hat, sowie dass Franz F. auf der Bahnstrecke Innsbruck— Wörgl 
im Waggon Tabak gerancht hat, stehen offenbar noch bei weitem nicht 
in einem erkennbaren Zusammenhange mit dem Ausbruche des Fouers, 
während ea Niemanden gicbt, der bezeugen könnte, dass Kläger oder sein 
Begleiter auf der Bahnstrecke Wörgl — Kitzbühel im Wagf?f^n Tabak ge- 
raucht oder die mitgenommene Kerze angezündet haben, und iuich dann, 
wenn das eine oder das andere thatsäehiich geschehen wäre, würde die 
Annahme, dass durch eine glimmende Tabakspfeife oder die angezündete 
Kerze das Teuer entstanden sei, sich nur auf Verrauthung gründen, der 
volle Beweis aber dennoch fehlen, dass die bezügliche Fahrlässigkeit den 
Brand hervorgernfen habe. 

Man kann auch nicht die besagte Wahrscheinlichkeit durch das Gut- 
achten der Sachverständigen, dass die Entstehung des Feuers durch 
T'uukenfiug oder in Folge Keibung der Brenjsen ausgeschlossen f i>i h' ine, 
als zum vollen Beweise ergänzt ansehen, weil diese AusschliessuiiH emer- 
Heits von dem Vorhandensein eines gut im Stande erhalteneu Funkcntlug- 
Apparates und von einer gewitfsen Entfernung des betreffenden Waggons 
von der Maschine, uudererseits von dein Nichtvorliaudeuseiu der Bremsen 
abhängig gemacht worden ist, das Zustellen dieser Voraussetzungen auf 
den vorliegenden Fall aber durchaus nicht feststeht. Ebensowenig ver- 
mag das im Strafverfahren am 7. Mai 1886 von Sachverständigen abge- 
gebene Gutachten, dass der Brand im Innern des Waggons zum Ausbruche 
gekommen sei, für die allein entscheidende Thatsache, ob der Kläger oder 
sein 1 Begleiter denselben schuldbarer W^eise veranlasst habe, den Beweis 
zu schatlVii, und endlich wurde nicht konstatirt, dass der von einigen 
Zeugen bemerkte Lichtschein von einer Seitens des Klütrers oder seines 
Begleiters angezündeten Kerze ausging. Dabei darf auch nicht ausser 
Acht gelassen werden, dass sowohl der Kläger, als auch sein Begleiter 
von der Anschuldigung, auf der Strecke Wörgl— Kitzbühel im Waggon ein 
offenes Licht angezündet niid brennen gelassen zu haben im Strafrechts- 
wege freigesprochen worden sind, das Beweisverfahren im Zivilprozesse 
aber keine neuen, dieselben belastenden Umstände zu Tage gefördert hat. 

Hiemach bleibt die Vermathoog filr das Verschulden der Bahn oder 
ihrer Organe aafreclit, und in der That^ wenn fiberhaupt nach dem vor- 
liegenden Bewetsmateriaie von einem Verschulden gesprochen werden 
kann, so liegt es anf Seite derjenigen Bahnbedirasteten, welche in der 
Station Eirehberg einen Lichtschimmer in einem mm Viehtraosporte ver- 
wendeten Waggon, in welchem sich Hen nnd Stroh befiind, bec^wehteten, 
es aber nnterliessen, Nachschan nach dem Ausgange nnd der BeB<duiffen<- 
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heit des liefates zu pflegen, dM ibnen anlgefallen ist, nnd niebt als etwas 
gewOlmliclies erseheinen konnte, fifttten sie das gethan, so w&re die Ur- 
saehe des Uebtes entdeckt, und der Brand jedenMts verbindert worden. 

Die von der k. k. General-Direktion der Oesterr. Staatsbahnen er- 
griffene ReTi8iottsbe84shwerde wurde Tom k. k. Obersten Gerichtsbofo 
mit der Entscheidnng vom 27. Jannar 1892, Z. 375, znrflckgewiesen. — 
Die Gr finde sagen in der Hanptsacbe Folgendes: 

Das Obergericht hat bereits ansffihrlieh begrfindet, dass die geklagte 
Bahn den Beweis des eigenen Yemhiüdens des Bescbftdigten im Sinne 
des § 2 des Geeetzes vom 5. HSrz 1869, B.-G.-B1. Nr. 27, nicht erbracht 
hat. Wenn der geklagte Theil behauptet, dass alle Dmstibide, die er er- 
wiesen hat, in ihrem ZnsammenhaDge genommen, geeignet sind, die An- 
nahme zu rechtfertigen, dass der in Bede stehende Waggonbiand ans Ver- 
sdralden des Klfigers oder seines Begleiters entstanden ist, so ist er im 
Inthnme, wenn er meint, dadurch den Erfordernissen des zitirten Gesetzes 
Geuuge geleistet zn haben. Zn einer Ergfinzung der Akten aber im Sinne 
der Beschwerde lag amsoweniger ein Grund vor, als schon in der Ver- 
handlung darauf hingewiesen wnrde, dass nicht dargetluni sei, dass der 
Fonkendog- Apparat in gntem Zustande war, und dass der in Rede stehende 
Waggon mit einer Bremse nicht versehen war. 



Kr. 197. SatMh. des Beotadieii Itolehsgeriehts. 
1. Straf-Senat. Vom 28. Jannar 1892. 

CEntMli. «. Bdchssw. L Stnft. ed. S2. Nr. IB. S. W 

1. Mass im Falle des § 317 St. E's der YomtB sowohl die Beschädi- 
gung oder Aandsrimg einer Telegraphenaolage als anoh die dadurolL he^ 
beigeftUute Verhlnderong oder OefShrdnng des Betriebes unfossen? 
2. Kann dieser YorsatB anoh ein bloss eventaeller Dolns selBp 

Die im ürthcile li-stuestellten Tlmtsachen erlullen objektiv den l'liat- 
bestand des § 317 St.G.B.'s; :il)cr auch den subjektiven Erfordernissen 
des § 317 leisten die Urthcilspnindo Genüge. 

An der in Bemängelung des vom Urllieile angenommenen Dolus des 
Angeklagten aufgestellten Behauptung der Revision, dass die Beschädigung 
von Theilen oder Zubehören einer Telegraphenanlage nur dann als gcmein- 
gefährliehes Vergehen zu bestrafen sei, wenn sie in der Absicht vorge- 
nommen werde, ein*" öffentliche Telegrapheuunlage zu verhindern oder zu 
gefährden, ist zwar so viel richtig, dass sich der Vorsatz des § 317 nicht 
bloss auf die Handlung an sich, sondern aueh auf ihre Folgen bezieht. 
Es geht dies gerade bezüglich der Fassung, welche der § 317 StG.B.'s 
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doreh das Gesetz vom 13. Mai 1891 erhalten hat» sowohl aus dem Wort' 
laate als auch aus der Entstehnngsgescfaicbte des nengefassten Paragraphen 
hervor, iudem in der jenes Gesetz Torberuthenden Kommission des Reichs- 
tages ohne Widersprach von Seiten der Regiemngsvertreter als überein- 
stimmende Meinung aller Mitglieder der Koniniission festgestellt wurde, 
dass der Vorsatz sowohl die Beschädigung oder Aeudemng einer Tele- 
graphenanlage, als auch die Verhindemng oder Gefährdung des Betriebes 
umiassen müsse. 

Vgl. Druoitsacheu des Keichstagea von 1890/91 Nr. 242 S. 6. 7. 

Der Vorsatz kann jedoch, wie sich aus allgemeinen Hechtsgrnndsätzen 
ergiebt und in jener Kommission auch ohne Widerspruch anerkannt wurde, 
auch ein dolus eventualis sein derart, dass es genügt, wenn der Thäter 
die beschädigende Handlung vorsatzlich vorc^enonimcn und hierbei das Be- 
wusstsein. dass die Handlung die sich aus ihr ergebenden Folgen für den 
Telegra])heijbetriel) haben könne, mit dem Willen, diese Folgen eventuell 
auf Jäich zu nehmen, geliabt hat. 

Einen solchen eveutueüeu Dolus hat aber das Urtheil genügend fest- 
gestellL 



Mr. 19S. Eatscb. des Preiiss. Ober-Yerwalt-Gerichts. 
3. Senat. Vom 28. Jannar 1892. 

tPfMiM. BImnb. Arcib. im S. 102a] 

Anlage von Abwässemngsgräben diuroh fremde Ctnmdst&eke. 
A.LR. Th. L Tit 8. § 103. 

Ein Anspruch, Abwftsserungsgräben dnrch fremde Grundstücke za 
ziehen, besteht auf Grund des § 103 A. L.-R. I. 8 nur unter der Voraus- 
setzung, dass das Wasser durch Veranstaltungen auf eigenem Grund und 
Boden nicht abgeführt werden kaon, und auf Grund des § 13 des Vor- 
flutbgesetzes vom 15. November 1811 nur im Falle fiberwiegenden Vor- 
theils für Bodenkultur und Schifffahrt 



Nr. 199. Eatseh. des JDentseben Beiehagerichts. 
2. Straf -Senat Vom 2. Februar 1892. 

CButieh. d. Bdduter. L StcaA. Bd. 29^ Nr. 101. 8. 82L} 

Das Einkleben von mit Vermerken versehenen Harken in die Quittung»- 
karte oder die Eintragung von Vennerken in hereits eingeklebte Harken, 
wenn diese Vermerke als Entwerthnngsaeiohen in den von dem Bandes- 
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rathe erlassenen Kassirnngsbestimmimgeii nicht vorgesehen sind, fällt 
unter die Strafvorschrift des § 151 des Gesetzes Uber die I]i?alidit&t8> 
nnd AltersversMenmg vom 22. Juni 1889. 

Mit Recht rflgt die Staatsanwaltschaft in ihrer Revision, dass die 
Freisprechung des Angekhigten auf einer rechtsirrigen AnIFassang der 
§§ 108. 109. 151 des Gesetzes vom 22. Jnni 1889 und einer unzatreffen- 
den Anslegnng der Bekaontmachnng des Bnndesrathes Tom 27. No- 
vember 1890 benihe. 

Nach § 108 des Gesetzes vom 22. Jnni 1889 sind die Eintragung 
einee> Urthelles Qber die Fuhrung oder die Leistungen des Inhabers sowie 
sonstige, durch dieses Gesetz nicht vorgesehene Eintragungen oder Vermerke * 
in oder an der Quittungskarte unzulSssig, and nach § löl wird mit Geld- 
strafe bis zn 2000 oder mit Gefänguiss bis zu 6 Monaten bestraft, 
wer in Quittongskarten Eintragungen oder Vermerke macht, welche nach 
§ 108 unzulässig sind. Da der Bnndesrath, welcher nach § 109 Abs. 2 
des Gesetzes ermfichtigt ist, fiber die Entwerthung der Marken Vorschriften 
zu erlassen, in dem Beschlüsse vom 27. November 1890 den Arbeitgebern 
eine Befdgniss, die verwendeten Marken .durch Eintragung des Entwerthungs- 
tages zn kassiren, nicht eriheilt hat, so ist allein aus dem Gesetze vom 
22. Juni 1889 die Frage zn entscheiden, ob eine solche Eintragung unter 
die Strafvorschrift des $ 151 fällt. 

Die Frage muss bejaht werden. 

In dem Gesetze vom 22. Jnni 1889 sind von Arbeitgebern vorzu- 
nehmende Eintragungen oder Vermerke, welche sich über die Zeit der 
Entwerthung eingeklebter Marken verhalten, nicht vorgesehen, und nach 
§ 108 sind alle durch dieses Gesetz nicht vorgesehenen Eintragungen oder 
Vermerke in oder an der Quittungskarte ohne Unterschied verboten und 
nnznlitosig. Dass aber eine in die Quittungskarte eingeklebte Marke einen 
Bestandtheil der Karte bildet und derjenige, welcher eioen Vermerk in 
die eingeklebte Marke eintragt oder eine mit einem Vermerke bereits ver- 
sehene Marke in die Quittungskarte einklebt, eine Eintragung in die Karte 
selbst macht, ist nicht zu bezweifein. Nach dem Wortlaute des Gesetzes 
ist daher die von dem Arbeitgeber dergestalt bewirkte Eintragung des 
Entwerthungstages der verwendeten Marken in die Quittungskarte gemäss 
§151 strafbar. 

Zn keinem anderen Ergebnisse fährt eine Betrachtung der Entstehungs- 
geschichte und des Zweckes des Gesetzes. 

Schon der Gesetzentwarf, in welchem an Stelle der Quittungskarten 
Quittungsbfteher in Aussicht genommen waren, enthielt bezOglich der im 
Gesetze nicht vorgesehenen Eintragungen oder Vermerke in oder an dem 
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Quittungsbuche in den §§90. 142 Bestimmuuf(en, \v»^lcln don §§108.151 
des Gesetzes entsprachen. In der Bo^rfnidung des Kntwuries wird aus- 
gefülirt: Das Quittuugsbach solle uur für die Beziebungett des Versicherten 
zu den Versiclierungsaustalteü eine Bedentuns: haben und anderen Zwecken 
nicht dienen; insbesondere sei aus demselben alles fern zu halten, was 
dem Arbeitgeber etwa einen Einblick in die Führans oder die Arbeit. s- 
leiftung des Inhabers während seiner früheren Beschäftigung? gewähren 
könnte. Das Quittnngsbuch solle dem Vortheile des Arbeiters dienen, 
aber niemals zu einer Besrhränkniig der Arbeitsgelegenheit seines Inhaber^ 
gemissbraucht werden dürfen. J)iese Absicht werde erreicht, wenn alle 
mit den bezeichneten Zwecken nicht zusauinieuhäugende Eintragungen und 
Vermerke in oder an dem Quittungsbuche nnteniafft und unter Strafe ge- 
stellt würden, und wenn bei der Entwerthuug der Marken dafür gesorgt 
werde, dass ein späterer Arbeitgeber nicht ans dem Kassationsverinerke 
ersehen könne, in web lu in speziellen Betriebe die frühere Beschäftigung 
stattgefunden habe (Entwurf S. 71). 

Aus dem Kreise der Arbeiter wurde iudess gegen die Einführung von 
Quittnngsbüchern lebhaft protestirt. Bei der Verhandlung im Reichstage 
bezeichnete ein Redner das Quittuugsbuch als ein verkapptes Arbeitstiuch. 
in welches der Arbeitgeber insbesondere bei der Abstein])('lunir und Vu- 
braueiiliarniachung der Marken in heimlichen Zeichen I^enierkungen iihvv 
die Führung des Arbeiters eintragen könne (Verhandlungen des Reichs- 
tages 1888/89 S. 159. 160). Diese weitverbreitete Abneigung gegen dio 
Quitt uugsbOcher glaubte man berücksichtigen zu müssen, und deshalb 
wurde das Quittungsbuch durch die Quittungskarte ersetzt (Bericht der 
Kommission S. 74). Aber auch gegen die Quittnngskarten wurden im 
Reichstage Bedenken geltend gemacht. Man wies darauf hin, dass der 
Inhaber einer QaittnngBkarte scbon durch einen anf derselben augebrachten 
Punkt oder Strich, bet einem Strike schon durch die auf der Karte be- 
findliche letzte Marke den Gewerbegenossen des Arbeitgebers gegenüber 
ausreichend gekennzeichnet werden kOnne. Dagegen wurde von einem 
Kommissar des Bundesrathes bemerkt^ dass es unmöglich sei, der Quittungs- 
marke die Zeit der Entwerthnng anzusehen, und eine solche Möglichkeit 
höchstens durch die Kassimngsbestimmnngen des Bundesrathes geschaffen 
werden kOnne (Verhandlungen des Reichstages 8. 1502). Dass man, um 
einen Missbranch der Qnittungskarte auszuschliessen, sehr weitgehende 
Dispositionen getroifen habe, wnrdo von dem Vertreter des Bundesrathes 
ausdrücklich hervorgehoben (Verhandlungen S. 1494: Staatsminister 
Boetticher). Von einem Abgeordneten wurde ausgeföhrt, es sei eine 
Forderung des Öffentlichen Interesses, Garantien dafür zu geben, das« die 
Quittungskarten nicht durch irgend welche Zeichen misabrancht würden 
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(VerhandluDgen S. 1965). Der Abgeordnete v. Strombeck beantragte 
m § 142 des Entwurfes (§151 des Gesetzes), anstatt der Eingangsworte 
zu setzen: „Wer inQaittongskarten ohne Zustimmung deren Inhabers 
Eintragungen oder Vermerke macht,** nnd begründete seinen Antrag 
damit, dass nach der gegenwärtigen Fassung des Gesetzes die Staatsanwälte 
und Gerichte gezwungen seien, eine Bestra^g selbst dann eintreten zn 
lassen, wenn irgend ein kleiner Handwerker aus Unkenntniss oder üeber- 
eilung ganz harmlose Notizen, vielleicht einen Strich, auf eine Karte 
marho oder anf dieselbe einen Vermerk unter ausdrücklicher Zustimmung 
des P'.i?:eiithümers der Karte setze. Der Antrag wurde jedoch abgelelint " 
(Verhandinngeu S. 1088). Es kann demnach keinem Zweifel unterliegen, 
dass die Absidit der Li;esetz;^el)endeii Faktoren dahin ging, die weitest- 
gehenden VorkeliruTigeii g^cf^cu die Mdijlifhkeit eines Missbrauches der 
Quittungskarteu zu treffen, und das.s zu dem Behufe in dem Gesetze nicht 
vorgesehene Eintragungen oder Vermerke in oder an der (juittungskarte 
ohne Unterschied durch den 151 mit Strafe bedroht sind. Da der 
Mindfst betraf? der ani^edroliten Geldstrafe 3 ist und bei dem Vor- 
haiidfiisein mildernder Umetüiuie statt der ancredroliten Gcl'auunissstrafe 
auf Haft erkannt werden kann, so gestattet die Stratvorschrilt auch eine 
angemessene Beurtheikinsr geringfügiger Fülle. 

Der BesehluöS des Bundesrath es vom -27. Novemb' ' ISDO ergänzt (hi? 
Gesetz insofern, als er die in dem Gesetze fehlenden Bestiinnmuijen iil)i'r 
Entwerthuüg vuii Marken enthält; im übrigen liisst er die Strafsatzunm n 
uul)ertthrt,. Eine Aenderuug der letzteren lag ausseihalb des Zweckes der 
Ausführungsbestimmungen des Buudesrathcs. Ueberdies besrmt der Beschluss 
ausdrücklieb, dass die unter Nr. 7 angedrohte Ürdnungöstrafe nur Platz 
greifen solle, sofern nicht nat ii anderen Vorschriften eine höhere Strafe 
verwirkt sei, und er tritt damit der Missdentnng entgegen, als ab die 
§§ 108. 151 des Gesetzes eine f^inschruukuug erfahren sollten. 

Der spätere Beschluss des Bundesrathes vom 22. Dezember 1891 
(Reichsgesetzblatt 8. 400) bleibt hier ausser Betracht, da die Voraus- 
setzungen des § 2 Aht>. 2 St. G.B. 's nicht vorliegen. 
Das angefochtene Urtheil war daher aufzuheben. 
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Nr. 800. ßntsch. dM Wiener BagafellgferlehtB. 
Vom 4. Februar 1892. 

fRSll. Etoenbttnur.Eotwb. im. Nr. 4. 8. 14] 

Die Eisfinbahn ist nicht verpflichtet, dem Käufer einer aui Namen lauten- 
deu Zeitkarte iiu Faiio des Verlustes derselben ein Duplikat auszustellen. 

S. klaffte die Generaldirektion der Oesterreichischen Staatsbahnen auf 
Ausstellung eines Duplikuts der ihm nach «einer beschworenen Aussage 
in Verlast geratheneu Legitiiuationskarte III. Klasse auf der Strecke 
Brünn-Kausnitz-Shivikovitz für die Zeit vom I.Juli bis 31. Dezember 

Das Wiener Bagatollgo rieht wies das Klagebegehren ab. 

Gründ o: 

Die geklagte Eisenbahngesellschaft wendet ein, dass sie zur Aus- 
stellung eines Duplikats dieser Fahrkarte nicht verpllichtet sei und Kläger 
durch den Verlust dieser Karte auch die Berechtigung zur BeoOtzuDg der 
auf der obigen Strecke verkehrenden Züge verloren habe. 

Zweifeilos ist, dass nach den Vorschriften des Eisenbahnbeti!*"'h>- 
reglements die blosse Zahlung des Fahrpreises die Berechtigung zur Fahrt 
nicht gewährleistet, sondern die Fahrherechtigung an den Besitz eines 
Fahrbillets geknüpft ist, wie denn niu ii allgemein vom Kaufe von Fahr« 
billetten gesprochen 7.u werden pHegl, 

Dir Eisenbahngeseilschaft ist nach »K^ii lit'>tininiun^"ii des Kisenbahn- 
betriebsrei^li-rnonts verpflichtet, dem Kcisenden t in Fahrliilh t zn übergeben, 
welches die Sttitionen von und bis zu welchen die Fahrt veilani;{ wird, 
ferner da-« für 'lif gewünschte V\ tmvitkl;i-se bestimmte Fahrgeld, eadlich 
die /eil oilcr <li ii Zni. wofür d;i< l)iil< t uüt. zn onthalten hat. 

Damit ist dii' Baliiiy,e.scll>fh;it't »ItT ihr ubliegi'ii'lcu Verpllichtung naeh- 
gekommen. Veriiert der Keisonib' ohne sein Verschulden das Fabrbillet, 
so hat er nach § 1311, a. b. (i.-P« , den diesfäliigen Schaden zu tragen, 
nuisomehr also, wenn er das llill' i ( twa durrh nachlässige Verwahninc: 
eingehüsst hätte. Hin Duplikat * iut^ in Verln<t irorathenen Fahrbill' !- 
zu verhtngen, wäre sonach mit Ilütksiclit auf das Via ausgesagte ein Rei- 
sender nur dann beic! fii iirt, wenn dieses Vcrlanjjcn auf Grund eines Ueber- 
einkoiiiiiirii.-v oder auf <.iiind iles Gesetzes pesteilt werden konnte. Eine 
verir;ig.HiüiLssij;e Verfdlii iit ung liegt aber zugostandenemiaassen nicht vor, 
ebenso wenig aber geben die Bestiiimmngen des Kisenbahnbetriebsregle- 
nients, welches im vorliegenden 1 alle allein maassgebeud ist, dem Kläger 
einen Anhaltspunkt für ein solches Verlangen. 

Die vom Kläger beliebte Unterscheidung zwischen einzelnen Fahr- 
billets für einzelne Fahrten und Permanenzkarteu hat keine Bedeutung, 
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da im eineo, ide im anderen Falle ein Fahrbillet vorhanden ist und die 
Möglichkeit im Falle der Uebergabe einer Permanenzicarte, einen Uiss* 
branch des Fafarbillets darch eine unberechtigte Person leiditer za ent- 
decken, den Charakter des FahrbilletB nicht Ändert. 

Abgesehen von alledem, sprechen auch gegen die Znlftssigkeit des 
Begehrens um Dnplikatansfertignngen von Permaneoskarten Orfinde vor- 
kehrstechnischer Natur. 

Würde dem Verlangen um Duplikatsausfertigang immer entsprochen 
werden mfissen, so würde eine solche Nachlfissigkeit in Verwahraog dieser 
Karten eintreten, dass die diesbezfiglichen Ansprüche an die Bahngesell- 
Bchaftea sich müglicherweise zu einem solchen Umfonge steigem würden, 
dass die Invigilimng nach einem immerhin auch bei Permanenzkarten 
möglichen Hissbraudie der Karte der Bahngesellschaft bedeutende Ver- 
mehrung der Kontrollorgane auflasten würde und möglicherweise trotz 
aller dieser Vorkehrungen erfolglos bleiben konnte. 

Die Ausfertigang einer Permanenzkarte ist eine von der Bahngeseli- 
schaft den Reisenden zngestaadene Begünstigung zu dem Zwecke, dass 
dieselben nicht nothwendig haben, für jede Fahrt eine besondere Fahrkarte 
zu losen; hat nun die Bahn eine solche Begünstigung gewährt, so k&m 
sie hierdurch nicht schlechter gestellt werden, als es der Fall sein würde, 
wenn sie einzelne Fahrkarten für jede besondere Fahrt ausgegeben hätte, 
in welch' letzterem Falle sie ja, dem eigenen Zngestfindnisse des Klftgers 
gemüss, von der Ausfertigung von Duplikuifalirkiirten enlldiudcn wäre. 

Wenn sich Kläger darauf beruft, dass die Nordbahn in einem einzelnen 
Falle ein Duplikat einer Permaueozkarte bewilligt habe, so ist dies für 
diesen Streitfall nicht entscheidend, weil es der Nordbahn allerdings frei- 
steht, Duplikate solcher Karten auszustellen, eine Verpflichtung hierzu 
aber für sie nicht besteht. 

Dn^; Klagebegehren musste demgemftss abgewiesen, der Kläger zum 
Ersatz e der der geklagten Partei verursachten Gericbtskosten vemrtheilt 
werden. 



Nr. 201. Entscii. des Deutschen Reichsgerichts. 
1. Straf-Senat. Vom 4. Febrnar 1892. 
Alle Eintragungen und Vermerke in oder an den Qulttungskarten, welche 
im Gesetze vom 22. Juni 1889 nicht vorgeschrieben sind, sind als unzu- 
lässig anzusehen und gemäss § 161 l c. mit Strafe hedroht 

Die Quittuiigskarten, welche in der Fabrik des Angeklagten für die 
Aibeitur Carl S. und Lisette M. in Gemüssheit des Invaliditäts- und 
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Eotscb. des Deutscbea Reichsgerichts vom 4. Februar 1892. 



AltenvenichenuigsgesetxeB vom 22. Juni 1889 aoflgestellt vnrdeD, tragen 
am oberen Bande der Tltelblatteeite den Vermerk: »Kl. II Nr. bezw. 
^Kl. II Nr. 8*^. Diese Veimerlce Bind nach der erstnchterliehen Feet- 
etelinng im Namen des Angeklagten als Chefs der Fabrik unter dessen 
Anfsieht und in dessen Auftrage dnrcb den Kommis gemacht worden. 
Die Vermerke haben den Zweck gehabt, zur FOrdenug der Ordnnng in 
der Verwaltung des Qnittnngskartenwesens darüber Anfschluss geben, 
in welcher Lohokiasse der Versicherte sich befinde, nnd anter welcher 
Nummer er in der Lohnliste anfgef&hrt sei. 

Der anf Gmnd der $§ 108- 151 des angeführten Geseties Angeklagte 
ist freigesprochen, weil jene fieetimmnngen nur dem Hissbraoch der 
Onittangskarten zn Ungunsten der Arbeiter vorbeogen wollen. «Unter 
den sonsÜgen durch dieses Gesetz nicht Torgesehenon Eintragougen oder 
Vermerken — führt das Urtheil fort sei nicht jeder beliebige Vermeric 
ZQ versteheu, sondern nur ein solcher, der, abgesehen von der „Führung 
nnd den Leistungen** üb> r ndere Eigenschaften des Inhabers Aufechlass 
giebt oder anderweitige geheime, fOr das Fortkommen desselben unzutrfig- 
liche Zwecke verfolge." 

Diese von der Staatsanwaltschaft mit der Revision angegriffene Auf- 
fassung beschränkt das Anwendnngsgebiet der genannten Gesetzesvor- 
scbriften rechtsirrthflmlioii. Zunächst steht der Wortlaut der Bestimm 
mungen — wie dies aucii das Urtheil anerkennt — der erstrichterlichen 
Interpietation entgegen. Der § 108 a. a. 0. lautet: 

^Die Eintragung eines ürtheiles Obfr die Führung oder die Lei- 
stungen des Inhabers sowie sonstige durch dieses Gesetz nicht 
vorgesehene Eintragungen oder Vermerke in oder an der Qoittungs« 
karte sind unzulässig." 
Welchen Zweck riio Vermerke verfolgen, welche Hedentnng dieselben 
haben, oh sie nachweislich für den Arbeitgeber oder für den Arbeitnehmer 
ton Werth sind, ob d'w Vermerke einen in weh verständlichen Sinn haben 
oder nicht, für alle derartigen I'ntersehiede lindef >ii li im Gesetze keinerlei 
Anhalt. Als alleiniges Untei si heidungsmerkmal führt es auf, ob die Ein- 
tragung oder der Vermerk im Gesetz»' vorsresehen oder nicht vorgesehen 
ist. Da nun die in Rede stehenden Vermerke in dem Gesetze vom 
22. Juni 1889 nirgend vorgeschrieben, so sind dieselben als unzulässig 
anzusehen und nach Maasse^abe des 151 n. a. 0. mit Strafe lietiii.ht. 

Zu demselben Houllat tühren Zweck und Sinn der Bestinnnunuen, 
wie beide in der dcns» Ilten seiii ji^ der Staatsregieruug beigegebeneu Hr- 
gründung gek^^nnzeiehm t »iud. Danach sollte das in dem Gesetzentwürfe 
vom 22. Novc'üiber 1888 vorgesehene Quittiingsbuch, an de»sen St<'lle im 
Ge.setze vom 22. Juni 188y die C^uiltungs karte getreten ibt, eine Bcdeu- 
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billig nur für die dort o&her spesifixirten Beziehungen des Veisieherten 
zu den VersicbernngaaiiBtalten haben. „Zu anderen Zwecken soll das 
Quittungsbach nicht dienen." „Diese Absicht wird erreicht, wenn alle 
mit den bezeichneten Zwecken nicht zusammenh&ngenden Eintra- 
gnngen und Vermerke in oder an dem Qnittungsbnche untersagt und 
outer Strafe gestellt werden*' — Drucksachen des Reichstages 7. Legis- 
latm[H'viode, IV. Session 1888/89 Nr. 10 S. 71. — ^Das Quittungsbucjl 
soll niemals eine andere Bedeutung hab r> nls die eines Nachweises über 
die Dauer einer Beschäftigung und den Berufszweig, in welchem dieselbe 
stattgefonden hat, <in Nachweis, der ansschii esslich für die Zwecke 
.der Alters- und luvaUdenversicherung dienen soil, für diese aber auch ge- 
nügt.'' — Und ferner: „Es soll alles Termieden werden, was dem Qnittongs- 
imehe den Charakter eines Arbeitsbuches . . . verleihen konnte*' — 
«. a. 0. S. 126 bezw. S. 141. — Ungeachtet dieser Garantien wurde in 
das spätere Gesetz die Quittungskarte statt des Quittungsbuches aufge- 
. Bommen, weil man in dem letzteren immer noch ein verstecktes Arbeits- 
buch erblickte. Es geht hieraus hervor, dass unter allen Umstanden jede 
Möglichkeit genommen werden sollte, dass die Quittuogskarte noch irgeud 
welchen anderen Zwecken — gleichviel welchen — als den ira Gesetze 
bestimmten dienen konnte, weil jeder andere Vermerk — sei derselbe au 
sich deutlicli oder ein p:eheiujeri Zeichen — wieder die Möglichkeit er- 
öffnet hätte, die QuiUiingskarte zu einem Arlieitsbache mit Zeuguis.sen 
über Führung und Leistung des Iniiaijers zu machen. In Uebcreiiistim- 
mung hiermit sagt der von dem Urtheile herangezogene Kommentar des 
Invaliditats- und Altersversicherungsgesetzes: „Es dürfen selbstredend auch 
keine auf Verabredung beruhende geheime Zeichen eingetragen werden" 
und spricht hiermit nur aus, dass überhaupt keine vom Gesetze nitlit 
vorgesehenen Vermerke, also auch keine geheimen Zeichen eingetragen 
werden dürfen. 

Von demselben Bestreben, ausser den im GoHotze bestimmten, jede 
und alle »onstigen Eintragungen und Vormerke verbieten, legen auch 
die über das Zustandekommen deb Ge^etzes gepÜogeuen Kciehstagsver- 
handluiigen Zeugnis.s ab. Zu § 90 des Entwurfes — § 108 des Gesetzes 
— bezeiciiiH'te bei der zweiten Berathung gegenüber einem Antrage der 
Abgeordneten B. und Genosaeu der Kommissar des Bundesrathes als einen 
nach dem Gesetze unzulässigen Vermerk, der den Arbeiter dazu bereditigt, 
sich eine andere Quittuugskarte zu holen. Jedes „Zeichen und wenn es 
nur in einem Nadelstiche besteht oder in einer Linie, die man mit einer 
Nadel aui der Quittungsmarke zieht, oder in einem einfachen Bleistift- 
punkt oder Tiirtenstricb" — Stenographische Berichte des Reichsiages. 
7. Legislaturperiode, iV. Sessiou 1888^89 S. 1502. — Bei der dritluii 
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Beratbong widersprach der Abgeordnete St einem deimnSchBt auch abge- 
lehnten Antrage, eine Karte ^mit an sich ganz nnerheblichen, aber gleich- 
wohl nnzniftsBigen Vermerken'' seitens der Behörde nur dann einzn- 
behalten, wenn der Arbeiter nicht widerspricht, durch die Ansfahrnng, 
dass nach der im Reichstage io sehr entschiedener Weise zum Ansdmeke 
gelangten Ansicht die allermöglichsten Garantien zn geben seien, 
dass nicht die Quittongskarten durch irgend welche Zeichen, die ihnen 
gegeben werden n. s. w. missbrancbt werden mOehten, und dass daher 
die Zurückbehaltnng der Karte nicht Ton dem Willen der einzelnen ab- 
hängig gemacht werden kOonte — a. a. 0. S. 1965. Za § 142 des Ent- 
wurfes — jetzt § 151 — endlich stellte derselbe Abgeordnete den auf 
gleichem Boden mhenden Antrag, jene Vermerke nnr dami zti strafeo, 
wenn sie ohne die Zustimmung des Inhabers der Karte gemacht würden, 
nnd begründete den Antrag damit, dass es doch zn weit ginge, wenn Be- 
strafung eintreten müsse, sobald auch nur „aus Unkenntniss oder ans 
Uebereilung irgend ein kleiner Handwerker, ein kleiner Landwirth ganz 
harmlose Notizen, viellpicht einen Strich, auf eine solche Karte macht". 
Auch dieser Antrag wurde abgelehnt unter der BcmerkuDc: des Bnndes- 
rathsknniniissiirs, „dass damit doch nur ein iaknltatives Arbeitsbuch wieder- 
hergestellt werden würde*' — a. a. 0. S. 1988. 

Es mnss daher angenommen werden, dass di > gesetzgeberische Ab- 
sicht dahin gegangen ist, die Eintragungen und Vermerke ansnahmsloa 
anf solche zu beschränken, die im Gesetze seihst vorgesehen sind, und 
denjenigen zu bestrafen, der andere lediglich objektiv unznlflssige Eintrat 
gangen oder Vermerke macht. 

Es folgt hieraus von selbst die Nothwendigkeit der Aufhebung des 
angegriffenen Urtbeiles. 



}ir. 202. Kntsch. den Deutschen fi«ich8gericht8. 
3. Straf-Senat Vom 8. Februar 1892. 
Eine innerhalb des Balmliofes zum Bangirdienste verwendete Lokomotive 
fällt unter den Begriff des „Transportes auf einer Eisenbahn^ im Sinne 

der §§ ai5. 316. D. IUStr.0.B;s 

Die Beschwerde über Verletzung des § 316 St. G.B. 's ist darauf ge- 
stützt, es sei vom Vorderrichter der Begriff des „Trausportes auf einer Eisen- 
bahn** verkannt Die Revision erkennt an, dass unter diesen Begriff auch 
eine einzelne, in Fahrt begriffene Lokomotive fallen kOnne, sie will ihn 
aber auf diejenigen Lokomotiven beschrfinken, die nach beetimmter Fahr- 
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ordnimg fDr den Zngdienst (Bewegung zwischen Lokomotivschuppea und 
fthrplaornftssiKen Zfigen, Bewegung von und nach den Zflgen, Fahrten 
behnfs Bewegung ganzer fertig gestellter Zfige innerhalb der Stationen, 
Fahrten von Maschinen anf freier Strecke, endlich die Zugleistung vor 
den Zngen selbst) in Fahrt begriffen seien, nicht aber anch auf solche, 
die lediglich für den Baogir* (Vorschiebe-) .Dienst sich in Verwendung 
befinden. Diese Unterscheidung ist willklirlich und unbegründet Nach 
feststehender Rechtsprechung um&sst der Begriff „Transport auf einer 
Eisenbahn'^ und dessen ,,GefiÜirdung<* neben der Gefihrdung der Beförde- 
rong anf einer Eisenbahn und des Betriebes derselben im allgemeinen und 
ohne Rficksicfat auf einen bestimmten Transport jedenfalls auch die Ge- 
fährdung eines solchen bestimmten einzelnen Transportes; ebenso ist all- 
gemein anerkannt, dass die Bezeichnung „Transport anf einer Eisenbahn** 
nicht bloss auf die Beförderungsmittel und die m Beziehung zu diesen 
gebrachten TransportgegensUKnde, sondern auch anf die Zugmittel, die 
Lokomotiven, Anwendung zu finden hat Damit solche BefSrdernngs- oder 
Zugmittel zum „Eisenbahntrtosport" werden, ist nnr erforderlich, dass 
sie zur maassgebenden Zeit in einer dem Zwecke und Wesen des Eisen- 
bahnbetriebes entsprechenden Weise sich in Vorwendung befinden. Das 
ist der Fall anch bei derjenigen Lokomotive, mit der iiiiR rhnlb des Bahn- 
hofes der sogenannte Rangirdienst verrichtet wird. Der Zweck des Raugi- 
reng kann ein verschiedener sein, und das erste Urtheii giebt darüber 
allerdings keinen Aufschlags, zu welchem Zwecke speziell die Rangir- 
bewegung auf Bahnhof Sch. am 16. März 1891 geschehen ist, bei der der 
Zusammenstoss der Lokomotive Ko. 1526 mit einem der anf (lein ilangiiv 
geleise befindli^ ht n Göterwagen erfolgte. Mag aber der Zweck der ge- 
wesen sein, die Güterwagen von dem Orte, wo sie sich befanden, nach . 
einem anderen Orte oder Geleise fortzubewegen, um jenen Ort oder jenes 
Geleis für die Durchfahrt anderer Wagen frei zu machen, oder dieselben, 
sofern sie anf Bahnhof Sch. verbleiben sollten, nach dem zu ihrer Auf> 
bewahrung dienenden Orte zu schaffen, oder aber sie zur Woiterboförde- 
ruog zurechtzustellen nnd ihre Verbindung mit dem zu befördernden Zuge 
vorzubereiten oder lier/ustellen, — in allen diesen Füllen hat die Rangir- 
beweguug den Z\V(M-ken des Eisenbahnbetriebes gedient, und es hat des- 
halb die zur Austüiirung der Bewegung benutzte Lokomotive als Eisen- 
bahntransport im gesetzlichen Sinne zu gelten. Dementsprechend hat 
denn anch das Ixeichsgericlit bereits wiederholt anerkannt, dass eine inner- 
halb des Bahnliofes deu Rangirdienst versehende Lokomotive die Eigen- 
schaft eines solchen Transportes habe. 
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Nr. SOS. Eiitseb. dM Denfsehen üeidisgericlits. 

4. Straf- Senat Tom 12. Februar 1892. 

fEntich. iL R«lelHi«er. t. Sinlik Bi 93. Tfr. ttU 8. im.') 

Die gewinnsüchtige Absiclit im Falle des § 133 Abs. 2 des D.R.Str.G.B/s 
ist nicht ausgesclilossen, wenn dt r Tiiäter die Akten nicht als solche zur 
Erlangung eines Gewinnes verwenden, sondern sie nur als altes Papier 

(Makulatur) verwerthen wollte. 

l>:iut einer Vorfflgtin?? des Eisenbahnhetriebsamtes K. sollten die auf 
dem Bodeu des Balinhofsgebiludes heiiiidlichen Akten geordnet werden. 
Der mit der Ausiührung der Arbeit beauitragte Beamte zog den Ange- 
klagten znr Ausliülfe zn, und dieser hat dann viermal eine Anzahl der 
zu ordnenden Akten vom Orte ihrer AufbewaiiruDg weggenommen und 
sie sodann verkault. Er ist deshalb ausser wogen Diebstahls auL-h ans 
§ 133 St. G.B. 'ö verurtiieilt. Die Strafkammer verneint aber, entgrgoii 
der Auklnü:e. die Anwendharkeit des Abs. 2 des § 133. Diese letztere 
EntscluMdung ist von dtr Staatsanwaltschaft als rechtsirrthümlich ange- 
griffen, und es wurde die Kevisiou für begrimdet erachtet &m folgenden 

Gründen: 

Der Vorderrichter erachtet für erwiesen, es sei dem Angeklagteii Diehi 
um den Werth der entwendeten Akten „als solcher**, sondern uni den 
Verkaufswerth des entwendeten Papiers zn thun gewr on, nnr in den Be- 
sitz des Papiers als Verkaufswerth. als Makulatur habe er sich setzen 
nnd durch den erzielten Kaufpreis sich bereichern wollen. Uiemach war 
aber gerade die Absicht dos Angeklagten bei Begehung der That auf Er- 
langung eines Vermögensvortheiles gerichtet. Ob dieser pich aus den 
Akten als solchen, d. h. aus dem Werthe, der ihnen mit Rücksicht anf 
ihren Inhalt beiwohnte, ergab, oder oh er durch Verwerthung der Akten 
als Makulatur erzielt wurde, ist für die Anwendbarkeit des § 133 Abs. 2 
St.G.B.'s gleichgi"dtig. In jedem Falle lag das die Handlungsweise des 
Angeklagten bestimmende Moment in dem Erstreben des durch die Akten 
zu erlangenden Tu winncs. Der Vorderrichter scheint davon ausgegangen 
zu sein, dass weil die Akten als solche Gegenstand der amtlichen Auf- 
bewahrung waren und ihre Eigenschaft als Akten daher für den Thatbostand 
des § 133 Abs. 1 von Erheblichkeit war, es anHi für rlas »traferhöhende 
Moment des Abs. 2 von wesentlicher Bedeutung sei, oli dor Angeklagte 
durch das Beiseiteschaffen und die dem nächstige Verwerthung der Papiere 
als Akt«»n sieh Gewinn verschnliVn wellte. Dem jedoch nicht beizu- 
treten. Durch weU he V c r w iMidung der beiseite geschafften Urkunden 
der Thäter sich Gewinn verschafft, ist gleichgültig, die Voraussetzung des 
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§ 133 Abs. 2 ist erfüllt» wenn der Angeklagte iär sich irgendwie einen 
Gewinn durch Beantzang oder YeräoaseniDg des beiseite geschafften Ge< 
genstandes erlaagen wollte. 



Nr. £nt80h. des Bentsehen Beiehflgeriehto. 

2. Straf-Senat Vom 12. Febraar 1892. 

[Eotscb. d. Rdefasger. L Straft. Bd. S2. Nr. tSl. 9. 397.) 

Begiiil' der Falirlässigkeit. Rücksichtnahmft auf die thatsächlichen Ver- 
hältnisse des einzelnen Falles in Beziehung auf die Vorhersehbarkeit und 
die Wahl der Verhütungsmittel. St. G.B. § 316. 

Der Angeklagte befand sich im Aiiu;ust 1891 zu Schöiiebert; in eiuer 
an der Berliuer Dampfstrasseiibalin belegenen Uestauration, flie Deichsel 
seines Fuiirwerkes zufolge Öcheuens eines Pferdes die herannahende Lo- 
komotive beschädigte. 

In dem zeitweisen autsiihtslosen Verla>!sen des Gefährtes hat der 
eristc Kichter ein Ausserachtlassen der prtichtmässi^en Sorgfalt zwecks 
Verhütung einer Gefährdung des Kisenbahntranspnrtes nicht erblickt und 
2Ur Begründung die nachfolgenden Sätze aufgestellt: 

1. Es liegt einem Wagenführer nicht ob, falls er sein Fnlirwerk uucli 
nur für kurze Zeit auf der Strasse verlässt, für ununterbrochene IJeauf- 
sichtigung desselben Sorge zu tragen. Eine solche Verpliichtung kann 
auch für die Strassen, wo Dampfwageu verkehren, nicht angenommen 
werden. 

2. Dasa in Strassen mit Danipfwagenverkebr der Führer eines Fuhr- 
werkes die Zügel überhaupt nicht aus der ll;iud lasse oder doch stets am 
Kopfe der IMerde sich aufhalte, kann unmöglich verlangt werden. 

Die Sätze beruhen auf Rechtsirrthum. 

Der erste Satz steht im Widerspruche mit mehrfach getrüftuuen po- 
lizeilichen Auurthiungen, denen zufolge auf <")lfentlichen Plätzen, Strassen 
oder sonst im Freien, insbesondere in unmittelbarer Nähe von Eisenbahn- 
geleiseu angespannt stehende Pferde nicht ohne Aufsicht gelassen werden 
dürfen, weder für längere noch für kürzere Zeit. Ausnahme^e pHegeu 
ausdrücklich geregelt zu sein. 

Vgl. Regierungspolizeiverordnimg vom 25. Juni 1845 für den Re- 
gier ungsbenrk Potsdam (Amtsblatt S. 215); Wegepolizeiotdoung 
dgl. vom 11. JüDi 1882 (Amtsblatt S. 242 Beilage) § 15; Poll* 
zelverordnung, betreffend den Betrieb der Dampfstrassenbahnen 
im Kreise Teltow vom 19. Febmar 1889 (Beilage za No. 36 
des Teltower Ereisblattes). 
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Auch das Strassenpolizeireglemont fftr Berlin Tom 7« April 1867 
§ 18 eathftlt eine entsprechende Vorschrift. 

Alle oben angeführten S&tze des ersten Richters beruhen ferner anf 
unrichtiger Würdigung eines wesentlichen Bestaudtheiiee des Begriffes der 
Fahrlässigkeit im strafrechtlichen Sinne. Mit Recht zwar geht der erste 
Richter davon ans, dass ein Ansseracbtlassen pflichtniässiger ^^()rgfalt dar- 
gethan werden mnss; aber er entnimmt den Maassstab der Sorgfalt all- 
gemeinen Betrachtungen, während die besonderen Umstände des einzelnen 
Falles es sind, von denen bei der Prüfung der Frage auszugehen ist, was 
zur Verhütung von Unglücksfällen vcrständigerweise zu thun war. 

So kann es je nach den Umständen durchaus geboten erscheinen, 
dass der Fflbrer von scheuen und feurigen Pferden diese keinem Anderen 
inmitten einer von. Menschen und Fuhrwerken belebten Strasse überlässt, 
damit nicht Menschen verletzt werden. Nicht minder kann das Gleiche 
geboten erscheinen, um eine Gefahrdung von Eisenbahntransporten zu ver- 
hüten, zumal wenn ein Zng im Herannahen begriffen ist. Das Gesetz 
verlangt vermöge der Straf bestimmnnpren in §§ 222. 230, 316 St.G.B.'s 
n. a. m. eine sorgfältige Ufhorlegiuig der im einzelnen Falle vorherseh- 
baren Gefahren nnd ein entsprechendes Verhalten, um ihnen vorzubeugen; 
nicht etwa nur nach Polizeivorschriften, sondern naeli Maassgahe der Kr- 
fahrung. Was die Vorhersehharkeit eines sehädlichen Erfolges aubekuifj;!, 
so kommt dabei allerdings das Maass der persönlichen Einsicht und Er- 
fahrung des Ein/einen in Betracht, nnd eltcndies i;\\t für die Prüfung der 
Frage, ob im einzelnen Falle etwa gewählte Vorbeugungsmiüel haben für 
ansreichend erachtet werden können. In allen diesen Richtungen iehit es 
aber an einer Prüfung der .^^^aehlage durch dm ersten Ilichter. 

l'nerwngen geln<«sen ist di»; Bestimmung <ler Strassenbahu, von 
Damptwa^en belahren zu werdrii, sodass das iSaheu eine> Zuges als etwas 
Zuluiiiges nicht angesehen werdeit kann; unerwogen geblieben ist ebenso 
die Frage, ob der Angeklagte ein solches Herannnahen als möglich sich 
vorge.sLeilt hat oder doch bei einiger Ueberlegung vdrslelltju konnte. War 
ihm eine solche Ueberlegung zuzuniuthen, so kam weiter in Frage, ob er 
die Möglichkeit eines Scheuens der Pferde vorhersehen, also auch die 
Möglichkeit eines Zusammenstosses seines Wagens mit dem J)ampi wagen 
erkennen konuif, und welche Mittel zur Vorhütung sich ihm darboten. 

Ergab sich bei dieser Prüfung das, was der erste Richter lür erwiesen 
erai htrt hat. ]i:imlich, dass weder ein Heramen der Räder nc»ch ein Ab- 
slrungeu noch ' in Kurzhindeu der Leine zur Vermeidung gefährlicher Be- 
wegungen der l'lerJe uenngen konnte, so trat in Frage, ob der Angeklagte 
sich von den Pferden überhaupt entferuen durfte insbesondere ob er nicht 
auch dann bei ihneu bleiben musste, wenn er aus der Restauration irgend 
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eine Erfrieohong wAnsdite. ßntfernte er sich unter AnBtellong eines Ver- 
treters zur Aufsicht, so kam es darauf au, ob dieser geeignet gewählt 
wnrde. Der erste Richter meiut, dass eine zar Bewachung bestellte Person 
deu Unfall nicht unter allen Umständen hfttte verhüten können, so wenn 
sie sich zufällig hinter dem Wagen wfibrend des Znsammenstosses befand. 
Diese Erwägnng beruht auf dem Rechtsirrthnm, dnss nnr absolut wirk- 
same Vorbeugungsmittel in Rücksicht zu ziehen seien, wenn sich frage, 
wie ein eingetretener Unfall habe ?erhfitet werden können. Daraus, dass 
geeignete Mittel unter Umständen versagen, folgt keine Berechtigung für 
den, der sie zur Verhütung von Beschädigungen anwenden konnte, es 
damit gar nicht zu ver>^nebeu. Hat er sie nach seiner Einsicht mit Öorg- 
fslt gewählt, so tritlt ihn der Vorwurf, einen etwaigen Unfall verursacht 
zu haben, nicht. Anders, wenn er sich mit Vorbeugungsmitteln behilft, 
deren Unzulänglichkeit er hätte voraussehen können. 

Die Verneinung fahrlässiger Verschuldung entbehrt hiernaeh einer 
zureichenden Begründung. 



Nr. S05. Entsch. des Deutschen Reichsgerlehts. 
1. Straf-Senat. Vom 15. Februar 1892. 

CBntMb. d. Keldisger. L StnA. Bd. SS. Nr. 11& S. S4T.] 

Jede BSEulässige Form der Entweithung derjenigen Marken, die anf die 
in Qem&sslLeit des IhiTalldltftts- und AltersTereiehenuigsgesefene anzu- 
stellenden Quittangskarten eingeklebt sind, ist ntit der Strafe des § 151 

des Ges. v. 22. Juli 1889 zu belegen. 

Der § 10^ a. a. 0. vir'hulel „die Eiutraguiig eines Urtheilt-s über 
(iiti tühruiig oder Lcisliuij;<ii des Inhuhcis sowie s-onstige durch <li*'?*<3S 
Gesetz nicht vorgesehene Emtragungeu und Vermerke in oder au der 
Qttittungskarte". 

Der § 109 a. a. 0., der von der Einklebung der Marken handelt, 
ordnet in Absatz 2 an, 

duö.s der buiKu .>iath befugt sei, Über Entwerthung vuu Marken 
Vot^chritlen zu erlassen und deren Nichtbefolguog mit Strafe zu 
bedrohen. 

Diese unterm 27. November 1890 erlassenen Vcuschriiien bpstinimen 
in deu übrigen dort bezeichneten Fällen der Murkeuverwenduug, wann 
und von wem die EntwerthnnR dt r Marken vorzunehmen sei, stellen in 
Ziffer (j über die Art der Entwerthung einen allgeineinen (iruudsatz uul, 
überlassen sonst die Kei;eluug der Art der Entwerthung (hjr Laudeszenti-al- 
beliorde, führen in deu in deu Zitfern 1. 3 vorgesehenen Fällen aus, dass 
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dort die Angabe des fintwerthuDgstages vnn der Bandeszentralbehörde 
vorgeschrieben werden darf, oi*dnon aber in Ziffer 2 in den Fällen, in 
welchen die Arbeitgeber oder die Versicherten selbst die Marken » inzu- 
kleben haben, an, dass dieselben befugt sein aollen, die eingeklebten 
Marken in d^ r \Vr>i>?e zu entwerthen, dass die einzeloec Marken handÄchrift- 
lich oder unter Verwendung eines Stempels mit einem die Marke in der 
Hälfte ihrer Höbe schneidenden schwarzen waagrechten schmalen Strich 
durchstrichen werden — wobei ausdrücklich hinzugefügt wird, dass andere 
auf die Marken gesetzte Zeichen nicht als Entwerthungszeichen gelten 
sollen — und stellen endlich unter Ziffer 7 alle ZuwidprhaDdlTini;n^n gegen 
die voi^enannten oder gegen die vnn der Huudeszentralbehörde getroffenen 
Anordnungen unter eine von der unteren Verwaiiniigftbehörde zu ver- 
bängfiidt^ Ordnnngsstrafe bis zu 100 ^fC. 

Zweck und Siun der Bestimmung des § 108 de*? angeführten Gesetzes 
gehen nun aber dahin, da^^f die in die Quittungskarte zu machenden Ein- 
tracrnngen und Vi rnierke ausschliesslich für die Zwecke der Alters- 
und luvalidenversicheruni; dienen sollen. das> hiortür die im Gesetze selbst 
vorgesehenen Eintragungen genügen, und da>s rUI" nrid jede anderen Ver- 
merke, gleichviel weichen snnstigen Zweck dieseiben vurlolsren, als unzu- 
l;i^^ig unter Strafe gestellt werden ^*)llen, weil anderenfalls urinier wieder 
die Möglichkeit eröffnt t würde, die Quittnngskarte zu dem unter allen 
Umständen zu iie>eiiigeii(leii Arbeitsbuehe zu macheu. und zwar dadurch, 
dass in dieselbe in veir-lccktcr l^rni Zeugnisse über Fiilirunir und Lei>Tung 
des Inhabers gclanmen kcuinten. Diese AniVassunii über den Sinn des 
§ 108 a. a. 0. ist aus deu Mutivon des (äe.setzentwurfes und aus den 
über das Zustandekoiumea des Gesetzes gepflogenen Reichstagsverhand- 
Inngen in dem trtheilc des 1. Strafsenates des Reichsgerichtes vom 4. Fe- 
bruar 1892 Rep. 67/92 ausführlich begründet und wird hierauf Bezug sre- 
nominen. Ein solcher im Gesetze seihst vorgesehener Vermerk ist frei- 
lich auch der in Ziffer 2 der Bundesrathsbestimmungen liu /nl issig erklärte 
Entwerthmigs vermerk auf der Marke. Abei auf den dort uiigeonlnetoa 
schwarzen Strich beschränkt sich auch die Zulässigkeit, und jeder andere 
Vermerk muss daher als ein im Gesetze nicht vorgesehener, als ein unzu- 
lässiger durch § 151 a. a. 0. mit Strafe bedrohter erachtet werden. Zu 
gleichem Resultate gelangt man durch die Erwägung, dass die Ziffer 2 
a. a. 0. in den F&llen der dort gekeoDzeichoeten Markenverwendung allo 
anderen anf die Marken gesetzten Zeichen — ausser dem vorgeschriebenen 
Striehe — alB EotwerthangszeiGheD nicht gelten lässt, dieselben also in 
die Kategorie der im Gesetze nicht vorgesehenen Vermerke verweist, so- 
wie femer, dass die Ziflfem 1. 3 Ar die Art der Entwerthnng der dort 
beschriebenen Marken ansn ahme weise die Angabe des fintweithnoge- 
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tages zolMsen, dieselbe also in den Obrigen, hier in Rede stehenden 
Fftllen ebenfalie als einen Yennerk ansehen, der nnznlässig ist 

Demgemfiss ist durch die Bestimmungen des Bnndesrathes an dem 
Umfange der nach dem €iesetze vom 22. Jnni 1889 als objektiv nnzn- 
lAssig erklSrten Vermerke in oder ao der Qnittnngskarte nichts geändert 
worden, nnd es enthfilt daher antreffend die Ziffer 7 jener Bestimmungen 
den ansdrfickliohen Znsatz „sofern nicht nach anderen Torscbriften eine 
höhere Strafe erwirkt ist". Einen anderen als diesen snbsidiftren Gliarakter 
konnte aber auoh die Strafbestimmung gar nicht tragen, da sich sonst 
der Bnndesrath mit den Bestimmungen des Gesetzes in Widerspruch ge- 
setzt haben würde. Wfthrend nach letzterem alle anderen Eintragungen 
und Vermerke, die nicht im Gesetze selbst oder in den auf Grund des- 
selben erlassenen Bondesrathsbestimmungen vorgesehen, der Bestralong 
ans § 151 a. a. 0. anheimfallen sollen, kann nicht der Bandesrath fQr 
eine Gattung solcher durch das Gesetz fdr unzulftssig erklftrten Vermerke 
nimlich für im Gesetze nicht vorgesehene Markeueutwerthungsvermerke — 
die in Ziffer 7 angeordnete nngloich geringere Ordnungsstrafe anordnen. 
— Irrig ist die Bemfnng des Vorderrichters auf die AasfQhmng des 
Koaunissars der Staatsregierung v. ^Vn rdtke in der EinieitoBg zu dessen 
Krunmontare des Gesetzes vom 22. Juni 1889, denn nicht vereinbar mit 
den Zwecken des Gesetzes sind alle und jede im Gesetze nicht vorge- 
sehenen Eintragungen und Vermerke, weil die im Gesetze vorgesehenen 
für das Gesetz genügen. Gegenthoils sagt derselbe Kommentator zu § 109 
Note 3: Die Entwerthung der Marken durch die Arbeitgeber oder Ver- 
sicherten soll „im Hinblick auf § 108 ausschliesslich dadurch geschehen 
dürfen, dass die Marke der Länge nach mit einem schmalen schwarzen 
Striche durchstrichen wird". Irrig ist ferner die ürtheilsausführung, dass 
der § 108 a. a. 0. nur alle „hewiHsttTweise* mit den Zwecken des Ge- 
setzes im "Widerspruche stchendeu Eintragaugen unter Strafe stellen will. 
Mag immerhin der in den §§ 108. 151 a. a. 0. mit Strafe bedrohte That- 
bestand, der sich lediglich als ein Vergehen gegen ein polizeiliches Frii- 
ventivgesetz darRtolIt, den Nachweis einer Schuld erfordern und daher 
auch die Bcstinimniii!; des § 59 St. G.B.'? anwendbar machen. Das Ur- 
theil seht nicht davon aus, dass der Aiigekkigte sich in einem that- 
säcli liehen Irrthunic befunden hat, sondern das^s ihm die Kenntnis« des 
Strafgesetzes, das lieisst, dass das Gesetz vom 22. Juni l.^si) die \«ini 
Angeklagten gemachten N'ermerke als unzulässig und strafbar « rächtet, 
nachgewiesen werden müsse. Ein derartiger rechtlicher Irrthuui ist nicht 
geeignet, den Angekhiu^ten zu exkul{>iren. 

Einer endlichen Erörterung bedarf iudess der l^m^itand, dass der 
Bnndesrath jene frühereu Bestimmungen vom 27. November 1890 unterm 
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22< Dezember 1891 (R.6.B1. 8< d90) unter anderem unter IL Ziff. 8 a 
Abs. 2 dahin geändert hat, dass nnnmehr ftr die hier in Frage kommen- 
den Ffille der Markenentwerthung im Gegensätze zn frfiher die Bot- 
wertknng gerade und nur in der Weise erfolgen darf, dase der Bnt- 
werthnngBtag anf den einzelnen Marken in Ziffeiti angegeben wird, z. B. 
15. 3. 92, (iass also diejenige EntwertliiTiigsart, die früher nnznlfiasig, 
jetzt die allein zulftseige iet. £& fragt sieh danaefa, ob die Bestimmnng 
des § 2 StG.B.'s. 

»Bei Verschiedenheit der Gesetze von der Zeit der begangenen 
Handlung bis zn deren Abartheilong ist das mildeste Gesetz anzu- 
wenden" 

vorliegend einen Einflass ansznflben imstande ist. Auch diese frage ist 

zn verneinen. 

Denn die Aburtheilung fiber die hier zur Bestrafung gezognen 
Handlangen ist bereits am 4. Dezember 1891 erfolgt, wübrraid die neueren, 
Gesetzeskraft habenden Bestimmungen des Bundes^rathes erst unterm 
22. Dezember 1891 erlassen und unterm 24. Dezember 1891 veröft'entlicht 
sind. Die Revisionsinstanz hat es aber lediglich mit der Prüfung zn 
thai). (ih (las ergangene Urtheil auf einer Gesetzesverletzung beruht — 
§ 876 St. P.O. — . also auf einer Verletzung von Rechtsnormen, die zur 
Zeit der Aburtheilung bereits galten. Die Revisinnsinstauz moss somit 
die Besümmongen vom 22. Dezember 1891 ausser Acht lassen. 



Nr. 206. RevSs. Eutseh. des Reichs- Versleheroiigsamts. 

(Abtheilung für Invaliditäts* und AlteraTersichening.) 

Vom 15. Febrnar 1892. 

[Antl. Nacbr. 6. B.V.A. (Sooder-Aiieso II. Kr. II. & 47. ZJlt 18.] 

Bei Inaoflpmohsahme der Altersrente gemftss § 157 des InTaUdlt&ts- und 
AltersTors. Oes. kommeii die Bestimmungen der §§ 17 Abs. 2 n. 158 nioht 
bloss den in einem festen ArbeitsTerlüUtnlss stehenden, sondeni anoh den 

nnständigcu Arbeitern zn Gnte. 

Was zunüchül den Hinweis der Beklagten darauf anlangt, dass der 
Klüger als Handlanger nur „unstüiuiiger-' Arbeiter sei, so fnlut hieraus 
keineswegs, dass er sich nicht in einem die Versicherun gsptiicht begrüu- 
(Ictulen Verhältuijsse bifunden hätte, von dessen Unterbrechung durch 
Krankheit der § 17 Abs. 2 a. a. 0, hamlelt. Im Gegentheil ist bei der 
Berathung des Gesetzes ausdrücklieh darauf hingewiesen worden, dass das 
„Arbeits- oder Dienstverhjiltniss" der gedachten Vorschrift kein recel- . 
müssiges Verhältuiss oder ein Verhältuiss zu einem bestimmten Arbeit- 
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geber zu Bein bntncht, sondern dass nur bera&inllssige Lohnarbeit im 
AUgemeinen Tortiegen mnss, wenn die Unterbreehong derselben dnrch den 
Eintritt einer Krankheit ale Beitragszeit aDznrechoen ist (zn Teigleichen 
Stenographische Berichte Aber die Verhandlangen des Reichstags 7. Legift- 
kitorperiode IV. Session 1888/89 2. Baod S. 1249). Niobjt also nur anf 
die Festbeschäftigten, sondern aoch anf die grosse Klasse der Gelegen- 
heits- (nnständigeD) Arbeiter finden die Vorschriften der §§ 16 Abs. 2, 
ld8 a. a. 0. Anwendung. 

Wird aber hiervon aasgegangen, so lehrt die Erfahrung, dass die 
Beschäftigungsart der anständigen Arbeiter hin und wieder arbeitslose 
Zeitvn mit sich bringt. Nichts desto weniger bleiben sie auch während 
dieser Beschftftigungspausen berufsmässige Lohnarbeiter, nnd ihr Arbeits- 
verhältniss an sich besteht weiter. Wollte man nun auf eine ünter- 
brechnng dieses Verhältnisses durch Krankheit den § 17 Abs. 2 a. a. 0. 
nur dann anwenden, wenn unmittelbar vor der Erkrankung eine wirkliclie 
Arbeitsleistnng stattgefunden hat, nicht aber auch dann, wenn die £r- 
kranknog zur Zeit einer zufälligen Arbeitslosigkeit eintrat, so wurde darin 
eine vom Gesetzgeber offenbar nicht gewollte Härte liegen. Zweifellos ist 
der Zweck der erwähnten Gesetzes Vorschrift der, dem Versicherten für 
den durch unverschuldete Krankheit vemrsachten Verlust an Beiträgen 
einen Ersatz zu sclmtVen. Es kommt mithin nicht sowohl darauf an, oh 
derselbe bei Tsintritt (h^r Krankheit zufällig arl)eith)s war, als vielmclir 
darauf, ob der Erkrankte in soh-iiem Maasse berufsmässiger Lolinarbeiter 
ist, dass in Anbetracht seiner gesammten Verhältnisse anf,renommen wer- 
den kann, er würde während der Kranklieitszeit eine versieheruiifii^pflichtige 
Beschäftiguni,^ gehallt haben, falls er Kesnml ojeblicbeu wäre. In diesem Sinne 
würde er, wie das Gesetz es will, „verhiudert" gewesen sein, sein nArbeits- 
oder Dienstverhältnias" fortzuset/en. 

Im vorliegenden Falle ergeben nun die Akten, dass der Klatjer ein 
bald hier bald dort als Handlanger beschäftigter (JelegeDheitsarbeiter, wah- 
rend der Jahre 1888 bis 1890 regelmässig das ganze Jahr hiiulnrch in 
versicherungspliichtiger Weise beschultiut war, soweit ihn nicht eine be- 
scheinigte Krankheit daran hinderte; auch Tiaeh Ablauf der hier in Rede 
stehenden Krankheit, am 30. April 1880, hat er seine Arseit sofort wieder 
aufgenoninieii. Es lieiit somit kein Anlialt dafür vor, dass die Arbeits- 
losigkeit auch dann weiter angedauert hätte, wenn er nicht am 20. Februar 
1889 von einer mit Erwerbsunfähigkeit verbnndenen Krankheit befallen 
worden wäre; vielmehr deuten alle Umstände darauf hiu, dass er während 
der Krankheitszeit mindestens so viele Wochen hindurch gearbeitet haben 
würde, als znr Eriuiiuug der im § 157 a. a. O. vorgeseheneu Zuiil von 141 
erforderlich sind. 
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Mr. ^7. Rev. Kutsch, des Reiebs-YersicheniD^aiytB. 

(AbtbmJttDg für Invalidität«- und ÄltersversiclMrniif.) 

Vom 15. Februar 1892. 

CAntt. N«dir. d. B. A. aoadtr-An«} iL Mr. I& & 48. Z. Uft.] 

ümflmg der AAweadimg der §§ 17 Abs. 2 iu 158 des Alters- und Invalid. 

Oes. auf sogen. Saisonarbeiter. 

Obgleich die Vergünstigung der §§17 Abs. 2 und 158 des Invalidi- 
täte- und Altersversichemngsgesetzee aach den nichtständigen Arbeitern 
zngnte kommt nnd nicht nnbediogt voranssetzt, dass die Krankheit sieh 
ao eine wirkliche Arbeitstb&tigkeit nomittelbar aogescblossen haben mnss, 
80 kaon eine Anreehnong als Beitrags- bezw. Arbeitszeit doch nur dann 
eintreten, wenn bei wohlwollender PrQfnng der Verhältnisse des Einzel- 
falles anzunehmen 'ist, dass der Rentenbewerber durch die Krankheit an 
der Aufnahme Tersieherongspflichtiger Beschäftigung und damit an der 
Verwendung von Versiehemngsbeiträgen verhindert worden ist. Eine 
wettergehende Anrechnung, insbesondere von solchen Krankheiten, welche 
in eine Zeit fallen, in der der Bentenbewerber schon aus anderen GrQnden 
beschfiftigangslos gewesen sein würde, kann nicht stattfinden, da sie dazn 
fahren würde, die Beschäftigungslosen, wenn sie zuföllig gleichzeitig er- 
krankt waren, gOnstiger zu behandeln, als diejenigen, welche, ohne an 
Krankheit zu leiden, gefeiert haben. Dies widerspräche aber dem in den 
Gesetzesmaterialien oftmals bezeugten Grundgedanken, dass nur Zeiten der 
Arbeit, solche der Arbeitslosigkeit dagegen nur in den ausdrücklich zu- 
gelassenen Ausnahmefällen zar Begründung nnd Fortsetzung der Versiehe^ 
rung geeignet sein sollen. 



Mr. 2tt8. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 17. Februar 1892. 

CO«8terr.Eu«a1>.V«rorda.BI. V. Nr. 113: S. mW} 

Zur Geltendmaehimg eines Sohadensersatsanspraehes naeh dem Eisenbahn- 
Haftpfliehtgesetze vom 5. März 1869, KQ.JSL Nr. 27, ist vor Allem der 
vom Kläger zu fohlende Nachweis der behaupteten Ereignnng im Ver- 
kehre der Eisenbahn nothwendig. Wenn diese Ereignnng bloss in einer 
ansserordentUehen Heftigkeit des heim Anfahren eines Zuges gewöhnlich 
vorkommenden Ruokes bestanden haben soll, so kann der Nachweis hierfür 
nicht durch den blossen Haupteid erbraeht werden. 

Hei (1er Aa^falat aus der Station H. der St.-Balm um j. Alai 18M> 
wurde der im roslanibuIauce-Wageu dieustmaelieudc k. k. OfHcial S. durch 
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eioen bei Ingangsetzung des Znges erfolgten Rock der Maschine an eine 
Kante der im Postambalance-Wagen befindlichen, zur Aufnahme der Briefe 
bestimmten Fächer angeschlendert und an der rechten Seite verletzt. 

S. klap:te nun die v^t.-B;ihn auf Ersatz der Heilungskosten, dea ent- 
gaugi'neii Vordienstos und auf Zahhinf? eines Schmerzenageldos. 

Das k. k. Kreis- als Handelsgericht Lcitmcritz verurtheilte 
mit Urtheil vom 2. Oktober ISSU Z. 2395 '4327; die St.-Bahu zur Zahlung 
der Hälfte des mit 300 fi. bemessenen Sohmerzeiisiioldes, der Hälfte des 
Verdienstentgaiiges per 63 H. 24 kr., sowie der Hallte der Heiluiigskosten 
per 26 tl. 60 kr., wenn der Kläger die ihm über die im ürtheüe näher 
bezeichneten Facten ruckgeschoheiien Haupteide ablegen würde. 

lu den £ut6cheiduugsgründeii wird iosbesoodere Folgendes 
gesagt: 

Zum Beprriffe der „Ereignung" im Sinne de-^ Go^^ft/cs vom .'». Miirz 
1869, R.G.Bl. No. 27. gehört nicht ein aus>tirgewuhuliches Vorkommeu. 
und deshalb, weil der in Üede stehende Vorfall sieh in dem von der 
Staatsverwultüüg beit?estellten Ambulance-Wa^en zutru|X. hat d.'rst'll)e niclit 
anfjjelairt, eine Ereiijnnnir im Verkehre der Eisenbahn zu sein, da der be- 
treffende Was^en durch seine Einschaltung in den Eisenbahnzug ein ßestand- 
theil des letzteren geworden ist. 

Wenn also durch den Eid des Klägers die durch die Einveniehmung 
vou Zeugen nicht nachgewiesene Thatsache erhärtet wird, dass S. die 
Verletzungen durch das Anprallen an eiue Kaute in Folge eines heftigen 
Backes beim Abfahren de* Zuges in der Station H. erlitten habe, so ist 
auch ohne Nachweis eines Verschuldens der geklagten Balm deren 
Schadeiisersatzpfliilit begründet. wtMiii dieselbe nicht beweist, dass die 
Ereigunng nicht dureh einen unabwendbaren Zufall, oder durch eiue un- 
abwendbare Handlung einer dritten Person, oder durch Verschulden des 
Beschuldigten selbst verursacht wurde. 

Die geklagte Bahn will allerdings eine derlei unabwendbare Uaudlung 
einer dritten Person darin erblicken, dass die Postambulauce-Wagen von 
der k. k. Postverwaltnng selbst beigestellt wurdeu, und nach ihrer, der 
Geklagten, Meinung nnzwecknifissig eingerichtet sind, indem insbesondere 
keine Einrichtungen getroffen seien, um den Postdiorat im Ambolance- 
Wagen nicht im Stehen, sondern im Sitzen verrichten za können, nnd den 
bei Ingangsetzung des Zuges onvermeidUchen Ersehüttemngen nnd Stdsaen 
zu begegnen. Allein dieser Einwand ist nnhaltbar, wenn erwogen wird, 
dass die geklagte Bahn gar nicht behauptet, etwas fßr die Beseitigung 
dieser venneintlichen Uebelstftnde nnternommen zn haben, nnd dass es 
ihre Sache war, bei dem Betriebe den angeblich vorhandenen und ihr be- 
kannten IGssstfinden Beehnnng zn tragen, dass endlich nicht in der Ein- 
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richtuDg des Postambulance- Wagens, sondern in dem heftigen Bocke, wel- 
oh r hei logangsetzung des Znges veranlasst wurde, die eigentliche Ursache 

der Verletzung des Klägers zn suchen ist. 

Anders steht es mit der Frage des eigenen Verschuldens des Klägers. 
S. ist schon lange im Postambulanee-Dienste tbätig und daher mit den 
Vorkommnissen im Eisenbahnverkehre vertraut. Er musste daher wissen, 
dass beim Abfahren, welches überdies mehrmals signalisirt wird, ein Buck 
entsteht, und hätte eine solche Eörperstellong einnehmen mQssen und 
können, dass er dadurch keinen Schaden leide. Insofern trifft auch den 
Kläger ein Verschulden. 

Dies kann aber die Bahn nicht zur Gänze von ihrer Schadensersatz- 
pHicbt befreien, denn es wird ein anssergewöhnliclier Ruck behauptet. Es 
liegt daher der im § 1304 a.b. G.B. vorgesehene Fall der Theilung des 
Schadens in Folge Mit Verschuldens des Beschädigten vor, uikI hat, da ein 
anderes Verhältniss sich nicht bestimmen l&sst, jeder Theil die Hälfte des 
Schaden» zu tragen. 

Teber Appellation beider Streittheile hat das k. k. Oberlandes- 
gericht I'ras mit Erkenntniss vom 28. Doz(3mber 1891, Z. 27111, das 
Klagebegeh reu gänzlich zurücktrewiosen und den Kläger zur Zablan^ der 
Prozesskosten an die geklagte BahngeF^I'^rhalt verurtheilt. 

In d^n (rründcD wird im Weseutlichen l)omorkt: Von Seite dei ge- 
klagten Bahn wurde in dor Huplik unter Aubietung des Beweises durch 
Sachverständige die Behauptung aut'ge:<tcllt, „dass ein Ruck bei der Ein- 
uiid insbesondere hei der Ausfahrt durch kein technisches Mittel vermieden 
werden knini, auch wenn die Wagen no<h so eng gekuppelt sind, insbe- 
sondere dann nicht, wenn der Kolben der Maschine beim Halten des Zuges 
anf dem todten l'unkte stehen bleibt: dass in diesem lalle sogar ein 
stärkerer Kuck nothweudig ist, um den Zug überhaupt in Gang m bringen^ 
und dass das Stillstehen des Kolbens auf dem todten Funkte oder nahe 
demselben nidit verhindert werden kann.** 

Ungeachtet der erfolgten Erstattung einer weitweudigen Sehlus>rede 
hat aber der Kläger in der letzteren dieser Duplikatsbehauptung nicht aus- 
drücklich und insbesondere widersprochen, dieselbe ist daher nach § 11 a. 
G.O. für wahr zu halten. 

Kanu aher Hn Rnek eine< Eisenbahnzuges insbesondere bei der Aus- 
fahrt durch kt inerlci 1crlinis< Iie Mittel vermieden werden, und ist sogar 
unter ümstätiden ein stärkerer Kuck nothwendig, um den Zug überhaupt 
in Beweguu? zn brinsen. dann ist eben ein solcher Ruck ein uuabwcud- 
barer Zutall, und duuu bind die iüdgon derselben nach § 2 der Gesetzes 
vom 5. März 1869, R.G.Bl. No. 27, von der Geklagten auch uichi zu 
vertreten. 
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Der k. k. Oberste Gerichtshof yerwaif mit Entscheidnng vom 
11, Febmar 1892» Z. 1588, die vom Kläger erhobene Bevisioiisbeschwerde 
und zwar im WesenÜichen mit folgender Begrflndang: 

Es ist eine durch tSgUche Erfahraog bestätigte, daher eines Nach« 
weises nicht bedfirfende Thatsache, dass die Ingangsetzung eines Eisen- 
bahnzages von eineoa stärkeren oder schwächeren Ruck begleitet ist. 

Dicf^ bestreitet auch der Kläger nicht, jedoc h stfttzt er sein Begeliren 
auf das Vorkommen eines ungemein heftigen Knckes. 

Es mag zugeü? liPii werden, dass ein solcher anssergewöhnlich heftiger 
Ruck unter gewissen UiDständeu als eine Ereignnng im Sinne des § 1 des 
Gesetzes vom 5. März 1869, R.G.Bl. No. 27, anzusehen ist, weil einem 
derartigen ungewöhnlichen Yorkommnisse von den Mitreisenden selbst bei 
Anwendung aller Vorsicht nicht vorp^ebeugt werden kann, and es könnte 
sich in einem solchen Falle die belangte Unternehmong von der Ersatz- 
leistung nur durch die üerstellutig des ihr obliegenden, im § 2 des zitirten 
Gesetzes vorgesehenen Beweises befreien. 

Gleichwohl ist die vorliegende Ryvisionsbeschwerde nicht zur Berfick- 
siehtigung geeignet. Denn die Voraussetzung der im § 1 des zitirtöu Ge- 
setzes begründeten Ersatzleistung, nämlich die eine Verletzung herbei- 
führende Ereignung hat als Grundlage seines Anspruches der Khlger zu 
beweisen. Im vorliegenden Falle stehen aber die diesfälligeu Beiiaup- 
tuiigeii des Klägers beweislos da, denn der von ihm geführte Zeugen- 
beweis ist, wie bereits dor erste Uicliter dargestellt hat. nicht gelungen. 
Durch den Hanpteid aber kann die Uet'tigkeit des hcliauptt^ten liurkes — 
und auf diese allein kommt es nachdem Gesagten an — nicht erwiesen 
werden, da es nicht zuliissig erscheint, hierüber die subjektive Anschauung 
des Kiiigers allein entscheiden zu lassen, zumal es Jenem, der für die 
geklagte Gesellschaft den aufgetragenon liaujiteid abzulegen hätte, mit 
Rücksicht auf das Resultat des durchgcfülirten Zeugenbeweises unmöglich 
ist. sich darüber eine begründet»' Ansicht zu bilden, ob der fragliche Ruck 
ein ausserordentlicher gewesen sei oder nicht. 



Nr. 809. Entsch. des Prems. Ober-Terwalt.«Oeri€hts. 

4. Senat Vom 19. Februar 1892. 

[PraiiM. ElMab. AiclL 1898. S. 1031.] 

Anlegung Ton Kolonien. Gesets vom 25. August 1S78 O.S. S. 405. 

Ist die Anlegung einer Kolnnie ausserhalb einer im Zusammenhange 
gebauten Ortschaft in der irrigen Annahme, dass es sich um eine Einzel- 
ansiedlung handele, von der Ortspolizeibehörde anstatt vom Kreisausschuss 
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genshnigt worden, so kann die Ortepolizeibebfirds fiordero, daas die Ge- 
nehmigung des znstAndigen EreiBaiiBBchQsses nachgebracht, oder aber die 
bereits erbauten Wohnhftnser als solche, d. h. in ihrer £ioricbtiiog ra 
Wohnzwecken, beseitigt und nicht bewohnt werden. 



Nr. 210. Eiitsch. des Oeslerr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 19. Februar 1892. 

{_0«>Urr. tweiib. Vtiiirda. HL V. Nr. luil ij. 1>1".] 

Die liEkeimtEiss eines iD der luutlichen Landeszeitimg publizirten Vleh- 
eiiiiiilir Verbotes ist kein vStrafansschliessnngsgnmd. Wenn nach Zulajss 
des § 5 des Gesetzes vom 29. Ff bruai^ iSSO, R.-G.-BL Nr. 35, der Transite 
verkehr auf Eiaenbalmeii vom Einfulirverbotf: Hingenommen ist, so k^uu 
die Partei nicht deshalb wegen verbotswulnger Hinfuhr bestraft wprden. 
weil ihre mit dem Bahnzuge eingelangteii Thiere ini beliortiUchen Aiütrage 
hierlands ausgeladen und veräusnert wurden. 

Mit ürtheil dos k. k. Kreisgerichtes Wiener- Neustadt vom 9. No 
vember 1891. Z. 6106, wurde .losef S. von der gegen ihn erhobenen An- 
klage wegen Vci-gehens im Sinne des Art. I, § 45, Abs. 2, Z. 1, de« 
Gesetzes vom 24. Mai 1882, R.G.Bi. Nr. 51, und der §§ 5 und 4ß d«« 
Gesetzes vom ^9. Febmar 1880. R.G.Bl. Nr. 85, gemäss § 259, Z. 8, 
St. P.O.. frei?;esprochen. Die gegen dieses Urtheil von der Staatsanwalt- 
schaft oriiobene Nichtigkeitsbeschwerde wnrde ans folgenden Grundes 
verworfen : 

Die StaatBunwaltschafl Wieiier-Neiistadt i"t im Rechte, wenn sie ;iut 
§ 281, Z. 9 b, St. P.O., gestützt, die BeJiauptung vertritt, daes <ler 
Corichtshof mit UnTecht die vom An^reklagten behauptete üukeuutnies des 
Einfuhn'crbotes als einen die Strafbarkert ansschlit^ssenden Umstand 
handelt hat. Durch VerOtlentlichnnfr der Statthalterei-Kuinlin'ichung in der 
amtliclicü Landeszeitnng, mit Wirksiimkeil vr.??» Tage der iiiiisclialtunc: — 
den 27. September 1891 — war die beimtdlu lie Anordnung allgemein 
verbindlieh. Saehe des Angekhisiten, der das Fleisehhauergewerbe betrieb, 
wäre CS gewesen, f<ieh Kenntniss dieser Kundmachung zu verschaffen: die 
Möglichkeit dazu hatte er, ausser durch Einsicht in die „ Wiener Zeitung", 
auch allenfalls dureh Anfrage bei der Bezirkshauptniannschaft, und ein 
besonderer Aula.<s (hzu war för ihn dnrch den Umstand gegeben, dass 
der Angeklagte beliuis Ankauies von Rindern bich nach Ungarn, das im 
Sinne des Tliierseucheugesetzes Ausland ist, begeben musste. 

Erscheint demnach in dieser Beziehung die Nichtigkeitsbeschwerde 
der Stuatsanwalt«ehaft berechtigt, so er\\ei6t sie sich doch andererseitB 
ek unbegründet, wenn Folgendes in Betracht gezogen wird: 
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Die Knndmadioiig der niederösterreichischen Statthalterei vom 28. Sep- 
tember 1881, Z. &8340, enth&lt emSehliuse die anadr&okliche Bestimmuxig, 
daee die verffigteii VerkebrsbeschräQkungen auf die im Wege des Eisen- 
bahnverkehres traDsitirendea Wiederk&aer keine Jaiwendmig finden. Nach 
dem Inhalte dieser Besümmnog ist es sonach gestattet, Thiere ans den 
verseuchten Komitaten im Wege des Eisenbahnverkehres über die Öster- 
reichische Grenze zu bringen; solange sich das Thier im Eisenbahnwaggon 
befindet, hat eine Verletzung des beli'irfllir hen Einfahrverbotes nicht statt- 
gefunden. Diese Verfügung beroht einerseits offenbar auf dem Bedürfnisse, 
den Eisenbahnverkehr nicht zu hemmen, andererseits auf der ürwftgnng, 
dass bei Beobaehtnng der im Gesetze angeordneten Maassregeln — ins- 
besonders jener des § 10, Th.S.G. — eine Seuchenverbreitnng durch 
solche Thiere nieht su befürchten ist» welche mittelst Eisenbahn befördert 
-werden. 

Im vorliegenden Falle hat der Angeklagte lediglich zu verantworten, 
dass die von ihm gekauften — allerdings aus dem verseuchten Somogyer 
Komitate stammenden — Thiere im Wege des Eisenbahnverkehres über 
die österreichische Grenze bis zur Bahnstation Leobersdorf gelangten. 
Dieser Thatbestaod ist aber nach dem Gesagten nicht strafbar, denn er 
begründet objcctiv keine Verletznng des durcli die Stattliulterei-Kund- 
machnng nnrmirten Einfahrverbotes. Von der Ankunft der Thiere auf 
dem Bahnhofe in Leobersdorf hat der Angekhigtc im Sinne des § 10, 
Th.S.G., und zum Zwecke der daselbst vorgesehenen Maassregeln der 
Behörde die vorgescliriebene Anzeige erstattet; für die Verfügung der 
Behörde ist der Angeklagte weiter nicht verantwortlich, und wenn diese, 
anstatt, wie sie nach §§ 4 und 5, Th.S.G., berechtigt war, den Tr;ins- 
port zuHiekznweisen, in welchem Falle die Thiere, ohne den Bahnwagen 
verlassen zu haben, wieder über die Asterreichische Grenze gebracht worden 
wären, mit Rücksicht auf den unbedenklichen Gesundheitsznstand der Thiere 
die Verfügung traf, da.*ss di*. selljen in Leobersdorf ausgeladen und im Wege 
der öffentlichen Versteigerung feilgeboten wnrdon, so kann der Ang(_'klagte 
für diese Verfügung, uui' die ihm kein Rinfiuss zustand, und die nicht .von 
ihm aiyjging, nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

Es liegt somit eine objektive Verletzung des in der zitirten Statt- 
halterei -Kundmachung normirteii Einfuhrverbotes nicht vor, und konnte 
in Ermanglung des Thatbestandes einer strafbaren Handlung der Verfall 
des Erlöses für die vom Angeklagten eingeführten Thiere nicht eintreten. 
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Nr. 211. Eotseh. des DentMhMi Reldisgerlislits. 

3. Straf-Senai Vom 22. Februar 1892. 

[FvMiM. Tenr.BL XHL Nr. 9i. 8. amj 

§ 333. B. Str. Qt. B. Boamtenbesteoliinig. 

hie ohjektivp Bestechung setzt tlas Anbieten eio. von Vortheilen für 
eijie znküiiftif^M' Aintphaiidlnng voraus, das Aueihieten von Belohnungen 
für bereits begaiipfMu* Aintsptlichtverletzuiig begründet nicht den Thutbestand 
der BeRteiliunp im Sinne des § 338 Str. (t.B. Kntscheidend ist aber 
hierfür allein die Meinung und Absiclit det> Besteclieuden ; er tnnss die 
pflichtwidrige AuitöLaudiiing, zu der er den Beamten bestimmen will, für 
eine zukünftige halten, und seine Absicht rauss darauf gehen, solche 
durch Ancebot etc. herbeizuführeu. Das Vorhandensein dieser Meinung 
und Ab.«4i( iit genüiit aber; der Thatbestand der Bestechung wird dadurch 
nicht ausgeschlossen, dass dem Anbietenden unbewusst die Amtshandlung, 
deren Unterlasöuug hei lteigetiUirt werden sollte, durch den Beamten bereits 
pflichtmasäig vorgenouiiiieu war. 



Nr. 212. Etitseh. dos Dentsehen Beiehsgorielits. 

5. Civil-Senat Vom 24. Februar 1892. 

[Pf «BW. Venr.BL XIIL Nr. 19. 8. 461.} 

Umfang der dem Hanseigenthümer an der (städtisclieii oder Dorf ) Strasse 
snstelieiideii Dienetbarkeit. Nieht jede Erseliwervng des Ans- und Ein- 
gangs ans imd zu dem Hanse darcli den Strassenverkehr ist ein Eingriff 

fn das Indfridiialreelkt der Anlieger. 

,,ner von der Hevisiou aufgestellte Kechtsgrundsatz, dass dein Eigeu- 
thümer eines an der studtisciieii »Strasse b»^!ogenen Hauses das dingliche 
Recht zustehe, die Strasse zu allen wirtb-^ehaftlichen Zwecken seines 
Hauses ungeschmälert, zu benutzen, ist in dieser Allgemeinheit weder voni 
Reichsgericht in dem Bd. 7 8. 213 fg. der EnUch. in Civils. ubgedrucktöii 
ürtheil oder sonst anerkannt, noch aus dem A.L.K, odur den in dessen 
Geltungsbereich geltenden (lesetzen herznleiten. In dem oben ancrezogenen 
Erkeiintniss des I. Hülfssenats ist zwar eine auf stillschw^eigendem Vertrag 
beruliende Dienstbarkeit ;in der städtischen Strasse zu Gunsten der au 
derselben erri»diteten Geiniude angenonunen. als deren Inhalt aber uur 
bezeichnet, dass die Strasse „in erster Linie für die daran geoauten Häuser 
als uothwendiges Konuuuuikationsmittel diene, und ihnen zugleich den 
ihueu iür die Befriedigung ihre» Lichtbedürfnisses weseutlich freien liaum 
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gewfthre**, und wdter die Besehrftokoog biDznfQgt, dass »die Befagnisse 
der AdjazeDton an der Strasse stets der fiaaptbestimmniig der letzteren 
untergeordnet bleiben*^. Wenn es an einer anderen Stelle dieses ürtheils 
heisst, «dass das Verhilltniss der Hanseigenthfimer zn der Torüberfllbren- 
den Strasse nicht anfgehe in der Jedermann zustehenden Befogniss» sich 
der Strasse als Eommnnikationsmittel zu bedienen**, so hat damit nidit 
ein dem Umfimge nnd dem Inhalte nach weitergehendes Recht der Anlieger 
anerkannt, vielmehr nnr gesagt werden sollen, dass das Becht der Anlieger 
von der lediglich öffentHch-rechtUchen, nach Prensaischem Recht nnr poli- 
zeilieh geschätzten Belngniss jedes anderen Verkefarsinteressenten sich 
«dnrch das besondere vennOgensrechtliche Interesse*' nnterscheide und, 
weil auf vertragsmSssigem Grande rahend, rechtlichen Schutz geniesse. 
In dem Erkenntniss des IL Hfil&senats vom 25. September 1883 (Grachot 
Bd. 27 S. 893) ist zwar die Frage, ob den Eigenthftmem der an eine 
städtische Strasse grenzenden stAdtlschen Wohnhftnser ein privatrecbt- 
Ii eher Anspruch auf die Fortgewfthr der durch diese Lage bedingten 
Vortheile zusteht? ohne -weitere Einschrftnkung bejidit, aber gerade unter 
Hinweisung auf das oben besprochene Erkenntniss des L fiulfssenats. Es 
war damals offenbar nur streitig, ob die Lage an einer städtischen Strasse 
lediglich als ein thatsäehlicher Vortheil oder als ein besonderes Recht im 
Sinne des § 74 Eiul. znm A.L.R. zu betrachten sei; eine Ausführung 
Aber die Grenzen dieses Rechts war entbehrlich, da der Fall der Tiefer- 
legung der Strasse vor dem betreffenden Hanse dem vom I. Hfilftsenat 
entschiedenen der HOherlegung rechtlich gleich lag. In späteren Prozessen, 
wo gerade die Grenze der privaten Berechtigung der Anlieger streitig war. 
hat denu auch das Reichsgericht wiederholt ausgesprochen, dass dies Recht 
nicht weiter auszudehnen, als das Kommnnikationsinteresse erfordert 
(Grnchot Bd. 29 S. 678), dass „das Recht des Hauseigenthümers an der 
Strasse nicht weiter gehe, wie sich aus der Natur und dem Zwecke der 
letzteren von selbst ergebe** (Gruchot Bd. 31 S. 932; Eutsch. in Gi?ils. 
Bd. 24 S. 245, ßd. 25 S. 242). Der Zweck der städtischen Strassen 
ist aber nicht bloss der, den Einwohnern den Anbau und die Be- 
nutzung von Wohnhäusern zu erleichtern, sondern auch dem öffentlichen 
Verkehr zn dienen; die Theilnahme an dem allgemeinen städtischen Verkehr 
ist andererseits der bewegende Grund, aus welchem man sich an städtischen 
Stras^i^'n anhaut. A\m dieser Wechselbeziehung rechtfertigt sich die An- 
erkonnunn: fl^^s Ein- und AnpL^imijjes zu nnd von der Strasse als Individual- 
recht der uüiief^endeu Hauseigeuthünier ; aus dieser Wechselbeziehung ergiebt 
sich aber weiter, dass dieses Individualrecht kein unbeschränktes .sein 
kann, weil mit solchem Recht siuiiujtlicher Anlieger der Dienst der Strasse 
für den örtlich und zeitlich verschiedenen Offentlicben Verkehr anvereinbar 
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^»fii«. Niehi) jede* Srscb'weriing des Anu- vnd Bingsng» ans und' zu 
dem Eilige doreh den Strasaonverkelir ist daber als ein Singriff in das 
Indmdaalroefat dw AnKagiiP zu eraditeii, die im Toriisgenden Valie be- 
hanptote VenOgeniDg der icnsfabrt aoB dem Tborwege, wean man das 
Individoalreebl» anek aaf dieae aoadebnen will, dnreh vorbeikemmende 
Pfbntobahawagen nmsoweniiper, als eine soldie' YeTaSgerung ancb durch 
daa Torbeigehen- tob FaaegftQgem and — noch in gr&seerem Maaese — 
dunsh im Scbritt vorAberfiibrende Laitwagen veninacbt wird. — Derartige 
StOnmgen mnae sieh der bereehägte Graadeigenlbflmer gelkileo lassen, 
wteil sein Reeht ja gerade im Zutritt aar Dffeatlicbem Strasse besteht 
BÜflger verlangt nun fireilieh aueb dafSr fintBchfidignng, dass Wagen, die 
frfther anf dem StrasBendamm vor seinem Hanse hielten, während ihre 
Insassen bei ihm Geschäfte erledigten, jetzt aaf dem zweiten Geleise halten, 
dort aber in den Zwisehenrftomen von wenigen Miunten sieb fbigeuden 
Pferdebahn -Wagen Piata machen müssen^ Dieser Entschädi^ngsanspmeh 
wäre indess nnr dann begründet, wenn da« Individualrecht des Klägers 
sich anf die ansschlicssliclie Benntzung der Strasse oder der betreffenden 
Strassenseite, soweit sein Haus an dieselbe angrenzt, f r tr eckte. Bin soweit 
gehendes ladividoalrecht würde den Gemeingebraucli der Strasse gänzlich 
vereiteln und ist deshalb nicht anzuerkeunen. Die Vortheile, die ein Ge- 
schäftshan» durch die ßescba1!enheit der Strasse hat, an welcher es liegt, 
darunter anch die Breite der Strasse, welche ein bequemes Vorfahren nnd 
Halten von Wagen gestattet, sind vielmehr rein thatsächlicher Natur, ihre 
Schmälemng dnroh andere Einrichtungen begründet kdnen EntsefaSdignng»- 
ansprach. 



Nr. 213. Bek. Entseh. des Beiehs-TeTslehernngsamts. 

Tom 24. Februar 1892. 

CAntl. Nadir, des A. (Gc&'AttSg.) VlIL Nr. 16. 8. 8tL 2. IM«.] 

War die Ausf&lirung einer neuen Eisenbahnlialtestelle zwischen einem ge- 
werbsmässigen Banuntemeliffler und der Eisenbahn Verwaltung dergestalt 
getheUt, dass Ersterer die Erdarbeiten mit seinen Arbeitern, Letztere die 
Beförderung dieser Arbeiter and der Erdmassen Yen der Sandgewlnnungs- 
stelle vai die nene Haltestelle mit ihren Wagen nnd ihrem Personal, 
jeder für seine eigene Beohnung ausführte, so trüft ein einem Arbeiter 
des BaaaBtemehmen bei der Entgleisung eines Arbeitszuges zugestossensr 

Unfall die Baabernftgenossensohaft 

Der iVmflfei«sung der beklagten B<»rnfsgfennssensphaft, äR^^ die Arbeiter 
des Bauunternehmers während Fahrten aus dessen Betrioho in den 
(l^r iusen bahn Verwaltung übergetreten seien, uiul dass die üinterbliebenen 
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öm geUkiteten Arbeiters wohl einen AoBpradi nach dem Haftpflichtgesetz 
▼om 7. Juni 1871, nicht aber einen solchen nach dem UuiaUversicbenings- 
gesetz geltend machen könnten, ist das Reichs -Vei^ichernngsamt in einer 
fiekursentscheidung vom 24. Febraar 1890 entgegengetreten. 

Die Arbeiter verblieben auch während der Fahrten in dem Baubetriebe 
des Baun nterii eil m eis la'schiiftigte Arbeiter, tla zu den in diesem Betriebe 
von ihnen vor/uiieliineiiden Verriehtniigen auch die — in den Arbeits- 
zügen erfolgende — Zurü<'klegTing des Weges von der Gewinnungs- und 
AuHade- zu der VtT\vendungsst'>11f der Erdiiiassen und umgekehrt gehf'trte, 
dieser Arbeitertransport somit eine wesentlichr» Eigenthöinlichkeit des 
fraglichen Hnnhctriebes bildete. Es sind «InlifT auoii die den Arbeitern 
ans der Bahubclürderung drohenden Gefahren als Gefahren dieses Bau- 
betriebes anzusehen (zu vei^Ieit lien Hekursentscheidungen 566, 72G bis 
728, 888, n05, 906, 1045 bis 1047, Amtliche Nachrichten des R.V.A. 1888 
Seite 290, 1889 Seite 342, 1890 Seite 509, 596, 1891 Seite 252, 253). 
Zü der Eif«enhahnverwaltnng standen sie während des Transportes, da sie 
weder von ihr gelohnt wurden, noch auch das Mindeste mit dem dieser allein 
obliegenden Transportbotricbe zu thun hatten, in keinem anderen Ver- 
hältniss, als in welchem ein Fahrgast zu ihr steht. Die Kisunltahnver- 
waltinig war für sie nicht Arbeitueherin, sondern eine „dritte" Person im 
Sinne des § 98 des ünfallversicheruugsgesctze.s. Als Fahrgäste der Arbeits- 
zfige erlitten sie bei einer Entgleisung derselben einen Unfall, welcher 
als Unfall bei dem Betriebe einer Eisenbahn im Sinne des § 1 des Haft- 
pflichtgesetzes in Frage kommen kann, zugleich aber auch einen Unfall 
„bei'' dem nach dem Uufallversicherungsgesetz beziehungsweise Bauunfall- 
ver8icheruns:sgesetz versicherungspflichtigen Baubetriebe des Bauunter- 
nehmers darstellt. 

Gerade Fälle dieser Art hat die Bestimmung dos § 98 des Uul'all- 
versicherungsgesetzes nach der Begründung zu dem Kniwurf desselben 
(zu vergleichen auch die Entscheidungen des Reichsgerichts iu Civilsachen) 
mit im Aagc gehabt, wenn dieselbe zwar die Berufsgenossenschaften nach 
Maassgabe des ünfallversicherungsgesetzes für die Folgen derartiger Unfälle 
zunächst eintreten lässt und damit die aus der Praxis des Haftpflicht- 
feeetzes für die Betheiligten entstandenen Uuzuträglichkeiten beseitigt, 
andererseits aber den Bernfsgenossensohafteo den Rftckgriff gegen den 
haftpflichtigen Eisenbahnontemehmer nnd dem Verletzten oder dessen 
Hinterbliebenen den Ansprach anf die etwa nach dem Haftpflichtgeseti 
bei^rfindote Mehrfordening gegen denselben offen gehalten hat 
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Nr. 314. Entseh. des Deutschen Beidttgerlehts. 

4. Straf>Senat Vom 25. Februar 1892.. 

[Zts. d. T«r. dMlacli. KUesb. T«rw. 189S. Mr. SU. 8. 417.] 

Heolitliolie Bedeutung des Statuts einer Pensioiiskasse. 

Der Wittwe eines infolge eines Betriebsunfalles verstorbenen Eisen- 
baiiuscliaftners war zugleich für ihre minderjährigeu Kinder auf (ji und des 
Preussischcn Füi sorgegesetzes vom 18. Juni 1887 aus Staatsmitteln eine 
Jabresi'eiile zuge&piucheu. Sie erhob noch Aii>{irüclie auf eine Rente an 
die Feusions- und Untorstützungskasse der 1)l treffenden Eisenbahn, deren 
J^iti;lied der Verstorbene gewesen war. Damit wurde sie abgewiesen, 
weil das für sie maassgebeud erachtete ^achtragsstaLut der Kasse von 
1883 einen derartigen Anspruch neben dem auf Grund gesetzlicher Vor- 
schrift gegen den Staat erwachsenen Entschädigungsanspruch nicht zulasse. 
Die Frage aber, ob das angezogene Statut gültig erlassen sei, hatte der 
Beruf ungsrichter von Amte wegen nicht zu prüfen. Denn das Nachtrags- 
Statut hat nicht die Bedeatnng einer objektiven Bechtsnorm, sondern steht 
einem die Rechte und F6ichten der Mitglieder regelnden Vertrage gleich 
Die Klägerin hatte aber erstinetanzlicb, nachdem ihr echriftliche Auf- 
IdftruDgeu gegeben und Akten vorgelegt waren, ihre Beetreitung der 
Rechtsgöltigkeit aufgegeben und war auf diese Bestreitung in zweiter In- 
stanz nicht wieder zarückgekommen. 



Nr. 215. Bek.Knfsch. de» Kelchs -Versichemngsamts. 

Vom 7. März 1892. 

ihmti. NMlir. d. B. T. A. (Gm^Amc.) Vlfl. Nr. 11. 8. SM. ZUL UW7.] 

$ 1, ün£ Vers. Oes. Ein Bruch hat nicht den Charakter eines Betriebs- 
unlkUs» wenn die Entstehung nicht die Folge einer ungewdhnlichsn Thfttig- 
kelt, sondern der gewöhnlichen Betrlehsarbeit ist 

Ein Zackerfabrikarbeiter, der als solcher seit iftngerer Zeit beschäftigt 
war, führte den Anstritt seines linksseitigen Leistenbmt^ auf das Heben 
einer zu verwiegenden, 55 kg schweren Znckerkiste zurQck'! Durch Be-> 
knrsentseheidung vom 7. März 1892 erkannte dss Beiebs-Yersicherongs* 
amt zwar diese Art der Eatstehunir an; gleichwohl wurde auch hierunter 
Aufhebung des dem Kläger gOn&tigen Schiedsgerichtsurtheils der Ent- 
schädigungsanspruch zurQckgewiesen. In dem Betriebe wurden, wie das 
ReichS'Versicheruogsamt durch Beweisaufoahme feststellte, täglich etwa 
600 bis 700 Kisten im Gewicht von 55 bis 57 Vs hg von je zwei damit 
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beschftftigten Arbeitern Terwogen und zo diesem Zwecke vom Boden fort 
mf die Waage gehoben. Der ansgetretene Leistenbrach war hiernach 
nicht die Folge einer ungewöhnlichen Tbfttigkeit, sondern das wenn auch 
als UnIftU anzQsprechende Ergebniss der gewöhnlichen Betriebsarbeit des 
EUtgers, die keinerlei ansserordentUehe, ans dem Bahmen des Betriebs- 
ftblichen heraustretende KOrperanstrengnng erforderte. Das Heben der 
einen Eiste bildete nur die zufällige äussere Gelegenheit, bei der die Ver- 
schlimmemng des körperlichen Znstandes des Elägers eintrat. 



Nr. 816. üntseh. des Oesterr. Terwalt €torlelildi«fiM. 

Vom 19. März 1892. 

[Oesterr. Ebenb. Terordn. VL V. Nr. 91. 8. 1438.] 

a) Die Bemessung der Einkommensteuer der Kaiser Ferdinands Nordbalin 
von dem vollen Reiogewinne einschliesslich der an den Staat abzu- 
föhrendtiii Anthtiie ist, insofeme die hiemach bemessene Steuer in 
ihrer vollen Höhe der Bahnir» sriischai't zur Zahlung vorgeschrieben 
wurde, gesrizlitii nicht begründet. 

b) Die l)eim B* triebe der stouerfreitu Krcmsier Eisenbalin erlittenen 
Verluste sind niclit iü gleicher Weise zu behandeln wie die. aü den 
Staat abzuführenden Antheile an dem Erträgnisse der Hauptbahn. 

Mit den Entsclieidiiiiften der k. k. i'iuanzbehurdeii , zuletzt der 
nieilerö-sterr. Fiiuiuz-Laiides-Üirektion vom 25. April 1891. Z. 7339, und 
vom 2. Juli 1891, Z. 27 235, wiinlen bei der Bemessiiug: der Einkommeu- 
Bteaer für die Jahre 1888, 1889 und 1890 von dem Betriebe des Eisea- 
bahnnetzes der k. k. priv. Kaiser Ferdinands-Nordhahn 

1. die dem Staate auf Grund des § 'S'^ der Konzessions-Urkuude 
\om J. Januar 188f), R.-G.-Bl. Nr. 7, zufallenden Antheile am 
Reingewinne des Kisenbahnuelzes, welche bilauzuiässig im Jahre 
1887 291797«. 91 kr., im Jahre 1888 98831 tl. 51 kr. and im 
Jahre 1889 353096 fl. 57 kr. betrugen, aus den Stenerbe- 
messungsgrundlagen für die obengenannten Steuerjahre nicht aas- 
geschiedeu, und 

2. die beim Betriebe der steueriVeieii Kremsierer Eisenbahn erlittenen 
Verluste im Jahre 1887 per 28502 fl. 76 kr. und im Jahre 1888 
per 21 169 fl. 50 kr, nicht abgerechnet. 

Gegen die getroffenen Entscheidungen brachte die Kaiser Ferdinauds- 
Nordbuhu die Besehwerde vor dem Verwaltunii^s-Gerichtbhüfe ein. 

Dieser hob die angefochtenen Entseheidnntcen, insoweit dieselben die 
dem Staate zufallenden Gewiuuätautheiie uuä dem Reingewinne des be- 
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scbwerdeffihrendeD Uuteriiehmens betreffen, nachi § 7i dds Gesetzes vom 
22. Oktober 1875, R.-G.-B1. Nr. 36- ax 1876, auf,, und« me» im Uebrigea 

die Beschwerden als unbegründet ab. 

r>f !■ VerwaltongB-4a«riditohof ging bei seiner £nteoheidiuig tob. nachr 
stehenden Erwägungen aus: 

Ad. 1. Bei einer industrieUeo Untemehmang, als welche im Sinne 
des Einkommensteuer-Patentes vom 29. Oktober 1849, R.-G.-B1. Nr. 439, 
eine Eisenbahn-Unternehmung anzusehen ist, bildet nach den §§ 3 und 4 
des gedachten Patentes der reine Ertrag derselben, das Reineinkommen 
der der Erwcrbsstcuer unterworfenen Erwerbsgattuug, das Objekt der Be- 
steuerung. Aus der weiteren Anordnung des § 10 1. c, wonach in dem 
Bekenntnisse zur Eiiikoniuunstoner-Bemessung das Reineinkommen voti 
dem steuurpliichtigen Geschäftsbetriebe anzugeben ist, ergiebt sich, 
dass nur solche Einnahmen und Ausgaben Gegenstand der Fatiruu^^ sein 
sollen, welche aus dem Geschäftsbetriebe hervonrei!:ane:en sind, d. i. nur 
jene Ausgaben, die durch den Gesrhaftsbetrieb vernrsaclit worden sind. 

Das einkr>mni('n.>teuerpflichtigü Einkommen bildet im Hinblick auf 
diese gesetzlichen Bestimmungen, dnnn auf § 7 des Finauz-Ministcrial- 
Erlasses vom 11. Januar 1850, R.-G.-Bl. Nr. 10, nnti § 11 des Ein- 
koniinensteuer-Patentef?, hei industriellen ünternehmuugeu der sicli ans 
(!' Ml ' u schriftsbetriehe selbst ergebende Reinertrag;, d. i. der vom Brntto- 
erira^e naeh Ah/ui; der zu dessen Erzielung nothwendigen £<^eu ver- 
bleibende üebersclniss. 

Die weitere Verwendung dieser üeberschüsse kann auf diu Steuer- 
bemessung von keinem Einflüsse sein, da nach § 11, Z. 1. Einkommen- 
steuer-i^ateutcs, Kapitalsbeträge, die im Laufe des dem Bckeuntnisse zu 
Grunde liegenden Zeitraumes aus der Unternehmung gezogen werden, bei 
der Angtibe des Einkoramens nicht in Abzug gebracht werden dürfen. 

Hieraus folgt, dass jener Antheil an dem aus dem Betriebe des Eisen- 
bähnBctzes der Besphwerdeführerin sieh ergebenden Jahres-Keintjewinne, 
welcher iiu Sinne des ;^;-! der Kon/essions-Ürknnde vom l. Januar 188G, 
G.-G.-Bl. Nr. 7, an den Staat alizufiiliren ist. eben ihiiüti, weil ei" keinen 
zur Erzielung des Reingewinnes ertVirderlit lieu Aufwand bildet, vielmehr 
aus dem erzielten Reingewinne zu leisten ist, bei Festsetzung der 
Besteuerungsgrundlage als Abzugs post nicht bebandelt werden darf, und 
es kann sieh diesfalls auch nicht auf die Bestimmung des § 7 des Einanz- 
MlDlsterial-Erlasses vom 11. Januar 1850, wiuiaeh das Einkommen von 
industriellen Unteraebmangen nach den €hraDd8ätMB der Verfiftö^tog einer 
richtigen Bflana ananweiseD ist, and anf den ftbrigeoe aazugehendeih üm- 
stand^ dast der an den Staat aba mfMiifBd ei flamimMinihnil eiaar taflanz- 
missig« Aaslage der BesehwerdefübreriD darstelll» btrnlw nardan^ da üe 
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gedachte QesetaesUestimmniig nur in dem» Sinne' aufgeftnet wenHoi' kann, 
das« damit d«r SteaerbehOrdtf dn Eontrolabehelf m Prflfinig- der* Bteiitfg- 
kiit der BekenntbisBe, nnd zwar, inabeaondere* dasen- an die Huid- gegeben 
werden wollte, damit nicht im Laufe des bezüglichen Jahres ans der Be- 
triebseinnahme anir Venuefarang der VonAthe oder dee iu' der Ünter- 
nehmung rollenden Kapitals entnommene Betrflge aneeer Berfieksiehtignng 
bleiben. 

Es erscheint daher im imrliegenden Falle als da» zu- veretoaemde 
Beineinkemmen' ao' sich allerdings der durch den Bahnbetrieb erzielte 
Reingewinn ohne- Aosficfaeidung der an den Stut abingebenden Antheile- 
qnote, xaad es bildet diese Quote bei Bestimmung dieses Reingewinnes 
keine Abstngspost Gleiehzeitig musste aber der Verwaltungs-Oeriditshof 
erwftgen, dass der Reiof^winD, welchen die Kaiser FerdinaadS*Nordbahn 
aas dem Betriebe ihrer Eisenbahnnetze erzielt, in seiner vollen Höhe 
kraft gesetzlicher Anordnung dieser Bahngesetlsehaft nicht znfliesat 

Den Artikel II des Gesetzes vom 6. September 1885, R.-G.-Bl. 
^r. 122, schreibt nrinilich im Punkte 4 nis Bediogong für die Erthei- 
long der Konzession die Aufnahme der Vereinbarang vor, dass in dem* 
Falle, als sich nach Maassgabe der orduangsmässi^' abgeschlossenen Be- 
triebsrechnnng eines Jahres herausstellt, daes <ler in demselben erzielte 
Reingewinn der Gesellschaft den Betrag von 100 fl. d. W. per Aktie über- 
stiegen hat, dieser Üeberschnss zwischen dem Staate nnd der GeseUschaft 
„hälftig^ zu theilen ist^ niul dfiss die Gesellschaft den dem Staate zur 
freien Verfügung zufallenden Antheil binnen 4 Wochen nach erfolgtem 
Abschlüsse der BetriebsrechTinncr an die Staatsverwaltung abzuführen hat. 

Darrh diese in den § 3ö der bezogenen Knnzessions-Ürkunde wört- 
lich anfgenoinmene Bestimmung des Gesetzes wird der Gesellschaft ein 
Theil des lU^irigowiiines durch die (JcsetzLrchmii? selbst entzogen; es han- 
delt sich demnach hierbei nicht um eine Verl'ügung, welclie der Sleuer- 
pflichtiirt* mit seinem Reineinkommen, sei es freiwillig, sei es in Krtulhin- 
einer übeniommencn Vertragspflicht, trifft, und welche allerdings für diü 
Stenorl'f'messung niclit in Betracht zu kommen hätte, sondern um eine 
Lp i-tung au den Staat, welche ihre Begrüaduog in dem staatlichen J^sen- 
hahn-Hoheitsrecbte lindet. 

Es erseheint demnach die Goaeileehaft von vürnherein gar nicht 
berechtigt, die dem Staate ziiL'^f^viesene Keingewinns-Tangente für sich 
zu beansprnchen, nachdem dieselbe schon von der i^uclle an dorn Staate 
zuzuHiessen bestimmt i^t, also sich schon von da ab nicht als Einkommen 
der GeselUchaft qualihi^irt. 

Nach § 3 Einkommensteuer-Patentes wird aber nur jenes reine Ein- 
kommen von der Einkommensteuer getroften, welches die Bewohner des 
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GeltnogBgebieteB dieses Gesetz beziehen, und ntmk § 9 l. c hat bei der 
Einkommensteuer 1. Klasse (nm welche es sieh hier handelt) die Faseion 
der zum 6e nasse des steuerbaren Einkommens Bereohtigte einzu- 
bringen. 

Die gesetzliehe Voranssetzang der EiokommenstenerpBicht in der 
I. Klasse ist daher, dass Jemand bereehtigt sei, ein gewisses Einkommen 
für sich zu beziehen und selbst zn geniessen, d. h. in irgend 
einer Weise für seine Zwecke zu verwenden. 

Diese Voranssetznng trifft nach dem Vorangescbicktcn bei der in 
Bede stehenden, an den Staat abzugebenden Reingewinns-Qaote nieht zu, 
und es erschien daher dem Verwaltangs-Gerichtshofe die Benicssung der 
Eiokommensteuer von dem vollen Reingewinne einschliesslich der an den 
Staat abzuführenden Antheile, insofern die hiernach bemessene Steuer in 
ihrer vollen Höhe der Ikschwurdefäbrerin znr Zahlung Torgeschrieben 
wnrde, im Gesetze nicht begrftndet. 

Ad. 2. § 19 der Vollzugsvorschrift vom 11. Januar 1850, R.-G.-Bi. 
Nr. 10, uiuimt im *2. Absätze ausdrücklich die SteuerpHichtigkeit beider 
üuternehmun'fren in Voraussetzung, wonach der Schluss zulflssig ist. dass 
auch im 1. Satze des § 19 die beiderseitige Stenerpflicht angenommen 
ist womit übrigens aneh der AVortlaut dieses 1. Satzes besser fiberein- 
stimmt. Dazu kommt, dass die zum ersten i'uukte hervorgehobene recht- 
liche Natur der Einkommensteuer, wonach dieselbe nicht eine reine Ein- 
kommenstener, sondern aut den einem Steuerpflichtigen zufliesstuulen reinen 
Ertrag eines steuerptliehtigen Uuteruehmeus gelegt ist, die Bestimmung 
des § 19, d. i. die gegenseitige Abrechnung von Gewinn und Verlast 
zweier erwerbsteuerpÜichtiger Unteruehiuuügen, bloss deshall), weil beide 
von demselben Steuersubji kte betrieben sind, als eine Ausuaümebeatim- 
muug ersicle inen lusst, welche als solche strenge auszulegen ist. 

Dass dabei unter ümstäuden, wenn niimlich der Verlust eines der 
beiden Unleinehiuen die Rteuersumme übersteigt, die Rechtswohlthat der 
Steuerbefreiung aufgewogcu werden kann, ist richtig, aber ledigUdi als 
Biliigkeitsf^rimd nieht entscheidend. 

Es konnte der Verwaltiings-liericbtshof deshalb iu der angefochteneu 
Entscheidung, insofern dieselbe die Verluste l)ei dem Betriebe der steuer- 
freien Kremsierer Bahn iu den Jahreü 18ö7 und 1888 bei der Ertrags- 
berechiiuug für die Kaiser Ferdinands- Nordbahn nicht in Abrechnung ge- 
bracht hat, eine Gesetzwidrigkeit nicht erblicken. 
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Mr. 817. üntseh. 4m Dentsehen Aeieh^geriehts. 

4. Straf- Senat Vom 22. Mftrz 1892. 

§ 333 R. Str. 0. 6. Bestechung eines Eisenbahnbeamten. 

„Nach Inhalt des ant;efoi htenon Urtheils war der Kauziist 0. vorüber- 
geliend in der für die Krthoiluiii; der sogen. V'erladegenelimigungen ein- 
gerirfif i ieii DispositioDsstelle bi.scliattiut. um die an die Bahnstationen ab- 
geii Ii ! n Vi rladejjpnehmigungeü vorbehaltlirli der Unterschrift des mit der 
Erihtniuiii; lit trauten Beamten zu entwerten; doch durfte f»r nicht selbst- 
stäudi^ lulieiten, in-^hesondere an die Stationsvorstände nirht selb.-^tständig 
Verladegeuühiiiij4unü;t'n alilas>cu. I)anarh war es keine Amtshandlung, 
wenn 0., und zwar erst, nachdem seine Beschäftigung in der iiispositions- 
stelle aufgehört halte — Vt'rhidegenehmiixuiiucn. wozu er keine Anweisung 
erhalten hatte, ausstellte und uhue Int erscb ritt (b s /nständigeu Beamten 
au die 8tationsvor8tände abgehen lie^is. Die Be&tratung wegen Bestechung 
eines Beamten nach § 333 li.Str.G. B.'s setzt aber voraus, dass die Hand- 
lung, zu welclier (b r Beamte bestimmt werden soll, »ich als eine Amts- 
handlung oder die Unterlassung einer durch die AmtspÜicht gebotenen 
Amtshandlung charakterisirt. Das Urtheil war also auf die Revision des 
Angeklagten aufzuheben. 



Nr. filK Kevis. Kntsch dm Beiehs-YersicherniiKBanits. 

(AbtheiluDg für Invaliditrus- und AltersTersicherunc.) 
Vom 28. M&rz 1892. 

[AalL Mtebr. 4. B.V.A. (Soinlar-Aiisv.} U. Nr. It a A Ziff. IM.] 

Die an eine Krankheit sieh aiueliUeBeende SekcnTaLeBeenz, welehe den 
Bentenbewerher an der Fortsetzung seines DienstverlüUtniBBes geUndert 
liaUe, luuin demselben gemäss § 17 Abs. 2, $ 158 des In?alid.- und 

Altersvers. Ges. angerechnet werden. 

Der Vorderrichter bat den Begriff der Krankheit im Sinne des $ 17 
Absatz 2 a. a. 0. nicht Torkannt^ wenn er eine Rekonvalesceoz, welche 
die Aufnahme der Arbeit verhindert, der eigentlichen Krankheit gleich- 
stellte. Anf dem Gebiete der KrankenTereicherang ist es anerkannten 
Rechtens, dasa nicht nnr die Krankheit im engeren Sinne, das heiaet die- 
jenige Stdrang des kür[>erlichen oder geistigen Befindens, welche zn ihrer 
Beseitignng eine ärztliche Bebandlnng erfordert, sondern aneh die sich 
daran anschliessende Bekonvalescenz, sofern sie mit ErwerbsnnfiUiigkeit 
▼erbnnden ist, einen Ansprach anf die gesetzliche Krankennnterst&tznng 
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begründet Der § 17 des lovaliditäts- und AltenversicberungsgeBetzes 
lehnt sich) wie sein Wortlaut uud seine Entstahang^dgegchichte ergiebt, 
im Allgemeinen an die entspreehendtin Vorscshciften des Krankenversiche- 
rnngsgesetzes an (zn vergleichen ßegründang zu dem damaligen § 13 des 
Entwurfs zum Invaliditüts- und Altersversicherungsgesetz, Stenographische 
Berichte über die Verhandlungen des Reichstages 7. Legislaturperiode 
IV. Sessioü 1888/89 4. Band, Seite 71), und es erscheint um so weniger 
bedenklich, jenen Grnnd^^atz iiucii auf dem Gebiete der invaliditüts- uud 
Altersversicherung zur Geltung zu bringen, als die wesentliehe Voraus- 
setzung des § 17 a. a. 0., nämlich die Verhinderung der 1' ort.setznnir 
eines Arbeitsverhältnisses, nicht minder bei einer Ivekouvalesceuz im obigeu 
Siuue, als bei dem eigentiidien Krankheitszaatande gegeben ist 



Nr. 219. Entgeh, des Pmss. Ober-TMiratt^Geriditg. 

4. Senat Tom 29. M&rz 1892. 

CPk. Tarw. BL Zm. Mr. 44. 8. 590.] 

Gesetx, betr. die Heranslelnuig der Fabriken pp. mit Pr&zipaaUeistniigeii 
für den Wegebau in der Pioviiu Sdileeieii, yom 1$. April 1889. § 1 
(0. S. S. 100.) Eine Ton einer Reiobe- besw. StaatsYenraltiing betriebene 
j&netalt zur Bearbeitung und Impragnimng von Hölzern (Stangen« 
Sebwellen pp.) ist keine Unternehinmig im Sinne des § 1 l e. 

Der beklagte Postliskus besitzt in der .Nahe des Bahnhotes K. in der 
Provinz Sciiler^icu eine Anstall, m welcher er seit uüj^clahr 4 bi> .l.tl.reii 
Telegraphenstangeu für diu Ueichs-Xckgruphen Verwaltung derart bearbeiten 
lässt, dass sie entrindet und durch Behandlung mit Kupfervitriol gegen 
Fäulniss geschützt werden (Stangenzubereitungsanstalt). Zur An- und 
Abfuhr der Stangen hat Beklagten die ca. 1 km lange Strecke der Krei»- 
strasse von Bahnhof R. bis H. uud zwar in dem Zeitranme vom 1. Juli 
1889 bis dahin 1890 mit ca. 1700 Fuhren niid ca. 15000 StangOD be- 
nutzt. Für die dadurch bewirkte Abniitasang hat der Kreis CU^riitx den 
Bekl. auf Grand des G«b. v. 16. April 1889 (G.-8. S. 100) zu einer 
PrftzipuaUfiietuug von 65 beraogezogen, indem er seiner Berecbniing 
ledighch den Ghansseegeldtarif vom 29. Febroar 18dO (6.-S. 8. 9A) an 
Grande legte. Beklagter weigerte die Leistong nnd berief sieh gegen die 
beim BezirksauseehnsB erhobene Klage darauf, dass Post nnd Xelegraphie 
kein Gewerbebetrieb seien, sondern in alien einzelnen Beziehungen im 
direkten Gegensatz dazu als .öffentlioher J)ionBt geregelt seien; ansseiddBi 
gehörten Hohfuhren nicht aa dem £reise der nach dem Gesetze ter- 
püichteten Betriebe, wie dieses ans den Motiven zu dem gleiobarticen 6e- 
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«etaentwtiife für Westfalen ^lervorgeiie. Der BeznrksaimcliiiBs «wies die 
Klage znnftchst durah Yotbesobcäd ab, weii ^das Oeaek Tom 16. Apxil 
1969, ' dessen JBegrfindnng bei der Vorlage im Landtage aasdrficklieli anf 
das WesHttfiflche 6eseti Beang nehme, *die Holzfahren '?on der'Prionpnal- 
leialiiDg »habe ansadilicaBen wollen, wie aoe den Motiven zn dem letei- 
geOaditen Gesetze ibervorgobe. Anaseidem entbehve aber der Anepmidi 
auch jeder Bubstantiimiig, wie sie nach mehreren EntBoheidiingen des 
0.-V.-6. ci-fordorlich sei. Gegen diesen 'Beeoheid beantragte Klüger die 
mllndUebe Verfaandinog nnd führte zur weiteren Bogrfindnng seines An- 
sprtiches an, daas, wenn anob das «Geseta auf Fuhren von nnbearbeitetem 
Hol/.e in regelmässiger Verwerthnog des forstwirthsohaftlichen Betriebes 
«iefa nicht he/iehen möge, es sich vorliegend -doch nieht daram, sondern 
nm eiue Uüäondere Anstalt zur Bearbeitang von Stangen, die nachher als 
fertige 'Produkte im Betriebe der TelegraphenverwaltuDg Verweodnng 
fanden, handele. Ausserdem machte er noch weitere Angaben, um dem 
etwaigen Mangel der Substautiimng des Anspruches und seiner Hobe ab- 
zobeifen. Gleichwohl erkannte der Bezirksausschuss wiederum anf Ab- 
weisung der Klage, wiederholte zur Begründung lediglich das in dem Vor- 
besoheid bereits Gesagte und fügte hinzu, dass die weiteren Anführungen 
des Klägers keinen Antass geboten hätten, davon al)zngehen. Gegen diese 
Entscheidung lepte Klager unter Wiederholunsr d'^s t'rülier in T. Instanz 
Angeführten Berulaog ein. Bas O.-V.-G. bestätigte jedoch die Abweisung 
der Klage. 

„Der zur Wahrnehmuiitr dos r>tV*^iiMi<-}teu interenses seitens de« Sta-.its- 
sekretärs des Keielispostamtn ernannu' Kommissar hat im Termin zur 
mündlichen Verhandlung vor dem O.-V.-G. näher ausgeführt, dass die 
Post Verwaltung bis etwa vor 10 Jahren die nothwendige Iniprägnirung der 
'lelegrapiienstangen durch Privatunternehmer unter staatlicher Kontrole 
habe bewirken lassen, dass dieseä Verfaliren aber nieht creuügt habe, um 
hinreichend gutes Material zu erhalten and -^o den ieiegraplienbctrieb vor 
erhebliehcn Störungen zu schützen, dass sie deshalb, nicht aus ünanziellen 
Gründen, sondern lediglich im Interesse des ungestörten Telegraphen- 
betriebes, um eicher zu sein, dass sie möglichst untadeliges Material er- 
halte, dazu habe übergehen müssen, die Verwaltung und den Betrieb der 
Imprägnirungsanstalten selbst zu übernehmen. 

Bei dieser Sachlage war, wie geschehen, zu erkennen. 

Wenn der Beklagte uiid mit ihm der Bezirksausschuss meint, dass 
die hier iiagliehen Fuhren von Telegraphenstangen zu den Holzfuhren ge- 
hörten, welche bei der Berathung des für die Provinz Westlaien erlassenen 
gleichartigen »Gesetzes als nicht unter die Bestimmungen des Gesetzes 
fallend bezeichnet seien, so irrt er. Schon in einem Erkenntnisse des 
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GerichtshofeB vom 18. Oktober 1891 (siehe S. 162 if. d. Bl.) ist nach- 
gewiesen, dass durch die Nichtaafoahme der Uolzfabren iu den § 1 des 
GeeeUes ffir WestfUen — deren EÜDSchaltoDg vom dortigen Profinziai^ 

landtage beantragt war - mir habe vermieden werden sollen, dass auch 
der Forstwirthschaftsbetrieb als solcher in den Kreis der Pflichtigen Unter- 
nehmer gezogen werde. Um diesen handelt es sich hier aber nicht. Die 
von der Postverwaltong dem Waldeigenthümer abgekauften, in gleichartige 
LftDgen geschnittenen, durch maschinelle Vorrichtungen mit Kupfervitriol 
imprägnirten und sodann entrindeten und so für den Gebrauch als Tele* 
grapheostangen fertig zubereiteten Stämme sind nicht mehr «solche, welche 
in regeboftssiger YerwerliiQDg des forstwirthschaftlichen Betriebes ver- 
fahren werden, sie stellen sich vielmehr als das Ergebniss einer in einem 
besonders dazu errichteten Etablissement bewirkten maschinellen Bear- 
beitimg dar und können so nicht anders, denn als Fabrikate angesehen 
werden. 

War deshalb anch der hierauf pflichtete Einwand des Reklagten 
Iiin fällig, so kommt für die Bemtheilung der Sache doch Folgendes in 
Betracht: 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass wie die Eisenbahn Unternehmungen 
und die Post so auch der Teiegrapheiibetrieb als solcher nicht unter da« 
Gesetz vom lf>. April 1889 fallen. Wie die Post ist auch die Telegraphie 
g'uw. der iiiit-^n ii Staatsverwaltunc; organisch angehörisje Anstalt — vor^;l. 
M.Bl. d. i. V, lycs S. 125 — , }*ie ist nach Art. 48 der Keichsverfassuiig 
eine öflfentliche Verkehrsanstalt — vergl. Entscb. d. Ü.-V.-G. Bd. XX 
S. 40;3. ff. — und dieser alU ii drei obengenannten Betrieben eitrene Cha- 
rakter der r)ffentlicheu Verkehrsanstalt schliesst es — wie auch iu dem 
schon oben crwiihnten ErkeiiiiLnisse des O.-V.-G. vom l'A. Oktober 1891 
nachgewiesen ial — aus, sie zu den ^ähnli<'hen Unteriichnien'* jenes Ge- 
setzes zu zählen. — Nach den niiiit hc-trittLUien und uiciit anzuzweifeln- 
den Angaben des Konimissais /ur Walunelimung des öffentlichen Inter- 
esses in der mündlichen Veihatuiluug hat die Postverwaltung die Her- 
stellung und Zubereitung der Teletjraphenstangen nicht etwa deshalb selbst 
übernommen, um eine Erspanii.-«s und dadun Ii t'incn mit dem eigentlichen 
Betriebe der Telegraphie nicht ui.iu ::u Ibar zusammenhängenden Gewinn 
zu erzielen, t>uudeiii Icdi^licii um die Siclieriicit und Ungestörtheit des 
Betriebes im Interesse des öffentlichen Verkehrs zu fördern und aufrecht 
zu erhalten, was auf einem anderen Wege nach den gemachten Erfahrungen 
nicht zu erreichen \\ar. Ohne die eigene Verwaltung der Zubereitungs- 
anstalt würde daher die Telegraphie ihren öffentlichen Verkehrezwecken 
nicht in dem Alaasse gerecht werden können, wie es das Offenbliebe Ver^ 
kehrsbedürfniss verlaugt. Der von diesen Gedanken beherrschte Betrieb 
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der fragiichen Anstalt und die so begründete Thätigkeit des Beklagten ist 
niithiu eine dem Telegraphiebetrieb unmittelbar dienende« die zu diesem 
Behnfe eingeriditete und von ihm betriebene Anstalt eine der Verkehra- 
anstalt der Telegrapliie organisch eingegliederte, ein integrirender Theil 
derselben. Ist aber, wie oben daigelegt, die Telegrapliie als solche nicht 
den „Ähnlichen Unternehmungen** des Gesetzes vom 16. April 1889 zuzu- 
zählen, 80 triflft dieses in gleicher Weise nnd ans denselben Ursachen für 
alle integrirenden Theile dieses Betriebes zu, und der so nur den Zwecken 
der öffentlichen Verkehrsanstalt — der Telegraphie gewidmete und von 
demselben Gedanken, wie diese selbst, nämlich dem: dem Publikum im 
öffentlichen Verkebrsinteresse zu dienen, beherrschte Betrieb der Stangen- 
zubereitungsanstalt kann nicht zu den Beiträgen herangezogen werden, ffir 
deren Forderung das obengenannte Gesetz die Grundlage bietet. 

Hiemach war die Entscheidung des Bezirksausschusses zu bestätigen, 
wenn auch aus wesentlich anderen als den dort entwickelten GrOnden. 
Es war deshalb auch nicht weiter auf die Frage einzugeben, ob nicht 
ip der Begründung des Antrages auf mündliche Verhandlung Kläger für 
den Fall, dass die fragliche Anstalt überhaupt beitragspflichtig war, seinen 
Anspruch nachträglich genügend substantiirt hatte, nnd ob nicht der Be- 
zirksaussehnss — falls er auch dieses noch nicht für genügend erachtete 
— die Aufgabe hatte, seinerseits das Erforderliche znr Aufklärung des 
SachTerhaltes zu bewirken (§71 Abs. 3 Landesverw.-Ges.).' 



Nr. iJ20. £nt8ch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 5. April 18!)i'. 

[ll<''l\, EisenbAhnr, Ent-:cl). IS92. Nr. ;». S %x] 

Der Umstand, dass um einen Bahnhof herum neue Gebäude entstanden 
sind, nnd insbesondere Wohngehäude für Bahnbeamte, genügt nicht, um 
einen nächät dem Bahulinfe geleg:t*uen Acker^rnnd, bezüglich dessen die 
Verbaunng noch nicht amtlicli f^eneliniigt ist, bezüglich Bemessung der 
Entschädigung im Falle der Enteignung als Bangrund zu behandeln. 

Znr Erweiterung der Bahnstation TuroHu der S.-X.-Y.-Bahn wurden 
ton den dem Baron A. gehörigen, in der Gemeinde M. gelegenen Parzel- 
len 956/1, 938/1 nnd 921/3 lOiKH Qaadrathektar dauernd enteignet. Die 
Entschädigung wurde vom Turnau auf Grund des von den Sacln 

verständigen abgegebenen Gutachtens mit 1992 II. 11 kr. bemessen. 

Grün de: 

Was das Grundstück 056,1 betritVt, so haben die Sachverständigem 
ihre Ansicht mit voller Bestimmtheit dahin ausgesprochen, dass die ent- 

Bger, BiMnbibaiiebtllche £iitocb«idaDB«a JX. 20 
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eifoift'' Flii'li«' dieses Grnntlstückes weder als ßaui^rniul, noch als ein 
Lehnit;<'winnnn£:s])latz angesehen werden knnii. Diese Ansicht orsehien 
dem B. <i. Tnrnau als vollkommen zQtreftVinl und im Gesetz higründet, 
und zwar (i<'in Gninde, woi! die Bahn uaeli den bezÜL,^li( lien gesetz- 
lichen Bcstiiimiunsen nnr jenen Werth /n N isten hat, den dit> Sache nach 
Ort nnd Zeit im MMnentc der Abschätzung hat, weil ferner au Ort und 
Steile koustatirt wunlo. dass die Parzellp 95G.1 thatsächlich nnr als ein 
Ackerland benutzt wurde, da weiter von dem Eigenthümer dieses Grundes 
nicht nachgewiesen wurde, das? hier ein behördlich geuehniij^ter Tiagerplau 
vorliege, weshalb üiich auf die von ihm vorgewiesenen Priviitski/zen keiiie 
Rücksieht y;euomuien werden konnte, da ferner für die Wurtlibeatimmuni; 
\(illkninn)im gleichgiltig ist, dass ein Theil desselben Grundstückes zu 
holieren Freisen verkauft wurde, oder dass die enteignete Grundfläche 
möglicherweise als Baustelle benutzt, beziehungsweise zu Inüustriezweckeu 
gewidmet werden könnte. 

Das O.-L.-G. Prag bestiitigte die Entscheidung der ersten Instanz in 
der Erwägung, dass der Umstand, dass schon dadurch, dass an den herr- 
schaftlichen Grundstücken im Jahre 1858 bereits die Eisenbahn angelegt- 
und der Bahnhof in Taroau erbaut worden ist, der anderweitige Graod 
und Boden ipso facto zxt einem Baugrund geworden ist, bei Ermittelung 
der Entschädigung nicht in Anschlag zu bringen ist, weil nach § 7 Abs. 2 
des Gesetases vom 18. Febniar 1878, B.G.Bl. Nr. 30, eine Wertherhfihnng, 
welche der Gegenstand der Enteignung infolge Anlage der Bahn erfährt, 
bei Berecbniing der Entschädigung ausser Betracht bleiben muss, in wei- 
terer Erwägung, dass nach §§ 25 und 31 des zitirten Gesetzes bei Ermit- 
telung des Wertbes der enteigneten Grundstöcke nur die thatsächlichen 
Verhältnisse maassgebend sind, somit im vorliegenden Falle der Um- 
stand, dass das Grundstück 956/1 thatsächlich als Ackergrundstück be- 
nutzt wird. 

Gegen diese Entscheidung ergriff Baron A. den ausserordenUicheo 
Revisionsreeurs, in welchem er geltend machte, dass das Bedurfniss von 
Wohnungen und Erwerbsnnternehmungen in der Nähe des Bahnhofs sich 
von selbst herausgebildet hat. dass die Eisenbahn selbst einen benach- 
barten Platz zum Baue eines Beamtenhanses zu höheren Peisen gekauft 
hat, femer die Verbauung der ganzen Parzelle 956^1 amtlich bewilligt 
und diese Parzelle als Banplatz erklärt wurde. Jn der Bevisionseinrede 
machte die Eisenbahngesellschaft geltend, es beweise der Umstand, dass 
um den Bahnhof neue Gebäude entstanden seien, insbesondere ein Wolm- 
gebäude für die Bahnbeamten, nicht, dass die strittige Fläche als Bau- 
gmnd zu bewerthen sei. Die Errichtung des \\ohnüebaud<>8 für die Be- 
triebsbeamten war eine in babnpoiizeilicher Beziehung dringende Noth- 
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wendigkeit. weshalb für den Gmud ausuahuisvveise Tiichr gezahlt wiiidp. 
Die Erric-lituug eiues :»ulciieu Gebäuden qaaliticirt das euteiguete Grund- 
Blück liielit zum Baugrund. 

Der O.-G.-H. gab dum lievi&iouöiekurM* kuine Folge, weil die blosse 
Möglichkeit der Verbauuug der thatsäehlich als Acker benutzten Gruud- 
parzeile derselben ebenso vvenin die Eigenschaft eines Buugrondes zu ver- 
leihen \enuag, als die Isiihc dcröelbtii zu den Gebäuden der Bahnstation 
und der I]n)!<tand. dass auf mehreren von derselben früher abgetrennten 
Theileu Gebüude errichtet Nvurdeu, weil ferner diese Eigeusrhuft iineh aus 
<lem Bescheide des Gemeindeamtes M. vom 8. November 18ö8 nicht ab- 
«teleitet werden kann, wenn erwogen wird, dass aus demselben nur her- 
vorgeht, dass gegen die vom Besitzer dieser Parzelle angezeigte Absicht, 
dieselbe zu verbauen, seitens des Gemeindeamtes unter der Voraussetzung 
der Beobachtung des Baugesetzes kein Eiowand erhoben wurde, nicht aber 
4iuch, dass der beabsiehtigten Verbaanng ein behördlich genehmigter Lagern 
plan za Grande liegt, weil sonach in den gleichförmigen nntergerichtlidien 
Entscheidaugen eine Gesetzwidrigkeit nioht zu erkennen ist, wenn darin 
die faktische Benatznng der enteigneten Grandfläche als Ackerland zu 
Grande geleg' wnrde. 



Nr. 221. Eutscli. des Oe^terr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 6. April 1892. 

rB4U. EUBBteliiir.Entseb. IKUL Nr. «. S. 3S.j 

Das OesetE vom 21. April 1882, B.-6.-B1. Nr. 123, findet auf alle Im 
Dienste des Staates stehenden Personen, somit auoh auf Ablösewäehtor 
der h. k. Staatsbalmen Anwendung. — Bescheide, womit eine nach diesem 
Oesetso unzulässige ExckutioQ bewilligt wird, können doroh die Unter- 
lassnng der Besehwerde nicht in Bechtskraft erwachsen. 

Auf Grund eines gerichtlichen Vergleichs sachte die Vormundschaft 
des unehelichen Kindes A. zur Einbringung des Alimentationsbetrages fQr 
8 Monate a 2 fl. und der Exekutionskosten um Einantwortung und Erfolg- 
lassang der vom Executen B., AblOsewächter der k. k. Staatsbahnen, be> 
zogenen Entlohnung von jährlichen 288 fl. an. Diesem Behren wurde 
vom B.-6. Irdntng Folge gegeben. Die Finanzprokuratur in Vertretung 
des Aerars suchte mit einer beim Oberlandesgerichte Graz unmittelbar 
eingebrachten Eingabe um Aufhebung des erstrichterlichen Bescheides als 
gesetzwidrig an, da in dem vorliegenden Falle die Bestlmmnngen des 
Gesetzes vom 22. April 1882, R.G.B1. Nr. 123, Anwendung finden, wonach 
gemäss § 1 Abs. 2 bei Alimentationsforderungen nur die 300 fl. fiberstei- 
genden Beznge der Exeeution unterliegen. 

20* 
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Naoh fiiigebuiter Berichterstcittnng des ersten Ktcliters 1";ui(l das 
O.L.G. den gerichtsordnuiigswidritr niimittelbar iu zweiter Instanz einge- 
brachten Niilütätsrccuis dtT Finaii/pioMiratiir zurüekznweiseii. wril drr 
angefoi'hteue iieachöid laui;>t in Ikerluskratt erwachstMi ist uud es Sadic 
der zuständigen Eist'nbahnnetnebtjdirektiüu ist, faüs der Diirchfühnni^ 
der bewilligten exekiitiuMi Kinantwortuntr gesetzliche Hindernisso im 
Wege steheu, hiervon das betretieude Gericht erster Instanz in Kenutnisa 
zu setzen. 

Teber den llofn kurs der Finanzprokuratur fand der O.-G.-H. mit 
Abänderung der augefuchtencu obeilandesgeriehtliehea Entseheidung den 
cibtiichterliebeu Bescheid als ungesetzlich aufzuheben und dem ersten 
Riciiter /,u verordnen, das Exekutionsgesuch der Vormundschaft des A., 
als gegen die Bestimmungen des Gesetzes vom Jl. April 1882, K.(t. Bl. 
Nr. 123, verstossend, der Einschreiterin riiekzusiellen uud dies in der 
Erwägung, duss dieses Gesetz auf alle im Dienste des Staates stehende 
i'ursüuen, somit auch auf B. in seiner Eigenschaft als Ablösewächter der 
k, k. Staatsbahnen Anwendung zu finden hat: dass nach § 1 Abs. 2 dieses 
Gesetzes im Falle einer Exekution auf Leistung des ans dem Gesetze 
gebfihreoden Unterhaltes die Exekotion der Bescbrfiokuug unterliegt, dass 
dem Exeknten ein Jahresbezng von 300 Ü. frei bleiben innss, daher, da 
laut Mittheilnng der FinanzprokuTatur B. nur eine Entlohnimg jährlicher 
288 fl. bezieht, die auf dieselbe vom Vormnude des Kindes A. zur Ein- 
bringung r&ekständiger Älimentationsraten aogesachte Exekution nicht za 
bewilligen war; das» das Gesetz vom 21. April 1882, RGr.Bl. Nr. 123, 
anf der BQcksicht für den durch unbeschränkte Eexekutionsflihmngen 
in die Bezüge der Bediensteten gefährdeten öffentlichen Dienst beruht, 
und da die Anwendung dieses Gesetzes nach § 7 desselben durch ein 
zwischen dem Exekutionsfuhrer und dem Exekuten getroffenes Ueberein- 
kommen weder ausgeschlossen noch beschränkt werden darf, es auch nicht 
zulässig sein kann, die Anwendung dieses Gesetzes durch Unterlassung 
von Beschwerden gegen solche Bescheide, welche gegen dieses Gesetz ver- 
stosseo, zu vereiteln, daher auch derartige Bescheide, weil dieselben offen- 
bar nichtig sind und gegen das Öffentliche Interesse Verstössen, niemala 
in Rechtskraft erwachsen können; uud dass es keinem begrändeten Zwei- 
fel unterliegen kann, dass die Finanzprokuratur berechtigt ist-, das Aerar 
als EigenthQmer der iStaatbbahnen zu vertreten und von unteren Instanzen 
erUssene, das Interesse des Eisenbahudieustes geföhrdende Bescheide, wie 
im vorliegenden Falle fiber Anregung der k. k. Eisenbahnbetriebsdirektion 
zur Eenntuiss der OberbehOrde zu bringen, damit die entsprechende Re> 
medur ertheilt werde. 
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Nr. 'iti. Entsoli. des Oberlandesgerichts Frag. 
Vom 12. April 1892. 

[BAU, EiMDbaliiur. EntMb. 1893. Nr. 7. S. 35.] 

KiolitaiLweiLdbarkeit des Haftpiliobtgesetses auf eine Verletsmig, weloho 
einem Beisenden beim Aussteigen aus einem stilletebenden Zuge zastösst 
Ableitnng eines Yersohiildeiis der Bahn ans der msogelbaften Belenehtmig 

der BahnboCsanlageii. 

Die in Beschwerde gezogene Enteoheidnng erster InstanB grfindet sieb 
anf die Annahme, dass einerseits die Anwendung des Gesetaes Yom 
5* März 1869, R.-G.-B1. Nr. 27, liber die Hsflnng der Eisenbahnnnter- 
nebmnngen fttr die durch Ereignnngen anf Eisenbahnen herbeigefOhrten 
körperlichen Verletznngen anf den vorliegenden Fall ansgeschlossen« nnd 
dass andererseits der Kläger den ihm sohin nach § 1296 a* b. G.*B. ob- 
liegenden Beweis über das Verschulden der geklagten Bahnnntemehmnng 
nicht erbracht hat, nimmt Tielmehr als erwiesen an, dass die fri^liche 
Ereignnng am 2 h Angnst 1690, dnrch welche die kdrperliehe Verletznng 
des Elfigers herbeigeführt wnrde, infolge des Verschnldens des letzteren 
veranlasst worden ist IHeser Annahme des Gerichtshofes erster Instanz 
mnss in jeder Hinsieht beipflichtet werden; denn der Elftger behauptet 
in der Klage selbst nicht, dass der Eisenbshnzug, mit welchem er am 
21. Angast 1890 in der Station Nensattel einfuhr, in dem Momente« als 
er ans dem Konpee ansstieg, noch in Bewegung war, nnd erst in der 
Schiussrede erwähnt er, ohne aber trotz des g^eotheiligen Widerspmcbes 
einen Beweis darfiber anzubieten, dass der Zng, als er denselben Verliese, 
nicht stillgestanden ist^ ja im weiteren Verlaufe widerr^pricht er sogar die 
vom Gegner gar nicht aufgestellte Behanptnng, dass der Zng, rait welchem 
er einfuhr, in dem Momente, als er das Konpee verliess, noch in Bewe- 
gung war. 

Hieraus folgt aber die Nothwendigkeit, dass der hier in Rede stehende 
Unfall nicht während der unmittelbaren Bewegung des Bahnzages sich 
ereignet hat, und erscheint mit Bficksioht darauf, dass der Kläger selbst 
die veranlassende Ursache seiner Verletzung in dem Umstände findet) dass 
er beim Verlassen des Koupees an die Signalhaltesoheibe anstiess, ansge- 
scblossen, dass dieses Anstossen durch die noch anhaltende Weiterbewe> 
gnng des Zuges veranlasst oder doch wenigstens in seiner Wirkung ver- 
stärkt worden ist. 

Dafs aber dieses Anstossen in ir8;end welcher Weisf» dnrch Jemanden 
\0Q den Bahnbedieusteten veranlasst worden t>ei, hat Kläger nicht be- 
iiaaptet. 
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Die Verietzang des Elflgers kann Meroach nur die Folge aeioer 
eigenen Handlang oder Unterlassang sein, und wftre lediglich noch za er- 
wägen, ob der Unfall, ineofeme er darch dass Aoetossen an die Signal* 
haitescfaeibe — eine mit dem Betriebe der Bahn im nothwendigen Zu- 
sammenhange stehende Anlage — sich ereignete, darch die Ansseracht- 
lassnng der zur Hintanfaaltang von Unglöcksftllen bei Benfltzang der 
Dampfkrait nöthigen Vorkehmngen entstanden ist 

Dies mass aber verneint werden, weil der Eiliger nicht bestreitoD 
kann, dass die Anlage der Kisenbahnstatton Nensattel vor deren Inbetrieb- 
setzung von der zuständigen Behörde genehmigt worden ist und die frag- 
liche Signalhalteseheibe zweifelsohne einen Bestandtheil dieeer Anlage 
bildet, Kläger aber anch nicht behauptet, dass seit dem Zeitpunkte dieser 
Genehmignog mit der gedachten Signalhalteseheibe eine vorschriftswidrige 
Aendemng vorgenommen worden ist. 

Die Annahme des Gerichtabofes erster Instanz, dass die Bestimmungen 
des Gesetzes vom 5. Hftrz 1869, R.-G.-Bi. Nr. 27, hier keine Anwendung 
finden, ist daher vollständig berechtigt, weil die Verletzungen des Kläger» 
nicht durch eine Ereigoung im Verkehr der Eisenbahn herbeigeführt 
wurden. 

im Hinblick anf den geschilderten Stand der Sache nod aaf das in 
den erstrichterlichen £nt8cheidangsgrüiiden hervorgehobene Ergebniss dea 
Weisnngsverfahrens, ferner mit Rücksicht auf den Umstand, dass der 
Kläger den Gegenstand der Beweisführung durch gerichtlichen Augen- 
schein lind Sachverständige gar nicht näher bezeichnet^ liegt auch kein 
gesetzlicher Grund zu einer Ergänzung der Verhandlung vor. 

Bei dem Umstände ferner, dass der Kläger selbst nicht behaaptet^ 
dass der Bahnzug, als er das Koupee verliess, noch in Bewegung war, 
dass weiter der Zeuge Adalbert K. eidlich bestätigt, dass der Babnzng be- 
reits stillstand, als der Kondukteur die Waggonthüre oft'nete — stellt sich 
auch der Uaupteid darüber, dass der Konduktear die Koupeetbüre zu 
einer Zeit geöffnet und die Reisenden zum Aussteigen aufgefordert habe, 
als der Zug noch in Bewegung war — al^; unzulässig dar, weshalb auf 
diesen Beweis mit Recht nicht eingegangen wurde. 

Dasselbe gilt auch bezüglich dp?^ Rewejsf»s dnrcli Sachverständige 
darüber, dass Kläptur, wenn er vom stilIcstelKMidcii Zimc aus an die Sipial- 
haltescheili*' ani^t'st.fi.-'Bf'n wäre, sich diese Verlet/.uugen nicht hätte zut'üij^en 
können, weil ja Kläger selbst nicht behanptet, ja sogar hestritten hat, 
dass er das Koupee verliess, während der Zug noch in Bcwcgani? war. 

Zu einer Beaugenscheinigung der Signalhalteseheibe liegt im Hinblick 
auf die bereits* oben als zneestanden hervorgeliobene (jenebmigung der 
Anlage der Ei^eubahnstation ^eusattel und mit Rücksicht darauf, das« 
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eine nachtrftgliche Aenderaug dieser Scheibe nicht behauptet wird, eiu 
gesetzlicher Grand nkht vor. 

Ans diesen' und den im Wesentlichen richtigen erstrichterlichen 
Grfinden mnsste das Urtheil erster Instanz best&tigt werden. 

Nr. £nt8eh. des Oesterr. Terwait. üericbtHbofes. 

Vom -21. April 1892. 

[Oc.-t. Kispnh. Vr'ronln Bl. V. Nr. 87. 8. 1354.] 

Dip Frage, welche Zahl der Fahnuittd nm\ welche Fahrgeseliwüidigkeit 
bei Tramways den jeweilig obwaltenden Verkebrsverhältnissen angemessen 
ist, unterliegt dem freieu Ermessen der Verwaltungsbehörden; f&r das 
Maass der Betriebseinrichtnogen, welche der üntemeJunnng anferlegt 
weiden kOnnen, ist jedoek der Rahmen der Konzession maassgebend. 

Mit Erlaea des Handelsministerinms vom 28. Febrnar 1891, Z. 62594, 
wurde die Prager Tramway in Bestätigung der £ntscheidnngen der k. k. 
Statthalteret vom 2. November 1889, Z. 106&22> und 30- September 1889, 
Z. 95629, verpflichtet, den 5 Minntenverkehr in der Strecke Franzens- 
Kettenbrfieke^Krenznngspankt an der Ansmündung der Palacky- und 
Komensicygasse in Smidiov einzuhalten, weil die Unternehmung in 6e- 
mSssheit der in den ErlSssen vom 5. März 1873, Z. 6159, and 31. Juli 
1882, Z. 20891, enthaltenen Eonzessionsbestimmungen verpflichtet er- 
scheint, den in Absicht der üeberwachung des Betriebes and im Affent* 
Heben Interesse, insbesondere aus Verkehrs- oder Sicherbeitsrftcicsichten, 
ergehenden Anordnungen der k. k. Statthalterei genauestens nachzu- 
kommen. 

Gegen diesen Erlass* brachte die General-Direktion der Prager Tram- 
way die Beschwerde vor dem Verwaltaugs-Gerichtshofe ein. In derselben 

warde die Gesetzwrissigkcit der Entschcidong bestritten, weil 

1. d«i politischen Behörden die Kompetenz, die Berechtigong mangelt, 
Anordnungen zn treffen, welche :uif eine Vermehrung, bezw. Be- 
schleunigung des Fahrdienstes abzielen, und weil 

2. die angefochtene Verfügung konkreten Falles dem wirklichen Be- 
dürfnisse nicht entspricht. 

Der Verwaitongs-Gerichtshof hob die angefochtene Entscheidung nach 
§ 6 des Gesetzes vom 22. Oktober 1«75, I\.-(i.-Bl. Nr. 8t> de 1Ö76, 
wegen mangelhafti^n Verfahrens mit folgender Begründaug auf: 

Was vorerst den zweit^sn Beschwerdepuukt anbelangt, so konnte der 
Verwaltnngs-Gerichtshot im Hinblicke auf die Bestimmung des § 3, lit. e) 
des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, B.-G.-Bi. 36 ex 1876, in eine 
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Prüfung seiner Richtigkeit sieh nicht einlassen, weil die Frage, welche 
Zahl der Fahrmittel und welche Ziffer der Fahrgeschwindigkeiten den je- 
weilig obwaltenden YerkehrBverhältnissen angemessen ist, jedenfalls eine 
Frage des freien Ermessens ist ond darum ansserbalb der Kompetems dee 
Verwaltnngs^Gerichtshofes liegt. 

Dagegen mnsste der Yerwaltnngs-Gerichtahof den ad 1 erwAhnteD 
Beschwerdepnnkt ffir begrflndet erkennen. 

Da besondere gesetzliche Bestimmungen fiber die Eonzessionining 
von Pferdebahnen nnd Aber die Rechte der Staatsbehörden in Absicht auf 
die Regelang und Ausgestaltung des Betriebes dieser OnternehmuBgeQ 
nicht bestehen, und auch durch die Allerh^kshste Entschliessung vom 
25. Februar 1859 und Art. II der Verordnung vom 20. April 1861, 
R.-6.-B1. Nr. 49, zur Frage nur so viel festgestellt erscheint, dass die 
Eonzessionirung dieser Unternehmungen nnd die Feststellung der Verkehrs- 
bedittgungen in den Wirkungskreis des Ii. k. Handelsministeriums i&Ut, 
so folgt, dass auch diese Unternehmungen in BetreflT ihrer rechülchen 
Stellung nnd Qualität den im § 15 ad 3 des Gesetzes vom 15. Mftrz 1883, 
R.-G.-B1. Nr. 39, erwähnten gewerblichen Unternehmungen periodischer 
Personentransporte gleichzuachten sind, dass also für den Umfang und die 
Ausübung der Gewerbereehte dieser Unternehmungen der Inhalt der Kon- 
zession maassgebend ist. Eben darum wird die politische Behörde diesen 
Unternehmungen besondere Betriebseinrichtungen, welche eine Vermeh- 
rung ihrer Leistungen und damit auch eine Vermehrung des 
Betriebserfordernisses zur Folge haben, nur im Rahmen der Eonzeesion 
und nach Maassgabe derselben ai^zuerlegen in der Lage sein. 

Die angefochtene Entscheidung stützt sich auch in der That auf die 
in den Erlässen vom 3. Mai 1873, Z. 6159, und vom 31. Juli 1882, 
Z. 20891, enthaltenen Konzessionsbestimmungen; allein der Yerwaltnugs- 
Gerichtshof vermochte nicht zu ßnden, dass aus dio^^on Konzessionsbestim- 
mungen eine Verpflichtung der beschwerdeführende n Tramway-Gesellschafi 
abgeleitet werden könnte, üher Anordnung der Behörde jede Vermehrung 
ihres Betriebes, und speziell die im konkreten Falle ihr aufgetragene, 
eintref(Mi zu lassen. 

Was zunächst die berufene Konzessioneurknnde vom 31. Juli 1882, 
Z. 20891, anbelangt, so kann dieselbe nach ihrem Wortlaute auf den 
konkreten Fall überhaupt nicht Anwendung ünden, weil die angefochtene 
Verfügung die Strecke vom Spittelthore bis zum Westbahnhofe betrifft, 
für welche die Konzession mit dem Erlasse des Handelsministeriums Tom 
5. März 1873, Z, mfi9, ertheilt worden ist, während die Konzession vom 
31. Juli 1882, Z. "20891, ganz andere Strecken betrifft, und diese Kon- 
zession auch in der berufenen Stelle, nach wekiier die Tramway-Geseii* 
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flcbaft Yerpflichtet wurde, den spftter im Offentlicheo Intoime, insbesoDdere 
ans Verkehrs- oder SieherheitsrOekBicbten etwa zo treffenden einscbl&gigeu 
ADordiiuu{2;cu geoanestena jULchzakommen, wortdentliefa eich nnr anf „die 
obigen Linien", das ist anf die fünf in dieser Eonzession besonders nam- 
baft gemachten Strecken bezieht. 

Der Verwaltniigs-Gerichtshot" faod sich eben daraiii auch nicht ver- 
anlasst, in eine Erörterung der Tragweite jeuer Bestimmung einzugehen. 

Die Konzession vom 5. Marz 1873, Z. 6159, für die Linie Spittel- 
thor— Westbahnhof wurde der Uiiternchniuug naih dem Wortlaute der 
Konzessionsurkunde unter den in der Erklärung des Prager Stadtrathes 
vom 5. Februar 1873, Z. 11000, festgesetzten Bediii^nngen ertheilt. In 
Betreff des 1' uhrplanes . und jener Betriebseiiirichtuiigon. welche die 
Leistungen der UnteniLhiuuiig iu Betreff der im Veri\ehn? zu haltenden 
Wagen und der Fahrzeit feststellen, wird nun im Art. 2.'i der berufenen 
Bedingungen festgesetzt: Die Wagen der rrerdebuhu verkehren sowohl im 
Sommer als im Winter von frfsh (i Uhr bis Abends 1 1 Uhr, und muss 
der Wagen wenigstens alle 15 Minuten vom Stationspiatze ablaufen. In 
den Artikeln 24 und 28 jeuer Bedingungen wird weiter festgestellt, dass 
Aendemngen der Betriebsordnnng Über loia^Te sowohl der Gemeinde, als 
anch der Untemebmung erfolgen können, dass aber im ersteren Falle die 
vertragsmässig stipalirten Bedingungen nicht alterirt werden d&rfen, nnd 
dass im letzteren Falle die Gemeinde den Anordnungen zostimmen müsse. 

nieruns folgt, dass dureh die Konzessionsurkunde der Tramway- 
Unteiiiehmung allerdings eine bestimmte Leistung in BetretT der Auf- 
reehterhaltung des Verkehrs auf der erwähnten Strecke auferlegt wurde, 
dass jedoch diese Bedingung nur eine Verpflichtung der Unternehmung zur 
Ablassuiig eines Wageus alle 15 Minuten involvirt wobei allerdings mit 
Genehmigung der Gemeinde der L'iiternchmuug l'ieigestellt ist, mehr Wagen 
in kiirzereu Zeitintervallen in Verkehr zu setzen. 

Keineswegs kann aber aus der KonzessionsnrkuTule nach dem dureh 
öie für die Betrieb!sbedinf;ungen als maassgebcnd erklärten Instrumente 
ddo. 5. Februar eefoloort werden, dass die Unteniehmnng über An- 

ordnung der Behörde eiue i^rhöhuDg der von ihr proponirteu Leistung ein- 
treten lassen müsse. 

Die Bestimmungen der Konzession, hezw. des von dieser bcmfenen 
Instrumentes vom 5. Februar 1873, Z. HOOG, sind aber auch zweifellos 
für die im Smichover (iemeindegehiete gelegene Strecke maassgebeud, zu- 
mal ja in dem mit der Gemeinde Smiehov nnterm fi. April 187(3 abge- 
schlossenen Vertrage (Art. 8) ausdrückluh le>l-esti llt wird, dass bezüg- 
lich der Lokalaufsicht and Fahrordnang alle jene Bestimmuugeu, weiche 
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mit der Priiger Stadtgemeiude vereiDbart worden sind, Geltang haben 
sollen. 

Aj» dem Gesagten folgt, dass ans den benproebenen KonzeeaioDS- 
arknnden die beechwerdeführende Tramway^-Geeellachaft znr Vecmekrang 
des Verkehres auf der oben bezeichneten Strecke oiobt yerpfliebtet werden 
konnte. 

Nun hat bei der Öffentlichen mfindlichen Verbandlnng der Regierangs- 
vertreter auch darauf sich berufen, dass mit der getroffenen Verfügung 
keineswegs der 5 Hinntenverkehr auf der fraglichen Strecke nea einge- 
führt werden wollte, dass vielmehr auf dieser Strecke, kraft der bestehen- 
den nnd genehmigten Fahrordnnng, diesen Verkehr aufrecht zu erhalten 
die Tramway-Gesellschafb verpflichtet sei. 

Da nach dir Bestiromnog des Art. 28 der einen integrirenden B(*- 
staodtbeil der Konzession bildenden Bedingungen vom 5. Februar 1873, 
Z. 11000, eine Aenderang der in Art. 23 dieser Bedingungen getrottenen 
Yerkehrsanordnungen allerdings möglich ist und fQr den Fall, dass in 
einer im Sinne der Art. 2«3 und 28 der cit. Bedingungen, sowie der Koii- 
zessiousurlcuude die Tramway-Gesellscbaft verpflichtenden Weise, tur die 
erw&hnte Strecke eine Fahrordnnng mit dem 5 Minntenverkebre erlassen 
worden wäre, eine maassgebende Aendernng der vorstehend erörterten 
Konzessionsbestimmnngen platzgegriflfea h&tte, so erschien dem Ver- 
waltungs-Gerichtshofe der von dem Begierungsvertreter behauptete Um- 
stand von wesentlicher Bedeutung. 

Nachdem aber nach der Aktenlage die vorausgesetzte Aenderung der 
Konzessionsbestimninngen nicht ausgewiesen erscheint, eine bloss that- 
sächliclie, nach Art. -2:^ der niehrzitirten Bedingungen der Gesellschaft ja 
freiq:estniif!<Mie Vermehrung des Verkehres aber noch nii ht eine rechtliche 
Verpdiclitunu für dieselbe begründen würde, so erachtete der Verwaltungs- 
Geiiehtshot lu dcu) letzteren Punkte den Xhatbestand für ergäazangs- 
bedürftig. 



Nr. EBtsdi. des Oesterr. Obersten Gerichtsliofts. 

Vom 4. Mai 1892. 

COcsürr. El»9nh. V«io(dn. BL V. Nr. 86. 8, 1336^] 

Unbefagtsfl Betreten eüisr BisenbaihBitreeke reieht ai sieb rar AnwemduBg 
des § 431 St-G. nicht ans; es ist, wenn die im $ 335 8t-9* bezeichnete 
CfeHbrUelikeit und Einsieht abgeht, nur als üebertretung der Eisenbahn- 
Betriebsordnung von der politisohen Behörde zu strafen. 

per Kassationshol hat m iMlediguug der von der < leneralprokuratnr 
erhobenen ^Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes zu Keciit 
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»irkaaiit, es sei durch die Strafvt rtütjnni; des Bezirksgerichtes in Bukowsko 
vom 31. Juli 1891, Z. 276B, wouiil gegeu Andreas T. wegeu Uebertretung 
des § 431 St.-G. die Strafe des zweitägigen Atn stes verhängt wurde, 
das Gesetz, und zwar insbesondere in den Bestimmungen der §§ 160 
St.-P.-O. und 431 St.-G. verletzt; diese Strafverlügung werde behoben, 
und die Abtretung der Strafakten an die kompetente politische Behörde 
zur weiteren Amtshandlung angeordnet. 

Grunde: Aus deu Strafakten gegen Andreas T. ist Nachstehendes 
m eiitnehfoeB: Auf Grand eigener dienstlicher Wahmehmang des Gens- 
darmen Stanislaus G. erstattete das Gensdarmertepostenkommando in 
Szczawne unter dem 24. JnK 1891 bei dem Bezirksgerichte in Bnkowsko 
die Anzeige, dass der Gastwirlbssohn Andreas T. am 22. Jali 1891 be- 
treten wnrde, als er ohne Brlaubniss über die Eisenbahnstrecke nAcbst 
Szczawne ging. Das Bezirksgericht Bukowsko qnalifizirte die angezeigte, 
gegen die Yorschrifk des § S)6 der E.-B.-O. und des § 5 der Verordnung 
des Uandelsministerinms vom 10. Jani 1874^ R.-G.-BI, Kr. 75, verstossende 
Handlong als üebertretnng des § 431 St.-G. und verhängte gegen An- 
dreas T. eine Arreststrafe von zwei Tagen. Diese StrafverfGgnng verletzt, 
abgesehen von vorgekommenen formellrechtlichen Verstössen, auch die 
materiellrechtlicbe fiestimmnng des $ 431 St.-G., denn das hier definirte 
Delikt setzt eine Handlung oder Unterlassang von der Qualität der §§ 335 
bis 337 St,-G. vorans; sie mnss unter Verhältnissen gesetzt und von Um- 
ständen begleitet gewesen sein, welche in concreto geeignet waren, einer- 
seits eine der im § 335 St.-G. bezeichneten Gefahren herbeizuführen oder 
zu vergtüssern, andererseits die Möglichkeit der Einsicht dieser Gefähr- 
lichkeit auf Seite des üebertreters, demnach auch eine schuldbare Fahr- 
lässigkeit desselben zum Ausdrucke bringen. Diesen für die strafgesetz- 
liche Zurechnung maassgebenden Voraussetzungen entspricht aber das dem 
Angeklagten Andreas T. zur Last gelegte Verhalten keineswegs. In der 
ThatsTK ho allein, dass derselbe die Eisenbahnstrecke widrrrechtlich betrat, 
kann beim Abgange anderweitiger Umstände, z. B. des Herannahens eines 
Eisenbahnzuges, der im Werke beündlichen Verschiebung von Eisenbahn- 
waggons u. dgl., ein strafbares fahrlässiges Verschulden von r Qualität 
des §335 St-G. nicht erblickt werden; es wurde demnach durch Unter- 
stellung derselben unter den Deliktsbegriif des § 431 St.-G. diese Gesetzes- 
vorschrift verletzt. Für sich allein also, insofern die Merkmale eines im 
Strafgf setze vorgesehenen Deliktes nicht zutreffen, unterliegen aber, wie 
ans § 103 der E.-B.-O. und aus der aus der Einigung mit den Ministerien 
der Justiz und des Handels hervorgegangenen Verordnung des Ministeriums 
des Innern vom 17. Oktober 1870, Z. 42083, ersehen werden kann, die 
Verletzungen der E.-B.-0. nur der der politisclien Behörde zugewiesenen 
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Ahndung nach den Hinisterialveroidnangen vom 3. April 1855, B.-G.-61. 
Nr. 61, nnd Tom 30, September 1857, B.-G.-BI. Nr. 198. 



Kr. 226. Bok. Entseh. de» BeiehB-Tersieherniigsaaits. 

Vom 9. Mai 1892. 

CAma »«dir. d. B.T.A. (OMumt-AviKj THI. Mr. 17. 8. Sit. Z. 114S.3 

VnlUl beim Uebeneluralteai des Geleisee auf dem Naddumsewege vea der 

Arbeit 

Ein Bergarbeiter erlitt, als er t^ich inich Beendigriing seiner Arbeits- 
8(*hicht nach Hause begeben wollte, dadurcli einen l'iifull, dass er beim 
Ueberscbruifeca des Geleises der Zeclieubabo vou einem Arbeitszuge über- 
fahren wurde. Das Schiedsgericht verurtheilto die Bciutsgeuossenschuft, 
weil lie den Anspruch des Kliigurs deshalb zurückgewiesen hatte, weil sich 
der Unfall auf dem Wege vou der Arbeitsstätte ereignet habe, zur Ge- 
währung einer Entschädigung, und zwar mit folgender K {^rundung: 

„Der Weg des Arbeiters von und zu der Arh it. soweit er über die 
Betriebsstätte führt, ist ein Theil seiner- auf dem Ari)eiisplatze zu leistenden 
Verrichtuiitien; bringt ihn diese Verrichtung mit dem Betriebe oder mit 
den für den Betrieb getrofteueu Einrichtungen in Berühraug, und erleidet 
er hierbei einen Unfall, so hat sich der Unfall „bei dem Betriebe" er- 
eignet. Unter dem Begriffe „Betriebsgebiet ** oder „Betriebsstätte" ist die 
Gesammtheit der Räume zu verstehen, über welche der ßetriebsunternehmer 
zu Zwecken des Betriebes verfügt. Durch die von dem Schiedsgerichts- 
vorsitzenden vorgenoniuieue Ortsbesichtignng ist festgestellt, dass sich der 
Unfall auf einem neben der Zeeheiibahu des Schachtos E hinführenden 
und mit dieser in gleichem Niveiiu aai dem Bahuplanum liegenden Fuss- 
wege zugetragen hat. Die Zechenbahii verbindet den Schacht E mit dem 
Bahnhüfe A der Staatsbuhn und ist nebst allen darauf beflndlichen Ein- 
richtungen und Aulagen Eigenthum der Bergwerksbesitzeriu, welche auch 
den Betrieb auf der Bahn führt. 

Ueber das Verhältniss der Grubenbahnen zu den dem öffentlieh« ii 
Interesse dienenden Schienenwegen ist Folgeudes zu bemerken: Nach § .i-i 
des Allgemeinen Berggesetzes für die Preussischen Staaten vom 24. Juni 
18ß5 (Gesetzsamndung Seite 705) hat der Bergwerkseigenthümer die 
ausschliessliche Befugniss, nach den Bestimmungen des Berggesetzes das 
in der Verlcihuugsurkuude benannte Mineral in seinem Felde aufzusuchen 
uud z.u gewinnen, sowie alle hier/u ertordcrlieheu Vorriehtungeu unter 
und über Tage zu trelieu. Zu solchen Vorrichtungen gehöreu auch die 
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zu Zwecken des eigenen Betriebes und Absatzes vom Berg Werksbesitzer 
angelegten Grubenbahnen; dieselben werden in § 135 a. a. 0. unter den 
Betriebsanlagen ausdrücklich angeführt. Die Projekte, betreffend den Bau 
und Betrieh von (Jrubenbahnen, sind hU „Anlagen zum Betriebe'* ebenso 
wie die Froje-ktf zu anderen ßetriebsanlagen, z. B. Kokereien, in die 
B' triobsplun«' anf/niiehnifii und in tormeller Beziehnni,' nach §§ <>7, ti8 etc. 
und in materieller Beziehung nach § 196 a. a. 0. zu prüfen. Eine staat- 
liche ^GeneliiiiiLcun^^*' ist nicht erforderlicb. Die ausschliessliche Kom- 
petenz der Bertib-'horde znr Prüfung der Betriebsplüne steht ausser Zweifel. 
Die Grubeubahtien unterstellen iiacli den in den Akten des Schiedsi:eriehts 
enthaltenen Krla?äsen des Ministers der Otlentlichen Arbeiten vom 22. De- 
zember iss-j. I J. Olvtdber 1,S83 untl 26. April 18.^4 in ihrer 'janzen Aus- 
dehüuiiL^ und lii.> zu ihrer Einmündung in die Geleise der Kuniglichen 
Eisenbahnv»M\valtinii;»Mi oder anderer Unternehmer der alleiniffen Aufsicht 
der Herubeluhden. weil aie auf Grund der berggesetzlieiien Bestimrauntien 
hergebtcllt ninl lediglich berebanliebeu Zwecken dienend, als zum Bergbau 
gehoriir an/nselien bind und Zubehörungen der Gruben bilden. Die den 
Schacht E mit dem Bahnhofe A verbindende Grui>enbahu ist ein Theil 
desjenigen Gebietes, über welches der Betriebsuuternehmer zu Zwecken 
des Betriebes verfügt, und auf welchem der Betrieb der Zeche sich voll- 
zieht; sie ist t'iu Theil der Betriebsstätte. 

Der Kläger befand sich also, als er den auf dem Bahn planum hin- 
führenden Fussweg zur Hiiekkelir nach seiner Wrdiniinu benntzte, inner- 
halb der Betriebsstätte. Nicht nur die Förderung und Verarbeitung des 
durch den eigentlichen ßergwerksbetrieb gewonnenen Minerals, sondern 
auch die V^erladuug desselben auf die Transportgefässe und die Bewegung 
der letzteren auf der Zecbeobahu uiass als eio Theil des aaf die Kohlen- 
prodnktioii gericbteten Betriebes gelten. Die Beförderang der Eisenbahn- 
wagen von der Verladestelie bis zur Haupt verkehrsstrasse, das heis^t bis 
znm Uebergange der Wagen auf die den Zwecken der öifentliclien Trans- 
portanstalteu dienenden Schienenwege, und die Bewegung der znr Anf- 
nahme der Bergwerksprodukte bestimmten leeren Wagen von dort zor 
Verladestelte bildet eine Einrichtung des Zechenbetriebes. Der Klüger 
hat dadurch seine Verletzung erlitten, dass er von einem an ihm vorüber- 
fahrenden Kobleozage erfasst, zu Boden geworfen und am linken Arme 
überfahren wurde. Er ist somit durch eine dem Zechenbetriebe dienende 
Einrichtung zu Schaden gekommen. Hiernach besteht zwischen der Ver- 
letzung des ElSgers und dem Betriebe der Zeche sowohl ein örtlicher als 
auch ein zeitlicher und ursfichlicher Zusammenhang. Er ist auf der 
Betriebsstätte, bei einer mit seiner Arbeit in Verbindung stehenden und 
▼on dem Arbeitsverhflltnisse beherrschten Verrichtung durch eine den 
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Zwecken des Betriebes dienende Eiurichtuug verletzt worden. Das ist 
ein BrtrieUsiinlall.*' 

Dies<Mi Au>tührnnjfen des ."^» iiiedsgenchts ist das Rckursgericht in 
der Entscliciduiig vum {). Mai ISii-J unter Bezugnahme auf die bisherige 
Reclitspreelmng des Keit'hs-WTsichuruui^taüit.s uuil Keichsgerirhts 
lediglich beigetreten (zu verp:leicheu Uekur.seutscbeidiuiätn 210, 324, 4 78, 
514, ö()2, bä;i und 1016, Aintiidie Nachriehlen des R-V.-A. 188G Seite 25Ü, 
1887 Seite 134, 18^8 Seite 17G, 214, 28S, 1890 Seite bOS und 1891 
Seite Jiü. sowie Entscheidungen des Reichsgerichts III. Civilsenat, vom 
10. .luni 1890, und 1. Strafsenat, vom U. Oktober 1890, abgedruckt ia 
dem iiiciitamtlicfaen Theile der AmtlicbeD Naehriefaten des R.-V.-Ä. 1891 
Seite 193 uüd 1892 Seite 255). 

Auch Ist der Einwand der Beru&genossenschaft zuröck^ewieseD 
worden, dass dem Kläger die Zaerkenuans einer Entecb&diguüg deswegen 
za versagen sei, weil er darch Betreten des Bahnplannms poJizelliche Vor- 
scbriften verletzt habe. Denn die Ermittelongen hatten ergeben, dasa es 
au der wirksamen DurchfQbrnng der poUzeilicben Anordnungen, welche 
zudem nnr im Interesse der Sieberang des Pabliknms erlassen waren, 
gefehlt hatte, da die Grubenarbeiter taglich ihren Weg über die Geleise 
der Bahn nahmen. Danach fehlte es au jedem Anhalt für die Annahme, 
dass sich der Elfiger för die verbotswidrige Benutzung des über das 
Bahnplauum führenden Weges willkürlich aas dorn Bann des Betriebes 
heransbegcbeu habe. 



Kr. 2^ EntMh. des Oesterr. Obersten Geriektohofes. 

Vom 18. Mai 1^92. 

[Ue.sferr. Ei.^ciib. Veroidu. Iii. V. Nj. III. S. IGZiK] 

Von den bei Gericlit beündliclieu Origmalbeüageü eines Gesuches wegen 
firmittlong der Eisenbahn-Grundstücke sind über Verlangen Jedermann 

beglaubigte Abschriften zu ertheilen. 

Der Ingenieur T. stellte beim k. k. Bezirksgerirhtc Tulln das Be- 
gehren um i^ewilliirung beglaubigter Abschritten einiger der in dem Ver- 
fahreu zur Ermittlung der in das Eisenl)ahnliuch gehörigen Gruntistiieke 
der Eisenbaimlinie St. Pölten — -Tullii bei diesi-m Gerichte erliegenden V^er- 
/eiihuisse und Kaufverträge behufs Verwendung in einem Rechnungs- 
Prozesse. 

Das k. k. Bezirksgericht Tulln gab nadi eluycholter Aeüssernng 
des Vertret'Ms i\ov Oesterr. J.okaleisciibalin-tieseilscliaft mit Bescheid vom 
2ti. März 1892, Z, 1387, diesem Auäucheu keiuo iolge, weil die grand> 
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bücherliche Abschreibung der Eisenbahn- Grundstücke der Lokalbahn St. 
Pölten — Tulln noch nicht erfolgt sei, das diesfalls zur ErmitÜnng der 
Eisenbahü-Grundstücke eingebrachte Gresucb saramt Beilagen auch nicht 
der Urkunden:*auimlung einverleibt wurde, also auch nicht Bestandtheil 
des Grandbuehes geworden sei, und uar dieses, nicht aber ein im. Zöge 
befindliches Gesuch öflFentlich soi. 

It'ber Rekurs des T. änderte das k. k. österr, Oberlandosgoricht 
mit Dekret vom 20. April 1892, Z. 5472. diesen Bescheid ah und be- 
willigte die Ertlieiiung der verlangten Abschrilten in der Erwägung, dass 
im Hinblit k auf die Bestimmungen de^; § 32, Abs. 2 der J.-M.-V. vom 
12. J uiuar Ls72, H.-G.-BI. Nr. f), wnnaeli nicht nur von den Grundbüchern 
und (lt;n in der Urkandensanimlun^- eingelegten Urkunden, sondern auch 
von den übrigen im Grundbüdisamte aufbewahrten Akten Denjenigen, 
die ein reehtliehes Interesse daran haben, Absrhriltcn zu ertheilen ^inll. 
und auf § 24 des G('.set/r> vom 19. Mai 1874. K.-G.-iil. Nr. 70. wonach 
die in dem § 1<» deb:?elben Gesetzes bezeichneten Gesuche sammt Beiiai^en 
bei (lerieht /u vt i wahren sind und von Jedermann eingesehen werden 
können — und mit der Einsiihtuahnie auch die Anfertigung \on Ab- 
schriften gestattet erscheint — das begehreu des Eiuschreiteus im (iesetze 
begründet ist. 

Der k. k. Oberste Gerichtshof verwarf mit Entscheidani; vom 
18. Mai 1892. Z. 6072, den Hevisionsrekurs der Oesterr. Lokalrist ubahn- 
Gesellseliatt und bestätigte das Dekret des Ubcriandt-s^^erielites unter Hin- 
weis auf dir Bestimmung des 24 des Gesetzes vom 19. Mai lb*4, 
R.-G.-Bl. Nr. 70. 



Kr. EnUek. des Oenterr. Kisüubahu-Schiedsgerichts. 

Vom 24. Mai 1992. 

[OMt Klseak Ywtin. BL V. Nr. 84. 8. U07.] 

Für die Bereoluumg der Fracht sind die in Kraft stehenden, gehörig 
pnbUetrtfln Tarife, nicht aber principielle Weisungen der Anftidhtsbehdrden 

Aber die Tarifbildnng maascgebend. 

Laut Frachtbrief ddto. Bodaik vom 24. April 1890 wnrde in dieser 
Station der SCidbabii ein Transport von 18 Stück Mastochsen zur Weiter- 
beibrderung dnrch die Oesterr. -nugar. Staatseisenbahn^Gesellschaft von 
Ujszöuy via Brack au die Firma T. S. & Söhne nach St. Marx aufge- 
geben, wofür letztere Firma als Frachtgebühr den Betrag von 96 fl. 62 kr. 
entrichtete, wübrend nach ihrer Berechnung nur ein Betrag von 76 6. 
21 kr. zu entrichten gewesen wäre. Die Differenz wird in dem restrin- 
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girtei) Ausinaasse von 20 H. 85 kr. von der geuatioteu Jbirma zum Rüük> 
ersatze eingeklagt. 

Bei der am 24. Mai 1892 dnrehgeffihrteD Verhandlung wurde Klä- 
gerin mit ifarem Begebren abgewiesen, nnd zwar mit folgender Be> 
gr&ndnng: 

Vor Allem war zu beartbeilen, in welcber Art das Rechtsverhftltnias 
der klftgeriechen Firma zur Babogesellscbaft sich darstellt, da gegen die 
Beiechnang der Fracht, falls die Annahme der Berechonnga^Grandlage 
der Klflger als riehtig angesehen würde, bezüglich ihrer Snmme per 76 fl. 
21 kr. Seitens der geklagten .Bahn keine Einwendung erhoben wurde. Es 
handelte sieh um die Versendung von 18 StQck Ochsen, nnd liegt dies- 
lii'/figlidi ein Frachtbrief vor. Von Seiten des Aufgebers findet sich nnf 
demselben keine Bestirammi^'. in weh In r Weise diese Och.-on versendet 
werden soUen; ob im gebrochenen oder im direkten Verkehr, ist nicht 
angegeben. 

Nach der nnbestritteo geltenden Bestimmung des Tarifes Thetl L, 
Z. IX. C, S. 10, wird im Falle, als im Frachtbriefe eine Vorschrift über 
die Versendungsart nicht enthalten ist, direkte Expedition angewendet 
Gegen die direkte Expedition warde vom Kläger auch keine Einwendung 
erhoben. Die verklagte Gesellschaft berechnete nun die Frachtgebahr auf 
Grnnd des damals für Versendungen im direkten Verkehr geltenden Tarifes 
vom 1. Oktober 18»8 (Ausnahmstarif des West- Ungarisch-Oesterreichischeu 
Ei8enb;iliiivrrl)iiiulcs, Post 230, Seitr- 15' mit dem Gesamnitbetn^e von 
96 tl. 62 kr., während nach Ausidit d« i i\täi:> lin die Berechnung nicht 
nnter Ziigriind''lrß;ung des gonunnten Verbaodstarifes, sondern unter An- 
weudiiiig der Kokaltarife, d. i. bis CjszÖny nach dem Südbahutarife vom 
15. Oktober 1877. nnd von Djszöny nach St. Marx nach <L'in ohigen 
Ausnahmstarif hätte erfol^'en sollen. Demnach hätten die FrachtgebührcD 
zusaniinengestossen nur 76 fl. 21 kr. betragen. Die Klägerin stützt ihr 
Klagebegehren auf Rfickersatz von 20 fl. 41 kr. (bezw. 3d kr.), resp. 
ihr*^ nhvjiü Behauptung auf Anwendung der Lokaltarife, vorzugsweise auf 
die llaiidelsministeriai- Verordnung vom 30. Juni 1875, Z. 15386, jedoch 
mit tili recht. ^ 

Der zwischen dem Versender nnd dem Frachtführer abgeschlossene 
Vertrag über die Versendung eines Gutes ist ein Frachtvertrag, welcher 
zu seiner Giltigkeit auch die ausdrückliche oder stillschweigende Verein- 
barung über die Transportkosten, die Frachtgelder, erforderte. — Die 
Grundlage für die Berechnung der Frachtgelder bilden (§ 52 Betriebs- 
Reglement von 1874) die publicirten, von der Staatsverwaltung genehmigten, 
zur Zeit des Abschlusses des Frachtvertrages bestehenden Tarife. 
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Die Bahnverwaltnngen erklären iu den verölTentlichten Tarifen, dass 
sie zu den in diesen enthaltenen Ansätzen den Transport übernehmen. 

Wer nun ohne spezielle Verciuharnng über die Frafht|[C( ldrr — wenn 
und wn oino solohe überliaiipt zulässig ist — der Bahn ein (iut /um 
Versandt ül)cri?itM»t. erklärt si( Ii stillschweigend mit dem Abschlüsse des 
Vertrages auf Oruml dos Tarifes einverstanden. 

Oer Ver-eiulcr niu^^tc wissen . da-s die l^xpeditiou im vorliegeuden 
Fallt' din'kt ertDl^^e, und dass deninarh die Balm vertragsmässig berechtigt 
ist, den publizirteo, miDisterieil genehmigten Tarif für direkten Versandt 
anzuwenden. 

Die VAU der klä2;erif5ehen Firma berufene Ministerial-Verordnuug ist 
nicht die Grundlage, auf welcher die Frachtverträge abgest hlussen werden, 
sie ist auch gar nioht da7u besliuiuit, die Roehtsverhäituisse zwischen 
Versender und FrachtfülirL-r /ii regeln. Sie enthält allcrdinsrs Direktiven 
für die Bahnverwaltungen bei Erstellung der Tarife, sie enthält auch den 
Grundsatz, dass die direkten Tarife in der Art zu berechnen seien, dass 
selbe in der Regel keine höheren Go.sumnitsälze ausweisen sollen, als die 
Sunimiruiig der betreffenden Lokal- und Anschlusstarife. Allein nicht 
bloss, dass diese Verordnung selbst auf Ausnahmen hinweist, so steht ihr 
im vorliegenden F.alle der ebenso behürdlidi genehmigte s])ätere Tarif, 
also eine spätere niinisterit He Entscheidung entgegen. — Es ist unzu- 
lässig, an die Stelle di's Vertrages, welcher die ßechtsverliültnisse zwi.sehen 
Versender und Frachtführer feststellt, eine lediglich an die Balmverwal- 
tungen gerichtete ministerielle Weisung zu setzen. 

Ans der von der klägerischen Firma weiter angeführten Thatsache, 
dass die Bahnverwaltnng bis vor Kurzem den bezQglieheo Bekkunationdn 
wegen Rückvergfitnng der Diifereazen m analogen Fällen stets statt- 
gegeben habe^ and dass Bc^in ein recfatswirfcsamer Getrundi (Gewobnheits- 
redit) sieb heransgeblldet habe, folgt gleichfalls nicht die Begrändnng des 
Elagebegehrens. 

Die Bahnverwaltnngen haben ihre Berechnungen regelmässig nach 
dem Tarif für den direlcten Verkehr aufgestellt, also eine entgegengesetzte 
reehtlicbe Grundlage nicht anerkannt, und lediglich aus Coulance oder 
anderen Gründen eine RQckvergGtung geleistet 

Uebrigens ist auch daran festzuhalten, dass dann, wenn die Bestim- 
mungen etoes Frachtvertrages einem sonst bestehenden Gebraucbe ent- 
gegenstehen, in dem speziellen Falle jene Bestimmungen, nicht aber das 
Gewohnh^tsrecht zur Geltung zu kommen haben. Die Kläger waren so- 
mit mit ihrem Begehren abzuweisen. 
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Kr. 228. Entsch. des D<>atocheii Reich8i;eriehts. 
3. Civil-Senat Vom 10. Juni 1692. 

Die dreijäkiige Frist dea § 31 des Preuss. EnteigiL-Ges. Tom 11. Jnni 1874 
ist nicht ^ wie die secliBmoiiatliche Frist des § 30 L c. — als eine 

prftklusive ProzessMst anznselieiL 

Es steht iKich der früheren Kechtspreeinniü: wie nach den Hiitschei- 
dunffpfj des R.G. UM, dass die im § 30 des Euteigr»uni;s!j;e.setzes vom 
11. -liiiii 1874 bestirniule Frist vou sfi lis Monaten keine Verjiihrungsfrist. 
sondern eine präklusive Pro/.essfrist Ist; mit Unrecht hat aber dit- Yor- 
instan^ jni^enomnu n, dass die (h-oijahri'ijH Frist des § 31 jenes Gesetzes 
in gleithell] »Sinuc zu beurtheilcn sei. Müguu auch einzelne der Er- 
wagunc^en, \v(»!fhe dafür bestimmend gewesen sind, die Frist des § 30 cit. 
als Piäklu.si\ fri>t unzu;5ulu.Mi, auf den §31 zutreH'eu, so ist doch der Inhalt 
beider (icsetzebbestimmungeii ein wesentlich verschiedener. Der § 30 be- 
triftt den Fall, wo die Verwaltungsbehörde entschieden hat und nur noch 
darüber Streit herrscht, ob der Umfang der von di i si llji n zum >i)ro( henen 
F^ntschädigun;; genügt, wahrend der § 31 die Gelteaduiachuii«' soh her An- 
sprüche regelt, über welche noch nicht entschieden ist und zur Zeit nicht 
entschieden werden konnte. Die für solche Ansprüche gesetzte erheblich 
längere Frist ist als eine dem 54 Tit. 6 Th. 1 des A.L.R. nachgebildete 
Verjährungsfrist anzusehen. (Vergl. Loebell, Enteignung.sgesetz S. 1G5 
Nr. 6, Dalcke S. III, Seydel S. 187 Nr. 3, Bolze, Praxis Bd. 5 Nr. 872, 
Gruchot, Beiträge Bd. 32 S. 725.) 



Nr. ii)ittsch. des Deutschen licichs^eiichts. 

6. Civil-Senat. Vom lU. Juni 1892. 

fJiir. Wucljiüsclir. mj. Nr. tl S. .370. Ziff. 3 J.] 

Ersatzanspruch für Schaden durch Funkenwurf der LokomoÜTe. 

Die in dem angefochtenen Urtheile dargelegten Rechtsgraodsfttze Gber 
die Pflicht des Betriebsunternehmers einer, wenn ancli polizeilich ge- 
nehmigten Dampfeisenbahn, den dem -Anlieger durch die der Lokomotive 
entweichenden Funken envaehseneu Schaden zu erstatten, stimmen mit 
den Ansichten des R.6. überein. Namentlich ist in den angezogenen 
Urtheilen des Zweiten üfilfssenats vom 6. Dezember 1880, Nr. 328/80, 
des V. CS. vom 7. Febrnar 1883, Nr. V. 620/82 und des VI. CS. vom 
19. Juli 1886, Nr. lila 136/88 ausgesprochen wonlen, dass wer durch die 
Luft schädliche Stoffe dem Naclibargrnudstficke zuführt oder den Erd- 
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toden erschüttert und hierdurch Schaden stiftet, dem A.L.R. gemäss für 
deu Schadeu einzustehen hat, gleichviel ob ihn dabei eine VerschnldiiDg 
tritTt oder nicht. Hiernach kommt es darauf nicht an, was der Beklagte 
zur Verhütung des Schadeos vorgekeiirt hat. Er ist dann schlechthin zum 
Ersätze gehalten, wenn seine Handlung wirklich deu Nachbar beschädigte. 
Nau wfirde er zwar mit dem Beweise zu hören sein, dass der deu Kl&ger 
betroffesc Brandschaden mit den Funken aus der Lokomotive nicht 
ZQsammenh&nge. Durch die von ihm vorgebrachten und auf das Zeugniss 
dreier Personen gestellten Thatsachen, „die Maschine sei stets mit einem 
ordimngsmäs&igen Funkeufänger versehen gewesen, dessen Maschen so 
dicht waren, dass Funken nicht durchfliegen konnten'' und „die Maschine 
sei vierteljährlich untersucht und stets orduungsmässig befanden worden^, 
wird jedoch der geführte Beweis nicht entkräftet. 



Nr. «230. Entsch. des Deutschen IteicUsgcricht». 
1. Civii-Senat Vom 18. Juni 1892. 

§ 408. L 6. § 381. I 16. Preusa. A.L.IL Voiaussetziuigen und Recbta« 
folgen des einseitigen Rftcktritts TOn einem Dienstvertnge. 

Mit (1cm B.-R. ist davon auszugehen, dass der vorlieg-jude Dienst- 
vertrag unter die Verträge fihnr Handlungen fällt und der Vorschrift der 
§§ 408 Tit. 5 Th. I. A. L.-K. unterliegt. Der ^ iOs y.'liöit zu den Vor- 
schriften über Aufhebung d<M* Vorträge wegen Nichterlüllung. Bei Ver- 
trägen, deren Hauptgegcustand llauiUungen sind, soll jeder Kontrahent 
bf Tt chtigt sein, auf Grund der blossen Behauptung, dass der andere Kon- 
trahent nicht erfüllt habe oder Tiidit habe edülicu können, vom Vertrage 
zurückzutreten. Duicli die einseitige Uücktrittserklärung wird der Vertrag 
autgehoben. Die Kecbtsfolgc ist. dass kein Theil N\eiter auf Erfüllung 
Auspiui li hat. Der Anspruch auf Erfüllung verwandi It sich in deu An- 
spruch uul das Interesse. Diesen Anspruch haben beide Theile, der RQck- 
tretende, wenn sein Kficktritt bercchtifit, derjenige, dem der Kücktiitt er- 
klärt wurde, wenn der Kücktritl ohne rechtlichen Grund erfolgt ist. Diesen 
Interesseuanspruch macht der Kl. geltend. Die einseitige Kücktritts- 
erklärung wirkt als solche, einer Annahme derselben bedarf es nicht. Die 
Annahme kann die Bedeutung einer wechselseitigen Willensübereinstimmang 
über die Auiflsung des Vertrages und der vertragsmflssigen Aufhebung des 
DienstverbSitnisses gewinnen, wenn sie, wie in dem dureh das vom B.-R. 
zugezogene Urtheil des R^G. in den Entsch. Bd. 26 S. 818 entschiedenen. 

21* 
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Falle vou der tbaf sachlichen Eotlaorang aus dem Dienste erfolgt. Dann 
hat sie den Fortfall des [literessenansprnchs für beide Kontrahenten znr 
Folge. Solche wechselfteitiu«- Willt nsnhereinstlmmung der Parteien in die 
AuHosung des Vertrages stellt der B.-H. nicht fest. Die Entlassung de» 
Kl. ist ohne Kündigung am 29. Oktober erfolgt. Dieser erfolgten Ent* 
lassnng soll der Kl. nachträglich durch das Sclireiben vom 28. November 
zugestimmt haben. Solche nachträgliche einseitige Zustimmung kann die 
Bedeotnng vertragsmäsisi ger Andösong des DieDstverhftltnisses nicht 
haben, weil die einseitige Erklrirnnpr den mit der vertragsmässigen Auf- 
Ißsong verbundenen Fortfall des Intercsseanspruchs für den Koutrabenten, 
der einseitig zurückgetreten ist, nicht herbeiführen kann, Solche einseitige 
Zustimmung kann rechtliche Bedeutung vielmehr nnr gewinnen, \vf>nn nie 
als Anerkennung des rechtlichen Grundes der Entlassung oder als Ge- 
nehmigung der Entlassung auch ohne rechtlichen Grund und als Verzicht 
auf den aus der Entlassung ohne Grund erwachsenen Interesseansprueh 
anfznfas^^'Ti ist. Dass (Irr Kl. den roclitlifhen Grund seiner Entlassnuj,if 
anerkannt hat, stellt Aor B.-R. nicht lest und konnte er ohne Verletzung 
der ersten •jrf^set/lichen Ausltgnnffsrcgel nicht feststtllen. Denn der Kl. 
erklärt sich in dein Si hrt'ilieii \nm 28. Novemficr zwar l)i?rcit, die Dienst- 
wohnung, wie vrrlaugt, zu riinnieii, verwahrt sich aber gleich/eitii; aus- 
drücklich dagegen, dnss or damit den Grund seiner Entlassung aiu rkeime. 
Das kann nichts arulcps liedcnti-n, als dass der Kl. sich tiefen die Be- 
rechtigung seiner Eiillassung und uegen die Schlussfo]i,t'tiiiig verwahrt, 
welche ans der Räumung d^r Wohnung auf die Berechligiui? der Ent- 
lassung gezoi:«'ii worden künnte. Der Unterschied, welchen der B.-R. 
zwischen der Vcrwulirnn^ gegen die Entlassung und getjen den Grnnd 
der Entlassung niadit. hat keintrloi innere Berechtigimtr. weil die 
Nichtanerkennung deö Grundes der Entlassung die Nichtanerkennung der 
Berechtigung der Entlassung und damit der Entlassung selbst in sich 
schliesst. Rechtsirrthümlich ist. wenn der B.-R. aus der Erklärung des 
Einvorstflndnisöcs mit der luinnuinti <ler Wohnung trotz der eleichzeitigen 
Verwahriiii.; uecen die Rechtmassigkeit der Entlassung auf die Zustimuiuug 
des Kl. zur Eutla-ssung zurückschliesst. Denn der Kl, war, nachdem der 
Vertrag durch die einseitige Erklärung der Hekl., seine Entlassung und 
die Wiederbesetzung seiner Stelle aufgelöst war, nicht berechtigt, weitere 
Vertragserfüllung, zu der auch die Gewährung der Dienstwohnung gehörte, 
m fordern. Er war verp6ichtGt, die Wohnung za rfiamen nnd hätte dazu 
im Rechtswege gezwungen werden können. Der Ki. war rechtlich ver- 
pflichtet, die Thatsaehe der VertragsanBOsnng mit ihren Rechtsfolgen, d. h» 
dem Fortfall des Anspruchs anf firfQllang unter Verbleib des Interesse* 
anspmcbs anznerkennen, nnd gegen sich gelten zu lassen. Die Aoa- 
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ffthrang des B.^R., dass ans diesem Anerkenntoies und dem Eatsehlnss, 
die VeitragsaaflOsung mit der Wirknng folge, dass der Kl. seioerseits jedes 
AsspracbB aus der Vertragsaaflusang, aach wenn sie rechtlich unbegründet 
war, verlnstig gegangen sei, ist völlig abwegig. Dieser Verlost konnte* 
wie die ReTuicn mit Recht ausführt, gemftss § 881 Tit 16 Tbl. 1 A. 
nar durch eine aasdrficklicbe, d. h. unzweldeatige Verzichterklftrang herbei- 
geführt werden. Solche stellt der B.-R. aber nicht fest Er entnimmt 
ans dem Schreiben des £1. nur den Mangel eines Yorbehalts weiterer An- 
sprüche, als der in dem Schreiben erw&bnten. Solches Vorbehaltes be- 
dürfte es nicht Ueberdies ist die Erklftrong des El. in dem Schreiben: 
,,nar der Umstand, dass er seit dem I . November anderweit feste Stellang 
habe, lasse es ihm „vorläufig** als überflüssig erscheinen, dass gegen ihn 
von der Bekl. beobachtete Verfahren als unbegründet nnd nngerechtfertigt 
feststellen zn lassen**, in offensichtlich irriger Weise gewürdigt. Denn 
diese Erklärnng enthält den vüliig nnzweidentigen Vorbehalt, in Znkanft 
im Rechtswege den Ungmnd der Entlassong festznstellen. Das leugnet 
der B.-R. aoch selbst nicht. Es ist aber vüllig unverständlich, zn welchem 
anderen Zwecke der Kl. die vorbehaltene rechtliche Feststellung des Un- 
grundes seiner Entlassung sich hätte vorbehalten sollen, als zu dem, die 
Bekl. dafür rechtlich, d. h. auf das Interesse, verantwortlich sn machen. 
Dass die Annahme einer anderen festen Stellung vom !• November ab den 
Kl. seines luteresseanspruchs allein nicht verlustig machte, erkennt der 
B.-R. an, und ist k « htlidi nnbedenklicb. Anders künnte die Sache sich 
gestalten, wenn der Kl. sich diese Stelluni.^ schon vor seiner Entlassung 
verschalTt oder gesichert gehabt hätte, was die Bekl. behau|>tet hat, wa» 
aber bisher nicht erörtert, noch weniger festgestellt ist. 



Nr. S81. EDtMh. des Deutschen BelchsgerJchts. 

2. Givil-Senat. Vom 28. Juni 1892. 

rJnr. WoeheiMdir. 1892. Nr. «^L 8. SM. SUL 47.1 

ümfang des Benutzungsrechts, welches den Eigenthümern der anliegenden 
Häuser an einer städtischen oder Dorfstrasse gesetzlich zusteht. 

Die Auffassung des O.L.G. von dem juristischen Charakter des Be- 
nutzungsrechts, welches den Eigenthümern der Hfiuscr an einer 
städtisehcn oder Doristrasse Eje.setzlich zusteht, erscheint zutreffend 
und entspricht den in der Rheinisch-rianzrisischen nnd Prenssischcn Recht- 
sprechung anerkannten < iiuiidsiitzen. Wenn es sich hier nun auch von 
einem servitutartii^en l\echte handelt, bo kommt doch wesentlich in Be- 
tracht, dass iu solchen Fällen nicht eine Dieustbarkeit zwischen zwei 
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PrivatgTDBcIstQekeQ, vielmehr ein Benütznogsreeht in Frage steht, welches 
auf einem zwischen öffentlichen und Privateigeothnm be- 
stehendeo VerhftUnisse beruht Die Strasee steht im Öffentlichen Eigen- 
tbnme, dient den Zwecken des allgemeinen Verlcehre, und dieser Haupt> 
bestimmuDg derselben sind die Befnp;nisse der Adjazenten gmndsfttzlich 
nntergeordnet. Hiernach ist ein Recht der letzteren anf ein nnvor- 
ftndertes Fortbest hen der Strasse nicht anzoerkennen, nnd es steht den^ 
selben nur, wenn die im dflfentUchen loteressc daran vorzunehmenden Yer- 
ündeningen eine Authrhiing oder erhebliche ßeschränkang ihrer 
Benutzung zur Folge haben, ein Anspruch anf Entschädigung zn. 
Wie aber das U.G. bereits wiederholt erkannt bat, ist für die Entziehung 
thatsfichlich bestehender Vortheile, sowie fflr unwesentliche Beeinträchti- 
gungen bei dem Gebrauche der Strasse ein solcher Anspruch nicht ge- 
geben. Dass es sich aber im vorliegenden Falle um eine Veränderung 
der letzteren Art handelt, ist vom 0. L.G., welches hierbei mit Recht nur 
den gegenwärtigen Zustand der Häuser in Betracht zieht, thatsächlich 
festgestellt. Vtrcrl. ausser den Citaten desselben Demolorabe Bd. XII 
Nr. 699 nnd 700, Laureut Bd. VH Nr. 135, Entsch. de^ R C. Bd. X S. -271 
und Rheinisches Archiv Bd. 82, 1 S. 84. Was nun demgegenüber zur Be- 
gründung: der Revision vorgebracht worden, enthält einen irgend beacht- 
lichen AiitjiilV ne£ron d<*n rechtlichen Ausgangspunkt des O.I-.O. nieht, 
geht vielmehr im Wesentlichen nur dahin, dass letzteres hier. wo. wie 
unter Beweis gestellt, eine erhebliche Werthvermindemng der klägeriseiiei) 
Hiinstr oini:«'treteii sei, zu Unrecht eine nnweseutiiche Veränderung im 
obigen »Sinne angenommen nnd deshalb den sreltend eremachten Schadens- 
anispmeh nls nnhegnlndet erachtet habe. Diese Rüge kann riher nicht zu 
• iiein llilViliie führen, d» insoweit die Beurtheilung der ;in»s>eren oder 
ueiingeien Beeintriielitiguiig des kl:ii:eri<* hen Hanseigenthunis in Fracre 
.<f('tif. das O.L.G. auf dem Gebiete der bHchlichen \Viir<iiginig und Werlii- 
»chatzung sich bewegt, also auf einem Gebiete, weiches der Nachprüfung 
des Revisionsrichters nicht zugänglich ist. 



Nr. 232. £ntseh. des Denf sehen Ueicbsgericbüi. 
3. Civil-Senat. Vom 1. Jnlt 1892. 

[Jnr. WocbcDSclir. 1892. Nr.40;41. 8.m ZiJL22.3 

Pflicht des Dntentehmers sor HersteUimg von Sohutzelnriohtii]ig«E gernftss 

§ 120 Abs. 3 der Gewerbeordnniig. 

Die Sehutzeinrichtnngen, welche § 120 Abs. 3 der Gewerbeordnung 
den Uuteruehmem zur Pflicht macht, bezwecken nieht nnr die Abwendnng 
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Too Bolchen UnfftUen, von welchen die Arbeiter bei dem Betriebe bedroht 
«erden, anch wenn ihrerseits mit aller Vorsicht gehandelt wird. Es soll 
▼ielmehr anch Unfällen vorgebengt werden, zn denen die nach praktischer 
Erfahmng zn erwartenden Unachtsamkeiten nnd Unvorsichtigkeiten der 
Arbeiter Anlass geben. Fehlt es an einer polizeilich oder sonst durch die 
Beschaffenheit des Betriebes gebotenen Schutzvorrichtung nnd ereignet 
sidbi in Folge des Versehens eines Arbeiters ein Unfall, welchem die 
Schntzmaassrogel vorgebengt haben wurde, so wird der Gewerbeuntemehmer 
besondere Umst&nde zu seiner Entlastung darzulegen haben. Er kann sich 
der Regel nach nicht allein darauf berufen, dass der Arbeiter den Unfall 
durch eigene Unvorsichtigkeit oder insbesondere durch Uebertretung eines 
Verbotes der Vornahme der gefährlichen Handlung herbeigeführt babe. 
Dieser Umfang der Verbindlichkeit des Unternehmers, seinen Arbeitern 
thunlichste Sicherheit gegen Gefahr -für Leben nnd Gesundheit zn ver- 
schaffen, ist in der Rechtsprechung des H.O.H.G nnd des R.G. stets an- 
erkannt, vergl, Entsch. dos B.O.H.G. Bd. 19 S. 26, 397; Bd. 20 S. 240; 
Entsch. des R.G. Bd. 5 S. 74, 75; rrtheil dieses Senats vom 25. Januar 
1884 in Sachen Meyer gegen Wollwäscherei etc. in Bohren (Rep. III 
259/83). 



Nr. 233. Entgeh, des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 1. Juli 189*2. 

(RftIK Elmnbubnr. Eotoch. \m. Nr. 11. S. S&l 

iu'iiudlagen für die Bemessung des Schmerzeiisijeldes. insbesondere Ein- 
liolung des CTUtachtens von Sachvwsl iidi^' n. Ilücksichtiiahrae aui aus- 
gestandene Äugst, insbesondere in dein Fülle, weun Mitreisende vor den 
Augen des das Schmerzeusgeld Beansprucheuden getödtet werden. Die 
dem Verletzten in Folge der Verletzung zukommenden weiteren Vermii- 
gensvortheile sind bei Bemessung des Schmerzensgeldes ausser Betracht 

zn lassen. 

Wegen des zu Grunde liegenden summarischen Verfahrens kann nach 
§51 des Justizhofdekretes vnm 24. Oktober 1845, J. G. S. Nr. 5)06, das 
Urtheil des 0. L. 0. nur insoweit in Revision gezogen werden, als mit 
demselben das erstrirlit* liichi' Urthdl ubs^oändert nnd über die Appella- 
tiODskosten cntM'hieden woi-dcii ist. In dcii liotTit i<(t"n Punkten aber ist 
die Revision unzulässig. lic/rrj:licli des SchiiiT/.i ii-u - Iduri sliniinen lieide 
uutergerichtlii iien rrtheilc darin überein, dass dem ivlägcr ein soidics in 
der Höhe von 4000 Ü. gebühre. Nur in dem Mehransprache des Kliiyt'rs 
von weiteren lüUü H. weichen die Urthoile von einander ab, indem jenes 
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der ersten Instanz den Zusprach Ton 4000 6. iFlIr »nsreiehend hSit, wo- 
gegen das 0. L. 6. den beanspruchten Betrag von 5000 fl., als den Um- 
ständen angemessen, dem Klager zuerkennt. Wiefern also mit der Revi- 
sionsbeschwerde gleichwohl abermals eine Herabsetzung des mit beiden 
Urtheilen zugesprochenen Schmerzensgeldes unter 4000 fl. angestrebt TKird, 
muBS die Revision als eine ausserordentliche und daher nnzul&ssige ver- 
worfen werden. Mit Recht hat aber das 0. L. 6. das Schmerzensgeld ioi 
vollen Betrage von 5000 fl. zugesprochen, weil das Gutachten der Sach- 
verstilndigen, welches den Anspruch in dieser Hohe als ganz angemessea 
bezeichnet, keineswegs auf den von dem Kläger geschilderten Krankheits- 
erscheinungen allein, sondern auf ihrem eigenen, nach dem Verlaufe vod 
mehr als zwei Jahren aufgenommenen Befunde beruht, weil es dem Ge- 
richte an jedem Anstosse fehlte, diesem Gutachten entgegenzutreten, und 
den Anspruch des Klägers einer Mässigung zu unterziehen, weil auch 
wirkli( h uicht von dem Geklagten TImtsacben erbracht werden konnten, 
die <it'ii Aiispini h als nhermässig cr:«eheinen Hessen, weil im Gegentheile 
die bleibende Verkrüppelung des in jungen Jahren verunglfickten Klägers 
und die erheliliehe Schwächung seines Sehvermögens vnlle Boröck- 
sichtigung erheischt und es ofteubar iiidit angeht, hier solche Beträge 
heranzuziehen, welche dem Kläger als Ersatz der einzelnen Schäden 
ausserdem gebfibren. 

Da die nur wegen der Herabsetzung des Schmerzensgeldes ergriffene 
Appellation des Klägers gäuziicheu Erfolg hatte, ist das oberlandes- 
gerichtliche Urtlicil aueh im Sprache filter die Appellationskosten nach 
den §§ 24 und 26 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, R.G.B1. Nr. 6i», 
gerechtfeitigt. 



Nr. 284. Entseh. des Dentsehen Beiehsgeriehts. 

5. Civil-Senat. Vom 2. Juli 1692. 

IZtf. ± Ver. d«nlieb. Bbattb. Vanr. US2. Nr. SS. 8. 886.j 

Oeilehtsstand des BrfOllangsortes bezüglich einer Theilstreeke. 

Eine Aktiengesellschaft hatte durch ihren Vorstand mit dem Eisen- 
bahnliskus einen Vertrag get>( hloss n. in welchem sie sich für den Fall 
des staatsseitigen Aufbaues eiuer die Grube interessirenden Eisenbahn 
verpflichtete, ihre (riiibeubahn in dem rmtaime. in welchem sie in jene 
nach dem vom Minister der olTentlichen Arbeiten L:tMiiliini2:fen Plan hin- 
einfällt, mit allem Znliebör dem Eisenbahnfiskus unentgeltlich abzutreten. 
Die Bedingniis? die.«es VfrtraL>:es war erfüllt. Der Sitz der Aklieni^esell- 
schaft war auf der in dem Bezirk de.s Landgerichts Halberstadt belegenen 
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(Jruljc: eine Theilstrcrke der abzutretenden Eisenbahn lioa:t in dem Bezirk 
lies Lantls^eriehts Magdeburg. Bei diesem klagte Fiskus wider die Akiien- 
gesellscliutt auf Uebergabe des Besitzes an dieser Theilstrecke. Da? war 
zulässig, nenn nach dem Sinne des Vortrages war derselbe durch kinpcr- 
liche Uebergabe zu (fiiuUeii. lu Mai^eleburg war also bezuglich jener 
Strecke ciu Gerichtsstand des Ertüliungsortcs gegeben. 



Nr. 235. Fntflch. des Dentscken Reiehssrerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 4. Juli 1892. 

[Ztg. d. Ver. deutsch. EUeab.Verw. im. Nr. 83. & 836.] 

Beveifllast MasiolitliolL der körperlichen Bei3Uiigii]i§; zur Annahine einer 

amtÜeheiL Stelle. 

Nach dem Pensionsreglement einer Eisenbahn verlor der pensionirte 
Beamte seinen Ansprach anf Pension, wenn er nach seiner Pensionirong 
eine ihm von der iiskalisehen Kisenbahnverwaltnng angetragene Stelle 
nicht annahm, welche ihm ein höheres Einltommen gewährte als die Pen- 
sion und nach dem Ermessen des Direktoriums seiner körperlichen 
Befähigung entsprach. Diesem von vornherein als maassgebend erklibten 
Ermessen der Direktion gegenüber traf den Kläger, welcher als Ingenieur 
der Eisenbahn pensionirt war und hiernftchst eine Stellung bei der Strassen« 
bahn-Gesellschaft angenommen hatte, die Beweislast, wenn er behanp* 
tete, dass ihm zu der ihm vom Fiskus wieder angetragenen und von 
ibm nicht angenommenen Stellung eines Ingenieurs die körperliche Be- 
fähigung mangele. 



Kr. 236. Entsch. des Frenss. Ober-Terwalt-€lerichts. 

1. Senat. Vom H. Juli 1892. 

[Freust. Eiseub.Arcit Itm. S. 1234-imi 

Innerhalb der durch A. L. B., Th. II Tit. 17, § 10, umsehriehenen Anfgabe 
der Polizei liegt auch der S(^iitE der Eisenbahnanlagen gegen Qefähr- 
dung, z. B. durch Abgrabnngen auf Nachbargrundstücken. — Dnrrh die 
Vorschriften in Art. o der Verfa^^sunirs-^rkuiKie und in § 2 des Enteig- 
nungsgesetzes ist das Recht und die Pflicht der Polizei, zur Abwendung 
einer Gemeingefahr in Privatreclite einzugreifen, nicht beseitigt. Auch 
ist im allgemeinen dieses Eingriffsrecht nicht dadurch bedingt» dass die 
Oemeingefiihr eine unmittelbar bevorstehende (imminente)t und dass es 
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deshalb nioM mehr angängig Mi, zur Entaieliniig oder Besduänkimg des 
PriTatreoIits das Enteigntiiigsverfabren ror Dnrehfaiunuig 211 bringen. 

Zum Schutze der i<'i-,enhahn ist der Klii^eriii durch Anordnuuu d«s 
Amtsvorstehers v<Hn 20. Apri! 1891 anfirosrpbcn, bei der Gewinnung von 
Ziegellehm aus ihren an£rr< iizeiiden Grundstückun neben dem Bahiulamui 
einen drei Fnss breit(>ii Wall und diesen mit dreifüssiger Böschung unbe- 
rührt stehen /u lassen. Ihr Klac^eantrafr, 

diese Verfügung unbedingt anf/nhehen, oder die?flbe doch evon- 
tnell von einem näher zu bestimmenden Zeitpunkte ab und iür 
den Fall, du*5s bis zu diesem das Knteignuogsvcrfahreu nicht eiu- 
geieitet worden sei, aufzuheben, 

ist durch die übereinstimmenden Entscheidungen des Kreisausschusses zu 
T. und des ßezirkzausschusses zu H. vom II. Juni und 12. November 1891 
abgewiesen, (^egen das letztorc Kndurtlieil hat Klägerin unter Wieder- 
holung beider Klaijeantnme fristzeitig noch die Revision eingelegt, indem 
sie neben einem Verfahrensmangel Verletzung des Grundsätze?, wonach 
ein polizeilicher Eingriff in Privatrechtc nur zur Abwehr einer imminenteii 
und auf andere Art nicht ahwpiidaren Gomeincrefahr /uliissii^ sei. und 
Verletzung: des § 2 <ii's Kiiteii,Miungsgesetzes vom i I.Juni 1874 behauptet. 
Beklagter hat um Abweisung der Revision gebeten. 
Es war, wie gesthehen, zu erkennen. 

Wird am Fusse eines Eisenbahndamraes das benachbarte Grundstuck 
auf längere Krstreckung und bis in erhebliche Tiefe senkrecht ausge- 
schachtet, so ist im natürlichen Verlaufe der Dinge mit an Sicherheit 
grenzender \Vahrscheinli<'hkeit zn erwarten, dnss das, den Damm tragend'^ 
Erdreich — zumal, wenn es wie hier ZicL^ellelnn enthält — bei dauerndjr 
Nfissc und in>l)''-(indcre bei Fro'stäbuanu: anfweieiicn und in die ;iusi;e- 
■-i'liaehtete Vertictnie^ hiie-in auswcirheu und d:t-> dann der Bahndamm, 
namentlich Ihm schwerer Bela^^unu^ und Krs( Initti rung sich senken wird. 
Dass hierdurch die Eisenbahnaida^e, insbesondere das die Fahrhahn bil- 
dende Schienengeleise besciKidiL^t. die Sicherheit des Rettiebes beeinträcli- 
tiijt und die Transporte, sowie aucfi Ijlim und (lesundheit des hahr- 
Personals und der Keisenden in Gefahr i^cset/t werden, ist von selbst klar. 
Kine solcJie Gefährdung der dem Tublikum gewidmeten, öffentlichen Ver- 
kehrsanstalten berührt — zumal die §§31.5 und .316 des Strafgesetzbuchs 
ähnliche Hnndlimgen unter den .^gemeingelaiiilichen Verbrecheu und Ver- 
gehen" erwähnen — zweifellos die allgemeinen Interessen; der Schutz 
gcfjen dieselbe liegt daher auch innerhalb der dundi den § 10, Titel 17, 
Theil II des Allgemeinen Landrc( iits un)S(diriebeuen Aufgabe der Polizei. 
Da hier nach den eigenen Erklärungen der Klägerin feststeht, dass sie ihr 
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GraudstGck bis in die nnmittelbare Nllbe des Bahndammes behufs der 
Lebmgewinniing aaszaschaehten beabsichtigte, bedarf es Dicht erst des €rQt- 
achtens Sachverständiger, am festzustellen, dass das an sie gerichtete 
Verbot, die Aasschachtang anders als in der Weise vorznoehmen, dass 
ansser einem Grenzstreifen von drei Fuss Breite znr Stchernng des Bahn- 
betriebes eine dreifSssige BOschnng für die Unterlage des Bahndammes 
erhalten bleibe, nicht jeder thats&chlichen Voranssetzong entbehrt, nicht 
anf Ghikane, sondern anf objektiven polizeilichen Motiven beruht 

Der Hanptangriff der Klage ist denn auch ans einem anderen Fun- 
damente hergeleitet. Privatrechtlich sei Elfigerin befugt, ihr Eigeothnm, 
soweit dies nicht lediglich zur Erftnknng eines Anderen geschehe und 
soweit nicht Gesetze oder wohlerworbene Rechte Dritter entgegenständen, 
in jeder beliebigen Weise zu benutzen, somit hier, wo dieso Voraus- 
setzungen nicht zuträfen, ihr Grundstück behufs des Ziegeleibetriebs unter 
Beachtung des § 187, Titel 8, Theil I. des Allgemeinen Landrechts aus- 
zuschachten. Die Eisenbahn müsse entweder, wie jeder andere private 
Gmndnaehbar, die hieraus entstehenden Folgen tragen, oder aber gegen 
dieselben sich dadurch schützen, dass sie gemäss § 8 des Eisenbahn- 
gesetzes vom 3. November 1838 und §§ 1 und 2 des Enteignungsgesetzes 
vom 11. Juni 1874 (Gesetzsammlang Seite 505 nnd 221) gegen Ent- 
si-liridi;;ung (In? klägerische Eigenthum erwerbe oder heschraiikij. lun 
polizeilioher Eingriff in dies Eigenthumsrecht sei, da Klägerin die beab- 
sichtigte Ansschachtuug bereits am 7. Juli und 26. September 18vS9 an- 
gezeigt habe, da somit die angebliche Gefahr lange vorher bekannt und 
daher keine unmittelbar bevorstehende gewesen sei und jedenfalls auf 
andere Art, nümlich durch rechtzeili;;c Enteignung, habe beseitigt werden 
können, unbedingt ungerechtfertigt oder doch eventuell nur bis zu dem- 
jenigen, näher zu fixirenden Zeitpunkte zulässig gewesen, bis zu dera das 
Enteignungsverfahren habe eingeleitet werden können. Diesen Ausführangen 
ist nicht überall zuzustimmen; insbesondere stecken sie den Befugnissen 
der Polizpi zu enge Grenzen. 

Zunächst kann dahingestellt bleiben, ob die Klät^tTiu privatroflitlirli 
licfngt ist, ihr (Irimdstfick brliphic: auszuschachten, aiuh worin dadurch 
der Zusammenbruch des benachbarten Grundstücks verursariii wird. Die 
Frag»! ist (vgl. Dernburg, Pn^nr^^sischos Privatrecht, IJaiid 1., § 220. 
Seite 551) streitig. Und wenn das Urth^il des Reichsgerichts vom 
7. Dezember l^<87 (H-ilai^e zum Heichsan/oi-rr iür 1888 No. 3, Seite 233) 
den Err-at/;insprui Ii <les iM'rf'nthinnrrs , dem w. Lirn Näh*' einer Chaussee 
die Eortltonut/iinL;" 'int's Srlin](j»oii-< /nr l^tm^ruiig v*in l'iilver untersagt 
war. ab'icwifv-. n hat, wenn ferner iias)enig<.i vom 27. Okt-dnT J^Hl (Ent- 
scheidungen in Zivilsachen, Band 6, Seite 2t» 1) den Grundbesitzer, der 



Digitized by Google 



332 



EoUcb. des Preuss- Ober-Verwalu-Gerichts vom 6. Juli 1892. 



durch Ansbebang einer Baugrube das NaebbarhaiiB beschfidigte, wegen 
Nicbtbeachtang der erforderlichen SicherangsmaaBsregelo nnd des § 867, 
Nr. 14 des Stra^esetzbnches ffir schadensersatzpfliehtig erklärt bat, so 
kann auch die Befagniss des Eigenthfliners« dnrch eine sonst statthafte 
BenatziiDg seines Grundstücks die benachbarte Eisenbahn zu beschädigen, 
gegen&ber den $$315 und 316 des Strafgesetzbuches als eine zweifellose 
kaum bezeichnet weixlen. Denn der Thatbestand des § 815 erfordert — 
wie eine verbreitete Ansicht annimmt und was hier gleichfalls dahingestellt 
bleiben kann — nur das Bewnsstsein, dass die Anlage beschftdigt bezw. 
ein HIndemisB bereitet wird, das den Transport zeitweise gefthrden kann, 
nicht aber den Torsatz dieser Gefährdung (Oppenhoff, Strafgesetzbuch, 
Anmerkung 1, Seite 800); und für die Fabrlftsslgkeit des § 316 genQgt 
es, dass diese Geßihrdnng wesentlich, wenn auch nur mittelbar, durch die 
Handlung Terursacbt ist« und dass dieser Erfolg bei gewöhnlicher Umsicht 
und Sorgfalt vorgesehen werden konnte, einerlei ob die Handlung gegea 
anderweite straf- oder gegen zivil- oder polizeirechtlicbe Normen verstOsst 
oder nicht (a. a. 0. Anmerkung 19— 21a zu $ 59, Seite 163). 

Wenn nftmlich der Eigentbümer zur beliebigen Ausschachtung seines 
Grundstücks ohne Rücksiebt auf die benachbarten privatreclitlicb befugt 
wflre, und weuu ferner eine Beschränkung hierin auch im We^e der Eiit- 
eignoug herbeigeführt worden kann, so wäre hierdurch ein polizeiliches 
Einschreiten nicht unbedingt ausgeschlossen. Denn die Anordnungen, 
welche die Polizei im Interesse der öifentlicben Sicherheit, iusbesondere 
zum Schutze gegen Lebensgefahr innerhalb ihrer gesetzlichen Befugnisse 
trilTt, sind auch dann, wenn sie die Unterlassang einer privatrccbtlich 
statthaften, aber polizrilieh unzulässigen Benutzungsart oder einer solchen 
Aenderuiig im Zustande des Eigenthuma verlangen, niclit immer und nicht 
stets als Beschränkungen des Eigonthums im Sinne des Artikels 9 dar 
Verfassung und des § 2 des Enteignungsgesetzes anzusehen (blntschei- 
düngen des Oberverwaltun^sirerichts, Band VI II, Seite 329; Band XI, 
Seite 367; Band XXI, Seite 414). Vielmehr darf auch ohue vorgängige 
Enteignung in bestehende Privatrechte selbst der Art, dass dafür nach den 
Grundsätzen über Anfopfernn^ der Hechte und Vortheile des Einzelnen 
im allgemeinen Interesse Entschädigung gewalirt wi rden muss (vergi. § 4 
dos (tcsetzes vom 11. Mai !8-li'. Gpj?*»rzsnmnilün<i, Seite ll)-2). eingpgriff.Mi 
werden, wie dies in der Hecht sprechuni; der ordeiitiiclien Gerichte fortge- 
setzt anerkannt ist (ver^l. Oppenhotf, Heclil>[»roehnn£^. Band II, Seitt» 478; 
Band VII, Seile IGG; Band XI, Seit«' 286: illst)e^undcro Band III, Seite 264 
und das vorzitirtc IVtheil des lieiehsi;eiiclits vom 7. Dezombor 18S7). 

Hier fu!i;t «lies Recht der Polizei, zur Ahweinlung der Gemeiugetahr 
vuu der Klugeriu die Uulerlussuug der getährdeuden Uandiuug zu ver- 
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langen — selbst weon you den besonderen Strafbestimmnngen der §§ 315 
nnd 316 des Strafgesctzbaches zum SchntsEe der Eisenbahnen vOlHg abge- 
sehen wird — scbfOn ans dem allgemeinen Gmndsatte, wonach jeder Bigen- 
thflmer sein Eigentham so erhalten moss nnd nnr so benntzen darf, dass 
dadurch die polizeilieii zo schätzenden Interessen, insbesondere Leben nnd 
Gesundheit der Menschen, nicht gefährdet werden (vergl. Entscheidnngen 
des Oberverwattnogsgeriolit, Band VIH, Seite HM) nnd die Band XVIII, 
Seite 414 angezogene Jndiiiatur). Wie dieserhaib der § 367 zn 12 des 
Strafgesetzbuches dem Eigenthünicr die Verwahrung von Gruben und Ab- 
hängen an zugänglichen Orten bei Strafe zur PHicht gemacht hat, so sind 
in der diesseitigen Rechtsprechung (z. B. Entscheidungen vom 5. Oktober 
1878 nnd 15. Mftrz 1879, Rep. 1, Nr. 146C und 73B de 1878) polizei- 
liche Verordnungen und Verfügungen, welche die Anlage von Steinbrüchen 
Torffätiohen, Lehmgruben u. s. w. in gefahrlicher Nähe von Wegen verbieten, 
für rechtmässig ernrlifet (vergl. aiirh Kntscboidnni; des Obertribunals vom 
10. Januar 1878, .iustizministerialblatt, Seite 39). Zweifellos wird durch 
die Anlage einer Schachtgrube, in welche nicht nnr einzelne Personen, 
sondern der Körper eines jinj^ronzfiidon Woge- oder Ei^cnbahndammes 
und mit difsom din dort Verkeiireudeii binein-tützon kAnnen. das ausge- 
schachtete Grundstück selbst in einen gt-faliilichcn nnd darum polizeilich 
un/n lässigen Zustand versetzt. Und deshalb erscheint die Polizei berech- 
tigt, di'rn Kiii' iithiinier desselben, wie es hier geschehen, die Ausschachtung 
sowi'il zu untersagen bezw. nur unt»^r ?!ol<'hen V^orsichtsmaassrecf^ln zu ge- 
statten, dass die Gefährdung der Eisenbabuanlage» und Transporte aus- 
geschlossen winl. 

Dii'ser (irnndsatz ist von der Klägerin und den beiden Voidenichtern 
ausser Acht gelassen, indem diesf» sämmtlich einen polizeilichen l^inuriff 
in die Privatrechte dvs Eii^tMithünifis nur unter der Vornnssetznng ffir 
stattluift erachten, dass ein Xotbstand, ein«' nnmittelbar bovorslehi-nde 
(iinrninentt") (iefahr, die nicht anders, auch im Weg^e der Enteignung nicht, 
rei lit/t'itig abgewendet werden kann, vtn licijt (Knt?;<'liriduugen des Ober- 
verwultungsgerichts, liand V(I, Seite fiand XU. Solle 313/4, 399, 403; 
Band XVI. Sette 3oO) nnd nnr walirend der Dauer dieses Nothstandes 
(Baml Vll, Seite 363; Band IX, Seite 184). Dabei ist jedorh übersehen, 
dass dieser Grundsatz — wie aus dem Thatbestande. und aus dem Wort- 
laute der Begründung jener Urtbeile, insbesondere aus dem im Preussischen 
Vei waltnngsbluü, Jahrgan^^ XI II, Seite 432 abgedruckten Urtbeile vom 
24. Marz 1892 sich ergiebt — stets auf das Vorgrl.un gugen bisher Un- 
bethf'iligte, auf diejenigen Falle beschränkt bleiben mnss, in welchen der 
Dritte, in dessen Privatrechte ohne vorgängige Enteignung polizeilich ein- 
gegriffen werden soll, die zu verbOtende Gefahr nicht selbst herbeigeführt 
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hat und ihr vorzabeagen durch luiderweite Norm nicht T^flichtet i&t. 
Und beide Voraussetzangen trefTes, vt'ie obeu dargethan, hier nicht zu. 

Das BemfnDgsQrtbeil hat daher durch Anwcudung des letzt- und 
NichtanwendaDg des vorerwfihnteii Gi uiidsutzes das bestehende Hecht ver- 
letzt, und auch jenen letzterwähnten (jriiudf4at/. insofern noch unriclitig 
angewendet, als es den Eventnalautrag der Klage, die' Verfügung nur zeit- 
weise, bis /AI einem für die Enteignung ausreichenden Zeitpunkt für ge- 
rechtfertigt zu erklären, abgewiesen hat, ohue za prüfen, oh auch für die 
spätere Zeit ein Nothstand noch anzuerkennen sei, vielmehr lediglich um 
deswillen, >^eil der Entschädigungsanspruch bereits gerichtlich geltend 
gemacht wäre. Unterliegt dieserhalb bei selbitändiger Prüfung der Ke- 
Vision das Berufungsurtheil der Aufhebung, so crgiebt sich bei freier Be- 
urtheilung zugleich aus dem Vorstehenden, dass die angefochtene Ver- 
fügung dem bestehenden Rechte entspricht und dass daher so — wie ge- 
schehen — die Vorentscheidung in ihrem Endergebnisse aufrecht zu er- 
halten war. 



Mr. 237. £Dtscb. des OeBterr. Yerwalt-Oerlehtsbofes. 
# Vom 7. Juli 1892. 

[Oc«terr. EUenb. Vcrordu. BL V, Nr. 118 S. 1724.] 

1. Die EinweEdnng der entschledeneii Sache hat nur dann statte wenn 
von derselhen Person In derselben Sache ein Ansuchen um Einleitung 

einer Verhandlung vorliegt 

2. Eine Verhandlung „in der Sache" im Sinne der Bestimmungen der 
§§ 10, lit h, und 13 des Eisenbahn-EonzessionB-GeBetzes yom 14. Sep- 
tember 1854, R. 6. Bl. Nr. 238. hat die Zuzlehusg der Parteien zur Vor- 
aussetzung. 

Der k. k. VorwalLungs-liprirhtshof hat über die Beschwerde des 
Cuj-par Kry.stol uml (Jeno.ssoh iii Topovic gepen die Entscheidung des 
iiuHiI Uniiuistciiuiiis vom 10. Oktober 181)1, Z. 38073, betreffend eine 
Vergütung \on Kisenbahn.<cliäden. nach der am T.Juli 18U2 durchgeführteu 
ülfeut liehen mündlichen Veihauiluiig zu lleiht erkannt: 

r)ie angefdchteiie Entsciieitluiig wird nach § 7 des Gesetzes vom 
22. Oktober 1875, K. G. Bi. .Nr. 'AH cx 187<;, aufgohobcu. 

Entbobeidungsg runde: 

Das Gesuch des Caspar Erystof und Genossen de präs. 18. Hai 1891, 
Z. S)297, um Erhebung der Schäden, weluhe durch den in der Bahnlinie 
Kunowitz — I ng.-Brod der priv. Oesterr.-uugar. Staat8eiseDt»hn'>GeselLscfaaft 
in km 105.5/8 befindlichen Wasserdnrchlass den Graiidstückeu der Gesnch- 
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steiler verarsacht werden, und um ZnerkeDiraDg derEntschädigaiig, wnrde 
mit dem aDgefocbtenen Erlasse dahin beschiedeo, dass das k. k. Handels- 
ministenom nicht in der Lage sei, eine kommissionelle Verhandlung an- 
zaordaen, sich Tielmelir bestimmt sehe, die Beschwerde zurückzuweisen, 
weil sich diese Beschwerde lediglich als eine Erweiterong der unterm 
4. Dezember 1889 der kommissionellen Terbandinng unterzogenen Be- 
schwerde des Bartholomäus Spacek darstellt, weil weiter bei einer darcli 
ein Organ der General-Inspektion vorgenommenen Örtlichen Besichtigung 
Schftden an den bezeichneten Feldern nicht wahrgenommen wurden, weil 
die am 4. Dezember 1889 gepflogenen Erhebungen sich auch auf die 
Felder der gegenwärtig beschwerdefilbrenden Parteien erstreckten, und 
weil endlieh auch die Abdämmungen des Durchlasses in km 105.7/8 seit- 
her vermieden worden sind. 

Im Hinblicke auf die Bestimmungen des $ 10 ad b und des § 13 
der auf Grund der Ah. Entscbliessung vom 8. September 1854 erlassenen 
Ministerial- Verordnung vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, be- 
treffend die Ertheilnng von Konzessionen fttr Privat-Eisenbahobauten, 
unterliegt es zunächst keinem 'Zweifel und wird auch in der Entscheidung 
selbst nicht in Zweifel gestellt, dass die administrativen Behörden zur 
Verhandlung und Entscheidung über die von Caspar Erystof und Ge- 
nossen angebrachte Besehwerde berufen waren, da es sich um die Be- 
seitigung von Naehtheilen und um den Ersatz von Schäden handelt, welche 
durch Vorkehrungen einer Eisenbahnunteruehmnng den angrenzenden Grand- 
stücken verursacht wurden. 

Wenn die angefochtene Entscheidung die Zurückweisung des Gesuches 
ohne Verhandlung mit dem Hinwelse auf die am 4. Dezember 1889 ge- 
pSogene und durch die Entscheidung des Handelsministeriums vom 23. Sep- 
tember 1890. Z. 36440, abgeschlossene Verhandlung motivirt, in jenen 
behördlichen Verfiigungen also eine auch die gegenwärtige Streitsache 
rechtskräftig erledigende Entscheidung sieht, so konnte der Verwaltungs- 
Gerichtahof nach der Aktenlage dieser Anschauung des k. k. Handels- 
ministeriums nicht beitreten. Denn die Verhandlung vom 4. Dezember 
1889 und die berufenen Entscheidungen betrafen lediglich die Beschwerde 
des Bartholomäas Spacek nnd nur die WicseuparzoUen 957 und 963/2, 
während durch das beute in Fra^'o stehende Gesuch die Grundstficlce 
einer grosseren Zulil von (jrundbesitzem als durch die erwähnten Vor- 
kehrungen in Mitleidenschaft gezogen bezeichnet worden sind. 

Ueberdies kann nicht behauptet werden, dass auch der Gegenstand 
der beiden Streitsachen in der Richtung derselbe gewesen wäre, dass es 
sich auch um ein und dasselbe Schadenfaktum handeln würde, da ja doch 
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nicht nns^p-^dilossen ist, dass der schädigende Einfluss eiDer bestimmteu 
Eiurichtang zn versrliiedenen Zeiten sicli wiederholt. 

Wonn nlicr dii^ iinijofofhteno Entsclieidnng das Resultat der früher 
j^epHogenen Erhebuiiuf n dahin auffas^t. dn^s durch diese and die auf 
Gnind dt^rselben erllii-<siMn> Hnts^'h- iilung lesty;ostf»!lt wnrde, das'? die in 
rniut' >l''htMido iMiiridit niig im Bahndamms ciiicM schndigtünlcn Kinlhiss 
nicht ausiilic, .su erscheint aufh diose Anl^teUung mit der Aktoidasj;e nii ht 
im Eiiikhiim^;, da durch den ( luiimissionshefunfl dif» Mr>2;li(likeit einer, 
allerdings nur geringen Beiiachtiieiligung der angrenzenden Grundstücke 
durch die Aendernni: d<'^ ^Vasserlaufes konstatirt wurde, und weil die 
MnirliilikeiL dieser Bef.ch;iiii?nng auch in den Rnt«chpidniiu;eii dadurch 
Austliiick gefunden hat. das« das k. k. Ilandelsniinir-terium in dem Er- 
lasse vtini 23. Septem lau- 1H90. Z. 3B110. die Beschiidicrnng der Grund- 
stücke des Baitliolftmäus Span k als konstatirt ansah und einen Entsciiä- 
digungsbetrae von 2'» i\. für nimi inesseu erachtete. 

Da na* li dieser Sachlage die Verlianülung vom 4. Dezember 1889 
und die Entscheidung des Ministeriums vom 23. September 1890, Z. 
36440, einen von dem heutigen Streitgegenstande der Person und Sache 
nach verschiedenen Streitgegenstand betraf, so kann nicht behauptet werden, 
dass dem Gesuche d*»s Caspar Krystof und Genossen de prüs. 18. Mai 
1891, Z. 9297, die Einwendung der entschiedenen Sache entgegengestan- 
den ist. 

Die aogefochtene Entscheidung beruft sieb allerdings auch noch aaf 
Kriiebnngen, welche aas Aulass des hente in Frage stehenden Ein- 
sehreitens durch ein Organ der General-Inspektion zn Anfang des Mo- 
nats September 1891 vorgenomaien worden sind. 

Indessen, diese Erhebungen konnten schon daroin nicht als eine Ver« 
handlnng in der Sache angesehen werden, weil eine solche die Zasiehiing 
der' Parteien zar nothwendigen Voranssetznng hfltte, nach der Akten- 
lage aber eine Verhandlung mit den Parteien flberbaupt nicht statt- 
gefunden hat 

Diesen Erwftgungen folgend, mnsste der Verwaltungs- Gerichtshof in 
der Abweisung des erwähnten Gesaehes eine Verletzung der Bestimmung 
des § 10, ad b, der zitirten Ministerialverordnnng Tom 4. September 1854 
erkennen und es war darum die angefochtene Entscheidung nach § 7 
des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, H.G.BL Nr. 36 ex 1876, auf- 
zuheben. 
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Kr. 238. £iit8€li. des OlierlaiMiesgeriehts Kolouir« 
Vom 14. JvH 1893. 

§ 263 D. Straf. Ges. Buch. Der TliatiK stand des vollendeten Betrugs liegt 
in der Vorzeigung einer bereits beiiaizlea Eisenbalm-Üikcklalirtkarte. 

In der wicderholton Benatzung einer bereits benatzteo Eiseobahn- 
Rfickfahrkarte ist der Thatbestand niciit t ines Betragsversnchs, flondeni 
eines vollendeten Betrags zn erblicken. Hat der Angeklagte zum Zweck 
des Nachweises seiner Fahrbereelitigung die Karte vorgezeigt und sieb 
aof dieselbe berufen, ohne des Umstandes, dass dieselbe bereits verwerthet 
und somit ungültig war, za erwfihnen, so liegt hierin das vom Vorder- 
richter mit Recht angenommene ßegriffsmerkmal der Unterdrück uiit? einer 
wahren Thatsache und der- hierdurch bewirkten Erregnng eines Irrthums 
bei dem Eiseubahnpersonnl . . . Wenn in der Revisionsschrift geltend 
gemacht wird, dass event. nicht eine Bestrafung nach § 263 R.-St.-G.-B.'s, 
vielmehr lediglich eine Ordnungsstrafe eintreten könne, so ist diese Be- 
hauptung durch nichts gerechtfertigt, da selbst, wenn in dem Eisenbahn- 
reglement für die Handlungsweise des Angeklagten eine Ordnungr*strafe 
vorgesehen wäre, hierdurch die Bestimniüng des R.-Str.-G.-B.'s und beim 
Vorbandensein der Merkmale des § 263 H.- Ötr.-Ö.-B.'s die Strafverfolgung 
wegen Betruges nicht beseitigt werden könnte. — Von einem blossen 
Betrugsve rsneh kann aber keine Rede sein, da der Antjcklaste der 
Eisenbahn im Augenblick der Kontroliruug dureh den Sehad'nei- dadurch 
♦^inen Vermögensnachtheil znfüijte. dass er dureh seine Haiidlungsweise 
vereitelte, dass der Schatfuer ihn sofort zur Naciizahliniir unhifit, bezw. 
denselben zu der Ansiciit brachte, dass die Eisenbahn einen vermögens- 
rechtlichen Anspruch gegen ihn nicht habe. 



Nr. 239. Entseli. des Oesterr. Oberston Gerichtshofes. 

Vom 20. Juli 1892. 

(OeBtorr. filseob. Yororda. Bl. T. Mr. 119. 8. 17881) 

Wenn im Yerfiihnn anr Feststellimgf der EntscULdigiing f&r enteignete 
Omndstiieke die Saekvent&ndigen ihr fintaekten nicht zn Protokoll ge* 
geben, Bondem sehriftlich erstattet kaben, so sind die Parteien beknft 
Anbringung eventaeUer ErinneniDgen oder Sinwendnngen im Sinne des 

Bger, SlMBtalionclilllebe KDtBcIteldaiifMi IX. 99 
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§ 28 des Gesetzes vom 18. Februar 1878, fi.a.BL Nr. SO, über dieias 

Qataohten besonders einsaveinebmen. . 

Mit dem Bescheide des k. k. Besirksgeriobtee KgL Weinberge 
¥om 7. Jaonar 1893, Z. 542, warde die Entschädigung fflr mehrere zam 
Zwecke der Herstellong des zweiten Geleises der Prager VeiUndnngsbalin 
enteignete Omndstftcke festgestellt. 

Ge^en diesen Besclieid lekuiiirten mehrere Enteignet« deshalb, weil 
ihre Grimdstücke nicht als Bau|iarzelK u bowerthet wurden, und weil ilineD 
nicht die Möglichkeit gewährt worden war, gegen das Gutachten der Sach- 
verständigen Einwen<lungen zu machen. 

Das k. k. Obcrlandesgericht Prag wies mit Dekret vom 22. März 
1892, Z. 7453, die Rekurse mit der Motiviruug zurück, dass die von dea 
Sachverständigen erhobene EntBchädij/nng den Bestimmungen der §§ 4, 5 
und 6 des Gesetzes vom 18. Februar 1878, K. G. Bl. Nr. 30, vollkommeu 
entspricht, zumal die enteignetea Trennstucke bisnnn mit Grundpat zellen- 
zahlen im Grundbache eingetragen waren, dem Bestixben der Rekurrenten 
diese Trennstiicke als in Aussicht genommene Bauplätze, somit als iy.m- 
parzellen bei dieser l'^nteiguuiiü, zu behandeln, einerseits die Bestätigung 
des Gemeindeamtes Nusle-Pankrac vom 22. Au-u^l 1887, andererseits § 7 
des bezogenen Gesetzeis, gemäss welchem auf Verhältnisse, hinsichtlich 
deren erhellt, dass sie in der Absicht hervorgerufen werden, um sie als 
Grandlage för die Erhöhung der Entschädigungsansprüche zu benützen, 
sowie taf den Werth einer besonderen Vorliebe keine Rücksicht genommen 
werden solle — entgegensteht. 

Der k. k. Oberste Gerichtshof gab mit Entscheidung vom 2ü 
.Juli 1892, Z. 7887. den ausserordentlichen Revisionsrekursen der Eot- 
eignelen Folge, behnl» beide untergerichtlichen Entscheidungen und ver- 
ordnete die Ergänzung der Verhandiung. 

In der Begründung heisst es: 

Nach § 38 de.s Gesetzes vom 18. Februar 1878, K. G. Bl. Nr. 30, 
sind das Gutachten der Sach verstand! i;en und die allfälligen Erinnerungen 
und Einwendungen der Partei« n zu i'rotokoll zu bringen. Sollen die Par- 
teien in die Lage kommen, zu dem Gutachten der Sachverständigen Er- 
innerungen zu machen und Einwendungen gegen dasselbe zu erheben, 
80 mnss ihnen dasseilie offenbar vorher zu diesem Behufe bekannt gegeben 
werden. 

Hieraus folgt, dass in FftUen, wo die SachTerstSndigen nldit in der 
Lage sind, ihr Gutachten bei der Erhebuugstagfuhrt abzugeben, die Par- 
teien nach Vorlage des schriftlich erstatteten Gutachtens zur Ausflbnng 
des ihnen im Schlnsssatze des citirten § 28 vorbehaitenen Rechtes tot- 
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zu laden sind. Dies ist aber im vorliegenden Falle nicht geschehen. 
Dciiii über das um 14. Duzember 18!) 1 schriftlich orstattßte und ledig- 
lich bei den Akten aufbehaltene Gutachten der Sachverständigen wurden 
die Parteien nicht verüümmeu, ja es ist nicht einmal ersichtlich, das» 
die Parteien von dem Einlangen dieses Gutachtens verständigt worden 
wären. 

Es liegt aber noch eine weitere ünTdIstfiadigkeit der Erhe- 
bungen vor. 

Wenn die Rekurrenten das Begehren stellten, zu den Erhebungen 
auch Sachverständige im Baufache beizuziehen, so Üe^t hierin nicht sowohl 
eine Einwendung gegen die Eignung der vom Gericht böoauuteu Sachver- 
ständigeu im Oekonomiefache als solchen — § 24 des zitirten Gesetzes 
aU vielmehr der Autrag, über die zu leistende Entschädigung auch unter 
Annahme der vou den Piekurrenten behaupteten besonderen Beschaffenheit 
der enteigneten Grundflächen, insbesondere als Baugründe, ein besouderes 
Gutachten einzuholen — (§ 2,') des zitirten Gesetzes), 

"Wird nnn erwogeu, das» nach den Ausführungen der erstgerichtlichen 
Entscheidung der Abspruch über die Höhe der Eutächädigung davon ab- 
hängt, ob die fraglichen Grundstücke, sei es zur Gänze oder anch nur 
zum iheile als Baugründe angesehen werden, dass es aber zum gründ- 
lichen Ausspruche über diese Frage, wenn nicht geradezu nothwendig, so 
doch mindestens zweckmässig erscheint, über die Angaben und Aus- 
u.iii'Liugen der Hekurrenteu Fachmänner zu höreu, so ergiebt sich, dass 
die Atdehnung des erwähuteu Antrages als eine gerechtfertigte nicht au- 
gesehen werden kann. Es sind daher die gepflogenen Erhebungen auch 
in der Richtung zu ergänzen, dass nach eingehender Beschreibung der in 
Rede stehenden Grundflächen unter Zuziehung der Parteien und von Sach- 
veretäudigeu im Baufache aneh diese zur Abgabe eines Gutachtens über 
die zo leistende £atsehadigang anfsofordem sind, wodnreh aber selbst- 
Terstäodlieh der nacb Abscblnss der Erhebnngea zn fiUlenden richterliclieii 
Eotsefaeidnog nieht vorgegriffen wird. 

Behufs Vornahme dieser Erganzungserhebuug hat das Bezirksgericht 
die Rekurrenten anzuweisen, eine die enteigneten Parzellen und deren 
Umgebung darstellende beglaubigte Theiikopie des Lagerplanes vor der 
Tagfahrl deui Gerichte vorzulegeu. 
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Nr. 240. Entseh. des Wiener liajcratellgerielits. 

Vom 29. August 1892. 

ntBll, EiMtllMimr. Entocb. Nr. 13. S. 46 ] 

Die Eisenbahn ist ohne ausdrückliches Verlan£?en des Ahsenders nicht 
verpflichtet, eine Sendung in dem Falle, wi nn der Verbandtarilsatz höher 
ist, als die Lokaltarifsätze der am Trausporte betheiligten BahneUf nach 

dem Lokaltarife abzufertigen. 

Die Firma J. S. & Söhne in Wien hat laut Frachtbriefes ddo. Pol- 
gardi 24. April 1890 12 Stück Mastochsen zum Transporte nach Wien-St. 
Marx aufgegeben und hiefür die Frachtgebühr mit 71 Ii. 53 kr., welche 
laut des Ausnahraetarifes des west-ungarisch-österreichischen Eisenbahn- 
verbandes vom 1. Oktober 1888 berechnet erseheint, an der Eassa der 
geklagten Gesellschaft in St. Marx bezahlt. 

Die Firma behauptet, dass die Fracht nicht nach diesem Tarife, son- 
dern mit Rfif'ksicht darauf, dass das Frachtgut über die Strerken zweier 
Bahnen, nämlich der Siidbahngesellschaft und der osterreirhisch-iiiiparischcu 
StaatseiseTibahngcsellsriialt giiifj, nach den t'iir die betreffenden Strecken 
beider Bahnen geitenden Lokaltarifen, W'^nach sicli die Fracht nur auf 
58 ti. 44 kr. gestellt liiltte, zu berechnen t^ewcs^'n \\;ire. 

Die klügerische Firma klagte die östeneichisi ii-nn^'arische St.-B. vor 
dem Bagateüirerichto fnr Handelssachen in AVien und berief sich dif^falis 
auf die Vei-onlnung des k. k. Handeismiiiisterinms vom 30. Juni 187.5, 
Z. 1538'). wonach Spe/ialtarife für ein/clue Transpurtartikel nnter keinen 
ümstündcu höhere Cesarnmtsatze statuiren dürfen, als welche sich aus der 
Summirung der betreftendeu Lokal- und An Schlusstarife ergeben. 

Das B. G. wies das Elugobegehren ab. 

G r ü n d e : 

Von beiden Seiten wird zugegeben, dass dor tragliche Tarif vom 
I. Oktober !8SS vom k. k. Handelsministerium genehmigt und gehörig 
publi/.irt \ urde, buwic das.-^ bei Aufgabe des Frachtgutes keinerlei Be- 
stimmung von Seite des Absenders gelroftVn worden sei, ob die Abferti- 
gung im direkten oder gebrochenen Verkehre, riicksichtlich in der Art zu 
geschehen habe, dass jede Bahn hinsichtlich der auf ihr vom Gute 
durchlaufenen Strecke die Fracht nach ihrem Lokaltarife speziell be- 
rechnen solle. 

Die fragliche Handelsmioisterial Verordnung vom 30. Juni 187$, welche 
Direktiven för die Bahnverwaltongen bei Herstellnng der Tarife enthält, 
kann jedoch keine Wirknng auf die Anwendbarkeit dee vom Handels- 
ministerinm genehmigten Verbandtarifes vom 1. Oktober 1888 ftasBerOt 
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und wenn auch dieser Tarif einen höheren Frachtbetrag aU den nach den 
Lekaltarifen der einzelnen znsammenstoseenden Bahnen ergiebt, so luuin 
doch eine ridbterliche Bemednr dieefolls nicht eintreten, weil die Motive, 
aus denen das HandelsniiniBterinm den Verbandtarif, sowie die Lokal- 
tarife genehmigt hat, sich der richterliehen Beurtheilting vollstftndig ent- 
zieheD und alUäliige fiichtigstellnngen der Tarifsätze dem flandelsministe- 
rinm obliegen. 

Auch auf die Motive, von welchen die bezfiglichen Bahnverwaltnngen 
bt'i Ent werfnnp: de r Verbandtarife geleitet wurden, sowie anf den Umstand, 
dass io der Regel der hergestellte Verbandtarifsatz die summirten Sätze 
der entsprechenden Lokalsätze nicht überschreitet und üfters sogar unter- 
bietet, war keine Rückgicht zu lu hmen, da es, wie erwähnt, nicht Sache 
des Richters, vielmehr der hierzn berufenen Behörde ist, sich allfällig er- 
gebende, den der Tarifverfassnng zn Grunde liegenden Prinzipien wider- 
sprechende Tarifbestimmnngen vor Geoehmignng des Tarifes zu be- 
seitigen. 

Eine rechtliche VerpflichtmiL^ der B:ihnverwaltang aber, den Absender 
auf die nach den Verband- und Lokaltarifen sich ergebenden Differenzen 
bezüglich der Frachthöhe aufmerksam zn raachen, kann nicht angenommen 
worden: os ist vielmehr Sacho des Absenders, bei Abschluss des Fracht- 
vertrages zu verlangen, dass die Expedition, respektive Berechnang der 
Fracht nach d^n Lnkaliarifeii joder einzeloen Bahngesellschaft von jeder 
derselben hesondors zu erfolsfii habe. 

Ef^ hestiiniut übrigens aucli der tinbestrittenermaassen geltende und 
pubiizirtc Tarif Tlicil 1, Z. IX b auf Seite 10, da««, falls im Frachtbriefe 
eine Vorscdirift. ob die Expedition im direkten oder gehrnc;henen Ver- 
kehr zu geschehen habe, uicht eutbaltou ist, direkte Expedition ange- 
wendet werde. 

Da nun im Frachtbriete eiuo diesfüUige Vorschrift nicht enthalten 
ist, so war die direkte Expedition zur Anwendung zu brins^en. Wenn 
die klägerische Firma sich auf einen allL;eiiipinen geltenden Gebrauch be- 
ruft, wonach in der weitaus üIm i wiegenden Anzahl der Fülle von Seite 
der Bahn Verwaltungen Reklamationen ans dem Titel, dass die nach dem 
direkten Bahn verkehre berechnet Fraehtgebnhr sich höher stelle, als die 
Gesammtsät^e, die ans der 8uniniirang der betreffenden Lokal- und An- 
schlupstarifo sieh ergebende Gebühr, stattgegeben und die zu Gunsten der 
reklainin uden Partei sich ergebende DiflFerenz des eingehobenen Mehr- 
betrages unweigerlich rebtituiit werde, so muss auch diese Ausführung 
als irrelevant zurückgewiesen werden. 
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Hr. 841. SntMh. Ueotseken Belehflgericlits. 
5. GiviUSenat. Vom 17. September 1892. 

[Svrif*. Wmliensclir. im Nr. 8. m. Slffl M. 

§§ 11. 30 Preuss. Euteigii. Oes. vom 11. Juni 1874. Rechtsverliältiiiss 
zwischen Eiejenthümer, RealberecMigten und Unternehmer iii Betreff der 
Abschätzung des Grandstüoks und Vertheilimg der Entschädig luigs- 

summe. 

Nach § 8 des Entt'iguungsgeöetzes besteht die Enf^chrnligung für die 
Abtretung des (Truiidi'i;?enthiims in dem vollen Werthc des abzutre- 
tenden Grundstücks. Diesen liat der Unternehmer, zu dessen Gunsten 
enteignet wird, von dem Fallf der vertracjsmässif^ea üebernahme einer 
(dann selbstredend in Anrechnung zu bringenden) privatreehtlichen Grund- 
stücksbclastung (§ 45 des Gesetzes) abg^esehiu, iimner zu z:ihlen; mehr 
ausnahmsweise, indessen nicht an den Kigcnlhümür, sondern au andere 
Nutzungsberechtigte, in dem hier nieiit interefsirenden Falle des § 11 des 
Gesetzes, niemals aber weniger. Das ISesteheu einer Servitut, wie 
jede andere dingliche Last (Hypothek, Reallaät u. s. %v.) kann den Ertrag 
und die Verwerthliarkeit des Grundstücks für den 1-^igeathümer beein- 
trächtigen, ändert aber den Werth des Grundstücks au sich nicht; die 
Werthschätzung eines mit Hypotheken, Servituten u. 8. w. belasteten 
Grundstucks kann zu keinem anderen Ergebniss führen, als die eines lasten- 
freien Grundstücks. Deshalb ist es unrichtig, wenn der B. R. das Er- 
löschen der Servitut durch die Anlage der Strasse, zu deren Zweck die 
Enteignung geschehen ist, als eine durch jene Ani iu i lierbeigeführte und 
deshalb nach § 10 des Gesetzes hei der Ahse liätzung nieht zu beachtende 
Erhöhung des Werthes des Grundstücks bezeichnet: die Belasluu^ halte 
eben den Werth des Grundstücks nicht gemindert. Erst bei der Frage, 
üb und welclien Autheil der Realberechtigte an dem Werthe des, durch 
die Enteignung auch ihrem Recht entzogenen Grundstücks zu beanspruchen 
habe, kommt der Werth der Realberechtigungen in Betracht. Diese Frage 
aber berührt nicht den Unternehmer. Den Realberechtigten ist zwar mit 
Rücksicht auf ihr Interesse an der Feststellong der nach dem Gesammt- 
werthe des Gninclstficks za bemeseendeo Entschftdigang eine EiDwirkaog 
auf diese FesteteUniig selbst eiDgerftumt (§§ 30, 46), aber nur zu dem 
Zwecke, deren Erböhnog soweit zu betreiben, dass sie wegen ihrer An- 
sprüclie gedeckt werden. Im üebrigen erfolgt die Feststellung dieser 
Entsehädigung zwischen dem Unternehmer und dem Eigenthümer und 
für diesen (§ 29). Die festgestellte Bntscb&digong tritt dann rfleksicht- 
lieh aller Reaknsprfiche an die Stelle des enteigneten Grandstficks (§ 45) 
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und es ist lediglich zwischen dem Eigenthfimer imd den Realberechtigten 
auBzutnaclieii, in welcher Weise und Höhe die Letzteren aus der Ent- 
aehädigang abzufinden. Selbst wenn auf Antrag des Eigenthüroers oder 
der Realberechtigten gemäss § 29 Abs. 2 des Gesetzes das AntheilsTer- 
häitniss der Letzteren an der Entschädigung im Ente ignnngs verfahren fest- 
gestellt wird, so ist bei diesem Thcilo des Verfahrens der Unternehmer 
nicht Partei; Streitigkeiten über das Antheilsverhältniss werden olmo seine 
Mitwirkung, wie § 30 Abs. 1 sagt, lediglich zwischen dem Nebenberech- 
tigten und dem Eigenthümer ausgetragen. Ist aber der Untornehmer bei 
der Erledigung der Ansprüche der Realberechtigten an der für das Grand- 
eigenthnm fsstge^tollten Abfindung unbetheiligt. so kann auch der Um- 
stand, dass ein Realberechtigter eine Entschädigung fQr sein durch die 
Enteignung: in Wegfall kommendes Recht nicht beansprucht oder nach dem 
zwischen ihm und dem Eigenthümer bestehenden Rechtsverhältnisse nicht 
beauspruehen kann, dem Unterneluner nicht einen Anspruch darauf geben, 
dass die Huteignuugsentsehädigung (lieserhalb anders und niedriger, als 
daä (besetz es vorschreibt, normiil werde. Was von der gesetzlich nach 
dem vollen Orundstückswerth zu beme:3sen(len Entschädigung die Real- 
berechtigten nicht beanspruchen oder beanspruchen können, verbleibt dem 
Eigenthümer. Einer Untersuchung darüber, ob vorliegenden Falls die 
We^eberechtigten, wie der B. R. nothwendig voranssetzQn muss, nach An- 
legung der Dryunderstrassv^ keine weiteren Ansprüche an die KI. als die 
Empfängerin der I iii i<;!iuiJL:sentscbädigung haben, bedarf es somit für den 
vorliegenden Rechtsstreil nicht. 

Nr. 242. Entgeh, des Pronss. Ober^Terwall-Qerichts. 
1. Senat Vom 17* September 1892. 

[Pr. T«nr. BL XI?. Nr. tO. 8. 1170 

PoliieUiehe Untenagong dos ^dzstremenB auf Strassem ete. nir Beseitigiuig 

von Schnee und Eis auf Strassenhahnen. 
Die Regelang aller Arten des Strasaenverkeliis, mithin anoh das Befinden 
fther die Frage, inwiefern der Falirreikehr Sbisohrftnkongen im Interesse 
des FossgSngerrerkehra an nntenrerflm sei, gehören an den Befsgnissen 

der Polizeibehdrde. 

Das PolizeipriUddinm zn Magdeburg bat der Direiction der Magde- 
burger Strasseneisenbahn-Gesellschaft das Solzstrenen anf den OffenÜidieii 
Strassen nnd Plfttzen der Stadt Magdeburg zur Beseitigung von Bis nnd 
Schnee ans verliehrs- nnd sanitfttspolizeiliGhen Rflcksichten untersagt nnd 
nur für anssergewOhnliche WitternngSTerhaltoisse nnd ganz erhebliche Ver- 
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kehrsstörnngen in Folge starken Schneefalls die Ertheilung einer bei dem 
Polizeiinspektor K. nachzusuchenden Erlaubniss zum Salzstreoen nach- 
gelassen. Mit der Klasse Lcegen diese Verfügung ist die Direktion vom 
Bezirksairsschuss zurückgewiesen. Auf die Berafaug der £i&germ hat das 
O, V. G, die Vorentsfheiduns bestiitigt. 

„Der Hinweis der Kbiir- riu darauf, dass das mit dem 1. Oktober d. J. 
in Kraft tretende sog. „Kleiiibahnengesetz" vom 28. Juli 1892 die Zu- 
stäD(lin:kr!t 7.um Krlasse von Vorfügungen der angefochtenen Art anderweit 
bestimme und iniialtlieh das Fortbestehen des erlassenen Verbots für die 
Zukunft iu Fragi- stelle, ist für die gegenwärtige Entscheidung ohne Be- 
deutung. Die ZusUindiuke'it des Bekl. zum Krlass der streitigen Veiiügnng 
ist nach den i)e steiieuden Vorschriften ausser Zweifel; und eine mit den 
Bestimmungen (b?s erwähnten r4esetzes etwa ni< iit zu vereinbarende Anfrecht- 
erhaltung des \ erhots seiner Zeit auf dem geordneten Wege anzufeehten. 
bleibt der Kläserin nnbenonunen. Nach dem bestehenden Rechte aber 
unterliegt die Rechtmässigkeit des Verbots keinem Bedenken. Der Schutz 
der Personen und des Eigenthums, die Sorge für Leben und (lesuudlieit, 
die (irdnung, Sicherheit und Leichtigkeit <les Verkehrjj auf den ölVentlichen 
Strassen gehören nach jenem zn den Aufgaben der Polizei (§ 10 II 17 
A. L. R.; § 6 litt. a. b. f. Polizeiverw.-Ges. v. 11. März 1850); in diesea 
Vorschriften liiidet das Einsehreiten de.s Bekl. seine, in I. Instanz vou der 
Klägerin selbst gar nicht angefochtene rechtliche Stütze, weiche ihm zu 
entziehen auch die in der Ber.-Instanz geltend gemachten Auffassungen nicht 
geeignet sind. Denn wenn Klägerin darauf hinweist, dass sie durch da> 
Verbot in dem kraft der ertheilteu Konztssion ihr zustehenden Rechte 
zur Benutzung der öffentlichen Strassen verletzt werde, so übersieht sie. 
da.-s die Konzcssion ibi kein Recht zur ausschliessenden Verfügung über 
die Strassen gewahrt, dass diesellK' sich nur als die Erklärung er- 
weist, dass gegen den beabsichtigten Betrieb polizeilicherseits nichts zu 
erinnern sei — wodurch der Polizeibehörde keineswegs die Beftigniss 
entzogen wird, zur Wahrung der ihrem Schutze aoTertraiiten iDteressen, 
weitere, bei Ertheilnog der EoDzessioD nicht vorgeseheDe Bedingungeo 
Torzuschreiben (vcrgl. Entsch. d. O.V.G. Bd. VIII S. 215). Dass die 
Konzession der KlAgerin das Recht zum Salzstreuen verliehen habe, 
hat Klägerin selbst nicht behauptet; and ein solches Recht erwftchst 
auch nicht ans der Befngniss, Strassen ^ insbesondere in der TonKlAgerio 
geflbten Art — zu befahren, oder ans der Pflicht, die Strassen zn reinigen. 
Büdlich wird nicht die Rechtmässigkeit, sondern die Zwecicmässig- 
keit des Verbots in Frage gestellt, wenn Klägerin behauptet, dass doreh 
das letztere ein relativ grüsseres Uebel, die Stockung nnd StOrnng des 
Fahrverkehrs, hervorgerofen werde. Denn die Regelung aller Arten des 
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Strasaenverfcehrs, mithio auch das Befinden Aber die Frage, inwiefern der 
Fährverkehr Einschränkungen im Interesse des Fussgängerverkehrs zu 
unterwerfen sei, gehören zweifellos zu den Befognissen der Polizeibehörde 
(vergl. die Entsch. d. 0. V. G. 12. Sept. 1891 Nr. I 958). 

Wenn hiemaeh rechtliche Bedenken gegen die angeiii»chtene Verfügung 
nicht voiliegen, so kommt hinsichtlich der für dieselbe erforderlidien that- 
sächllchen Voraussetzungen (§ 127 Nr. 2 Landes?erw.-6e8.) in Betracht, 
dass nach den eigenen ErklSxnngen der ElAgerin das Salzstreuen immerhin 
ein — wenn audi »das kleinere" — Ueb«d erzeugt, dass es Pffttzen und 
Lachen auf der Strasse bewirkt^ welche dem Fussgftngerverkehre zur Un- 
annehmlichkeit und Beschwerniss gereichen. Dieser Erfolg genügt, um 
das Einschreiten der Polizei als der objektiven Motive nicht entbehrend 
hinzustellen, so dass die weitere, von der KlSgerin verneinte und in der 
mundlichen Verhandlong noch unter Beweis gestellte Frage, ob jene Maass- 
regel auch der Gesundheit von Menschen und Thieren und dem Eigenthum 
gefährlich sei, auf sich beruhen kann. Bei diesem Ergebniss der Prüfung 
des polizeilichen Einschreitens muss aber der Klage gegen das letztere 
der Erfolg versagt bleiben; denn Fragen der Nothwendigkeit und Zweck- 
mässigkeit des fraglichen Verbots sind der Prdfong des Verwaltungsrichters 
entzogen; lediglicfa in dieses Gebiet der Erwägungen fallen jedoch die 
weiteren Erörterungen der Klägerin, welche dahin gehen, dass sie keinen 
fibermäsf^igen Gobraneh von dem Salzstreuen gemacht — dass das letztere 
ein auch in anderen Städten unbeanstandet angewandtes Mittel znr Be- 
seitipnnu dus rlarch Schnee und Eis auf der Strasscnbahn entstehenden 
Veikehrshindemisses sei - dass bei einer Kollision der Bedürfnisse des 
Fnssgängerverkehrs und drs Fahrverkehrs die Polizei den Schutz den 
letzteren als das voTZÜgiichere Ziel zu erstreben habe — and dass endlich 
die Formen und Voraussetzungen, unter welchen die beklagU- BdiOrde 
ausnahmsweise Dispens von ihrem Verbote gewähren wolle, dem Bedüdniss 
nicht entsprächen. In allen diesen Beziehungen ist es allein der Weg der 
Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, auf welchem Abhülfe zu erlangen 
ist, wenn die beklagte Behörde von ihren polizeilichen Befugnissen einen 
ungeeigneten Gebrauch gemacht hat.** 



Kr. Entseh. des lleutsehen tteiebsgeriehts. 
1. Straf-Senat Vom 19. September 1892. 

§ 318. Abs. 1. Str£ Oes. B. Oefährdnng eines Bisenbahntransports. 

Der Angeklagte, Eiseiihalmslationsdifitar, wollte, um (Miu-m /ur Ab- 
fahrt bereit stehenden Zuge 1 freie Bahn zu verschaften, dem gleichfalls 
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von der Station abzalasBeaden Zag 2. weh-ber in der RichtuDg naich O. 
erat abfahren darfte, wenn von C. die Xaclirieht eingegangen war, dass 

der Ulm voianegegangene Zug 3 daselbst eingetroffen sei, einstweilen in 
der Rirhtnnp: nach C. bis zn dem Stollwerk IV vorrücken nnd dann, so- 
bald die Nathrieht über Eintreflfen des Zuges 3 von C. eingegangen sein 
wärde, den Zug 2 vom Stollwerk IV nach C. weiter fahren lassen. Er 
gab zn d^e^^em Behufe dem Wärter auf dem Stell werk 1 den tele- 
graphischen Befehl ^Zug 2 abfahren" und telegraphirte dem Wärter auf 
dem Stollwerk IV „der Zug 2 wird dort festgehalten.'* Derselbe erhielt 
diesen Befehl rechtzeitig und wurde anch den Zug 2 festgehalten haben, 
wenn er nicht hieran durch einen von dem Angeklagten nicht vorausseh- 
baren Zufall verhindert worden wäre. In Folge dessen fuhr dt i Zug 2 
an Stollwerk IV vorüber und stioss von hinten her auf den Zug 3 auf. 
Der Angeklagte ist von der Strafkammer freigesprochen, die Revision des 
Staatsanwalts verworfen. — Es steht nicht die Vernachlässisiuiig einer 
besonderen Dienstpflicht, ^^nndern eine Fahiinssi^keit in Frage. Eine Fahr- 
lässigkeit kann aber flonijeiiis^eii iiii lit zur l.a>t trolegt werden, welcher 
mit Bestimmtheit üb'^rznni^t sein durfte, er werde den möglichen schlimmen 
iM-fdli; seiner Handlung <iurrh eine zweite Handlung abwenden, insofern 
ihm hi/üglich dieser zweiten Handluiig eine Fahrlässigkeit nicht zur Last 
gelegt werden kann. 



Nr. *^44. Entseh. des Deatseheu Keichsgerichts. 
5. Civil-Senat Vom 21. September 1892. 

Eine pilyatreolifUclie VerpflliilitnBg zur Kelnhaltnng Oirer GmBdBtüeke Ist 
weder den Eigenthtmen im aUgemeinen dnroli die Gesetie anferlegt, noeli 
t)ei Landstrsraen oder städtisclien Strassen als ans dem Eigenthmn an 
dem StrassenklSrper fliessend gesetzlieli anerkannt 

Es kann daliingestellt bleiben, ob ein Hissbranch des Eigenthums im 
Sinne des § 27, 1 8 A. L. B.'s blos in Handlungen oder auch in Unter- 
lassungen gefanden werden kann; denn Unterlassungen würden als Hiss- 
branch jedenfalls nnr dann anzusehen sein, wenn sie sich als Verletznog 
oder Versftnmung einer rechtlichen Verpflichtnng darstellen. Eine privat- 
rechtliche Verpflichtung zur Reinhaltnog ihrer GmndstQcke ist aber weder 
den Eigcnthfimern im allgemeinen dnrch die Gesetze auferlegt, noeh bei 
Landstr&ssen oder städtischen Steassen, soweit sie bei ersteren Aber die 
zur Unterhaitang gehörende — vorliegend nicht streitige — chanssee- 
mässige Reinigang hinausgeht« als aus dem Eigenthume an dem Strassen- 
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kdrper fliessend, gesetzlich anerkannt Eine solche Verpflichtnng des 
Grnndeigenthümers würde auch in den eifahrangarnftssig vorkommenden 
Fallen, dass dieser von dem Eigenthfimer der 6ber sein Grandstack 
ftthrenden Strasse verschieden ist, nicht zq rechtfertigen sein. 



Nr. 245. Entsck des Oestem Obersten Gerlehtsliefm. 

Vom 27. September 1892. 

(OMterr. Ebeab.V«i«t4n. BL V. Nr. IST. S. 2007. 

Im Falle eines nach § 15, Abs. 3. des Gesetzes vom 24. April 1874. 
Nr. 49 B. Bl., eingebrachten Gesuches um gänzliche oder theilweise 
Löschnng eines für die Besitzer von Theilschuldverschreibuugen einge- 
tragenen Pfandreehtes Ist ein Xnrator in Gemässheit des § 4, vorletzter 
AhsatEi und des § 5, letater Absats, des obeltirten Oesetses behoilB Yer- 
stftndiguug von der Lösehimg anch von Amtswegeu zu bestellen. 

Bei BewilliguDg der von der Ei^^ciibaliii-iiesellsi buft A. auf Grund 
der BevStfitiiriiiig niid Löschiiiii(s-Erkl;iniug des Hegicrungs-Kommissärs 
derselben angesuciiten Einverl<'it)nn[; der Losehuug des Pfandrechtes für 
pinen Theilbetrac^ auf dem Lasteublatte der Eisenbahn aufthaftendfn 
Friorit;it8-Anlehciis wurde erstrichterlich anstatt der erbetenen Verständi- 
gung des Uegieruiigs-KDinniissiirs von der bewillisften Einverleibung der 
Löschung im Sinne des Gesetzes vom 24. April 1874, Nr. 49 R. G. Bi., 
ein gemeinsamer Kurator für die Besitzer von Theilschuldverselireibungen 
der Kisenbahn-Geseilsehaft bestellt, und demselben die Abschrift der Be- 
stätigung und Löschungserküiruug nach § 15» AI. 2, des ob/itirten Ge- 
setzes unter Verständigung von der bewilligten Löschung zugefertigt. 

Dem hiergegen von der Eisenbahti-desellschaft überreichten Rekurse 
gab das Gericht zweiter Instanz dahin statt, das.« es von der He- 
stellunfc eines i-emeinsamen Kurators im Sinne des Gesetzes vom 2-i. Aprü 
1874, Nr. 49 K. 0. Bl, das Abkommen linde. 

Denu, kaim auch die in dem Rekurse vertretene Ansicht, dass die 
Bestellung eines gemeinsamen Kurators gemäss dieses Gesetzes nicht von 
Amtswegeo, sondern nur über Einschreiten der Betheiligten zu geschehen 
habe, nicht als richtig anerkannt werden, weil der § 1 des Gesetzes aus- 
drücklieh bestimmt, dass in den dort geaanoteo Fällen ein Kurator zu 
bestellen ist, nnd im § 3, aaf welchen, die Beschwerdeführerin sieh beroft^ 
nnr ausgesprochen wird, dass die Betheiligten um diese Bestellong an- 
snchen kennen, so liegt doch der Fall za einer solchen amtswegigen 
Bestellnng hier nicht vor. 



Digitized by Google 



948 Bataeb. des Oratarr. Obersten Oericbtohofea vom 27. September 1892. 



Die Eisenbahn-Gesellschaft A. ist eine unter besonderer staatlicher 
Aafßicbt stehende Unternehmnng; bezüglich der Löschnog der Theilschnld- 
▼eisehreibaDgfdn derselben haben daher die Bestimmnngen des III. Ab- 
Batzes des § 15 des bezogenen Gesetzes znr Anwendung zn kommen, 
nach welchem aber nieht, wie dies in Abs. 2 dieses Paragraphen festge- 
setzt ist^ der gemeinsame Kurator von der Ldscfanng zu verständigen ist, 
sondern es genügt, wenn die Bestätigung des die Anfaicht führenden 
staatlichen Organes beigebracht wird. Auch die Bestimrauug des § 123 
G. G. macht diese Bestellung nicht erforderlich, weil die Vorschrift dieses 
Paragraphes mit den Bestimmungen des späteren Gesetzes vom 24. April 
1874t Nr. 49 R. G. Bl., in £inkhuig gebracht werden mnss, so dass als 
genügend anerkannt werden muss, wenn der Löschungsbescheid dem die 
Lüscliungserklärung ausstelleudeo Begiernngsorgane zugestellt wird, wofür 
auch die analoge Bestimmung des § 14 dieses Gesetzes spricht. 

Uober Hevisionsrekurs des bestellten Kurators fand der Oberste 
Gerielitshof in Abänderung der angefochteneu obcrlandesgeriehtlichcn 
Entselieidiiiit? <len erstrichterlichen Bescheid wieder herzustellen, wobei 
erwogen wurde, dass naeh § V23 des Grimdburhs-f le^^etzes vom 2b. Juli 
1871, R. G, Bl. Nr. ',):), von der Erlediirnni: der (inindbnrhs-Gesnelif^ ins- 
besondere auch Diejenigen, deren büeherliehe Hechte aufgehoben werden, 
von Amtswogen verständigt worden müssen, dass diese gesetzliche Be- 
stimmung durch das (»oet/ vom 24. April 1874, Nr. 49 H. G. Bl., nicht 
nur keine Abänderung, sondern vielmehr eine Bekräftigung iusotern i:-!- 
fahren hat. im letzteren Gesetze auf vmv'ehend - Bestimmung des 
Gruudbuchs-Gesetzei« Bezug g- nommen wird, dass dem staatlichen Orgaue. 
welches bei den unter besonderer staatlichen Aufsicht steheud-'n Unter- 
ii' hmungen diese Aufsicht auszuühen lierufen ist, eine Vertretungsbefui;niss 
hinsichtlicJi der Besitzer dei auf Inhaber lautenden oder dureii Indossa- 
ment übertragbaren Theilschuldvcrschreibungen nicht zusteht, und die zu 
Folge der §§ 14 und 15 des Gesetzes vom 24. April 1874, Nr. 49 R. G. Bl.. 
"von dem «^tnatliehcii Organe auszustellenden Bestätigungen keineswegs als 
Ansfluss einer demselben eingeräumten Vertretungsbefugniss anzusehen 
sind, dass nach § 26Ü a. b. G. B. für Personen, welche ihre Rechte nicht 
gelbst wahren können, ein Kurator zu bestellen ist. und dass diese allge- 
meine Regel speziell auch für Besitzer derartiger Thcilschnldverschrei- 
bungen anf Grund des § 1 des Gesetzes vom 24. April 1874, Nr. 49 
R. G. Bl., in Anwendung zu kommen hat. 
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Nr. 246. Entsch. des Prenss. Ober-Verwalt.-Gerichts. 

I. Seu:it. Vorn '28. September 1892. 

rpr.uv., \ trw. Hl XIV. Nr. 10. S. IIT. J 

Ab^enzung des Gebiets der Bahnpolizei und dor Ortspolizei. In das 
Gebiet der ersteren g;ebörte zweifellos die Durchführung aller im Bahn- 
polizeireglement (Betriebsordnung) enthaltenen Normen, also auch, soweit 
sie die Erleuchtung der Bahnhofszufuhrwege betreifen. Diesen speziellen 
Befugnissen gegeniibpr mÜHsen die generell geordneten Funktionen der 
Ortspol! z^i in der Kegel zurücktreten und sich auf den Schutz solcher 
öffentlichen Interessen besohränken, welche ihrer alleinigen Obliut anve^ 

traut sind. 

„Unbestritteo hat die beklagte OrtspolizeibebOrde darch ihre Ver- 
ffignngen die BeleochtaDg des Zufuhrweges nicht als einen Staatshoheit' 
liehen Akt, sondern als eine aui;h dem privaten Wei^etigentfirimer ob- 
liegende Handlung erfordert, das klagende Betrit'l)saiiit nicht aU Verwalter 
der Bahnpolizei, sondern als den Vertreter des Betriebsunterochniers in 
Anspruch genommen; und das Betriebsamt bat die Recbtswidrigkeit der 
VerfOgQOgen — abgesehen Ton dem nn'^eblichen Mangel der thatsäi-hlicheo 
Voraussetzungen — aus der mangeindeu Zuständigkeit der verfügenden 
OrtspolizeibehOrde hergeleitet. Daher handelt es sich nicht iedigli<-h und 
allein um einen blossen Kompetenzstreit zwischen zwei koordinirten 
Polizeibehörden, der im Wege des Streitverfahrens nicht ausgetragen werden 
könnte (vergl. Entsch. d. 0. V. G. Bd. II S. 404, Bd. III S. 196, Bd. V 
S. 363 und 331), sondern recht eigentlich um den durch Klage aus 
§§ r27/r28 Landcsverw.-Ges. zu bewirkenden Sdiutz der Individualrechte 
des Betriebsunternehmers, hier des Statitos als des Trägers privater Ver- 
mögensrechte, gegen polizeiliche Eingriffe. Die Klage erscheint demnach 
an sich znla^siu. imi ist als Kläger nicht das Betriebsamt, sondern der 
Ifiskus, vertreten (lun li letzteres, zu bezeiel.neii. 

Bezütrlich der Kcchtmässigkeit der AiKM'hiMTi'j: eiitstehen die Fragen, 
zunäclist, ob zum Erlasse derst^ltteu die liiuinjinii/t i zust;iii<lig war? und 
ferner, oh nicht gleichwohl eine kunkurrirende Zusländigkeil der Oits- 
polizei uuzuorkeuuen sein möchte. Jcues war zu bejahen, dieses aber zu 
verneinen. 

Nach den gellenden staatsrechtlichen Normen sind die Kiseiiliahneu 
in doppelter Richtung Gegenstand einer staatshoheitlichen Einwirkung; 
einmal ist der ünternehmer anzuhalten, dass er die Eisenbahn konzessions- 
mässig und so. (hi>.s die Uetoideriins: mit Sicherheit und dtr Bestimmung 
des Unternehmens als einer Öffentlichen Verkehrsiaiistalt eutsprecheud er- 
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folgen kaon, uDterhält, ausstattet und betreibt (§§ 4, 24, 46 des Ges. 
vom a. November 183$, G. S. S. 505; Art. 42—44 der BeiehsTetfaaaiuig). 
nnd andererseitB sind die Anlagen and der Betrieb gegen stOrende Eio- 
wirknngen Dritter (seitens der Reisenden und des PnbUknma) za sehfitzen 
(§ 23 des Gesetzes, Äri 43 der Reichsverfassung). Das ?om Bundes- 
rathe besehloesene Bahnpolizei-Reglement vom 30. November 1885 (R.G.BL 
S. 289) — welches, da die nene BetHebsordnuDg vom 5. Jnli 1892 (R.G.Bi. 
S. 691) erst mit 1893 in Kraft tritt, zur Zeit noch gilt — regelt dem- 
gem&ss in den Abschnitten I bis III die Pflichten des Untem^mers ond 
unter IV das Verhalten des Pabliknms, während nach den Abschnitten V 
nnd VI die letzteren Vorschriften von den Bahnpolizei-Beamten, nnd die 
nnter I bis III von den Direktionen und Anfsichtsbehörden d^^<dlznf^fihren 
sind. Da aber zahlreiche der in Abschnitt I bis III enthaltenen Vor- 
Schriften lediglich die Sicherheit, die Abwendung von Gefahren für den 
auf und neben der Bahn sich bewegenden Verkehr bezwecken (vergl. § 1 
Abs. 1 und § 72 des Reglements), somit völlig dem in § 10 II 17 A.L.R. 
als Aufgabe der Polizei umschriebenen Gebiete staatshoheitlicher Funktionen 
angeboren, so sind die anf Grand jener Vorschriften gegen den Unter- 
Dflimor L-^^'stellten und erzwungenen Anfordemngen in ihrem inneren recht- 
lichen Wesen gleichfalls polizeiliche Anordiinn^en, wenngleich das Regle- 
ment sie unter den weiteren Begriff der Beaufsichtigung fas^^t und damit 
sie von denjenigen staatlichen Verf&gnngen nicht scharf unterscheidet, 
welche nicht den polizeilich noth wendigen Schutz der Aligemeinheit gegen 
Gefahr für Leben und Eigenthnm, sondern die eigenen Interessen des — 
schon meist als juristischer Person mannigfachen staatlichen Einwirkungen 
unterliegenden — Unternehmers betreffen. 

Die so begrfmdf'te polizeiliche Zuständigkeit der Bahnpolizei- nnd 
Aüfsi(htsor£(aTie ist jedoch dnirh das Reglement selbst örtlich und sach- 
licli beschrankt. Kauralieh err^treckt sie sich nicht weiter nls ;mf das 
„Bahngrhiet (§ 53) d. i. auf „<lie <^anze l^ahn nnd die dazu gehörigen 
Anla^'en"^ (§ 70), als wclclie nehen dem „Planum, dessen Böschungen, 
Dämmen, Graben, Brürken"" (§ 54 n(H h „Bahnhöfe, Haltestellen (§§ 1 
und 3) und „Stationen" (§ 55) genannt werden. Unzweifelhaft umtasst 
das „Bahngebiet* nicht d'ii gei«ammten Grundbesitz des üntemehmer-j. 
z. B. nicht getrennt liegende Bciimtrii-, Arbpit^'r-Wohnungea, Werkstatten. 
Weh he Grundstücke nnt^r jenon HegrilV fallen, ist eine narh den Ver- 
haltnissen des Einztdfalls yn beantwortende Thatfras^e; Letzteres auch für 
die, im Eigenthum des l iitt-rnehmers stehenden, privaten Zuinhr\ve<;e zu 
den iStatioupn. Wahreiid ein solcher, dor ;iuf weit"' Krst reckung durch die 
offene Vrldinark tührt, iiiclil zum Bahngehict gehört, i^t an<.lererseits 
zweifellos derjenige Wegethcii dazu zu rechnen, welcher den Beätandtheil 
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einer anmittelbar den BIsenbaho-TraDsportzwecken dienenden GnmdAacbe 
bildet, welcher insbesondere innerhalb des eingefriedigten oder sonst naeh 
anssen klar erkennbar abgegrenzten Bahnhofstorrains selbst liegt. Diesem 
Untersehiede trftgt angenscheinlieh die Vorschrift im $ 5 Abs. 10 deti 
Bahnpolizei-Beglements Rficksicht, nach welcher die bahn polizeiliche Pflicht 
des Unternehmers nicht dahin geht, bei Dunkelheit je eine halbe Stnnde 
▼or und nach Ankouft oder Abfahrt jedes Personenzuges die nAnfahrten** 
zu den Stationen ohne Beschränkung za erleuchten, sondern nur dahin, 
«auf den Stationen die Anfahrten zn erleuchten". Und das» diese „An- 
fahrten" nicht — wie die Gegenerklärung der Bekl. annimmt — mit den 
in § 55 Abs. 3 nnd 4 erwähnten „Vorplätzen der Station" identisch sind, 
erhellt schon daraus, dass erstere zur Fortbewegung und letztere zum 
„Anhalten" der Fuhrwerlce bestiinnit sind. Die sachliche Zuständigkeit 
der Bahnpolizei ist durch den § 70 des Reglements nmschrieben und so- 
weit erstrecict, «als solches znr Anfrechterhaltung der für den Eisenbahn« 
betrieb erlassenen oder noch zu erlassenden Polizeiverordnungen erforder- 
lich ist*. In deren Bereich fällt daher zweifellos die Durchführung aller 
im Bahnpolizei-Reglement selbst eothaltenen Normen und damit auch die- 
jenige Erleuchtung der „Anfahrten auf den Stationen", welche im Hin- 
blick auf den von nnd zn den Personenzügen sich bewegenden Verkehr 
erforderlich wird. 

In dieser Streitsache Hc^t jedorh diejenige Strecke der Anfahrt, für 
welche — wie jetzt unstreitig; — allein die Belenclituns; gefordert wird, 
nach dem vorgelegten Lageplane und der nicht angefofhteiirn Klagrhtdiaup- 
tung innerhalb der Balmhofsanlage und bildet einen Theil des Bahnge- 
biets: die Belc'i' hUiug ist auch innerhalb des durch den § 5 zu 10 des 
Polizeireglements umsehriebenen ümfansieB und ans keiner anderen Rück- 
sicht, als der, um den Verkehr der Heisenden und ihrer Angehörigen von 
und zu den Personenzügen gegen (Gefahren zu sehützen, erfordert worden. 
Daher war zum Erlasse dieser Anordnung unzweifelhaft die Bahnpolizei 
und Aufsichtsbehörde örtlich nnd sachlich zuständig. 

Gegetn'iber dieser auf specit ller Norm berulienden Befugniss der Balm- 
polizei müssen die generell ge ordneten Funktionen der Ortspolizei in der 
Regel zurücktreten: die sachliclie Zuständigkeit jener «chliesst die etwa 
sonst vorhatulene Zustaudigkeit dieser regelmässig ans, da es mit einer 
geordneten Ilaudhai)iing der Pnü/ei unvereinbar erscheinen muss, wenn 
innerhalb desselben räunilicii* ii Wu kungskreises zwt4 vers» iiiedene Polizei- 
organc zur Walirung derselben öllentltchi'n Interesse» selbstständig einzu- 
schreiten hätten. — Diese Firwägnng kann selbstverstandüt b die Orts- 
polizei nicht hindern, An(»rdnumx ii, welche auf das Bahngebiet materiell 
einwirken, dann und soweit zu trelVen, als dies zum Schutze solcher Offent- 
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Hrhcn Interessen geschieht, welche ihrer alle inig en Obhnt anvertraut 
sind, (1. i. zur saehliehen Zustiiutlijikeit der Buhnpolizei nicht gehören. 
So hat die Ortspoiizei z. B. auch bezüglich der Buhnhofsgebäude über 
deren ortspnlizeiliolie Banarenehinigung /u beliudeo (Entwich, d. Ü.V.(i. 
Bd. S. 339); so darf sie die Beseitigung von Mfiiiffeln an den, Theiie 
der Bahnlir»fe bildenden Zufuhrwegeu nach Bd. IX S. 246 a. a. 0. dann 
erfordern, venu der Zustand des AVeges (z. B. durch unverdeckte Graben, 
Abhänge) solche ofienbareii und dringendeu Gefahren herbeiführt, dass 
deren Beseitiiinntr von jedem anderen Privateigenthüoier (z. B. von dem 
Industriellen bezügiieh des Brivatwegcs für die Arbeiter znr Fabrik) gleich- 
falls verlangt werden konnte. Dies wird jedoch durch die uiiniiltelhar 
folgende Ausführung — und deshalb dient diese von der Bekl. zur Unter- 
stützung ihrer Ansicht angezogenf» Entscheidung vielmehr zur Widerlegung 
derselben — wieder dadurch beschränkt, dass. soweit die durch die An- 
ordnung zu schützenden liileicsM ii nicht solche der allgemeinen Sicher- 
heit, sondern solche der Krleiciderang des durch Benutzung der Bahn als 
öflentliche Transportaustalt entstehenden Wikchrs sind, die Fürsorge für 
dieselben nicht mehr Aufgabe der Orts-, sondern solche der Bahnpolizei 
bildet. — Nun hat zwar jede Polizeibehörde bei ihrem EinschieilüU nicht 
bloss die ihrer speciellon Obhut, sondern (lanehen auch die der staatliclien 
Polizeigewalt überhaupt unterstellten iutercsseii zu berücksichtigen (vci^i. 
Entsch. d. O.V.G. Bd. V 8. -^22, Bd. Vll 25G, Bd. IX S. 230, Bd. XH 
S. 202). und deshalb kann iurucr das eine Polizeiorgau befugt ersehuiueu, 
bei Erledigung einer ilmi speciell obliegenden Angelegenheit auch solche 
Handlungeu (Unterlassungen), die an sich und losgelöst von ihrem Zu- 
sammenhange mit der ersteren Angelegenheit in die sachliche Zuständigkeit 
eines anderen Organs fallen würden, ausnahmsweise dauu mit zu ordnen, 
wenn beide Angelegenheiten nur zusammen uod in einem einheitlidien 
Yerfahren erledigt werden können (vergl. Endurtheü vom 25. Mal 18B9, 
Prenss. Verw.-Bl. Jahrg, XI S. 32, und Entech. d. O.V.G. Bd. XVIU S. 395). 
Aber fQr eine soldie, an sieh in die fremde Zastftndigkeit fiberg reifende 
Aktion des einen Polizeiorganes bleibt doch stets die erste und nnerläss- 
liche Yoranssetznng, dass der Anlass, welcher ein polizeiliches Einaehreiten 
flberbanpt erst nothwendig matdite, demjenigen Interessengebiete angehört, 
welches dem haudebden Organe znr Ffirsorge öberwiesen ist, unter dessen 
sachliche ZastSadigkeit fftUL Und an dieser Voranssetznng fehlt es bei 
der hier streitigen Anordnung der Ortspolizei gleichfalls vOUig, weil die 
Belenciitong der Anfahrt nur mit RQcksicbt auf das von der Bahnpolizei 
zu wahrende Interesse den Verkehrs von nnd zur Bahn erfordert warde. 

Nach Vorstehendem war schon anf die Berafang des Klftgers die an- 
gefochtene Anordnung der Ortspolizei vom 25. Juli 1891, als in Ueber- 
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sebreitong ihm Zust&ndigkeit und darom rechtswidrig erlaraeD, aiuaer 
Kraft zu setzen und demzufolge auch die, lediglich deren Durehfllhning 
bezweckende ZwangeandrohuDg vom 19. August Erledigt sich hiemach 
die bezfigiich der letzteren vom Geriditsvorsitzenden eingelegte Berufung, 
so war auch deren Begrindang ^ in öebereinstimmung mit dem Ministe- 
rialkonmaissar — als zutreffend nicht anzuerkennen. 

Denn durch das Lande8verw.*6esetz ist die Befngniss der PoUzei- 
behOrden, zur Dnrchlllhnuig ihrer Anordnungen die Zwangsmittel des 
§ 132 a. a. 0. anzudrohen und festzusetzen, bezüglich des zu zwin- 
genden Rechtssabjekts in keiner Weise beschränkt; sie ist gegen fiskaltsdie 
Stationen und Gemeiudeu etc. in tägliciier Uebung und in der angezogenen 
Entscheidung des O.V.G. Bd. V S. 86 noch ausdrücklich anerkannt Nur 
bezüglich der thats&chlichen Vollstreckung der Exekution sind polizei- 
zeiliche Verfügungen nicht anders wie gerichtliche Urtheile zu behandeln 
dergestalt, dass der zwangsweisen "Wegnahme von Sachen aus dem Ver- 
mögen des Fiskus oder der Gemeinden gemäss dem § 33 Tit. 35 und 
Anhang § 153 zu § 45 I 24 der AjUg. Gerichtsordnung in Verbindung 
mit § 15 zu 4 des Einfübrongsgesetzes zur Civilprozessordnung ein Be- 
nehmen mit der vorgesetzten Finanz- bezw. Eommnnalaufinchtsbehflrde 
vorhergehen muss. 

Bezüglich der Rechtmässigkeit des streitigen Zwangsmittels hat der 
Ministerialkommissar seinerseits noch Zweifel dahin angeregt, dass die 
Androhung der Geldstrafe, weil die zu erzwingende Handlung durch Dritte 
geleistet werden könnte, überhaupt nicht, und dass sie ferner jedenfalls 
nicht gegen die Beh(1rde als solche, sondern nur gegen den säumigen 
Beamten hätte erfolgeu dürfen. Aber auch diese Bedenken erscheinen 
nicht begründet: denn einmal hat der § i;V2 N"r. 1 und 2 des Landesverw,- 
Gesetzes die Geldstrafe nieht bloss dann zugelassen, wenn die Ausführung 
durch Dritte völlig unmöglich ist. sondern schon dann, wenn sie nicht 
, thunlich" d. i. nach dem Ermessen der Behörde im gegebeneu Falle 
nicht angemessen ist (Entsch. d. O.V.G. Bd. VlI S. 341); und znm An- 
ileren steht hier keine eigentliche Strafe (Süiine lür den Bruch der Rechts- 
I rdnung), sondern ein blosses Zwangsmittel in Frage, und dieses war 
/\v:ir in einem an das Königl. Betriehsamt gerichteten Schreiben, aber 
gieichwühl nicht gegen diese Behörde als solche, sondern — wie Eingangs 
gezeigt gegen den durch sie vertretenen Fiskus angedroht. 

Hiernach hätte nnter der Voraussetzung, dass die Anordnung eine 
rechtmäsöige gewesen wäre, auch die Androhung als rechtswidrig nicht 
erachtet werden können. Aber auch im entgegengesetzten Falle, bei Auf- 
hebung der Androhung, hätte der auf diese entfallende Kostauantheil ge- 
mäss § 103 Landesverw.-Ges. der Bekl. in vollem Betrage d. i. für den 

Eger, EiseabAhorechtUcbe EaUcheidonKen IX. 23 
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guDzeij Verlauf des Prozesses auferlegt werden mflssei), nod mtkt bloss 
etwa — wie die Berafiuig des GerichtsTorsitzendeii unter Bezug auf § 104 
a. a. 0. beantragt bat — nur bis zq dem Zeitpunkte des Sebreibens vom 
4. Sept. 1891, in welcbem Beklagte sich vergleichsweise zar Znrfieknahme 
der Androhung für den Fall erbietet, dass Kläger seinen Widerspruch 
gegen die Anordnung fallen' lassen würde. Denn die Ablehnung eines — 
hier zudem noch aussergeriehtlich angebotenen — Vergleiches und das 
Bestehen auf die riehterliche Entscheidung fiber die streitigen Ansprache 
ist kein prozessualisches Verschulden des Klägers im Sinne des § 104. — 
Ganz abgesehen von der Frage, ob bei der hier streitigen Kostenverthei- 
long unter den Parteien ein öflfeotliches Interesse fiberhaupt obwaltet, ent- 
behrt der auf diese bezfigliche Bemfnngsantrag auch materiell der Be- 
gründung.*^ 



Hr. Entseh. des Deutschen ReleluigerlehtB. 

3. Civil-Senat Vom 11. Oktober 1893. 

rivT. WodMBwto. im Nr. «/SL S. MT. Zlft »1 

Inwiefern ist die Klage auf cantio damni infeoti gemeinrecbflich gegen 
den fliseubalmfiskus bei einer EiBeniialm Aulage (Dammerliuiiuiig mit 

DüTchlässeü) zulässig? 

Allerdings findet nach gesetzlicher Vorschrift (1. 18 § 2, 1 D. de 
damD. inf. 39, 2) die Eiap:e auf cautio damni infecti dann niclit statt, 
wenn der dadarch zu sichernde Ersatz eines künftigen Schadens mittelst 
einer anderen Klage erreicht werden kann. Es ist auch dem B. R. darin 
beizntreten, dass es hierbei nicht darauf ankommt, ob dieser andere 
Bechtsbehelf znr Zeit der Anforderung der Kaution, sondern darauf, ob 
er beim Eintritt des Schadens g^eben ist Die Rkl. bestreitet dies; 
ihren diesfallsigen Ansfuhrongen gegenfiber ist indessen anf die über- 
zeugende, auch Tom B. K. angezogene Darlegung von Bnrckhard, die 
cantio damni infecti S. 256 zu verweisen, welche in der allgemeinen 
Fassung der oben erwähnten romisch-rechtiicben Vorschrift ti ihre weitere 
Unterstützung findet. Immerhin kann aber, wie Burckhard a. a. 0. zu- 
treffend hervorhebt und auch die Voriastanz annimmt, von einem Aus- 
schluiss der Kl. auf cantio damni infecti nur dann die Rede sein, wenn 
bereits bei Anforderung der Kaution feststeht, dass der Ersatz 
des befürchteten Schadens, sobald letzterer eingetreten ist, auch in anderer 
Weise zu erwirken ist. In dieser Beziehnnj? kann mit dem vorigen Richter 
nach der Lage des Falles nur die actio negatoria in Frage gezogen wer» 
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''den. Nach der jetzt herrschenden Theorie und Praxis wird diese Klage 
auch anf Ersati; des vor ihrer Anstellung erwachsenen Schadens gegeben, 
dies jedoch nur dann, wenn »i — sie regelmässig begründenden — 
objektiv rechtwidrigen Eingiiff in i)remde8 Bigeathnm noch ein besonderer, 
die Scbadenspflicbt begründender Umstand, sei dies ein snbjeictfves Ver- 
schnlden des BekL (i. 5. Cod. de serv. 3,34), sei es ein anderer Gmnd, 
hinzutritt Siehe die in den Vorinstanzen zitirte Entsch. des R. G. Bd. ?I 
S. 231. Der B. R. findet nun im Anscfalnss an die Entsch. des R.G. 
Bd. XVII S. 104 einen solchen andern ^mnd in dem eigenthflmlichen 
reehüiehen Verhftltniss des Eisenbahnnntemehmers zn den Besitzern an- 
grenzender Privatgmndstftcke, wonach der Ervtere zwar durch seinen Ge* 
Werbebetrieb in das Eigenthnm der Letzteren, ohne einer Klage derselben 
auf Unterlassung oder Beseitigang der StOmng ausgeseizt zu sein, ein- 
greifen kann, dafür aber auch denselben ohne besonderes Verschulden auf 
seiner Seite znm Ersätze des durch derartige Betriebshandlungen verur- 
sachten Schadens verpflichtet ist, sofern er bei Vornahme derartiger 
Handlangen dessen Eintritt voraussehen konnte. Die Gflltig- 
keit dieses Grundsatzes an sich ist nicht zn beanstanden (siehe auch Koch, 
Deutschlands Eisenbahnen LTheilS. 136. 140ff. — Bessel-Efihlwetter, 
das Preussisehe Eisenbahnrecht S. 140 ff. — Eger, Handbuch des Preussl- 
ecben Eisenbahnrechts I. Band S. 541 ff.) wohl aber die Anwendbarkwt 
desselben anf den vorliegenden Fall — mit der Rkl. und abweichend von 
den Vorinstanzen — zn verneinen, da hier die tbats&chlichen Voraus- 
setzungen dieser Anwendbarkeit nicht durchweg gegeben sind und die 
Sachlage eine andere ist, als in dem Bd. XVII S. 103 der Entschei- 
dungen erwähnten Falle. Dort handelte es sich um einen Brandschaden, 
der an einem der Eisenbahn benachbarten Grnndstfick durch d«i Fnnken- 
answnrf der Lokomotive herbeigeführt, mithin die Folge eines mit dem 
Betriel)e zusammenhängenden Vorgangs war, welcher sich von vorn- 
herein als ein Eingriff in das Eigenthum der Anlieger erwies und dessen 
gefährliche Wirkung der Unternehmer bei seinem Betrieb«' nhne Weiteres 
erkennen und voraussehen konnte. Im vorliegenden Falle aber bildet den 
Anlass zur Klageerhebuttg nach dem Klagvorbringen eine Eisenbahn- 
Anlage (Dammerhöhung mit Durchlässen), welche lediglich auf dem 
Grundbesitz des Beki. errichtet ist und an und für sich keinerlei Eingriff 
in das Ei^enthumsrecht der Rl. enthält, sondern nur unter Hinzutritt von 
noch nnbestimmten, znkanftigen Ereignissen — Austreten des Rheins, 
Berandringen von Wassermassen in Folge von Regengüssen — möglicher 
Weise später das klägerische Grundstück gefährden kann. Dass der Bekl. 
bei Vornahme der Dammerhöhung eine derartige Gcfährdang, als mös:- 
liche Folge seiner erwähnten Anlage, habe voraussehen müssen oder 

23* 
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können, ist von der El. im gegeowSiügen Prozese nieht behauptet und 
naeh den angeführten Umet&nden keineewegn ohne Weiteres zu nntor- 
atoUen. Da aber gerade diese Voraussieht als eine weeentliebe Bediogong 
für die Anwendbariceit des oben erwfthnten' Omndsatzes und fftr die Zn- 
lassnng der actio negatoria in ihrer Ricbtnng aof Ersatz des Tor ihrer 
Anstellung erwaehsenen Sehadens erseheint (wie dies auoh die angeführte 
Entseh. des R. G. Bd. XVII S. 104 ausdrfieldich ausspricht), so kann 
nicht angenommen werden, dass derjenige Schadensersatz, den sich die 
EL durefa die geklagte Eantion sichern will, seiner Zeit auch mit der 
erwähnten Eigenthnmsklage wQrde gelteod gemacht weiden können. Die 
auf abweichender Bechtsansicht beruhende Entscheidung der Vorinstanz 
war hiemach aafeuheben und insoweit der Revision zu entsprechen. Da- 
gegen konnte dem weiteren Antrage der El, schon jetzt den BeU. nach 
dem Elagantrag za vernrtheilen, nicht stattgegeben werden. Zwar steht 
der Zulfissigkeit der Klage, so wenig wie die Snbsidiaritftt, der Umstand 
entgegen, dass als Bekl. der Fiskns belangt wird; denn als Eisenbahn- 
Unternehmer ist derselbe dem Privaten völlig gleichgestellt und kann 
daher auch in dieser Eigenschaft die Befreiung von der Kaution, die ihm 
im römischen Recht nur mit Rücksicht auf seine öffeDtlichrechtli( he Stel- 
lung zugestanden war, nicht weiter beanspruchen. Burckhard a. a. O. 
S. 665, Hesse, Recht.sverhältnisse zwischen Grnndstftcksnacbbarn, 2. Aufl. 
S. 339, 340, Entseh. des R. G. Bd. XVU S. 105. 



ür. 248. Entgeh, des Deatsdien B«ieh8gerlelit8. 

5. Civil-Senat Vom 12. Oktober 1892. 

§§ 30. 34. 36. 37 Preuss. Enteign. Ges. vom 11. Juni 1874. Die naeh 
eifolgter Besitsnahme des 0nmdatfteks gesohehene Hinterlegiug der tobl 
Besirksaussehusss festgesetzten Entechidjgnngssumme Ist eine vdUig frei- 
willige Handlung des üntemehmers und hat daher die Wirkung einer 
vorbehaltlosen Zahlung im Sinns des § 135, Th. I Til 18 A. L. R. 

Der B.R. erachtet die Anwendung der Vorschriften in den §§ 160 
bis 165 Thl. I Tit. 16 des A.L.R. („vom Vorbehalte bei Zahlungen'^) lui 
ausgeschlossen, weil die Bestimmung des § 36 Abs. .3 des Euteignungs- 
gesetzes eingreife. Es müsse angenommen werden, dass Hinterlegung etc. 
Seitens des EL unbeschadet der aus dieser Gesetzesstclle für ihn even- 
tndl abfliessenden Rechte habe bewirkt werden sollen und bewirkt worden 
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sei. Besondere Thatsachen, auf welche diese Annahme sich stutze, g;iebt 
der B.R. nicht an. Seiner Rechtsaufifassung aber kann nicht beigetreten 
werden. Die Hinterlegnng der Yom BezirksansachaBse festgesetzten Ent- 
schädigung ist ausgesproehenermaaeeen w^en der fiypotheicenbelastnng 
des enteigneten Grundstücks geschehen (Enteignungsgesetz § 37 Nr. 3). 
Dementsprechend ist in dem Schreiben des Kl. an den BekL vom 21. Juni 
1889 (Pr.Vcrw.Bl. MY Nr. 8 S. 87) die Auszahlung von der Hinter- 
legungsstelle nur von dem Vorbehalte abhängig gemacht worden, dass 
znvor die Hypotheken zu löschen seien. Dieser Vorbehalt ist erledigt. 
Demnach war die Hinterlegungsstelle znr Aaszahlong an den Bekl. be- 
fugt, einer weiteren Erklärung des Kl. bedurfte es dn/n nicht, und es 
ist nicht ersichtlich, wie dieser die ffir den Fall der Löschung der Hypotheken 
im Voraus von ihm genehmigte Zahlung als eine ohne sein Zuthun er- 
folgte bezeichnen kann. Ein Vorbehalt bei der Zahlung wirkt nicht über 
seinen ausgesprochenen Grand hinaus (A.L.R. Tbl. I Tit. 16 §§ 160, 163). 
Die nach Löschung der Hypotheken durch die Hinterlegungsstelle erfolgte 
Zahlung ist also als vorbehaltlos geleistet anzusehen und hat somit nach 
§ 165 a. a. 0. der Regel nach fd. h. wenn keiner der iu don §§ 1^8—212 da- 
selbst geordneten Rückforderungafiille vorliegt, was hwr liii lit lu hnnptet 
und ersichilich nicht der Fall ist) die Wirkung, dass die Einwendungen, 
welche der Zahlende dem Andern hätte entgegensetzen können, verloren 
geben. (Ob schon die, bloss unter dem Vorbehalte der Hypotheken- 
löschmig gescheheoe Hinterlegung die gleiche Wirkimcr t?ebabt haben würde, 
bedarf für den vorlieG;eTKleu Fall nicht der Untersuchung, vergl. übrigens 
Entsch. des Ubertnbunais in Striethorst's Archiv Bd. 89 8. 324 und Entsch. 
des K.G. Bd. 24 S. 324.) Von der Absicht des Zahlenden, auf seine 
Einwendungen gegen die Zahlungspflicht zu verzichten, ist die gesetzliche 
"V\ irkuug der vorbehaltlosen Zahlung nicht abhängig. Die angeblich von 
einem Vertreter des Kl. bei der der Verwaltungsentseheidung voraus- 
gegangenen Abschätzung abgegebene Erklärung, dass gegen eine dieser 
Abschätznng entsprechende Entscheidung der Rechtsweg werde beschritten 
werden, ist, soviel ersichtlich, nicht schriftlich abgegeben (§ 161 a. a. 0.) 
und ist kein Vorbehalt bei der Zahlung. Wenn ilaiier auch der Ver- 
treter zu jener KrkLunng ermaditigt war, so hat sie durch die spätere 
vorbehaltlose Zulikui^^ iliii; Erledigung gefunden. Diese aus den allge- 
iiiciiicii Rechtsvurschriften sich ergebenden Folgerungen v/urden nur durch 
Besonderheiten des Euteignungsrechts ausgeschlossen werden können. 
Solche sind aber als für den vorliegenden Thatbestand vorhandcu nicht 
anzuerkennen. Der vom B.R. angezogene § 36 Abs. 3 des Euteiguungs- 
gesetzee enthSlt eine dispositive Bestimmung nur darüber, wie es mit der 
Terzinsnng za halten sei, wenn die im Verwaltungswege festgesetzte 
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EntsfhäUiguugösuiiiiiif durch die gerichtliche Entöcheidnng herabgesetzt 
wird (uod in Folge dessen der gezahlte Mohrbetrag za erstatten ist) ; er 
entscheidet aber nicht darüber, miti r welchen Voraussetzungen eine gericht- 
liche Herabsetzung der Ent-schädiguuii; gelonlert werden knuu. Hierüber 
verhält sich vielmehr der § 30 des Gesetzes; derselbe bestimmt zwar, 
dass die Yerwaltnngsentscheidung. insbesondere von dem Unternehmer znin 
Zwecke der Uerabset/ung der EuLseliädigung, binnen sechs Mouaten im 
Rechtswege angefochten werden kann; daraus ist aber nicht zu euluelinien, 
dass die allgemeinen rechtliciien Grundsätze über die Aufgabe von Rechteu 
haben geändert werden sollen, uinl tdwenig diese Vorschrift einem aus- 
drücklichen Verzicht auf die Anfechtung der Verwaltungsentscheidung 
entgegensteht, so weniu kann aus ihi die Absicht des Gesetzgebers ent- 
uommcü werden, eine Handlung, welcher diu allgemeinen Gesetze die 
die gleiche Wirkung mit dem Verzichte beilegen (der vorbehaltlosen Zah- 
lung), diese Wirksamkeit in Bezug auf die Anfechtung der Verwaltungs- 
entscheidung im Enteignnngsverfahren zu versagen. Der 1. K., der im 
ErgebDiss mit dem B.R. übereinstimmt, stützt sich darauf, dass die Zah- 
lung oder Hinterlegung Tor der gerichtlichen Entscheidung nach §§ 32, 34 
des Enteignungsgesetzes eine nothwendige sei, und dass es aus diesem 
Gnmde eines Torb^ialts bd der Zahlung nicht bedurft habe. Von diesen 
ToTsefariften behandelt indessen der § 32 nnr den regelmässigen Fall der 
ZahloDg oder Hinterlegung nach Erledigung des Rechtsweges durch rechts- 
krftftiges Ortheil oder dnrch Fristversänninng. Der § 34 erkl&it in dring- 
lichen Fällen die Yollziehang der Enteignung auf Antrag des Unterneh- 
mers vor Erledigung des Rechtsweges für zulässig, sobald die im Ver- 
waltungswege festgesetzte Entschädigungssumme gezahlt oder hinterlegt 
ist Ob sich nun im Anschlüsse an die Auslegung des § 165 Thl. I Tit. 1€» 
des A.L.R., dass derselbe eine freiwillige Zahlung voraussetze, und 
dass es deshalb eines Vorbehaltes zur Erhaltung der Einwände nicht be- 
dfirfe, wenn die Zahlung zur Vermeidung eines gerichtlichen oder ad- 
ministrativen Zwangsverfahrens oder in einer äJmlichen Zwangslage des 
Zahlenden erfolgt (Demburg Preussisches Privatrecht Thl. 2 § 290 Nr. 2X 
die Auffassung rechtfertige, dass der Unternehmer, wenn er die im Ver- 
waltungswege festgesetzte Entschädigungssumme zahlt oder hinterlegt» um 
die für ihn dringliche Vollziehung der Enteignung vor Erledigung des 
Rechtsweges zn ermöglichen, dadurch, auch ohne besonderen Vorbehalt, 
die im Reditswege geltend zu machenden Einwendungen gegen die Hdhe 
der Entschädigungssumme nicht verliere, bedarf hier nicht der Ent- 
scheidung. Denn «ach der hier vorausgesetzte Thatbestand liegt nicht 
vor Die Besitznahme des Grundstücks schon vor der administrativen 
Feststellung der Entschädigung war dem El. vertragsmässig fireigeatellt 
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worden ohne audere Bedinsrnnff, als die der VcrzinsuDg der s[)äter fest- 
zu:»tellenden Entschädigmigssuniino vom Tage der ihm gestatteten Besitz- 
nahnie; insbesondere war die Bcfapiiisäi zur ßesitznahme nicht abhängig 
gemacht worden von der Auszahlung der Entschädignns: vor deren end- 
gtilti^^ r Feststellung. Zur Besitznahme des Grundstin kes 1 e i irfte also 
der Kl, eines Ausspruches der Verwaltungsbehörde wegen Aii^luhmng der 
Enteignung vor Erledigung des Rechtsweges, also auch der hierfür erfor- 
derlichen Zahlung oder Hinterlegung der Entschädigungssumme, nicht. 
Dass die weitere Wirkung der Enteignung, der IJebergang des Eigen- 
thums auf den Unternehmer, wenn dieser den Rcsitz bereits erlangt hat, 
dringlich sein könne, ist im Allgemeinen nicht anzunehmen, und jedenfalls 
hat der Kl. weder die Drin^rlichkeit der Enteignung nach dieser Richtung 
behauptet, noch hat er einen Antrag auf Erlass der im § 34 des Gesetzes 
bezeichneten Anordnung der Verwaltungsbehörde gestellt, oder die Ent- 
schädigungssumme zum Zwecke der Vorbereitung und Begründung eines 
solchen Antrages hinterlegt. Die mit der dem Bekl. ertheilten Ennftch- 
tigung, das Geld nach Löschung der Hypotheken abzuheben, geschehene 
Hinterlegung der vom Bezirksaasschnsse festgesetzten Entschädigungs- 
gnmiDe erseheint somit als eine völlig freiwillige HandlnDg des EL, was 
diir«h seine Ai^iabe, er habe dadurch nur Zinsen ersparen wollen, ledig- 
lieh, bestfttigt wird, und deshalb kann dem Vorgange die Wirkmig- einer 
vorbehaltlosen Zahlung, wie sie der § 165 Tbl. I Tit 16 des A.L.R. be- 
stimmt, nicht abgesprochen werden. Darans ergiebt sieh die Anlhebnng 
des anf dem entgegengesetzten Standpunkte stehenden B.U. nnd zugleich, 
da die Sa«he spruchreif ist, die Abweisung der Klage. Im Einklänge 
mit dem Vorstehenden steht die bei Eger, eisenbahnrechtliehe Eutsch., 
Bd. I S. 204 mitgetheiite Entsch. des III. 0. S. des R.G. vom 4. Jnni 1880. 



Nr. 249. :^tseli. dm Oesterr. Varwalt-Gerleliti^feB. 

Vom Id. Oktober 1892. 
COestwrr. Ekeab. V«rorda. BL Y. Nr. 144. & 31400 

Die Anwendung des Mllitftrtarifi» für Hflitftrtransporte auf einer Privat- 
balm nach den bei den Gesten*. Staatsbahnen jeweilig in Kraft stehenden 
Beetiinmnngen hat nur die allgemeine Verplttohtiuig der täsenbahnnnter« 
nehmnng dnroh die Eonzessionfl-Brkunde zurVoransBetzoBg, erfordert aber 
keineswegs, dass die Elsenbahnnuternehrnmig dem swlsohen der KOitär- 
und der Staatseiaenbahn-Verwaltiuig jeweilig abgeschlossenen üeberein- 
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kommen beigetreten M oder sa einem solchen Beitritte kemeegtonmiliiiilg 

fl]mleU veziifliektet wnrde. 

Der k. k. Yerweltonge-Oeriehtehof hat Über die Beschwerde der Be* 
triebeontemehmiuig der Hflhlkreiebahn in Linz gegen die EntBeheidnng 
des HandelemidietefinniB vom 1. September 1891, Z. 29390, betreffend 
die Anwendung dee HilitfirtarifBe für die fialerftncfaten des HiUtär-Liefe- 
ranten Adolf Winkler, nach der am 19. Oktober 1892 dnrcfageHIhrten 
öffentlichen mAndliehen Verhandinng zn Beeht erkannt: 

Die Beechwerde wird nie nnbegrOndet abgewiesen. Ein Eostenersats 
findet nicht statt 

Entsch ei dnngsgr linde: 
Adolf Winkler, k. k. Postmeister in Linz, hat mit dem MiHtfirirar 
einen Vertrag anf LiefSening von 7470 Meterzentner Hafer ab Staate* oder 
JlQhlkreisbahn in Linz abgeschlossen, in dem bezüglichen Vertrage wnrde 

ihm die Transportirang des Hafers per Eisenbahn zam Militärtarife zuge- 
standen. Dieser Hafer wurde uuf der Mühlkreisbahn nach Gr£Bhr*Linz 
befördert und vom k. nnd k. Militär- Verpflegsmagazin übernommen. 

Nach der dieslaUs mit der Mühlkreisbahn-Betriebsuntemehmang ge- 
pflogenen Abrechnnng hat Winkler für 245 800 kg Hafer an Fracht be- 



zahlt fl. 1.125,46 

Bei Berechnnag der Be&ctie hat die Bahnbetriebslettnng 
der Berechnung den Tarifsatz 0-8 kr. sammt Znsehlag zn 
Grunde gelegt, wodurch sich eine Frachtgebfihr von . . fl. 901,24 

nnd sohin eine Refoctie von fl. 324,22 

ergeben wflrde. 

Winkler beansprucht jedoch die Anwendung des Tarif-Frachtsatzes 
für Militargüter von 0,25 kr. aammt Zuschlag, wonach sich die Fracht- 

gebühr mit fl. 282,36 

nnd entgegen der gezahlten Fracht per fl. 1.125,46 

eine Refactie von fl. 843,10 

ergiebt. 



Nachdem sich die Bahnbetriebs- Unternehmung und Adolf Winkler 
nicht einigten, hat das Handelsministerium mit der angefochtenen Ent- 
scheidung die Betriebsuntemehmung der Mühlkreisbahn verhalten, der 
Beklamation des Adolf Winkler wegen Anwendung des Militärlastzugtarifes 
Folge zn geben. 

Der Verwaltnngs-Gerichtshof ist bei seinem Erkenntnisse von nach- 
stehenden Erwägungen auegcgangeu: 

Nach § 7, Abs. 1, der Konzessions-Uikonde für die Mühlkreisbahn 
vom 28. Juli 1886, R. 6. El. Nr. 136, hat die Ufihlkreisbahn die Vei^ 
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pflichtimg) die Militärtransporte nach herabgesetzten Tnrifpreisen, und zwar 
nach den in dieser Beziehung bei den Oesterreiohischen Staatsbabnen je- 
weilig in Eralt bestehenden Bestimmnngen, zu besorgen. 

Wie von der Beschwerde nicht bestritten wird, bestehen in Bezog 
auf die Tarifpreise für Militärtransporte bei den Oesteir. Staatebahnen 
jene Bestimmungen in Kraft, welche durch das Uebereinkommen zwischen 
dem k. n, k. Reichs-Kriegsmini8terium und den beiderseitigen Landesver- 
thöidigungs-Ministerien einerseits und verschiedenen Osten*.- ungarischen 
Eisenbahn- Verwaltungen andererseits abgeschlossen und am J. Januar 1S84 
sammt den bezüglichen Nachträgen festgestellt worden sind. 

Ilicrnach ist es zweifellos, dass die Mühlkreisbahn, ohne Rücksicht 
darauf, dass dieselbe speziell dem fraglichen Uebereinkommen nicht bei- 
getreten ist oder zu einem solchen Beitritte kotizessionsmiissig nicht spe- 
ziell verpflichtet wurde, auf Grund der Konzessions-Urkuude (§ 7) bei 
Militärtransporten nach diesen gegenwärtiG; für die k. k. Staats- 
balmen geltenden Bestimmungen für derlei Transporte sich zu be- 
nehmen hat. 

Der durch den Nachtrag IV inoditizirte Artikel 14 dieses üebereia- 
korameus enthält nachstehende Bestimmung: 

„Wenn für die Armee bestimmte Naturalien von J.ieferanten zur Be- 
förderung an Militär-Verpflcgsmagazine zur Aufgabe gelangen, so werden 
die Transj I 1 tgeböhren in dem Falle nach dem Militärtarife, und /war 
nicht direkt, bouderu im Hückvergütungswege berechnet, wenn die Si ti- 
dungen an ein Militär-Verpflegsmagaziii adressirt sind und von diesem 
auf dem Frachtbriefe als Adressat bezeichneten Militär- VerpÜegsmagazin 
auch thatsächlich bezogen werden." 

Hiernach ist es zweifellos, dass als Militärtransporto bei den 
Staatsbahnen nicht bloss Sendungen, welche die Truppe selbst oder Militär- 
güter betreffen und von der Militärverwaltung unternommen werden, son- 
dern auch solche Sendungen als Militärtransporte gelten und behan- 
delt werden, die zwar von Privatpereonen, von diesen aber über Veran- 
lassung des MiliUiuuars und für dessen Zwecke ausgeführt werden. 

Insbesondere erscheint in dem Gcbührcnlurilc lür Militärtrans- 
porte, ddo. I.Januar 188<i, im Punkte 7 der allgemeinen Bestimmungen, 
der Lieferungen der Naturalien für die Armee an Militär- Verptlegsmuuazine 
durch Lieferanten gedacht und sind diese als Militärtransporte quaü- 
fizirt Da nnn die Eonzessions-Ürkunde vom 28. Juli 1886 diesen tarifa- 
rischen Bestimmungen nachgefolgt ist, so ist es naheliegend, dass dem 
Worte yHilitftrtransporte'' im § 7 jene Bedeutung beizumessen ist, 
wetelie dasMlbe füt die Sendungen der StaalalMlmeii zweifellos hat, zumal 
der § 7 die gleiehe Beliandlang des MÜit&iftrars auf der Linie der be- 
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schwerüeliibrenden Bahn bezweckt, welche das Militäriirar auf dcu Staats- 
bahnen erfährt. Da nun nach den derzeitigen in Kraft Itostebenden Be- 
stimniuuguu für die Ölaatsbahn Natarstlieu-Sendungen vou Lieferaulen für 
die Armee unter der Voraussetzung ihrer ämtlichen Uebemahme in tarifa-" 
rischer Beziehung als Militärtransporte zu behandeln sind, so erscheiut 
die angefochtene Entscheidung im § 7 der Konzessions -Urkunde be- 
gründet. 

Die von der mitbelangten Partei erhobene Einwendung des Mangels 
der Legitimation fand der Verwaitungs- Gerichtshof zu übergehen, und 
zwar in Anbetracht dessen, dass die beschwerdeführende Betriebsnotero 
nebmong im administrativen Verfahren bereits die Unznlftssigkeit der An- 
w^nng des Hilit&rtarifea auf die konkrete Sendung geltend gemacht 
hat imd die angefochtene Entacheidnng über diesen Streitpunkt, der die 
Rechte und Pfliehten der Bahnuntemehmaog zweifellos ber&hrt, ancb er« 
flössen ist. 

Der Aasspmch des HaDdelsministeriums, dass die Betriebsanter* 
nehmnng der Mfihlkreisbahn gehalten sei, gemäss § 7 der Konzessions- 
ürkande die von Adolf Winkler fOr das k. n. k. Militftriirar bestimmten 
und von der Hilitärverwaltnng abernommenen Haferlieferangen nach dem 
Militärtarife zn behandeln, mnsste daher als gesetzlich begründet er- 
kannt nnd demzufolge die dagegen gerichtete Besehwerde abgewiesen 
werden. 



Nr. 350. £nt§eli. des Deutsehen Keiehsgerichts. 
2. GiviUSenat Vom 25. Oktober 1892. 

8 Reichsges. betr. die Fürsorge für Beamte pp. vom 15. März 1886 
u. Prenss. Ftirsorgeges. vom 18. Juni 1887. Inwiefern stehen den diesen 
Gesetzen Unterworlenen auch Ansprüche aus dem Haftpflichtgesetze zu? 

Zufolge der Bestimmung des § 12 des R. Ges. betreffend die Für- 
sorge für Beamte und Personen des Soldateustandes in Folge von Betriebs- 
nofällen vom 15. März 1886 stehen den unter das Freussische Fürsoige- 
gesetz vom 18. Juni 1887 fallenden Beamten und deren üinterbliebenen 

reichsgcsetzliehe Schadensersatzanspruche wegen ira Dienst erlittener Be- 
triebsunfälle nur nach Maassgabe der $§ 8 Iiis 10 des genannten R, Ges. 
zu nnd bestimmt allerdings § 8, dass die in den §>^ 1 und 2 bezeichneten 
Personen einen Anspruch auf Ersatz des durch den Unfall (§ 1) erlittenen 
Sehadens gegen die Betriebsverwaltung, in deren Dienst sie den Unfall 
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erlitten haben, überlinupt uicbt geltend machen können. Das R. G. vom 
15. März 1886 schliesst sich dem Unfallvcrsiclierutigsgesetz vom 6. Juli 
1884 uu, dessen § 2 regelt die Renten der Hinterbliehenen im Allge- 
meinen nach Analogie der Bestimmnngen des Unfullversicherungsgesetzes 
und die §§ 8 — 10 entr^prcclicu den §§ 95, 97, 98 dos letzteren. In § 95 
ist aber bestimmt, dass die nach Maassgabe dieses (iosetzes versicherten 
Personen und deren Hinterbliebene einen Anspruch auf Ersatz des in Folge 
eines Unfalls erlittenen Schadens nur gegen diejenigen Betriebsuntemehmer, 
Bevollmächtigten oder Repräsentanten, Betriebs- oder Arbeiteraufseher 
geltend machen können, gegen welche durch strafgerichtliches ürtheil fest- 
gestellt worden ist^ dass sie den Unlsll vorsfttzlieh herbeigeführt haben. 
Die Frage, ob hiernach alle HinterhUebmien ^ner gegen die Folgen von 
Betriebennfftllen versicherten Person von Eotschftdigungsansprfichen aus- 
dem Haftpflichtgesetze ausgeschlossen seien oder nar diejenigen, welche 
nach § 6 Ziifer 2 des Uofallversicherangsgetzes Rente anzusprechen haben, 
mithin Aszendenten des Verstorbenen nnr dann, wenn dieser ihr einziger 
Ernährer war, ist von dem erkennenden Senate bereits i. S. Elanser gegen 
Dielen mit Urtheil vom 15. November 1889, Rep. II 213/89, und i. S. 
Königlich Prenssischer Eisenbahnfiskns gegen Wittwe Stüber mit ürtheil 
vom 7. April 1891, Rep. II 27/1891, in letzterem Sinne entschieden 
worden. Vergl. auch Entscb. des R. 6, Bd. 24 S. 123. Die gleiche Ans- 
legong rechtfertigt sich aber bei dem § 8 des R. Ges. vom Id. Mftrz 1886 
nnd des Prenssischen Gesetzes vom 18. Jnni 1887 dabin, dass nnr solche 
Personen, welche nach diesen Paragraphen Renten anzusprechen haben, 
von Sehadensersatzansprflchen gegen die Betriebsverwaltnng, in deren Dienst 
sie den ünM erlitten haben, beziehungsweise gegen den Staat ansge* 
schlössen sind, dass sonach ein Aszendent, welcher nach § 2 dieser Ge- 
setze deshalb nicht rentenberechtigt ist, weil der Verunglückte nicht sein 
einziger Rraährer war, gleichwohl auf Grund der §§ 1 und 8 des Haft- 
pflichtgesetzes einen Scbadensersatzansprueh gegen den Eisenbahnfiskns 
erheben kann, wie ihm dies znstftnde, wenn der Vernngltekte den Unfall 
nicht im Dienst erlitten hätte. Vergl. Landmann, Unfallversiehernngs- 
gesetz, unter Anm. 2, zn § 8 des Fürsoi^egesetzes vom 15. März 1886 
8. 322/23. 



Nr. ^1. Entseh. des Dentsehen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 25. Oktober 1892. 

§ 10 Abs. 2 Preuss. Enteign.-6es. vom 11. Juni 1874. Begriff und Um- 
fimg der Wertherhöhnng. Das Gesetz wül alle diejenigen Vortheile 
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nnberücksiolitigt wissen, welche dem zn enteignenden Gnmdstücke naok 
der Bewilligmig des EntelgnnngsrecMs durek das in. der £gL Verordmuig 

bezeichnete Unteraehmen znwaehfleiL 

Zur Begrflndmig der Revieian ist gegen das B. U. der Vorwurf er- 
hoben, dasB es. den § 10 Abs. 8 des BnteignungsgefletBee rom 11. JiiDi 
1874 verletze, indem es den FlucbtlimeDplea vom 28. Harz 1886 als 
neue Anlage im Sinne des gedachten Paragraphen ansehe nnd demzu- 
folge zn ünganeten der £1. eine Werthserhöhnng nnberftcksichtigt lasse, 
die schon durch die Featetellnng des Plane, nicht erst dnrch dessen Ane- 
fllhrnog bedingt sei. Dieser Vorwurf ist ungerechtfertigt. Das Grund- 
eigenthum kann nach § 1 des genannten Gesetzes nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohles für ein üntemehmen, dessen AusflihnLDg die Aus* 
fibnng des Enteignungsrechts erfordert, entzogen werden, nnd die Ent- 
ziehung erfolgt nach § 2 auf Grund einer Königlichen Verordnung, welche 
den Unternehmer und das Unternehmen bezeichnet Wenn nun § 10 
Abs. 2 vorschreibt) dass bei Bemessung der dem EigentbQmer zu ge- 
wahrenden Entscbftdigung die Werthserhöhnng, welche das abzulotende 
Grundstock erst durdi die neue Anlage erhfilt, nicht in Anschlag kommen 
soll, 80 kann unter der neuen Anlage nur das Unternehmen, ffir welches 
das Enteignungsrecht bewilligt worden ist, verstanden werden. Jedee 
Unternehmen befindet sich, bevor es zur AusfBhmng gelangt, im Zustande 
des Entwurfs; es kann nun dahin gestellt bleiben, ob das Gesetz von der 
Berackeichtigung bei der Entschädigung schon diejenige Werthsvermehrung 
ausgeschlossen wissen will, welche nicht selten schon aus dem Bekannt- 
werden der Thatsache, dass das Unternehmen geplant und entworfen ist, 
gewissen GrnndstQcken beigelegt zu werden pflegt, jedenfalls will das 
Gesetz alle diejenigen Vortheile unberücksichtigt wissen, welche dem zn 
enteignenden Grundstück nach der Bewilligung des Entoignungsrechts durch 
das in der Königlichen Verordnung bezeichnete Unternehmen zuwachsen, 
sei es, dass diese Vortheile erst mit der Ausfiihmng gewisser Arbeiten 
eintreten oder schon in Folge der durch Bewilligung des Enteigimnp- 
recbts mehr oder minder gesicherten Erwartung der Ausführung als werth- 
erhöhender Umstand für den Verkehr in Betracht kommen. Die Ent- 
stehungsgeschichte des § 10 Abs. 2, auf welche sich die El. berufen, er<> 
giebt keineswegs, dass nur die durch die wirkliche Ausführung des Unter- 
nehmens bewirkte Werthserhöhung ausser Berucksicbtignng bleiben soll. 
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Nr. 252. Entgeh, des Deotsehen Reichsgerichts. 

2. Straf-Senat. Vom 25. Oktober 1892. 

[Jur. NVocheiischr. im. Nr. 54/R5. S. 502. Ziff. 28.] 

§ 348 Abs. 1. Strf. Oes. B. Die Lohnbücher und Lohnlisteii der Bahn- 
meister sind nioht öibnüiohe Urkunden. 

Der Angeklagte ist ia seiner Eigenschaft als Bahnmeister nicht als 
ein zur Anfnahme Öffentlicher Urkunden befugter Beamter anzusehen. 
Allerdings ist er Beamter im Sinne des § 359 Str. €r. B., auch lag ihm 
. ob, im Interesse der Königlichen Eisenbehnverwaltung, also im staatlichen 
Interesse, gewisse »Lohnbücher* und , Lohnlisten" zu Ähren, welche als 
Grundlagen fQr die Berechnung der Lohne an die Eisenbahnstreckenarbeiter 
zu dienen hatten; insofern sollten diese Bficher und Listen der Staatsver- 
waltung zugleich Beweismittel für die Hohe der Löhne sein. Allem dar- 
aus folgt nicht, dass die Eintragungen in die fraglichen Bftcher und Listen 
„öffentliche Urkunden'^, die Bilcher und Listen selbst „öffentliche Bftcher • 
und Begister«^ seien. Der Vorderrichter hat vielmehr unter Bezugnahme 
auf das Urthell vom 2S. Dezember 1879 (Entsch. Bd. 1 S. 42) die Eigen- 
schaft als „öffentlicher'' Urkunden bezw. Bflcber und Register zutreffend 
TemeinL Denn die Lohn-Bttcher und -Register wurden nur geführt im 
Interesse des sogenannten inneren Dienstes; eine Beweiskraft für und 
gegen jeden Dritten wohnt ihnen nicht bei; ihr Zweck geht keineswegs 
dahin, die in ihnen wiedergegebenen Thatsachen zam öffentlichen Glauben 
zu beurkunden. Direkt beweisend sind sie im Grande nnr gegenüber dem 
Beamten selbst, der sie geführt hat; schon im Verhältnisse zu den Ar- 
beitern, deren Lohnansprüche durch die Lohnbücher und Lohnlisten ersicht- 
lich gemacht werden sollen, würden sie der Unterstützung durch andere 
Beweismittel bedürfen. Es trifft demnach auch hier zu, dass der Staat 
diesen Büchern und Listen nur als Privatinteressent gegenüber steht. 



Nr. 868. Entsdi. des Deutschen Beleb s^eriehtn. 

2. Oivil-Seuat. Vom 20. Oktober 1892. 

[Pr. Verw. Bl. XIV, Nr. 18. S. 212. 213.] 

PreuBS. Enteign. Ges. vom 11. Jnni 1874 § 10 Abs. 2. Fluchtlinienges. 
vom 2. Juli 1875 § 11. Der Flnchtlinlenplan ist als eine neue Anlage im 
Sinne des § 10 Abs. 2 des Enteign. Ges. anzusehen. Daher ist eine 
Werthserhöhong ausser fierücksiohtlgnng zu lassen, die schon durch die 
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Offenlegung (Feststellung) des Planes, nicht erst durch dessen AusfiUirimg 

bedingt ist 

„Zur Begründung der Revision ist gegen das Ber.-Urtheil der Vor- 
wurf erhoben, dass es den § 10 Abs. 2 Enteignungsges. vom 11. Juni 1874 
Wietze, indem es den Fluchtlinienplan vom 28. März 1886 als neue 
Anlage im Sinne des gedachten Panii;raplion ansehe nnd demzufolge zu 
Ungunsten der Kläijer eine Wertbserhöhung unberücksichti-^t lasse, die 
•schon durch die Feststellung des Plans, nicht erst durch dessen Ausfuh- 
rung bedingt sei. Dieser Vorwurf ist unf^erechtfertigt. 

Das Grnndci^enthum kann nach § 1 des genannten Cresetzes nur ans 
Gründen des öft'eutlicheu Wohles für ein Unternehmen, dessen Aasführung 
die Ausübung des Enteignnngsreehts erfordert, entzogen werden, nnd die 
Entziehung erfolgt nach § 2 auf Grund einer Eönigl. Verordnung, welche 
den Unternehmer und das Unternehmen bezeichnet. Wenn nun § 10 Abs. 2 
vorschreibt, dass bei Bemessung der dem Eigenthümcr zu gewährenden 
ICntschädigung die Werthserhöhung, welche das abzutretende Grundstück 
erst durch die neue Anlage erhält, nicht in Anschlag l^onnneii soll, so 
kann unter der neuen Anlage nur das Unternehmen, für welches das 
Eigeutliunisrecht bewilligt worden ist, verstanden werden. Jedes Unter- 
nehmen belindet sich, bevor es zur Ausführung gelangt, im Zustande des 
Entwurfs: es kann nun dahingestellt bleiben, ob das Gesetz von der Be- 
nicksichtigung bei der Entschädigung schon diejenige Werthsvermehrung 
ausgeschlossen wissen will, welche nicht selten schon aus dem Bekannt- 
werden der Thatsaehe, dass das Unternehmen geplant und entworfen ist, 
gewissen Grundstücken beigelegt zu werden pflegt, jedenfalls will das Ge- 
setz alle dieieuiL"'n Vortheile unberücksi' htigt wissen, welche zn dem ent- 
eignenden Grundstück nach der Bewilligung des Eigenthumsrechts durch 
das in der Köuigl. Verordnaug bezeichnete Unternehmen zuwachsen, sei 
es, dass diese Vortheile erst mit der Ausführung gewisser x\rbeiteu ein- 
treten oder schon in Folge der durch Bewilligung des Enteiguungsrechts 
mehr oder minder gesicherten Erwartung der Ausführung al» werth- 
erhöhender Uuibtaud für den Verkehr in Betracht kommen. Die Ent- 
stehungsgeschiehte des § 10 Abs. 2, auf welche sieh Kläger berufen, er- 
giebt keineswegs, da.sü nur die durch die wirkliche Ausfühi uiig des Unter- 
nehmens bewirkte Werthserhöhung ausser Berücksiehtigung bleiben soll. 

Schon in den Et>twiirt\,'n eines Knteigiuniy>gcsetzes von 1864 und 
1868 taüd sich eine Bestimmung des Inhalts: „Werthserhöhungen, welche 
dem abzutretend rn Grundsluckc erst in Folge des Unternehmens zu 
Theil werden, kommen bei der Entschädigung nicht in Anschlag." An 
ihrer Stelle schlug die Kommission des üerrenhaoses nach Ablehnung 
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eines dieselbe modiliznenden Antraj^s folgende Fassung vor: „Eine Werths- 
erhOhang, welche das abzutretcude Gruiid.stüc k erst in Folge der neuen 
Anlage erhalten wird, kommt bei Bemessung der EntschüdiginiG: nicht 
in Anschlag." Diese Fassung wurde in dem Entwurf von 1871 bei- 
behulteu; die Konimission des Abitcordnetenhauses bemerkte dazu: ^der 
Abs. 2 des Paragraphen konstatirt im Einvcrstaudniss mit der Regierungs- 
vorlage den Grundsatz, dass bei Feststellung der Entschädigung lediglich 
der Zustand des enteigneten Grundstucks zur Zeit der Enteignung in Be- 
tracht kommt, der Mehrwerth, welcher für den Grundbesitz künftig aus 
der Anlage sich erwarten lässt, behufs deren die Expropriation erfolgt, 
als Werthserböhong nicht in Ajkrechnang gebracht werden darf. Es sprach 
sich allerdings eine Stimme dafür ans: dass es billig erscheine, „dem, 
welcher zur Eigenthumsahtretung gezwungen werde, den Yortheil eines 
derartigen Werthznwachses seines Grand und Bodens zn Theil werden 
zo lassen, da, wenn ein solcher einmal ersichtlich sei, sdae dem Ent- 
eignungsverfahren nicht onterworfenen Nachbarn bei freiwilligem Ver- 
kaafe denselben gemessen werden*^. Die Kommission blieb indessen der 
Ueberzeugnng, „dass eine derartige WerthserhOhnng in keinem Znsammen- 
hange mit der Abtretung, vielmehr nnr mit der Verwendung der 
abgetretenen Fläche stehe, dass sie schwer im Voraus zn bemessen 
sei und deshalb die Aufnahme einer solchen Vorsehritt fast unvermeidlich 
ReditsTerwirrung hervorbringen werde, ohne schliessliche Ungleichheit dnrch 
das Spiel des Zufalls in Veränderung der Werthe an&uhalten". (Siehe 
bei Eger das Gesetz vom 11. Jnni 1874 Bd. I S. 274, 275.) 

Hieraus ergiebt sich, dass die Kommission jede Werthserhöhung, 
welche mit der Verwendung der abgetretenen Fläche im Zusammen- 
hange steht, von der Berftcksichtigung ausgeschlossen wissen will. Diese 
Verwendung folgt dem Zeitpunkte, für welchen die Abschätzung eifoigt, 
regelmässig nach; ihren wertherhOhenden Einfluss kann sie aber schon 
vorher und namentlich schon am Tage der Bewilligung des Enteignungs- 
rechts änsseni. Wollte man sie im letzteren Falle aJs wertherii&faeoden 
Faktor behandeln, so hiesse das nichts anderes,* als zu Gunsten der ab- 
getretenen Fläche einen Vortheil eskomptiren, der ihr selbst aus der Ver^ 
Wendung, welche sie findet, überhaupt nicht, sondern nnr Nachbargrund- 
stflcken zu Theil werden kann. 

Handelt es sich um einen Fluchtlinien plan, so wird der Gemeinde 
das Entelgnungsrecht nicht besonders verliehen, sondern die Gemeinde er- 
hält nach § 11 Satz 2 Ges. t. 2. Juli 1875 dieses Recht gleichzeitig mit 
der Offenlegung des nach näherer Bestimmung dieses Gesetzes filrmUeh 
festgestellten Planes der Strassen- und Fluchtlinien. Dieser Fluchtlinien- 
plan ist hier die neue Anlage im Sinne des § 10 Bnteignungsges. und 



Digitized by Google 



368 



BntMli. det Deiitaflli«ii ReUsluKerichts Tom 87. Oktob« 1892. 



steht dem Unternehmen im Sinne der §§ 1 und 2 dieses Gesetzes gleicb. 
Freilidi ist derselbe im Augenblicke der Offenlegung zunächst nur ein 
„Plan** im Sinne von „Entwurf", dessea Ausffibning ICaassregeln ver- 
schiedoister Art und eine Iftogere oder kürzere Zeitdaaer erfordert, aber 
in keinem anderen Sinne als der Regel nach jedes andere Unternehmen 
in dem Angenblickc, da dem Unternehmer das Enteignungsrecht verliehen 
wird. Dass es dem Gesetzgeber fern gelegen bat, hier etwa erst die Aus- 
ffihniDg der im Plane vorgelegeneo Strassen nnd Plätze als den Zeitpunkt 
gelten zn lassen, von weichem ab die neue Anlage vorhanden ist, nnd 
den Gmndbesitzeni, welche die Enteignnng zn erwarten haben, die Werth- 
erhöhnng znfliessen lassen, welche der von dem Plan betroffenen Boden- 
fläche erfahrongsgemäss schon mit dem Bekanntwerden des Plans erwächst, 
ergiebt deutlieh der erste Satz des § 11 Ges. v. 2. Juli 1875, nach welchem 
vom Tage der Offenlegung des Plans die Beschränkung des Gruudeigen- 
thümers, dass Neu-, Um- und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus ver- 
sagt werden können, endgültig eintritt, wodur<'h im Interesse der Ge- 
meinde dem Grundeigenthüraer sogar verwehrt wird, durch an sich er- 
laubtes Thun deu Werth des abzutretenden Stücks zn erhöhen. Wie sehr 
endlich der Fluchtlinienplan von der Oftenlegung bis zur Durchführung 
im Einzelnen als einheitliches Unternphmen gedacht ist, lassen ins- 
besondere auch die Bestimmnngeu uutcr Xr. 2 und 3 des § 13 Ges. v. 
2. Juli 1875 erkennen, nach denen unter gewissen Voraussetzungen un- 
mittelbar nach der üffenlegung des Planes, und obwohl die Gemeinde die 
einzelne Fläche noch gar nicht zur Strasse ziehen will, die £ntscbädi- 
gungspflicht der Gemeinde eintritt. 

Das Ber.-Gericht hat hiernach bei Abmessung der den Klägern zu- 
kommenden Entschädigung mit Kecht diejenige Werthserhöhung seines 
Grundstücks ausser Berücksichtigung gelassen, welche lediglich durch die 
Feststillung des Fiuchtlinienplans vom 28. MSrz 1886 nnd die in Folge 
dieser Feststellang ermöglichte Ausführung der Gebäude des städtischen 
Fuhrparks nnd der Feuerwehr erwachsen ist" 



Nr. 254. Entsch. des Dentsehen Reichsgerichts. 
6. Civil-Senat. Vom 27. Oktober 18d2. 

§§ 1. 3 BaioliBbaftpflichtgesetz. Der Zmäinmenitow eines Ffeidebahn- 
Wagens mit eixkem Fnlirwark ist als beim Betriebe der FDnielmlui erfolgt 
zn erachten. Binwand der hdheren Gewalt BemeBBnng des entgangenen 
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Gewinnes. Die monatliche Voransszahlang der Rente kaim uack Maasä- 

gabe der Omstände znerkannt werden. 

Am 13. Juni 18^*^ fand in d* r HrunDeDstrasse in Berlin ein Znsam- 
meDstoBS eines von dem Entscher Jesclike gclcukteu FlasciieDbierwagens 
mit dem der Grossen Berliner Pferdeeisenbabn-Aktiengesellschaft tjchörig^ 
Pferdebahn watjen No. 672 statt. Der Kläger befand sich als Fahixast 
auf der linken Seite den Vorderperrons des Wasens, als der von Jeschke 
Kclühite Wagen hinter einem auf dem Nebengeleise in entgegengesetzter 
Richtung fahrendt;ii rtVrdebahnwagen plötzlich nach links hervorbrach und 
die Bahn des Pfenlebahuwagens No. 672 kreuzte. 

Von der Deichsel des Bierwagens an der Stirn dicht über dem rech- 
ten Auge getrofien, erlitt Klager eine Verletzung und erhob wegen dieser 
Verletzung und der Folgen derselben auf Grund der Bestimmungen des 
Haftpflichtgespt7f»s gegen die Pferdceisenbahn-Aktiengesellschaft Klage anf 
Schadensersatz mit dem Antrage, die Beklagte zur Bezahlung von 470«/^, 
sowie einer jährlichen Rente von 1732 zu verurtheilen. 

Mit Urtheil der VII. Givilkammer des Königlichen Landgerichts I zn 
Berlin vom 17. November 1891 wurde die Beklagte verurtheilt, an den 
Kläger 142,50 JC und eine jährliche vom 4. Juli 1888 beginnende, in 

vierteljährlichen Raten zahlbare Rente von 460 und zwar die rück- 
ständigen Raten sofort, die laufenden im Voraus zu bezahlen, und der 
Kläger mit seiner Mehrforderung abgewiesen, während die gerichtlichen 
Kosten den Parteien je zur Hälfte auferlegt, die anssergerichtlichen aber 
kompensirt wurden. Die hiergegen von Seite der Beklagten eingelegte 
Berufung wurde durch [Mheil des IX. Civilseiuits des Königlichen Kara- 
mergcrichts zu Berlin unter Vernrtheiiong der Beklagten in die Kosten 
des Rechtsmittels zurückgewiesen. 

Gegen dieses Urtheil, auf dessen Thatbestand Bezug genommen wird, 
hat die Beklagte Revision eingelegt und den Antrag gestellt, das ange- 
fochtene Urtheil aufzuheben, nach dem Bernfungsantrage der Beklagten 
za erkennen und dem Rcvisionsbeklagten die Kosten zur Last zu legen. 
Der Revisionsbeklagte hat dagegen die Znräokweifinng der Revision 
beantragt 

Entscheidungsgrün de. 
1. Die Anwendbarkeit des Haftpflichtgesetzes auf Pferdceisenbahnen 
ist in der Rechtsprechung des Reichsoberhandelsgerichts und des Reichs- 
gerichts anerkannt. (Entscheidungen des Reichs - Oberhandelsgerichts 
Band XXI Seite 237; Entscheidangen des Roichügerichts in Civilsacben 
Band II Seite 8). 

Der Klüger ist auf der Fahrt als Fahrgast, somit recht eigentlich 

Bf er, £isenl>aliiirechtUche Entsclwidiinceii IX. ^4 
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bei dem Betriebe der Bahn verletzt worden. § 1 des IIaftpfliehtg*^setzes 
nmfasst alle Fülle einer bei dem Betriebe einer Eisenbahn vorkommenden 
iGdtong oder körperlichen Verletzung eines Menschen. 

Voraussetzaug der Uaftnng des Unternehmens ist somit keineswegs 
der Zusammenliaug mit einer gerade diesem Betriebe eigenthamlicheB 
Gefahr. 

Die Thatsache. dass gerade die dem Eisenbalmhetriebe ejgenthöm- 
liehen Gefahren für den Gesetzgeber von ffrundle^» iid«^ [k^lHutmig waren, 
fuhrt nun in der Auslegung des Gesf l/i > zu einer Erweiteruiu; dos Be- 
griffs des Eisenbahnbetriebs, indeni anssbr den auf die Fortbewegung ge- 
richt( ten Geschfiften alle dem Eisoubahnbetrieh mittelbar dienenden 6e- 
schätte und Vorkuiumnisse diesem Begriffe unterstellt werden, welelie sieh 
innerhalb des Bereichs der einem Eisenbahnbetriebe eigenthümlicken Ge- 
fahren ereignen und in ursächlichem Znsammenbange mit demselben stehen 
(vgl. Entscheidung des III. Civilsenats des Reichsgerichts vom 22. April 
1887, Seite 235 No. 7). 

Auch durch äussere Eingriffe in die Fortbewegung verursachte 
Tödtungen und Verletzungen ereignen sich bei dem Betriebe. Wollte 
man aber auch die durch Mangel des inneren Betriebs-Orgauismus her- 
voi^emfenen Schädigungen besonders ausscheiden und für alle andern 
den besonderen Nachweis des ZusammeijUaagc» mit den eigeuthümlicheu 
Gefahren des Betriebs erfordern, so würde gerade bei Zusammenstössen 
mit amlcrcii i'ahrzsjugen der Zusammenhang mit der Eigenart des 
Betriebs in der erhöhten Schwierigkeit des Ausweichens gegeben sein, 
welche das rasche Fortgleiteu auf der Schiene nnd die Gebundenheit an 
diese bereitet. 

Mit der Ausfahrnng des Bemfangsrichters, es könne nicht zweifelhaft 
sein, dass der Unfall „bei dem Betriebe** der Beklagten erfolgt sei, da er 
im wesentlichen Znsammenhange mit den dem Betriebe einer Pferdebahn 
eigenthfimlidien GeMien stattgefunden habe, will niehts Anderes dar- 
gethan werden, ak dass dieser Znsammenhang zwischen der Betriebs- 
handlnng, bei wdeher sieh der ün&ll ereignet, and der Eigenart des 
Betriebs bestehe. 

Es Hegt somit weder eine vngenügende BegrOndong, noeh eine Yet- 
letznng des Gesetzes in dieser Beziehung vor. 

S. Das Bemfangsartheil lässt die Möglichkeit Olfen, dass der Zo- 
sammenstosB dnrch das Versefanlden des Kntschers Jeschice verarsaeht 
worden. 

Dass Versehnlden eines Dritten an sich die Haftung nicht anssdtliesst, 
ist anerkannt (vgl. Eger, das Beichs-Baftpflichtgesetz, 3. Auflage, 8. ISOff., 
Ende mann, die Haftpflicht der Eisenbahnen, Beigwerke u. s. w., 8. Aufl., 
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Seite 57), niobt minddr, dass Haodlimgea Dritter unter den Begriff de^ 
bOhoreii Gewalt &H«ii können (Eger nnd Bodemann a. a. 0.). Die Be^ 
fireiiiiig von der Haftung ans dem Gesiehtapankte der hOherea Gewalt 
aetet aber vorana, dasa es aaob bei den zweckmftsBigateii EinriohtimgeB 
Hiebt mOgliob geweeeD, den BIntritI des in Frage stehenden zaOIügen 
BreifniieeeB oder dessen Folgen abzuwenden (Entscbeidnngen des Releha- 
gericbto Bd. XIV 8. insbesondere Bntseheidnng des II. Glvibenate 
fiep. 28/88 n Bntecheidnngen Bd. XXI S. 18, 16> Eingertnmt wird aadi, 
dasB ftr die Frage der Abwendbarkeit nnr solebe Mittel in B^raeht kom- 
men kftnnen, deren Anwendung Qberbaapt mOglich ist, ebne den wiitb- 
sefaaftliohen Brfolg des Untemebmens vollständig aaszoseUieesen (twgL 
Kntsflhaidnngen Bd. XXI 8. 17 am Ende). 

In der im Tbatbestande dee Bemftmgsnrtheils in Bezog genommenen 
Bemfongarecbtfertignng Tom 10. U&rz 1892 BJatt 8 bat die Beklagte 
vnter Darstellnng des Vorganges die Bebanptnng anfgestelit, der Vorgang 
sei so schnell Terlanfen, dass aneb ein anderes, niebt anf Sebienen kn- 
iendes nnd niebt so grosses nnd schweres Fahrwerk auch bei höchster 
Anfmeffcsamkeit des Fuhren nnd bestem Znstende des Fuhrwerks und 
Ffordes den Znaammenstoss nicht hätte vermeiden kOnnen, nnd sich weiter 
znm Beweise anf die Strafakten des Landgerichte I oder des Amtsgerichte I 
Berlin gegen Jeschke nnd die darin enthaltenen Aussagen nnd Gntachten 
namentlich benannter Zeugen nnd Sachverstftndigen bezogen. 

Die Berision ragt in dieser Beziehung , dass die angeführte, durch 
Zeugen nnd Sachverstftndige nntorstfitete Behauptung nnerwogen geblieben, 
der Beweisantrag ungerechtfertigter Weise abgelehnt nnd die Einrede der 
höheren Gewalt mit Unrecht znrflckgewiesen worden seL 

Da aber das ürtheil die PlOtelichkelt der Hervorbrechens des Bier- 
wagens und die Schnelligkeit des ZusammenstosaeB ausdrQcklich hervor^ 
hebt, und die Möglichkeit der Vemrsachung des Zusammenstosses durch 
Jeschke, sowie die Abwendbarkeit solcher Zusammenstösse durch beson- 
dere Vorkehrungen mit der Eigenart des Betriebs in den Kreis seiner 
Betraditangen zieht, ist anzunehmen, dass sich das Berufungsgericht auch 
die durch die Plötzlichkeit des Ver&hrens des Jeschke hervorgerufene 
Erschwerung der Situation vorgelegt, sie aber dennoch nicht für geeignet 
erachtet habe, seine Auffassung von der rechtlichen Beurthölung der 
Sachlage zu beinflnssen. 

Die Einwendung wQrde jedoch, selbst wenn sie erwiesen wfire, 
nicht geeignet erseheinen, einen Becbtsarrthum in den Erwfigaogen des 
BemfuDgsgerichts erkennen zu lassen. Zunächst wärde das Beweisergebniss 
nur eine Grundlage fftr einen Vergleich der Gestaltung der Sachlage, bei 

34* 
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einem ZnsammeDvtOBae zweier gewöhnlicher Fuhrwerke mit der Sitaatien 
bei dem Zusammenstoße eines Fuhrwerks mit der Pferdebahn bieten. 

Lässt sich bei der gänzlichen Verschiedenheit der rechtlichen Stellung 
des dem Haftpflichtgesetze unterworfenen Verkehrs die Zulä&sigkeit einer 
Vergieicbung und analogen Beurtheilung mit Gollisionen anderer Fuhrwerke 
an sich sehon bestreiten, so würde, selbst wenn die Aufsteliongen der 
Beklagten erwiesen wären, sich nicht die Nothwendigkeit ergeben iiaben, 
die Unabwendbarkeit des Unfalles anzunehmen. 

Die Ausführung des fienifungsrichters , dass es nieht Sache des er- 
kennenden Richters sei, anzugeben, durch welche Massregeln der Zoeun* 
menstoss hätte verhütet oder für die Fahrgäste unschädlich gemacht wer- 
den können, ist der Stellung gegenüber, welche das Haftpflichtgesetz dem 
Unternehmer hinsichtlich der Beweislast zuweist, nicht rechtsirrthümlich 
(vergl. Urtheil des VI. Civilsenats des Reichsgerichts in Sachen Pferde- 
eisenbahn -Aktiengesellschaft Berlin gegen Nowack vom 4. April 1892, 
Kep. 13;i892). 

Ks genügt, dasB nach dem festgestellten Sachverhalte die Unabwend- 
barkeit des Unfalls iür nicht durgethan und die Möglichkeit der Abwend- 
barkeit solcher Unfälle durch mit dem Betriebe noch vertragliche Einrich- 
tungen keineswegs ausgcscidossen ers<'hien. 

Hiernach konnte die angeführte iiiinwendung für den Berufungs- 
richter nnr eine Erwägung bilden. Da sie ihm nach der Sachl;i-e be- 
langlos erschien, ki mit' er von «Mner Beweiserhebung Umgang nehmen. 
Der Maugel einer ausdrücklicheu Zurückweisung i«t bei der unifasseudeu 
"Würdigung des Sachverbaltes kein Mangel au Entscheidungsgründen. Ej* 
liegt somit weder eine Verletzung des § 259 noch des § 513 Ziff. 7 der 
Civilprozessordonng vor. 

3. Die Revision rügt ferner die Zuerkennung einer den Gewinnentgang 
umfassenden Rente, ins«besondere «ach der Art der Begründung. 

Das Beriilungsgcrii'ht stellt zuuäch.st fest, dass durch den Unfall eine 
VerschiimmeruTig des Ohrenleidens des Kläi;örs mit der Folge einer dauern- 
den Verminderung der Krwcrbsfähigkeit verursacht worden sei. 

Die erste Instanz hatte im Anschlüsse an das Gutachten des Sach- 
verständigen Dr. Mendel eine Vermindernng der Erwcrbslübigkeit um ein 
Dritttheil angenommen und dcnii^enirisii die Heute auf ein Dritttheil des 
narh^L wicscneu Jalireseinkommens festgesetzt. Die zweite Instanz hat 
dieselbe Rente zugebilligt, ilie Bemessung derselben jedoch auf Thatsachen 
gegründet, welche nach ihrer Ansicht eine Verminderung der Erwerbs- 
iUhigkeit und damit des Verdienstes begründen, auf die Behinderung des 
Klägers im Verkehre mit den Kunden, in Beaufsichtigung der Gehilfen 
tind' in eigener Mitthätigkeit Der festgestellten Thatsache, dass Kläger 
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in dem ersten auf das Jahr eeiner Verwoodnng folgenden Jahre, dem Jahre 
1889 nach den GeeehSMftebem beinahe ebenso viel Bmttoeinnahme ge- 
habt als im Jahre 1888, inrd in weiterer AnsfBhmiig damit begegnet» 
dass dteee Thatsaehe nach Ansieht des Bernfnngsgeriehts nieht ans- 
Bddiesse, dass der Klager, wemi er den Unfim nieht erlitten, im Jahre 
1889 nnd in den folgenden Jahren einen MehrverdioDst erzielt hätte, also 
in Folge der erwähnten UmstSnde doch inmierhin eine Sinbnsse in seinem 
ErweriM erleide. 

Das Haftpflichtgesetz gewflhrt Entschädigung fiir enigangenea Gewinn, 
soweit derselbe in VermOgensDachtheilen ans der verminderten oder ver* 
lorenen Erwerbsthätigkeit besteht (vgl. fi ger a. a. 0. 8. 398). Bei der 
BemoBsong der Entschädiguig bilden nmächst die Erwerbsveihältnisse 
des Verletzten znr Zeit der Beschädigung den Au^angsponkl filr die 
Hohe des Ersatzanspmchs (Eger a. a. 0. 8. 820 und 331). Nicht min- 
der ist anerkamit, dass eine günstigere Gestaltnng der Erwerbsveihältnisse 
nieht vermatbet wird, sondern vom Kläger dargethan werden mass, nnd 
dass zn der Annahme nnd BerQcksichtignDg solcher blosse Wahrscheinlich- 
keit nicht genfigt (Eger a. a. 0. S. 333, Reichsoberbandelsgerichts- Ent- 
scheidung vom 22. Oktober 1874 in Eger Seite 337; Jurist Wochenschrift 
1887 Reichsgericht.s-Entscheidnng VI 257/90 S. 131 No. 11 n. 13, Reichs- 
gericht»-Ents( heidnng III 27/91 S. 433 No. 37). 

Nimmt das Beiafaogsartheil gegenfiber den Ausweisen der Geschäfta- 
bftcher eine Verminderong des Erwerbs fär 1889 nnd die folgenden Jahre 
an, so mnas es nothwendiger Weise eine Steigerung der Geschäftserträg- 
nmse amiehmen, welche ungefähr dem wirthschaftlichen Werthe der Be- 
scfaränkmig der ErwerbsßUiigkeit gleichkäme. Geht das Urtheil davon aas, 
dass die nachgewiesene Verminderung der Erwerbsthätigkeit eine der- 
artige Minderung des Erwerbes zur Folge haben müsste, so konnte das 
bfichermässige Erträgniss des Jahres 1889 als ein Beweis der Steigerung 
und als ein Anhaltspunkt für die Annahme einer Steigeraog für die fol- 
genden Jahre verwertliet werden. 

Hiemach konnte in Anbetracht des hinsichtlich der Bemessung der 
Schadenshöhe dem Richter eingeräumten freien Ermessens auch in dieser 
Beziehun? eine Verlct/uim; materieller Rechtsgrundsätze, insbesondere des 
§8 des ilLiltptiichtgesetzes nicht gefunden werden. 

4. Endlich rügt die Revision die Beätimmung der Vorauszahlbarkeit 
der zuerkannten Rente, da die Rente aus dem Haftptlichtgesetz vom 
7. Juni 1871 nicht die Natur von Alimeuten habe. Nimmt man auch an, 
dass Renten aus dem HaftpHichtgesetze an sich nicht die Vorauszahlbar- 
keit in Anspruch nehmen können, so erscheint hierdurch doch nieht au»- 
geachlosseo, dass nach der Sachlage die Vorauszahlung bestimmt werden 
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kami. Ffir den WeriJi der Leistimg erseheint auch die Art und Zeit der- 
selben TOD Bedentnng. Die Voransleistiuig erhobt den Werth des Ge- 
leiBteten, weil sie den Empfänger Mher in den Genues deseelben setzt. 
Ss darf hiernach angenommen werden, daas der Riehter bei der BemoBSong 
einer Prfistation ano^ dieeee- Moment in Brwfignng zieht und im gegen- 
wirtigen Falle, in welchem in den Yorinstanm eine Einwendnog gegen 
das Beehren dner Voransssahltuig nicht erhoben wnrde, die Bemeeenng 
deo Rentenbetrages nnter Berlicksichtigang der gleichzeitigen Oewähnmg 
des VottheUs der VonuuxaMnng yorgenommen hat 

' Hiernach Iconnte auch lüerin eine GesetKesTerletznng nicht gefonden 
werden. 



, Nr. 85&. JSntsdi. des Oesterr. Terwalt CtoriektnlurfSw. 

Vom 5. November 1892. 

[Oeünr. Staeob^ VwMdB. BL T. Nr. IflB. fi. M] 

In. Ansehnng des Transportes der für den Slsenbahnbetiieb sagesohalRos 
Hateiialien auf der eigenen Bahn kann anf das »»Allgemeine Konti* 
nuigssohema« keht bemlbn werden, wenn ein anderer Hodns der Tsr- 
leehnnng einTerstindliGh mit dem Handelsministerlimi, resp, mit stiU* 
sehweigendar Oenehmigiing desselben festgestellt wnrde; ein einseitiges 
Abgehen Ton diesem Hodns erscheint nnstatfliaft 

Der k. k. Verwaltungs-Geriilitshof hat die !> srhw, nie. welche die 
priv. 5storr.-nne;ar. Staatsei seiibahu-Gebellschaft iu Wien gegen die Ent- 
scheiduDg des k. k. HandelBininisteriums vom 16. Mai 1891, Z. 16391, 
betreflend die Garautiereciiüuug für das Jahr 1890, erhoben hatte und 
welche sich dagegen richtet, dass bei Erledigang der Garautierechnung 
für das Ergänznngsnetz pro 1890 ein gegenüber dem gestellten Garantie- 
Ansprüche um 22000 fl. jjeringcrcr Vor schassbetrag deshalb angewiesen 
wurde, weil die Verrechnung von Gebühren für den Transport von Ma- 
terialien für Zwecke des eigenen Betriebes der österreichischen Strecken 
abgestellt worden ist, als an begründet abgewiesen. 

Der Verwaltnngs-Gerichtsbof ist bei seiner £nt8cheidung von nach- 
stehenden Erwägungen ausgegangen. 

Durch § 3 des zwischen der Staatsverwaltung und der k. k. priv. 
Ö8terr.-nn2:ar. Staatseisenbahn-Gesellschaft abgeschlossenen Uebereinkom- 
mens voin 12. November 1882 ist bestimmt, dass zur Vereinfachung der 
Aufstellung der Betriebs-, resp. Garantierechnungen des Ergänzuugönetzes, 
im Einvemehmen beider Theile Formeln gesacht werden sollen, durch 
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welche die fftktisehen Betriebieigebnisse im Ganzen oder in einzelnen 
Tfaellen doreh rechnnngsmässige Resultate ersetzt werden. 

' Bei der Aufstellnng derartiger Formeln, resp. Koeffizienten soll die 
Betriebsperlode 1872 bis 1881 des Ergänzungsnetzes als Basis genommen 
werden, jedoeh in solcher Weise, dass die Yerbesserang da- Betriebsergeb- 
nisse fttr die Zakmift gesidiert sei. 

Im § 2 des ProtolDoUar-'Uebereiiilcommeiis vom 11. Janaar 1888 wurde 
eine Formel vereinbart, naeh weleher die Betriebsansgaben in einem jähr- 
lich gleicfableibeodffli Perzentsatze der Binnahmen zn berechnen waren; 
diese Formel sollte nar anf die Zeit von fünf Jahren 1883-— 1887 Geltnng 
haben. Gleichzeitig wurde ausdrflcklich vorbehalten, dass auch nach dem 
Jahre 1887 die Reinertrage nach der gleichen Methode, jedoch unter Mo- 
di6zirnng der bei dieser Rechnung einwirkenden ZiiTem derart berechnet 
werden sollen, dass der Absicht des § 8 des üebereinkommens vom Jahre 
1882 entsprechend, eine weitere Verbesserung des reehnungsmfissigen Rein- 
ertrages erzielt werde. ^ 

Die neue Vereinbarung wurde mit dem Protokollar-Üebereinkommen 
vom 31. Dezember 1888 fOr weitere fOnf Jahre, 1888—1892, getroffen 
und eine neue aus der bisher festgestellten abgeleitete Formel festgestellt, 
wonach die rechnungsmftssigen Betriebsausgaben in jedem Jahre für das 
ErgfiDzungsnetz bei einer Gesammteinnahme bis 4 500 ODO fl. mit 33 V2 P^'i 
bei einer Einnahme von über 4 500 000 fl. bis 5 Millionen mit 33 pGt 
und bei Eiunahmen von Aber 5 Millionen mit 32^/] pCt der bezöglidien 
Betriebseinnahme, zuzüglich eines fixen Zuschlages von 330000 fl., erw 
mittelt wurden. 

Hieraus ergiebt sich, dass die Ermittlang des Reinertrages des Er- 
gänznngsnetzes nicht nach dem jeweiligen thatsächlichen Ergebnisse der 
Einnahmen nnd Ausgaben, sondern auf Grund einer vertragsmfisstg ge* 
troffeiu n Vercinbarnnsj erfolgt. 

Wie Seitens der Gesellschaft in ihrer ßeschwerde selbst zagegebed 
wird, wurden von ihr bis znra Jahre 1890 die Gebühren für den Trans- 
port von Materialien für Zwecke des Eisenbahnbetriebes ihrer i"58ter- 
reichischen Strecken in die Betriebseinnahmen (Regietransportkosteu) ein- 
gestellt, es waren daher diese Gebuhren für Regietransporte auch in den 
Jahren 1872 bis 1881 als Einnahmen eingestellt, dieselben bildeten hier- 
dulch mit einen Faktor zur Berechnung des Reinertrages, beziehungsweise 
der für den Garantie-Anspruch nach Mrinssgabe des XJebereinkomraens 
vom 1'2. Tsovenilier 1882 festgestellten (irundformel ; der vereinbarte Per- 
zentsatz der ßetriebsausgubeu — auch nach Maasggabc des üebereinkom- 
mens vom 31. Dezember 1888 — wurde aus Betriebsrecbnuugen, in 
weichen diese Regietransporte eingestellt waren, abgeleitet. 
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Es ist klar, dass dann, wenn diese Regietransporteinnabmeii nicht als 
Einnahmen in Rcchnnng gestellt würden, der Reinertrag sich geringer dar- 
stellt, dass aber auch dann die vereinbarte Gmndfonnel auf Betriebsrech- 
niiTigcn ohne Einstellung der Regietransporte nicht zur Anwendung ge- 
langen könnte, weil diese Formel eben unter Berücksichtigung dieser Ein- 
nahmspost zu Stande kam und daher Kechnnngen, bei welchen diese Ein- 
nahmspost weG:s:classen wird, die dem TJebereinkommen entspre^oade Aua- 
gabenziflPer nicht zum Ausdrucke briugen würden. 

Dadurch, dass die Eisenbahn-Gesellschaft die Zugnindelegong von 
Betriebsrechnungcu, bei weichen die erwähnten Kopt»>n als Einnahmen be- 
handelt wurden, bei der Aufstellung des Auscrabekrtt^ttizienten acceptirte, 
hat dieselbe auch die Verpflichtung übernommeu, künftighin die Hrtriebs- 
rechnungen in derselben Weise fortzuführen, da ja für anders gelührte 
Dehnungen der vereinbarte Maassstab nicht passen würde. 

Eben darum kann sich auch auf das mit den Handelsministoria)- 
Erlässen vom 29. August 1866, Z. 7052, und vom 28. Dezember Ihbti, 
Z. 19281, genehmigte allgemeine KontirUngsschema für den Betrieb der 
österreichischen Eisenbahnen, bezw. auf die in den erläuternden Bemer- 
kungen hierzu enthaltene Bestimmung, dass fBr den Transport der für den 
Eisenbahnbetrieb angeschafften Materialieu auf der eigenen Bahn keine 
Kosten berechnet wurden, nicht berufen werden, weil im gegebenen Falle 
eben ein anderer Modus der Verrechnung ein verständlich, mit stillschwei- 
gender Genehmigung des Handelsministeriums, festgestellt wurde. 

Ebenso wenig kann die im § 2. lit, a, des Ucbereinkommeus vom 
11. Januar 1883 enthaltene Bestimmung dafür, dass nur die thatsächlich 
eingehobenen Transporteinnahmen zu verrechnen wären, angeführt werden, 
weil der § 3 des Uebereinkommens vom 12. November 1882, welches die 
Gmodlage für das UeberelnkomineD vom Jahre 1883 bildet, keineswegs 
BeBtimmQDgeD darflbar enthfilt, nach welehen aUgem^Don Prinzipien die 
B^ebsrecshnuugen aofinuteUeo seton, viehosehr die Betriebsperiode 1872 
bw 1981, also das bemta vorliegende faktische Ergebniaa der Yerrech- 
nnng dieser Periode als Basis für die Anstellung der Bedurangsfonnel 
für kflnftighin bestimmt und der § 2, lit a, des ProtokoUar-üeberein- 
kommens vom 11. Jannar 1883 lediglieh die Modalitäten ftber die Trea'- 
nnng der Bedurangsanistellnngen fQr das Ergftoznngsneta nnd die BrQnn- 
Rosaitzer Bahn gegenüber den Übrigen österreichischen Linien der Gesell- 
schalt enthAlt 

Dem steht anch die in der Beschwerde ans dem Pnnkte 9 4es ge- 
dachten ProtokoUar-Uebereinkomraens hergeleitete JBinwendnng nicht ent- 
gegen, weil aneh dieser Punkt kdne allgemeine Norm über die Ffibraog 
der Betriebsrechnongen feststeUt sondern Tielmehr ansdrftcklich anf das 
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UebereiDkommen Tain 12. Kovember 1882, bezw. vaS die daselbst im $ 3 
vereinbarten Grandeätze in Bezog anf die Garantiereclinnng hinweist nnd 
daher keine andere Bedentnng haben kann» als die, daee jene Betriebe- 
einnahmen, welche in den Torangeeehickten Pnnkten a — f behan- 
delt sind, eben in der dort angegebenen Weise nachgewiesen werden 
mflssen. 

Insofern die Gesellschaft daher ein^ anderweitigen Modus der bis- 
herigen Einnahme- Verrechnung anstrebt, kann dieselbe dies nicht einseitig 
anterDehmen und bierdoreh einseitig von den vertragsmässigen Grundlagen 
der VerrechnoDg abgehen, wodurch entgegei] der Bestimmung des § 3 des 
Uebereinkommens vom 12. November 1882 eine relative Verschlechterung 
des Betriebsergebnisses zum Nachtheile des garantirenden Staatsschatzes 
herbeigeffihrt wQrde, nnd mässte vielmehr im Einvernehmen mit der 
Staatsverwaltung eine nene, der durch die Eliminimng der Begie- 
transportkosten als Einnahme geänderten Höhe der Brutto-Einnahmen ent- 
sprechende Formel für die Ermittlung des vereinbarten, anreehnnngs- 
jDfissigen Beinertrages anfgestellt werden. 



Nr. 256. £ntM&. des Dnntaelm Beidingeilehts. 

1. Straf-Senat Vom 10. November 1892. 

[Jn. WodMMohr. UM. Mr. UjU. 8. 901. ZUL 9&] 

§ 305 B.StrtOe8.B. Serstfirang einer BisenbaluL Begriff des Bahn- 

kfirpers. 

Als Arbeilen, (ih; zur Ausführuns eines Banes vorgenommoD werdrEi, 
sind auch snh [u auzusehen, welche auf ^Schaffung eines ebenen Xbrruiuö 
durch Besoiligung von Felswänden" behuls Henichtung einer Erweiterung 
des Bahükürpers abzielen. Denn diese Arbeiten bilden nicht bloss eine 
Vorbedingung des Bahnbaues, sondern führen die Erweiterung des Bahn- 
körpers unmittelbar herbei. Die Schaffung des ebenen Terrains ist nicht 
eine von der Herstellung des Bahnkörpers vollständig unabhängige Arbeit, 
es erhält vielmehr die bis dahin noch keinen Bahnkörper bildende Erd- 
oberfläche durch die Sprengung der Felswände und die dadurch bewirkte 
Herstelluug eines ebenen Terrains diejenige Einrichtuug, die eine nicht 
zum mindesten in das Gewicht fallende Eigenschaft eines Hahukorpcrö 
bildet, und zwar in gleicher Weise, wie wenn der Bahnkörper erst durch 
Abtruguug eines Berges, durch eine Ueberbrückung oder Anlage eines 
Tunnels hergestellt werden umss. Der Begriff des Baues bezieht sich 
nicht ausschliesslich anf den sogenannten Hochbau d. h. auf die Her- 
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stellmig von Grebftnden, sondern aof den gesammten Wasser-, Strassen- 
ond Bergban. Dieselben Gesiehtspnnkte, die für die Herstdlnng eines 
Werices in seinem anfänglich geplanten ümfiuige maassgebead ^d, gelten 
anch fQr eine Erweitemng desselben. 



Nr. 267. Entseh. des Bentsdien Belehsgorlehts. 

5. CiviUSenat Vom 12. November 1893. 

Preuss Euteign. Ges. v. 11. -Inni 1874. PliichtliiiiimjE^eR, v 2. Tnli 1875. 
1) Ursacliiirlier Zusanimeniian^ zwisi hen der Erweiterung des Umfangs 
der Pflastersteuer- und Strasfjpnreinigunsi^Rpfliclit und der Enteignung' znr 
Strassenverbreiterung. 2) Weicher Zinsfuss als Maass«^tab bei Bemessung 
der EBteignungsentscIlädigung aus den Erträgen hezw. Minderertragen 
der Grundstücke zu Grunde zu legfin. ist wesentlich eine Thatfrage. 
3) Der Minderwerth der Restgruudsiiiüke gemäss § 8 Abs. l Eiiteif^^n ires. 
bestimmt sich nach denselben Grundsätzen, wie der Werth der enteig- 
neten Grundstücke, d. h. nach der Benutznngsfähigkeit. 4) Maassgebend 
für die Werthfeststellung ist nur der Zeitpunkt der Enteignung, nicht 
irgend ein vor Beginn des Enteignungsverfahrens liegender Zeitpunkt. 
5) Die Vortheile, für deren Entziehung der Expropriat durch den Minder- 
werth der Restgrundstücke entschädigt wird, können nicht gleichzeitig 
als ein den Werth der abgetretenen Grandstticke erhöhendes Moment be- 
rücksichtigt werden. 

^Der Ber.-Richtcr verneint den nrsächlichen Zasammenhang zwischen 

der Erweiterung des Unafanges der Pflastersteuer- und Strassenreinignngs- 
pflicht und der Enteignnntr; denn die ürsadie der höheren Pflastersteuer 
und vermehrton Strassenn^niiinnL^skostcn sei nicht die Enteignung der 
znr StrassenverltreitiTunfj hcrnnirr/oLcciicn Vorgärten, sondern lediglich die 
Strassenverbreiterunir selbst, welche als solche die erhöhten Lasten mit 
sich bringe, gleichviel ob sie mit oder ohne Enteignung von (irundeigen- 
thum der Anlieger zur Ausführung gelange. Die hier gemachte ünter- 
-chuidini!:: /wischen den Folgen der Enteignung und den Folgen der An- 
lage, zu deren llerstellnng die Enteignung stattfindet, schlägt nicht durch. 
Denn wenn der Nachtheil — im vorliegenden Fall die Mehrbelastung — 
unmittelbar aus der Anlage erwächst, die letztere aber durch Verwendung 
der abu( tretenen FlSchen hergestollt ist, so ist damit der ursächliche 
Zusarninenhang des fragliehen Naf'htheils auch mit der Enteignaug 
logisch gegeben, sofern nicht besondere Umstände die Gewissheit be- 
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grAnden, das» die deu Naehtheil bewirkende Aulage mit ü^leiclier Wirkung 
auch ohne die Enteignaog zur Eutsteliung gelangt wäre. (Verf^l. R.G.- 
£at6Ch. Bd. 13 S. 246.) Die blosse Möglichkeit genügt nicht zur Aus- 
schliessung des orsfichlichen Zasammenhanges. Das erkennt auch der 
Bar.-RiehtÄr selbst an. Wenn er aber dann fortfährt: im vorliegenden 
Falle handle es sich am die ^konkrete Wirklichkeit*, dass die beschlossene 
Strassenverbreitening, wenn sie oielit auf der des p. Dschenfzig 
eifDlgte, nnr auf der gegenllberliegenden Seite geschehen konnte nnd in 
diesem Fall den gleichen Naehtheil Ar den Beki. herbeigefOhrt haben 
würde, so besteht doch diese «konkrete Wirkliehkeit*' eben nnr in der 
MOgliehkeit einer anderen Aasffthrang der in Aussicht genottraenen 
Strassenverbreitening, wobei das d&zn erforderliehe Land ans den gegen- 
flberli^enden Grandstfloken genonunen werden mosste. Dass dem An- 
lieger, gegen den die Enteignong stattgefonden, era relativer Vortheil er« 
wfifihst gegenaber demjenigen, dem niohts enteignet worden, kanh flir die 
Frage der Klansalitftt nicht in Betracht kommen. Entaoheidend wt, dass . 
dnrch die Enteignnng die Terbreitemng der Strasse nnd dnteh diese die 
Mehrbelastung des von der Enteignnng betroffenen Gmndst&cks bewirkt 
worden ist, ein Zusammenhang zwischen ürsaohen und Wirkungen,- weicher 
durch die Möglichkeit, dass die Strassenverbreiterung auch nach der im- 
deren Seite hin, also ohne Inanspruchnahme der enteigneten Flftchen hfttte 
geschehen kdnnen, nicht unterbrochen wird. 

Die Frage, Weldier Zlnsfoss als Maasastab bei Bemessung der Ent-^ 
eignnngeentschftdignng aus den Ertrilgen bezw. Minderertrfigen der von 
der Enteignung betrolTenen Grundstflcke zu Grunde zu legen ist^ ist wesent- 
lich eine Thatfrage. Es kommt dabei, wie der Ber.-Richter zutteffead 
hervorhebt, auf die ümstfinde dc^i Falles and die derzeitige Ortliche Zins- 
lage an. Im Uebrigen entscheidet das richterliehe Ermessen. Eine An^ 
fechtnng dieser Entscheidung in der Hevisionsinstanz kann nnr von Erfolg 
sein, wenn der Richter erhebliche Umstftnde ausser Acht gelassen oder 
gegen die Grandsätze des EnteignnngBgesetzes (§ 8, § 10) gefehlt hat 
Das ist hier nicht der Fall. 

Der nach § 8 Abs. 2 Enteignungsges. zu ersetzende Minderwerth 
der Restgrnndstucke ist nicht nach anderen Grundsätzen zu bemessen, 
als der Werth der enteigneten Gmndstücke selbst. Jnlr die Werths- 
erniittclnng ist in beiden F&llen die Benafcznngsfähigkeit der Grundstücke 
und der ans denselben zu erzielende Ertrag maassgebend, aber doch nicht 
80, dass unter allen Umst&nden dem Expropriaten das bisherige Ein- 
kommen gesichert bleiben und er deshalb in den Stand gesetzt werdtt 
musste, sein Kapital sicherer als bisher, aber mit gleichem Ertrage an^ 
zulegen. Das würde ihm einen Yortheil ver«»chaffen, anf den er keinen 
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Angpraeh hat Zu ersetzen ist immer onr clor dem Expropriaten ent- 
zogene Grandstttcks Werth* in welcher Weise der Expropriat die diesem 
Werthe entspteehende GeldentsohAdigiing anderweit natsbar anlegen will, 
ist seine SaiÄie. 

Nicht begrfindet ist def Angriff, welcher den f&r die Werthsfest- 
stellnng maassgebenden Zeitpunkt betrifft. Der Bcr.-Richter hat im An* 
schluss an das Bd. 27 S. 265 der Entsch. ▼erOffentiichte Urtheil des B.6. 
die Zeit des am 9. Joni 1890 ergangenen Entschädigongsfeststellungs- 
beaehlosses für maassgebend erachtet, wogegen in 1. Instanz die Terhfllt- 
nisso zur Zeit der Feststellung des Bebaaongsplanes (30. Angnst 1886) 
der Werthfeststeilang zu Grunde gelegt waren. In Folge der in der 
Zwischenzeit eingetretenen PreiBsteigernng fiel die in beiden Instanzen 
von demselben Sachverständigen bcwirkU* Schätzung des Gmndwerths 
der von don Grundstücken Hr. 24, 26/27 abzutretenden Vorgarten- 
flfichen in II. Instanz höber ans, nämlich auf 100 fOr den Quadrat- 
meter gegen 75 uK der Schätzung in I. Instanz. Die Revision der be* 
klagten Stadtgemeinde halt die AinKibme des Ber. -Richters für rechts- 
irrthflmlich und den in der Entäciieidung Bd. 27 S. 265 auiigesteUten 
Grundsatz für nicht passend auf Fälle, in denen das Gesetz vom 2. Juli 
1875 Anwendung findet. Die Frage, welche in dem erwähnten Urtheil 
v(mi 17. März 1891 (Bd. 27 S. 263) zur Entscheidung stand, kommt für 
die Revision in erster Linie nicht in Betracht. Dort handelte es sich 
darum, welcher Zeitpunkt des Ente ignnnq^s Verfahrens für die Werth- 
feststelluDg maassgebend sei, und nur auf die Frage beziehen sicii die 
verschie Honen Kontroversen, welche in dem gedachten Urtheil zur Ent- 
scheidung gelangt sind. (Vergl. Eger Enteignungsgesetz Rd. ! S. 159 ff.) 
Darfiber, das» im Allgemeinen die Zeit der Enteignung für die Werth- 
teststellong des enteigneten Objekts raaassgebend f»ei, hat nie ein ^^treit 
bestanden und konnte kein Streit bestehen. Der Zweifel über den spe- 
ziellen Punkt entstand nur daraus, dass die Enteignung in mehreren 
Akt^n sich vollzieht, das Enteigininf^sverfahren verschiedene Stadien durch- 
läutt Im vorliegenden Fall aiu r sviH die Revision einen vor dem Ent- 
eiguuuysvri Tain eil liegenden Zeitpunkt für die Werthfeststelluug liervor- 
ziehen, und rnt-teht die Fr?i<>e, ob in Fällen der Enteignung vorher 
durch eine Flnclitlinienfeststellung betroflfener Grundstücke etwas audereti 
gilt, nämlich nicht der Werth, den das Grundstück zur Zeit der Eigen- 
tbumsabtretong (Enteignung) hat, souderu der Werth zu vergüten ist, den 
dasselbe zur Zeit der in Folge der Fluchtlinienfestsetzung eintretenden 
Eigenthumsbeschränkung hatte (§ 11, § 18 Ges. v. 2. Jnli 1875). Es 
kann keinem Bedenken unterliegen, die Frage daiiin /u beantworten, dass 
auch in diesem Fall die Zeit der Enteignung maassgebend ist. Nach § 14 
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Abs. 1 EnteignungsgeB. kommen für die Feetatellimg der naeh J 18 su 
gewährenden EntschSdignngen, also andi in dem hier Torllegenden Fall 
des f IB Hr. 1, die Yorsehrilfam des Enteignnngegeeetzes zur Anwendung. 
Die Eoteehidignng soll das Aeqnivalent Dir die Abtretung des Eigen- 
thnma bilden,- kann also natargemäss nur nach dem Werthe bemessen 
werden, den das abzutretende Objekt zor Zeit der Abtretung (oder doch 
znr Zeit der Perfektion des — naeh Prenssischem Reeht — in der Ent- 
eignung liegenden Kanfgeschflfts) hatte. Es müssen daher auch Verftnde- 
mngen der Koojanktnr, welche in der Zeit zwischen der Flnchtlinienfest- 
setznng und der Enteignung eiogetreten sind, im Fall einer Steigerung 
der Grnndstückspreise, wie hier dem Eigen thfimer, im umgekehrten Falle 
der Stadtgemeinde za Statten kommen. Verschieden hiervon ist die Frage, 
ob und inwieweit die Kigenthumsbeschränknng (P' si hräokung der Bau- 
freiheit), die dem Grundstück darch den nach den Vorschriften des Ge- 
setzes vom 2. Juli 1875 festgestellten Bebannngsplan auferlegt war, bei 
Ermittelnng des zur Zeit der Enteignung bestehenden Werths als ein 
die Benutznngsfähigkeit beeinträchtigender und dadurch werthmindemder 
Umstand in Betracht kommt. Diese Frage ist bereits vom Reichsgerirlit 
verneinend entschieden (Bd. 8 S. 238 der Entsch., vergl. auch Bd. 17 
S. 162). Der dort aafgestellte Grundsatz, dass Beschränkungen, welehe 
darch die neue Anlage veranlasst sind, deren Ausführung die Enteignung 
orm()gli(-Iien soll, bei Abschätzung der enteigneten Flächen nicht zu be- 
rücksichtigen sind, ist auch im vorliegenden Fall maassgebend. 

Nach § 8 Abs. 2 Enteignungsges. umfasst im Fall einer Theilont- 
eignung die dem Eigonthümer gebührende Entschädigung zugleit h (d. h. 
neben dem Werth, den die enteignete Fläche an und für sich haben 
würde) den Mehrwerlb, welchen der aijzutretende Theil durch seinen ört- 
lichen oder wirthsehaftliehen Zusammenhang mit dem (xanzcn hat, sowie 
den Minderwerth, welcher für den übrigen Grundbesitz durch die Ab- 
tretung enisteht. Dieser Minderwerth der Kestgruiidstücke Nr. 24, 26/27 
ist dem Expropriaten in Höhe von 12000 zn gesprochen ut»d damit 
besriindet worden, dass die bei den mit den Wohnhäusern bebauten Grund- 
stücken vorhandenen Vorgärten zur Sicherheit und Annehmlichkeit der 
Wohnungen beigetragen und dadurch den .Miethswerth erhöht htiben, diese 
Vortheile aber den Gnindstücken durch die Enteignung der Vori^arten- 
abschnitte entzogen worden sind. Ef fräj^t sich nun, ob die diesen Min- 
derwerth der Restgniii l-tüeke bedirigeuden Faktoren nicht aneh ffleieli- 
zeitig die Schälzung des aal" 16i>00 c/^ festgestellten Grund wertlis der 
enteigneten Vorgarten flät'heu beeinflusBt haben. Da^ ist nach Lage der 
Sache nicht zu verkennen, wenn es auch den Sachverständigen und dem 
Ber.-Kichter nicht zum Bewusstsein gelangt ist Die Sachverständigen 
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haben die abgetretene Fläche nicht nach ihrer Benatzungsfähigkeit als 
Trennstück geschiitzt, aandera als Theil des bisherigen Ganzen betrachtet 
und demgemäss für das ganze (als noch unbebaut gedachte) Groadstück 
einen Einheitspreis pro Quadratmeter festgestellt uud diesen aof die 
abzutretenden füchen übertragen. Mit diesem Einheitspreis, den ein 
Käufer für das ganze Grundstfick gegeben haben würde, würde dieser alle 
Vortheile bezahlt haben, die ihm die erkauften Grundstücke vermöge ihrer 
Benutzungsfähigkeit bieten konnten, also auch den Vortheil, der im Fall 
einer Besetzung der Grundstücke mit Wohugebäudeu, den letzteren aus 
der Anlage von Vorgärten erwuchs. Mit der Lrleichmässigen Bewerthung 
der unbebauten und der bebauten Flächen wird ;iher dieser Voitheil und 
der dnflurch bedingte höhere Werth des bebauten Theiles des Grund- 
stücke auf das enteignete Vorterraiu mit übertragen. Die Vortheile, für 
deren Entziehung der Expropriat durch den Minderwerth der Restgrund- 
stücke entschädigt wird, können aber ni<'ht s^leichzeitig als ein den Werth 
der abgetretenen Grundstücke erhöhendes Moment in Betracht kommea.* 



Hr. S68. Entgeh, des Deutschen Reichsgerichts. 

5. Civil-Seuat. Vom 16. Novemhor 1892. 

§ 8 Preoss. Enteign. Ges. 7. 11. Juni 1874. Die nothwendige V er st fakttD g 
des Font- und Jagdschutzes als Folge der Enteignung von zur Balm- 
anlag« verwendeten Parzellen ist ein bei Bemessung des Hinderweirtts 
des BestgnmdbositMs in Betiaeht su sieliendor Faktor. 

Nach der tliatsächlicheu Aiilfassuug des ß. R. ist die Verstärkung; 
des Forst- und Jagdschutzes eine Folge der Enteignung der zur Uuhu- 
anlage verwendeten Parzellen. Die wirthscbaftlich gebotenen Ausglei- 
choDgen der Nachtheile, welche für die Bewirthschaftuug des klugeris« hen 
Beetgrondbesitzes in Folge der durch die Theilabtretung erst ermöglic hteu 
Anlage schon bei Feststeiiuog der Entschädigung erkennbar waren. Dass 
die Entschftdigung Ulr diese WirthschaftseischweroDg zu dem vollen Werth 
gehört, auf welchen der Kigenthflmer nach § 8 Abs. 1 des Enteignungs- 
gesetzes Ansprach hat» hat der B. B. in üebereinstimmung mit der bis- 
herigen Becbtsprechong des B. 6. (vergl. besonders Entgeh. Bd. 7 S. 258, 
Bd. 13 8. 244), von welcher absogehen keine Veranlassnng torliegt, an- 
genommen. Er liat dabei nicht, wiederEkl. ihm vorwiift, bloss subjektive 
Verhftltnisse und Interessen des Eigentbftmers, den Werth der besonderen 
Vorliebe berftcksichtigt; Forst- und Jagdnntznng sind vielmehr objekUve 
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Vorzüge, welche beim Grossgrundbesitz aaeh im Fall des freiwilligen Ver- 
kaufs einen den Preis erhöhenden Einfluss haben ; Forst- und Jagdgelände 
sind erfahmngsmässig för jeden Besitzer, der sie nicht etwa zn anderen 
Zwecken aasniitzen will, desto werthvoller, je mehr sie in sich geschlossen 
sind, je weniger sie der Störang darch Unberechtigte ausgesetzt sind. 
Wird durch die Gefahr solcher Störungen eine erhöhte Aufsicht geboten, 
der Reinertrag der Forst und ^&^d um die Kosten der letzteren vermin- 
dert, so wird dadurch auch der Verkaufswerth der Ländereien beein- 
trächtigt. Ob die Verallgemeinerung der vom B. H. angewendeten Grund- 
sätze, wie dor Rkl. ausführt, zu Folgerungen führen würde, welche die 
Eutwickelung der Industrie und des ganzen wirthschaftlichen Lebens 
äusserst gefährden würden, ist hier nicht zu untersuchen. Soweit es sich 
um die Entschädigung von Eigenthümern handelt, die zur Abtretung eines 
Theils ihres Grundbesitzes im Wege der Eoteicrnung gezwund^n werden, 
bleibt der Grundsatz der vollen Ent8cha(!isim<;, zn welcher auch die Ver- 
gütung des Miuderwerths des ihnen verbleibenden Grundbesitzes gehört, 
nach § 8 des Enteignnn'_;>L;oset/.es maassgebend. Eine Ausdehnung der 
Entschiidigungsptliclit in d* r vom Rkl. angedeuteten Riclituncf, dass beim 
Bau von Chausseen sammtiiche Eigenthümer der von deuselbeu berührteu 
Grundstöcke, bei der Anlage von Fabriken die Eigenthümer der benach- 
barten berrschaftiicheu Wohnhäuser und Gärten Entschädigung für die 
durch d« II vermehrten Verkehr nothwendig werdende verstärkte Auisi ht 
fordern konnten, dürfte allerdings mit dem Rechte zum Gebrauch ihres 
Eigenthums, das den ünternehmern nach §§ 88 - 94 Einleitung, §§ 36 
bis 38 Tit. 6, §§ 26—28 Tit. 8 Thl. I des A. L. R. zusteht, in Wider- 
streit gerathen. Allein eine solche Ausdehnung steht gar nicht iu Frage. 
Es handelt sich uicht uili eine Belästigung, welche durch eine öffentliche 
Verkehrsanlage den N auhbarn erwächst, sondern um eine Benachtheili- 
gung des E igciitli üiiiers, dem ein Tbeil seines Grundbesitzes 
enteignet ist, hinsichtlich des ihm verbliebenen Grundbesitzes durch 
das Unternehmen, für welches die Enteignung erfolgt ist. Da § 8 des 
Enteignungsgesetzes, nach welchem diese ßeuui htheiligung zu vergüten 
ist, auf Nachbarn, die bei der Enteignung uicht betheiligt sind, keine 
Anwendung findet, ist die Befürchtung des Rkl., dass den Eigenthümern 
aller Tcm einem neaen Verkehrswege berührten Grundstücke, aller iu der 
Nachbarsdiaft einer neuen Fabrikanlage belegenen Wohnhäuser eine 
EntschSdiguig für vermehrte Aofeicbt zugesprochen werden kOnnte, 
grandios. 
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Nr. 251). Kntsch. des Dentsclieii lleichsgerichtä. 
6. Civil-Senat. Vom 17. November 1892. 

[Jnr. %V ochenschr. ISaS. Nr, 5 R S. 4u /.iff. 16. 17.] 

§ 3 Reic"hihaftpflicMfcsptz. Tritt die Veränderung der Umstände, welche 
die Festsetzung der Keate bedingen, erst nach der Klageerhebnng während 
des Prozesses eiu, so bestellt für den Berechtigtem keine Verpflichtung, 
eine Klageerweiterung eintreten zu lassen, er kann vielmehr in einem 
folgenden Prozesse seine Ansprüche anf Rentenerhölinng — jedoeh erst 
vom Tage der Klagezustellimg an — ^Itend fflaokes. 

Richtig ist, dass der El. bereits im Vorprozesse die vor der letzten 
mflodhclien Verhandliing eingetretene Beförderaog der Nachmänoer hätte 
verwerthen können. Diese 6ef5rderang hat aber erst nach Ansteilang der 
Klage im Vorprozesse stattgefunden. Nun ist in einem UrÜieil des II. 
CS. des R.G. (Bd. XX S. 122 der Entsch. des R. G. in Zivils.) bezfig. 
lieh des Anspruchs des Verletzten anf Erhöhung der ihm znerkanoten 
Haftpflichtsrente ansgesprochen, dase der Verletzte die nachträgliche £r- 
böhnng der Rente nicht wegen solcher Umstände fordern könne, welche 
bereits znr Zeit der Kiagerhebung vorhanden waren nnd in der Klage 
geltend gemacht werden konnten, dass dagegen, wenn die Veränderung 
der Umstände während des Prozesses über den Entschädigungsanspruch 
eingetreten ist, für den Verletzten keine prozessualische Verpflichtung be- 
steht, von der Befugniss der Klcigcrwciternnp^ Gebrauch zn machen, dass 
also ein Anspruch auf Kriiöhung der Rente aueh auf die während de^ 
ersten Prozesses eingetretenen Umstände gestfit/t werden kann. Auf dem- 
selben Standpunkt steht das jetzt raaassgebende Urtheil vom 19. Januar 
1891. Danaeh konnte der Kl. sich auf die Bef<irderung seiner Nach- 
männer zu Packmeistern mch im gegenwärtigen Prozesse liernf»'iK 

Wie in dem Urtheil des H. G. Bd. XVII S. 23 Her Entscheidungen 
in Zivilsachen ausgesprochen, kann der Verletzte die Erhöhnnir der Rente 
erst vom Tage der Zustellung der Klage ab beansjiruehcn. Dieser 
Grundsatz muss anch gegenwärtig noch als richtig angesehen werden. 



Digitized by Google 



Alphabetisches Sachregister. 



385 



Alphabetisches Sachregister. 

(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 



A. 

Ablüsewächter. Execution gegen einen 

solchen 307. 
Abwässer. Zufühning solcher '200. 
Abw&sseruugsgräbeD. Aulage durch 

fremde Grundstöcke 2fi8. 
Akten. Verkauf als Makulatur 22fi. 
Aktiengesellächuften. Stempel bei 

Simultangründung solcher 1^ 
A 1 tersrenten a n sp ruch 8. Invaliditäta- 

und Altersversicherung. 
Amt und Beamter im Sinne der §§230 

u. 303 St. G.B. 1£Q- 
Amtspflicht. Dcbert^cbreitung derselben 

als Ursache einer Körperverletzung Ifi- 
„Anfahrt^'. Begriff im Sinne der §§ 5 u. 

IQ. des Bahnpolizei- Regl. 
Anscbaffungsgeschäfte. Stempelfreie 

A. nach der Anmerkung zu Ziffer 1 des 

Gesetzes vom 2^ Mai 1885 22. 
Arbeiterausstand, einwirkend auf die 

Erfüllung abgeschlossener Verträge 21 1. 
Arbeitsbahnen. Keine Ausdehnung des 

preuss. Enteia[nuDß-s-Ges. auf solche Sä. 

— Wann sie als Eisenbahnen im Sinne 

des Uaftpflichtgesetzes anzusehen sind 

190. 

Arbeitswagen. Verantwortliche Führung 
eines solchen durch einen vereideten 
Streckenarbeiter H2- 

Arroenverbiiude. L'ebergang des einem 
Unterstützten zustehenden Anspruchs auf 
flf-n vorläufig mitf'r>tüt/'en(len, eventuell 
auch den ersat^ptiichtigeu Armenverband 
Qfi. 

B.-) 

Bahnbedienstete in Oesterreich. Dienst- 
zeugniss disciplinarisch entlassener B.-B. 
&L — Schutz der B.-B gemäss §§ fiß u. 
ai2 St.G. 2Ö. 



Bah nbetretungs recht der* Forstschutz- 
beamten TL — desgl. der Steuerbeamten 

Bahnbofsperron,ob abgeschlossener, zum 
öffentlichen Dienste bestimmter Raum im 
Sinne von § m St. G.B. 

Bahnbofsrestaurationen s. Polizei- 
stunde. 

Bahnh ofszufubrwepi^e. Wann solche den 
Babiiauf.sichtsiH'hör(lea und waim sie den 
We^epoiizeibehörden unterstehen — 
Freie Wahl des Publikums, wenn mehrere 
vorbanden sind Sfi. Beleuchtung der- 
selben 88^ 

Bahnkörper. Begriff; Vorarbeiten zur 
Erweiterung desselben -^77 

Bahnmeister. Lohnbücherund Lohnlisten 
derselben 3ü^ 

Bahnpolizei. Umfang ihrer Kompetenz 
.S4iK — Ilanrtliaburig dersolbon nicht durch 
solche Uoteruebmeu, welche die landes- 
herrliche Genehmigung nicht erhalten 
haben äL 

Baubeschränkungen. Ermittelung des 
Schadens bei solchen 6& 

Bauerlaubniss. Versagung einer solchen 
C7, 2iLL — Entschädiguugsauspruch wegen 
Versagung 68, 122. 

Baufluchtlinien. Rechtliche Wirkunpren 
des Bebauungsplanes 133. — Entschädi- 
gung bei Aenderung der geplanten Bau- 
fluchtlinien 6fi. — EntschädinTingspfücht 
der Gemeinden infolge Bautluchtliuicn- 
planes 1S8. 

Bauherren. Verjährimg der Kontrakts- 
klage gegen den Bainneister ML 

Bauten. Klage auf Beseitigung bei Ver- 
letzungen von Eigenthums- oder Besitz- 
rechten gegenüber polizeilich genehmigten 
im Interesse des öffentlichen Verkehrs 
nothwendigen Anlagen 131. 

Bauunternehmer s. Verjährung. 



*) Bezüglich aller mit Bahn zusammenhängenden Stichworte s. a. Eisenbahn. 
Kger, KiBeiibahnrectitliche Eutscbeldangen IX. 2h. 
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Beamten-Bestechungl31,I56, 190, 292, 
3ÜL 

Beamtenqualität eines Poatbülfsboten 

Beamte s. Amt, Diensteinkommen, Staats- 
beamte. 

Benutzungsrecht des Eigenthums. Gren- 
zen des erlaubten B. '210 

Bergbau. Schutz der üfTeutlichen Verkehrs- 
wege gegen denselben 2L — Betrieb von 
Bergbau unterhalb einer Eisenbahn 106. 

Bergwerksbesitzer. Beseitigung der 
Folgen eines Tagbruches durch denselben 

m 

Bergwerkseigenthum. Kollision des- 
selben mit dem Grundeigenthum IQ&^ 

Berufsgenossenscbaften. Keine Mit- 
gliedschaft tler Eisenbahnen bei den land- 
wirthschaftlichen B.G. um der Grasnutzun- 
gen an Bo^^ctningen xind Dämmen willen fiö. 

— üebernahme eines in den Betrieben 
einer anderen B. G. eingetretenen Unfalles 
durch eine solche 2SL 

„Betriebsaufseher'' im Sinne von § äß 
U.V.G. fiL 

Betriebsunfall. Begriff LfiS. — s. a. 
Haftpflicht, Unfallversicherung. 

Bezirksgerichte, 8t&dt.-de]egirte. Zu- 
ständigkeit zur Beweisaufnahme bei Bahn- 
untallen 86. 

Bleivergiftung im Dienste des Eisen- 
babntiskus ^ 

Boykott s. Sperre. 

Brandschaden h. Schadetiersatzpflicht. 

Bruch 8. Unfallversicherung. 

Brücken. Nachweis der Unterhaltungs- 
pflicht von solchen durch Private afi. — 
Unterhaltung der B.iiu Zuge der Chausseen 
19.^- — Unterhaltung der B. über öffent- 
liche und Privatflüsse 247. 

Bürgersteig. Kutscbiidigungsanspruch bei 
Heranziehung von Grund und Boden zur 
Herstellung eines solchen 147. 

Bürgschaft. Kein Stempel für Prolongation 
einer solchen LL 

C. (siehe auch K.) 

Cautio damni infecti gegen den Eisen- 
bahnfiskus ihA.. 
Chausseen. Unterhaltung derselben LM. 

— s. Brücken, Wege. 

D. 

Dammerhohung mit Durchlässen. Klage 
des durch eine solche gefährdeten Grund- 
besitzers ZhlL. 

Dampfstrassenbahnen unterliegen nicht 



dem preuss. Gesetz vom Nov. 1838 30. 

— Beschädigung einer solchen durch ein 
aufsichtslos gelassenes Gefährt 222^ — 
s. auch Pferdebahnbetrieb, Strassenbahn- 
gesellschaft, Tramway. 

Decken zum Schutze einer Sendung. Haft- 
pflicht im Falle des Verlustes solcher fi. 

— Ob Haftpflicht bei der frachtfreien 
Rücksendung solcher 2&. 

Defektenbescbluss. Keine Kompetenz 
der Civilgerichte, einen solchen aufzuheben 
152. — s. Kassenbeamte. 

Diensteinkommen im Reichs- und Staats- 
dienste. Begriff liL 

Dieustmietbevertrag. Unberechtigter 
Rücktritt des Dienstherm 17fi. 

Dienstvergeben. Entlassung wegen gro- 
ben D.; dadurch bewirkter Verlust der 
statutenm&ssigen Pension Ii. 

Dienst vertrag. Voraussetzungen und 
Rechtswirkuiigen des Rücktritts von einem 
solchen 22^ 

Dienstzeugniss s. Bahnbedienstete. 

Disciplinar-Erkenntnisse. Keine Be- 
fugnisse der Gerichtsbehörden zur Nach- 
prüfung solcher 84, 141. 

Disciplinar-Verfahren. Yerhlltniss zum 
gerichtlichen Strafverfahren 227 — Ob 
zulässig für Handlungen vor dem Eintritt 
in die Beamtenstellung 172. 

E/) 

Einkommensteuer österreichischer Eisen- 
bahnen 2^ 

Eisenbahnanleihe. Anspruch auf Ab- 
nahme der gezeichneten Stücke IM. 

Eisenbahnbau. Stellung der einen Bau 
ausführenden Eisenbahnverwaltung zu den 
Baubehörden 2M s. a. Transpurt, 

Eisenbahnbetriebsämter. Zuständig- 
keit zur Ausstellung von Zeugnissen über 
zehnjährigen Besitz liL 

Eisenbahnen s. Verkehrsanstalten. 

Eisenbahnfiskus. Zuständigkeit für Kla- 
gen gegen denselben 121 s. a. Reicbs- 
(Eisenbahn-) Fiskus. 

Eisenbahngesetz, Das preussische, vom 
2. Novbr. 1888. Tendenzen desselben äl. 

— Auf welche Bahnen dasselbe sich be- 
zieht 83. 

Eisenbahngrundstücke. Gesuch wegen 

Ermittlung derselben 318. 
Eisenbahnkörper. Unbefugtes Betreten 

desselben 77. 178, .^14. 
Eisenbahnobligationen. Stempel bei 

Umtausch von solchen Lä.. 
Eisenbahntransport s. Transportgefiihr- 

dimg. 



*) Bezüglich der mit Eisenbahn zusammenhängenden Stichworte s. a. Bahn. 
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EisenbahnzufahrtstrasseOi Kothweg- 

rSumung auf solchen ia Galizien fiS. 

EDteignung: Bauplatzqualität 2Ü. 'iO^ — 
Ob BaQpIatzei^'euschaft zu berücksichtigen 
ist, im Falle die EateignuDg für eioen 
die Bauplatzeigenschaft aufhebenden^ 
schon längere Zeit veröffentlicbteu Be- 
bauungsplan erfolgt '2 17. — Be^ticncnung 
des vollen objektiven Werthes durch die 
Benutzunpsßhigkeit 8i — Begrifi und 
Umfaug der Wertherhöhung SfiS. — Be- 
rücksichtigung der bisherigen Beuutznngs- 
art It^l — Berücksichtigung des ört- 
lichen nnd wirtbschaftlicbeii Zusammen- 
hanges bei der Wertbbemessung !£. — 
Werthserhöhunp durch Offenlegung' des 
FluchUinienplaues, nicht erst durch dessen 
Feststellung — Wertherhöhung oder 
Verminderung infolge eines städtischen 
Bebauungsplanes und projektirter Bahn- 
anlagen 9. — Zeitpunkt der Werthfest- 
sefzung 2£L ^^f>- — Bemesseung des 
Miuderwertbes. Erweiterung des Um- 
fanges der Pflastersteuer- und Strassen- 
reinigungspflichtSTb. — Werthabschätxung 
bei VerinderuDg des Grundstürkes durch 
ein mit der Enteignung nicht zusammen- 
hangendes Ereigniss '^Ift — Abschätzung 
einer durch deu Fluchtlinienplan der Be- 
bauung entzogenen Fläche 188. — Be- 
rücksichtigung der Abnutzung von Ge- 
bäuden bei der Werthbemessung 22. — 
Rechtsverhrdtniss zwischen Kigenthümer, 
Real berechtigten und Unternehmer in Be- 
treff der Abschätzung des Grundstücks 
und Vertheilung der Entschfidii^ungs- 
summe 342, — Pächter und Miether als 
Entschädigungsberechtigte im Sinne von 
§ 11 des Enteign. Ges. 18fi — Begrün- 
dung des Sachverständigen - Gutacbteus 
1£. 25< — Veränderungen des Grund- 
stückes vor dem Entschädigungsfest- 
steil ungsbeschluss 12±L — Zustellung 
desEntschädiguugsfeststellungsbeschlusses 
iäi — Hinterlegnn<r der Entschädigungs- 
summe nach erfülgtcr Besitzuahiue des 
Grundstückes SÄfi» — Zinsen von der 
Enteign ungssumrae bei Bcsitzübergang 
vor Abschiuss des Verfahrens 14. — Ver- 
zinsung der Entschädigungssumme vom 
Tage der Besitzeinräumung an LSfi. — 
Verstärkung des Korst- und Jagdschutzes 
als Folge der E. — Wirkung des 

§ 9 Ent. Ges. im Falle der Dringlichkeit 
äflfi. — Die dreijährige Frist des § äl 
des Preuss. Ent. Ges.. ob präklusive Pro- 
zes8fri8t322. — Keine E.für freiwillig über- 
lassene Grundflächen älL 

Enteignung in Oesterreich: Keine E. 
für freiwillig überlassene Grundflächen 
aiL — E. eines an einer vielfach be- 



bauten Oertlicbkeit Hegenden Ackergrun- 
des 3()5. — Keine Prüfung der Rechtskraft 
des Kateignungserkenntnisses durch das 
Gericht bei Feststellung der Entschädigung 
22. — Vernehmung der ßetheiligten, 
wenn die Sachverständigen ihr Gutachten 
schriftlich erstattet haben 337. — Hinter- 
legung des Betrages, weil die Verthei- 
lung desselben streitig ist SS. 

Enteignungsrecht- Nicht für solche 
Unternehmen, welche die landesherrliche 
Genehmigung nicht erhalten haben 2L 

Entschädigunng s. Schadensersatz. 

Entschädiguugsklage. Gerichtsstand im 
Falle einer E. wegen Rückbeförderung von 
Ladezeug illL 

Entschädigungsrente. Werth des Streit- 
gegenstandes 222. 

Erfiudungspatent. Stempel bei Kauf 
eines solchen &. 

Erkältung im Dienste. Wann keinen 
Schadenersatzanspruch für solche JA. 

Erlass. Keine neue, selbständig anfechtbare 
Entscheidung im Falle der Bestätigung 
eines Erlasses durch einen späteren 

Erwerbsunfähigkeit. Beweis der Dauer 
der Erwerbsunfähigkeit Fortzahlung eines 
Theiles des Lohnes keine Anerkennung 
der fortgesetzten Erwerbsunfähigkeit 60. 

Exekution gegen Personen im Dienste 
des Staates ML 

Explodirende Stoffe. Ob Wasserdampf 
dazu gehört 

F. 

; Fabriken. Prndpualbeiträgn zur Wege- 
baulast in Schlesien 2Q2. 

Feldbahn. Brandschaden durch Betrieb 
einer solchen 15fl. 

Feldmesser s. Landmesser. 

Fernsprechanlage. Beschädigung und 
Gefährdung einer solchen 1 50. 

Feuergefährliche .Stoffe. Mitnahme in 
Personenwagen 21iL 

F e u e r V e r s i c h p r u n g s g e s e 1 1 s c h a f t e n. 
Ersatzaus})ruch an Eiseubahutiu, wann be- 
gründet ID. 

Fiskus. Austrag von Streitigkeiten 
zwischen einzelnen Stationen desselben 
2!L — 8.a.Eisenbahnflskus, Reichs- (Eisen- 
! bahn-) Fiskus. 
I Fluchtlinien s. Baufluchtlinien. 

Flüsse, öffentliche. Unterhaltung der 
Brücken 2£L 

Forstschutzbeamten. Grenzen des den- 
selben zustehenden Bahnbetretungsrechts 
I TL 

Fracht. Nachforderung der iirthümlich zu 
niedrig berechneten Fracht Iflfi. — Was 
für Berechnung derselben maassgebend 
ist aiiL — s. a. Tarife, 

25* 
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Fracbtbetr&ge. Ob Gebühren im Sinne 
Ton § 253 St. G.B. 2£2. 

Frachtsätze. Berechnung nach der vir- 
tuellen Länge, nicht nach der wirklieben 
Entfernung L 

F'rachtsendung. Deklaration des Inhalts 
oder Werths keine Versichenmg im 
Sinne von Art. 367^ Abs. 2 IL Ü. B. 

G. 

Galizien s. Eisenbahnzufahrtstrassen. 

Gebühren von Haubedingnissen und 
Kostenanschlägeu -14. — s. a. Frachtbe- 
träge. 

Gemeindestrassenuu terhaltu ng in 
Oesterreich. Voraussetzung für die Ver- 
pflichtung zu einem Präzipualbeitrag iL 

Gesch&ftsherren. Haftung für die An- 
gestellten IM. 

Gesellschaftsfirma. Ob ein mit einer 
solchen abgeschlossener Betriebsvertrag 
in Oesterreich ohne weiteres auf den Singfu- 
larrechtsnacbfolger übergeht 3± 

Gesund heitspass für Vieh s. Viehpass. 

Gewässer, abfliessende. Schutz gegen 
schädliche Einwirkungen solcher ihi 

Gewerbliche Anlage s. Schutzanspruch. 

Giftige Stoffe. Pflichten des Arbeit- 
gebers bei Verarbeituiip solcher 2JL 

Glas tafeln. Nichtbaftuug bei Hruch der- 
selben mangels Nachweises einer Fabr- 
lässipkeif 12ß. 

Grasuutzuugen an den Böschungen und 
Dämmen. Keine Mitgliedschaft der land- 
wi Ii h Schaft Ii ch en Berufsgenossenschaften 
um dersclbeu willen fi.ö. 

Grund buchordnung. Zuständigkeit der 
Eisenbabnbetriebsämtcr zu Zeug^iissen im 
Falle des § ISÄ Nr. ä G.B.O. Ii 

Grundstücke. Vertragsmässig versprochene 
Gewähr der für den Eisenbahnbau noth- 
weudigen Gr. !£. 

Ilaftpflicht für überfabrenes Vieh 13. — 
Nur Verschulden des Beschädigten, nicht 
auch Verschulden von Ango^tellton be- 
freit den Eisenbahnfiskns 32. — Haftpflicht 
im Falle die betroffene Person unter 
§ LQ des Reichs - Unfallfürsorgegesetzes 
vom 1^ März 1886 fällt IDSL 22x — 
desgl., wenn der Unfall durch das 
Fehlen der von der Aufsichtsbehörde 
nicht angeordneten Schranken veranlasst 
wurde LLL 

Haftpflicht, I nsbesondere Entscheidun- 
gen znm HitftpflichtgesetKe. Wann 
eine Arbeitsbahu als Eisenbahn zu be- 
trachten ist lillL — Haftpflicht für 



den Unfall eines Kindes unbeschadet 
des etwa vorliegenden Verschuldens der 
Eltern — Verletzung eines Reisen- 
den beim angeordneten Umsteigen in 
einen andern \V;igcu — Sclieueu der 
Pferde und dadurch bewirktes Herab- 
stürzen vom Wagen 109. — Verletzung 
durch Verladen von Vieh als Betriebs- 
unfall Ifi.^ — Zusammenstoss eines 
Pferdebahnwagens mit einem Fuhrwerk 
Erkrankung infolge von Betriebs- 
arbeit, kein Betriebsunfall — Er- 
krankung infolge der repelmlssigen Be- 
rufstliutigkeit ohne Dai^wischentrctca eines 
ausserordentlichen Ret riebsereignisses 203. 

— Nachweis der höheren Gewalt 177. 

— Entschädigung für den entgehenden 
Verdienst, nicht den Verlust der Arbeits- 
ßhigkeit U3. — Unterschied zwischen 
Verminderung der Erwerbsfälligkeit und 
der Arbeitsfähigkeit U4. — Eintritt von 
eine Erhöbung der Rente bewirkenden 
Umständen wahrend des Prozesses 33i. 

— Voraussetzungen für die Herabsetzung 
der Rente 143. — Ansprüche aus dem 
Haftpflichtgesetz ungeachtet § ä des 
Reicbs-Beamtenfnrsorgegesetzes von IdSü 
3£2. — Ansprüche aus dem Haftpflicht 
gesetze werden durch § ID des Ünfall- 
fürsorgegesetze.s nicht aufgehoben 109- 

Haftpflicht in Oesterreich. Haftung 
bei UnßLllcn auf einer im Staats- 
betriebe stehenden Lokalbahn ifi. — 
Zuständigkeit der städt.-delegirten Be- 
zirksgerichte zur Beweisaufnahme über 
den Gesundheitsiustaud de* Verletztea 
3iL — Begründung des Ersatzanspruchs 
•iHR. — Befreiung der Bahn infolge eigenen 
Verschuldens (in casu Uiuointreten in die 
Geleise zwischen die in Bewegung befind- 
lichen Waggons) LL — Nachweis des 
eigenen Verschuldens des Beschädigten 
'jfii , — Unfall beim Aussteigen aus 
einem stillstehenden Zuge 3QiL — Zu- 
spruch der Kurkosten und der Gerichts- 
kosteu an den Verletzten alL — Be- 
messung des Schmerzensgeldes liih. -— 
Zuerkennung einer Rente statt eines 
Kapitalsbetrages lO.*). — Ob die Geltend- 
machung eines Schadensersatzanspruches 
seitens eines Grundbesitzers durch die 
früher erfolgte Prüfung des Anspruchs 
eines Nachbarn beeinflusst wird SM. — 
Voraussetzung für die Befreiung der 
Bahn infolge nKinf,'eIhafter Ver[iackuiig 
1 1.*» — Haftptliclu bei Beschädigung 
einer Kohlenladung durch Umladen der- 
selben a. — Haftpflicht für Decken zum 
Schutze einer im offenen Wagen verladenen 
Sendung iL 
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Alphabetisches 

Haltestelle. Unfall eines Arbeiters durch 
Entgleisung: eines Arbeitszuges bei Er- 
richtung einer solchen 

Handelsgesellschaft s. Gesellschafts- 
firma. 

Hoheitsrecbt: Haftung des Staates für 
Versehen bei Ausübung solcher IM. 

I. 

Invaliditäts- und Altersversicherung. 
Rentenanspruch eines Saisonarbeiters 28fi. 

— Anspruch eines unständigen Arbeiters 
auf Altersrente 284. — Rekonvalescenz 
nach einer Krankheit 301. — Erneuerung 
eines rechtskrflftig abgoleliiiteu Alters- 
rcntenan.s{>ruclis nur auf Grund neuen 
Materials 127. — Form der Zustellungen 
HL — Lauf der Recbtsmittelfristcn 122- 

— Wiedereinsetzung in den vorigen ' 
Stand gegen Versäumung einer Frist U.*». | 

— Ob § l£ü des Gesetzes auch för die 
zugelassenen besonderen Kasseneinrich- 
tungen gilt '^40. — Unzulässige Eiutra- 
gungen in die Quittimp<?karte lfi7- — 
Unzulässige Entwerthuag der Harken 
9RH 2aL 

K. 

Kassen beainte. Beschlagnahme von Ver- 
mügensthcilen eines solchen auf Grund i 
eines Defectenbeschlusses 134. 

Kieslieferungeu. Konventionalstrafe für 1 
verzögerte K. 200. i 

Kolonie. Anlegung einer solchen 2fiä. 

Kommunal - Einkommensteuer von 
Pferdebahnbetriebeu bL 

Eompetenzkouflikt. Behauptung eines 
negativen K. 141. 

Konsortium. Auflösung von Verträgen 
durch den Leiter eines Bahnbau - Kon- 
sortiums Uä. 

Konventionalstrafe. Verfall einer sol- 
chen 200. ~ Kein Anspruch auf K. wegen 
verspäteter Lieferung bei vorbehaltloser 
Annahme ÜL 

Körperverletzung infolge einer üeber- 
schreitung der Atntspllicht Ifi. — s. auch 
Unfallversicherung. 

Krankenkassen. Ueborfährunjjskosten bei 
Ueburnabine der Kraukeuhauspflege durch 
eine solche 213. 

Krankonversicherung. Dauer der Unter- 
stüt/.uug. Karenzzeit lillL — Anspruch 
auf Unterstützung seit Entstehen der 
Krankheit 131. — Unterstötzungsansprucb , 
erwerbslos werdender Kasseninitglieder IZl 

— „Trunkfälligkeit", Erstattungsanspruch 
gemäss § bl K.V. G. IM. — Verlust des 
Krauküugeldes bei vorsätzlicher Herbei- 
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führung der Krankheit 152. — Uebergang 
des einem versicherten Kranken zu- 
stehenden Anspruches auf den vorläufig 
unterstützenden und den ersatzpflichtigen 
Armenverband, wenn letzterer Ersatz be- 
reits geleistet hat 9fi- — Verjährung der 
auf die Arraenverbände übergegangenen 
Forderungen von Kassenmitgliederu 1^2- 
Krankenversicherung in Oesterreich'. 
„Betriebsbeamte" im Sinne des Gesetzes 
9 Ifi. 

Kündigungsrecht. Fortdauer des unein- 
geschränkt vorbehaltenen K. nach Eintritt 
der Voraussetzungen für die Pensionirung 
201. 

Kuratoren. Bestellung eines solchen im 
Falle eines Gesuches um Löschung eines 
für die Besitzer von Theilschuldverschrei- 
bungen eingetragenen Pfandrechts 347. 

Ii. 

Ladezeug. Rückbeförderung des bei einer 
Sendung verwandten Ladezeuges 22.. 

Landmesser. Unterschlagungen eines bei 
einem Eisenbahnbau diätariscb beschäf- 
tigten L., ob Unterschlagung amtlich an- 
vertrauter Gelder 101. 

Lokoraotive. Ersatzanspruch für Schaden 
durch Funkenwurf einer solchen lOj 222. 
— L. zum Rangiren, Gefahrdung einer 
solchen 211. 



,.Menge". Begriff der „Menge" im Sinne. 

des Reichsstcmpelgesetzes IIA. 
Militär trän Sporte auf Privatbahnen 3^ 



Nach barg run ds t ücke. Werthverminde- 
rung durch schädliche Einwirkungen des 
Eisenbahnbetriebes 2^ 

Nachuahmogelder. Zurückhaltung solcher 
durch einen Spediteur 1'25. 

a. 

Oel. Schadenersatz für Leckage eines Fa.sses 
mit Oel !_15, 'IM. 

F. 

Patent s. Erfindungspatent. 

Pensionirte Beamte. Beweislast hin- 
sichtlich der körperlichen Befähigung ^ur 
Annahme einer anulirhen Stelle 222. 

Pensionskasse. Rechtliche Bedeutung 
des Statuts einer solchen 

Perron s. Bahuhofsperron. 
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Pferdebahn. Erhöhung der Schienen bei 
Erhöhung des Strassenkörpers IfiS- 

Pferdebahnbetrieb. Kommunaleinkom- 
mensteuerpflii ht eines solchen 

Pf erdebuhu wagen. Zusammenstoss eines 
Fuhrwerks mit einem solchen 3fiE. 

Polizeiliche Verfügungen. Schutz der 
Eisenbahn- Anlagen durch solche 3'29. 

Polizeistunde. Beobachtung in Babnhofs- 
restauratioTiPit 22^ 

Post. Zustelluüg des Aviso für ein Fracht- 
gut durch die Post 128. 

Posthüifsboten. Beamtenqualität eines 
solchen 109. 

Privatflüsse. Räumung derselben 
— Unterhaltung der zugehörigen Brücken 

Privatwege. Keine Befugniss der Polizei, 
unstreitige P. für den öffentlichen Ver- 
kehr in Anspruch zu nehmen 131. 

Prozesskosten. Ausgaben vor dem Pro- 
zess zur Ermittelung der Ansprüche, ob 
dazu gehörig '201- 



Regressklage gegen einen Beamten wegen 

im Betriebe erfolgter Verletzung eines 

andeien LiL 
Reichs- (Eisenbahn-) Fiskus, ob ge- 

meindeeinkommcnsteuerpflichtig 147. 
Reversraässige Verpflichtung zu einem 

Geldbeitrag für einen Eisenbabnbau IL 
Rückfabrtkarte. Vorzeigung einer bereits 

benutzten als vollendeter Betruf<: :-i:'>7. 
Ruhepause. Unfall während derä«;IijoQ 221. 

Sachmiethe. Vertrag über Anlegung eines 
Schienengeleises nicht als S. - Vertrag 
stempelpflichtig S. 

Schadensersatz. Anspruch eines Ver- 
unglückten bei konkurrirendem Selbst- 
verscbulden und Verschulden des Bau- 
leiters 3nfi. — Ob Erkältanff im Dienste 
zu einem Anspruch berechtigt LL — 
Schadensersatzpflicht beim Transport le- 
bender Thiere Lix — Befreiung von der 
Schadensersatzpflicht wegen Mängel der 
Verpackung 2ii2. — Anspruch des Adres- 
saten auf Schadensersatz, im Falle von 
mehreren Collis eins beschädigt anlangte, 
und dieses dem Aufgeber zur Verfügung 
gestellt wurde 3. — Geraeiner Handels- 
werth als Schadeusersatz, wenn weder 
Unachtsainkeit noch böse Absicht ob- 
waltet 1 1^. — Gerichtliche Feststellung 
als Voraussetzung des Schadensersatz- 
anspruchs a. — Sch. für Funkenwurf einer 
Lokomotive iß. — Sch. für Brandscha- 
den durch Betrieb einer Feldbahn Lää. — 



Sch. wegen Benutzung des Eigenthums 
über die Greiuen des Erlaubten hinaus 
21iL — Kein Anspruch wegen Beein- 
trächtigung des Restgrundstückes infolge 
Verwendung des Trenugruudstütkes, wenn 
dessen Verwendung bei dem Abverkäufe 
bekannt war Ifil. — Sch. aus verzögerter 
Auflassung von Parzellen seitens des 
Eisenbahnflskus 2& 
Schlesien s. Wegebaulast. 
I Schmerzensgeld. Bemessung desselben 
i Wh. a2L 
Schutzanspruch gegen benachtheilifl^ende 
Wirkung einer gewerblichen Anlage LaiL 
Schutzeinrichtungen gemäss § 12U Ab- 
satz ä der G 0. ä2fi. 
Schutzmittel im Gewerbebetriebe. Ver- 
I pflichtung zum Benutzen derselben lÜiL 
Situationspläne. Kosten für solche als 

Prozesskosten "201 
Spediteur s. Nacbnahmegelder. 
Sperre. Oeffentliche Verhäogung derselben, 
I ob grober Unfug 2lL 
I Staatsbeamte. Ansprüche solcher aus 
I dem Beamtenverhältuiss gegen den Fiskus 
j 2 '27. 

Stempel 8. LL 13. 13. 23. LLL — s. Ak- 
tiengesellschaften, Eisenbahnobligationen. 

Stempelfreiheit von Anschaffungsge- 
schäften 23. i 

Steuerfreiheit der zu bauenden Bahn- 
anlage kein Präjudiz für Steuerfreiheit des 
den Bau ausführenden Unternehmers b!L 

Stoffe, giftige s. Giftige St. 
! Strassen. Erschwerung des Aus- und 
Eingangs aus und zu dem Hause, ob Ein- 
gritl in das Individualrecht der Anlieger 
'29:>. — Kein uneingeschränktes Benutzungs- 
recht der Anlieger l.'>7- — L'enfang des 
den Eigenthüraern der aniiegeuden 
Häuser zustehenden Benutzungsrechts 
ii'2rt Reinhaltung durch die Grund- 
besitzer 347. — Vorbehaltlos erklärte 
Uebernahme einer Strassenkorrektion sei- 
tens der Strassenverwaltimg IAIl. 

Strassenbahuen. Salzstreueu auf solchen 
313. — s. Dampfst rassenbahnen, Pferde- 
bahnen, Tramway. 

Strasseubahngesel Ischaft. Verfall der 
von einer solchen gestellten Kaution 
wegen vertragswidriger Einstellung des 
Betriebes 201 

Strassenpolizei. Regelung aller Arten 
des Strassenverkehrs durch dieselbe 31^ 

Streckenarbeiter, vereidete, als verant- 
wortliche Begleiter einesArbeitswagens 92x 

Strassenüberbrückung. Entscheidung 
über die Dimensionirung einer solchen 2Mi 

Strassenve rle gung. Entschädigungsan- 
sprüche der Anlieger •2.'>ft. 

Strike s. .4rbeiterausstand. 
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T. 

Tarife. Frachtberechnung, wenn der Ver- 
handtarifsatz mehrerer Bahnen höher ist 
als die Lokal tarife 340. — s. a. Fracht- 
berechnong. 

Telegraphen- Anlage, Handlun«:en ge^en 
eine solche l.'tO- — Vorsatz bei Gefähr- 
dung einer solchen 25fi. 2S!L 

Telephon- Anlage s. Fernsprechanlage. 

Theilstrecke. Gerichtsstand bei Streit 
über eine solche 3-28. 

T ram w a y 8. Zahl der Fahmiittel und Fahr- 
geschwindigkeit der einzelnen Wagen ZU. 

Transport der für den Eisenbahnbau an- 
geschafften Materialien auf der eigenen 
Bahn 224. 

T ransporti^e fährdung. Gefährdung eines 
Arbeitswagens, mit dessen verautwort- 
licher Führung ein vereideter Strecken- 
arbeiter beauftragt ist Ü2. — Gefährdung 
infolge einer Zuwiderhandlung gegen eine 
Dientsvor scbrift SI. — desgl. durch 
Fahrlässigkeit .^45. Aufhebung eines 
bezüglicbeu Urtheils aus prozessualen 
Gründen LZü — s. a. Lokomotive zum 
Rangiren. 

u. 

Ueb'erfahrtsweg. Auflassungeines solchen 

Unfallversicherung. Bruch, wann Be- 
triebsunfall 225. 2£2- 2iiiL — Unfall 
eines mit freier Rückfahrt vom Dienste 
zurückkehrendem Hahabeamten während 
der Rückfahrt 2aL — Durch die Zechen- 
bahn herbeigeführter Unfall eines Berg- 
arbeiters auf dem Nachhausewege 

— Unfall w&brend der Ruhepause 221. 

— Verletzung durch einen Mitarbeiter, 
wann Betriebsunfall 230. — Betriebs- 
aufseher im Sinne von §26 U. V. G. £1 

— s. Berafsgenosseoschaft. 
Unterschlagung in amtlicher Eigen- 
schaft empfangener Gelder &L 151- 

V. 

Verj&hrung. Keine Anwendung der 
kurzen Verj&hrung des § L 1 Öes. 

vom 31- M5rz 1838 gegenüber gewerbs- 
. mäflsigen Bauunternehmern 183 . Ver- 
jährung der Kontraktsklage des Bauherrn 
gegen den Baumeister Aü. — desgl. für 
Leistung des luteresses wegen Vertrags- 
bruches lAL 
Verkehrsanlagen. Keine Klage auf Be- 



seitigung genehmigter, im Interesse des 
öffentlichen Verkehrs nothwendiger An- 
lagen auf Grund von behaupteten Eigen- 
thums- oder Besitzrechten 137. 
Verkehrsanstalten. Beschädigung einer 

solchen durch den B^'rgbau 106. 
Verletzung durch einen Mitarbeiter s. 
Unfal Iversicheru ng. 

I Versicherungsgesellschaften s.Feuer- 

j versicheningsgesellschaften. 

I Vertrag der Mitbewerber um eine Liefe- 

I rung zur Täuschung der Eisenbahnver- 
waltung 11£. 
Verträge s. Konsortium. 

: Vertragsbruch s. Verjährung. 

I Vieh. Wann Haftpflicht für Ueberfabren 
von Vieh 23. 
Vieheinfuhrverbot 23SL 

] Viehpass. Krschleichung des Eisenbahn- 
transportes durch einen gefälschnju Vieh- 
pass 123. 

Viehseuchen. Verletzung der Ahsperrungs- 
uud Aufäicbtsmaassregela bei solcbeu lüt). 

w. 

Wasserdampf. Ob explodirender Stoff im 
Sinne von § 311 Str. G. B. Wl 

Wege. Inanspruchnahme eines solchen für 
den öffentlichen Verkehr 93. — Insbe- 
I sondere, wenn es sich um Chausseen 
handelt 2flfi. — Merkmale der Oeffentlich- 
I keit Qi. — Zur Entscheidung über die 
Eigenschaft eines Grundstückes als öffent- 
licher Weg 133. — Umwandelung öffent- 
licher W. in Chausseen nach kur- und 
neumärkischem Recht 9 A4. — Einziehung 
und Verlegung öffentlicher W. 21fi. — «. a. 
Privatwege, Chausseen. 

Wegebaulast. Präzipualbeiträge der Fa- 
briken in Schlesien 302. 

Wegebaus ach en. Streitverfahren in 
solchen 221. — ZwangsmiUel 202. 

Wegepolizei. Rechtsmittel in wege- 
polizeilicbeu Strafsachen l'JG. 

Werk verdingungsvertrag im Sinne des 
A. L. R. 234. — Stempelpflichtigkeit eines 
im Korrespondeuzwege abgeschlossenen 
p Werkverdingungsvertrages 13. 

z. 

Zäune längs des Bahngeleises. Beschaffen- 
heit derselben 32. 

Zeitkarte. Duplikat einer verloren ge- 
gangeueu 212. 

Zerstörung einer Eisenbahn 3IL 

Zwangsmittel in Wegebausacben 2QL 
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A. Ueiclisgesetze, Terordnungen, Reglements u. s. w. 



Allgemeines Deutsches 
Handels^resetzbuch. 

Art. U .... S. im 
Art. -m . . . . S. 21A 
Art. Ml . . . . S. 250f. 
Art. afil Abs. 2 . S. 24Sf. 
Art. m . . . . S. I2ä 
Art. aSÖ . . . S. 248, 251 
Art. 3fiß . . . . S. laa 
Art. m. .... S. 2hl 
Art. aSQ . . . S. 98^ IM 
Art. 392. Z. fi . . S. 1Ü4 
Art. 225 S. 98, 101, 104, 

Art. 406 . . . . S. m 
Art. 408 .... S. m 
Art. 422 .... S. IM 
Art. 423 . S. OS. 101. IM 
Art. 424 S. lOL 104. 220. 

2Ü2 

Art. 427 .... S. 21Ü 
Art. 607 .... S. 2il 
Art, 824 . . . . S. 2il 

Reichsirewerbeordnang 

vn». 21. Jnni 186» 
vom . 

1. Joli 1S83 



§ Ifi . . . 

§ 2fi . . . 

§ äfi . . . 

§ il3 . . . 

I äß . . . 

§ 15Ü . . . 

§ 120, Abs. a 

§ IM . . . 



s. 
s. 
s. 



IM 

S. 54^ ÜD 
. S. LIÄ 
S.3i,21)Q 
. S. a2B 
. S. 



RelcliHstraf geset z bach 
vom iLL Mai 1870. 



§ 34, 
§ hü 
§ 123 

§ 23Ü 
§ 



. . . S. 271. 2M 
Z. a . . . S. 112 
. . . S. 16L 283 

s. ifia 

, . . . . S 23S 

s. 2aü 

. . S. 76^ 160, 2fiQ 
. . . .S. 12L lÄl 

s. aai 

S. lAh. 



§ aoa 
§ aM 
§ m 
§ an 
§ aiä 
§ aM 

§ au 
§ aifi 
§ a2fi 
§ aai 
§ aaa 

§ 34Ü 
§ 348, 
§ 350 
§ 353 
§ a5Ü 
§ 360, 

§ mi 

§ 367, 



S. 15Ü 

S. 15Ö 

• . . . . S. 377 
S. 145 

. . s. 53, 276, aaQ 

S. 53, 81. 92, 170. 
276, 279. 380, 
. . S. 150, 258. 2fil 

• . « • • S> 1 50 

s. laö 

s. Iii 

S. 156, 190, 292, 301 

. .... s. im 

Abs. 1 . . S. 365 
. . S. 81, 151, m 

, . . . . S. 2£2 

. . . 160, im. 

Z. U . . S. 36ff. 

Z. 4, 5 . . S. Ii5 

Z. L2 . . S. 333 

Z. lA • . S. 332 



Unter8tatziiii|r8vvohngitz- 
gesetz vom fi. Joni 1870. 

§ 2a s. ßfl 

KeiclisTerrassun? vom 
Ifl. April 1871. 
Art. U . . . . S. aM 

Reicbs>HnftpflIcht'(3e8etz 
vom L Juni 1871. 

§ 1 S. 59, 89, 91, 109, UOff., 
117, 163, 169, 177, 190, 
203. 225ff., 2957^87^ 
§ 2 .... S. 63, IM 
§ 3 S. I4a f., 163. 868. 884 
{> 1 Abs. 2 . . . S. m 
§ 8 . ■ S. 112, 169, 221 

Reichspost^etietz vom 
2^ Oktober 1871. 

§ eff S. 243 ff. 

Reich^raj'onfifGsotz vom 
21. Dezember 1671. 

§§ 34, 32 ... S. IM 



ReiehDbeamten^setz vom 
ai März 1878. 

§ 4 S. LLÜ 

§ m s. na 

§ 53 ff. . . . . S. Ifi 

§ 12 s. m 

§ I4äff. . . S. 112, 22fi 

Betriebsreplement fOr die 
Eisenbahnen Deatschlands 
vom LL Hai 1874. 

§ 43 S. 103 

§ 5a Abs. 2 . . S. Laß 

§ fi4ff. . . . . S. 1Ü4 

§ 68—70. ... S. 24a 

§ ID S. IM 

Relcbsgesetzy betreffend 
Abänderang des § i des 

(ilesetzes Qber das Post- 

weseu des Dcutschou 
Reichs — vom 2iL Üezem« 
ber 187». 

Art. . S. 111, 113. 22& 

EinfHhrH n ursgresetz 
lam Gericbt.sverfassnngr«- 
^etze vom27. JanaarlM??. 

§ u s. Lza 

Gerichts verfasso n gsgettets 
vom 21* Januar 1S77. 

§ la S. 1£S 

§ lÜ . . . S. 100. 1Q2 

Einführan^gesetz zur 
Clvilprosessordiiung vom 
äÜ. Jannar 1877. 

§ 6 S. 22ä 

§ 15 Z. 4 . . . S. 355 

Civilprozessordnnng: vom 
aiL Januar isj?. 



§ 
§ 
§ 

§ 
§ 



a 

Q 

u 

22 



. . s. 

. . s. 

. . s. 

. . s. 

S. 101, 



22a 
2ia 

121 

m 



2a ... . S. IMff. 
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§ 92 S. 223 

§ 123 Abs. a . . 8. m 

§ 2D0 Abs. 2 . . S. 122 

§ 211 Z. L 2 . . S. 14fi 

§ 2ai S. 221 

§ 259 . . S. 18, 262, 322 

§ 223 ff. . . . . S. ISA 

§ 511 S. 2i2 

§ 513 Z. 2 . . . S. 322 

StrafprozessordnnnfT rom 
1. Februar 1877. 

§ 2fiD S. 12Ö 

§ 3211 S. 2M 

ßalmordnnncr fUr die 
KiHenbahneii untergeord- 
neter Bedeutung: TOm 
12. Juni 1878. 

§ 2 S. US 

§ i5 s. 2a 

Reehtsanwaltoordnnng 
vom 1. Jnli 1878. 

§ ei s. m 

Kaiserliche Verordnunir 
TODi Hei)t«o)ber 1879. 

§ 1 ...... S. 229 

Relebsstempelgesetie vom 
L Jnli 1881 ^ 

Mai ISSfi' 

Tarif Xo. 4A' . . S. 12 
, 4a . . S. IM 
Anmerkung dazu . S. 23 

KrantreuTersleherangs- 

gesetz vom la. Juni 

§ fia Ziff. 2 . . S. IM 
§ 2fi Abs. 4 . S. 152, 24Q 

§23 S. 2Ä 

§52 . S. 96, 153f., IM 



SprengstoflTIgegetx rom 
Jnni 1884. 

§ a Abs. 2 . . . S. 21Ü 

Uofallversiehernngsgesetz 
Tom Jnli 1884. 

§ 1 S. 70, 145, •>-24, 23S,-j%. | 
... S. LID I 
... S. 243 
... S. 112 

. . . s.eiff. 

... S. 22 
. . . S. 68ff. 
. . . S. 61ff. 

afi s. i3j aiff., 111, 226, 

§ 225. 

Ausdehnnngsg-esetz vom 
28«. Mai 188Ö. 

§ 1 Ziff. 1 . . , S. ßfi 

BahnpoIIseireglement 
vom Mm November 1886. 

§ b. Abs. m . S. 8L 3M 

§ 3fi s. aa 

§ 5A .... S. 12fif. 

§ ai S. 215 

I 62 S. 21Ü 

§ 63 S. 21 

§ ßfi S. 93 

§ lÜ S. 351 

Gesetz, betreffend Für- 
sorge fUr die Beamten In 
Betricb.sunrallen vom 
Li. März 1880. 



§ 

§ 2 
§ 3 



§ 
§ 



5 
6 
2 



§ a 
§ m 



226 
226 



S. llOf., 
S. 112, 

. . s. 

S. 112, 222 

S. 112. 222 
S. l]2,'22(l{. 
. . S. 302 



s. maff., 225 ff. 



iilg«lMlne Tarifror- 

Schriften zum Den fachen 
Elisen bahiigütertarif vom 
L April 1887. 

Bin Nr. 8, 9 . S. 23 
Invalidität«- nnd Alters- 
rerslcherungüg^esetz vom 
22^ Juni 1889. 

§ 5ff. . . . .S. 240ff. 
§ iL Abs. 2 . S. 284, 301 

§ 22 S. 242 

§ 33 S. 122 

§ 77, Abs. 2 . . S. 122 
§ «Ol ai . . . S. Mfi 

§ S2 S. 122 

§ 84 S. 122 

§ 89 S . 242 

§ 90 S . 22Ö 

§ 24 S. 242 

§ 96 S. 243 

§ ma S. 166, 270, 274j 2B1 

§ 109 S. 2ai 

§ 139. Abs. 1 . . S. 142 

§142 S. 22D 

§ 151 S. 166, 269ff, 273ff., 

2&1 

§157 S.284f. 

§ IM . . . S. 284f.. 3Ü1 
§ im . . . . S. 240ff. 
Internationales Ueberein- 
Itommen über den Eisen- 
baimfracbtverliehr vom 

14. Oktober 1890. 
Art. [2, Abs. 4 . . S. 192 

Kaiserliclie Verordnong 
vom L Dezember 1890. 
§6 S. 128 

Gemeines Reeht> 
L. 4 Dig. de probat. 22,8 
S. 12ä 

L.3Cod. de aedil. action. 5,58 
S. 125 



B. Landesgesetze, Yerordunngen, Reglements u. 8. w. 



Preussen. 

Allgemeine Gerichts- 
Ordnung. 

L24§45Anhang§ 153S.353 
L 35 § 33 . . . S. 353 , 

Allgemeines Landrecht. ' 

Einl. § 24 ... S. 293 
„ § 15 . S. 158, 262 
„ §§ 88-94 . S. 383 I 

Theil I. Tit.5 §285 S.43, 235 
Tit. 5 § 3Ö2 . . S. Ifi ' 
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